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90. Sitzung 

Bonn, den 11. Mai 1978 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Bevor wir in die heutige Tagesordnung eintreten, 
möchte ich Sie bitten, mit mir gemeinsam eines 
Staatsmannes zu gedenken, der für sein Land Italien 
und für Europa in den letzten Jahrzehnten Hervor-
ragendes geleistet hat. Aldo Moro ist von seinen 
terroristischen Entführern auf brutale Weise ermor-
det worden, nachdem er wochenlang in der Gefan-
genschaft seiner Mörder gelitten hat. Wir drücken 
unseren tiefen Abscheu über dieses schreckliche Ver-
brechen aus und sagen der Familie Moro, dem italie-
nischen Parlament und dem ganzen italienischen 
Volk unsere herzliche Anteilnahme. 

Wir, die wir in den vergangenen Jahren selbst 
schwerste Erfahrungen mit dem Terrorismus in un-
serem Lande machen mußten, wissen uns mit den 
Verantwortlichen und der Bevölkerung in unserem 
Nachbarland Italien in dem festen Willen einig, uns 
gegen solche Entwicklungen zur Wehr zu setzen und 
unseren freiheitlichen, demokratischen Staat zu ver-
teidigen. 

Aldo Moros Tod ist eine Herausforderung an alle 
freiheitsliebenden Demokraten in Europa. Wenn wir, 
die demokratischen Kräfte in unseren Ländern, zu-
sammenstehen, werden wir der terroristischen Be-
drohung durch die überlegene Kraft unserer rechts-
staatlichen Ordnung Herr werden. — Sie haben sich 
im Gedenken an Aldo Moro von Ihren Plätzen erho-
ben. Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, nach den Toten fordern 
die Lebenden ihr Recht. Unsere Kollegin Frau Abge-
ordnete Matthäus -Maier hat am 4. Mai 1978 einer 
Tochter das Leben geschenkt. 

(Beifall) 

Ich möchte ihr die herzlichsten Glückwünsche aus-
sprechen. Es geschieht nicht oft, daß eine Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages dem Hohen Hause 
auf diese Weise Anlaß zu einer Gratulation gibt. 
Um so mehr freuen wir uns darüber. Wir wünschen 
unserer Kollegin und ihrer Familie alles Gute. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 10 der Tagesordnung betreffend Leitlinien für 

die Entwicklung der Mittelmeergebiete der Gemein-
schaft nebst Maßnahmen für die Landwirtschaft ab-
gesetzt werden. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mir liegt daran, dem Bundestag 
über die Ergebnisse des Staatsbesuchs zu berichten, 
den das Staatsoberhaupt der Sowjetunion, General-
sekretär Breschnew, der sowjetische Außenminister 
Gromyko und andere vom 4. bis 7. Mai der Bundes-
republik Deutschland abgestattet haben. 

Ich hatte am 19. Januar dieses Jahres von dieser 
Stelle aus darauf hingewiesen, daß der Bundesmini-
ster des Auswärtigen, Herr Kollege Genscher, wie 
ich auch diesem Besuche große politische Bedeutung 
beimessen. Wir dürfen heute sagen, daß die hinter 
uns liegenden Gespräche diese Einschätzung voll be-
stätigt haben. 

Die deutsch-sowjetischen Beziehungen sind nicht 
nur für beide Staaten und ihre Menschen, sondern 
auch für die übrigen europäischen Nachbarn von 
Bedeutung. 

Der Generalsekretär und ich haben eine sorgfäl-
tig erarbeitete gemeinsame Deklaration unterzeich-
net; ein Dokument, das die Fortschritte in der Nor-
malisierung der Beziehungen erkennen läßt. 

Der Moskauer Vertrag zu Beginn dieses Jahr-
zehnts hatte die Grundlage für den Ausbau unseres 
Verhältnisses zur Sowjetunion geschaffen. Seither 
ist manches vorangekommen; einiges ist auch uner-
ledigt geblieben. 

Die gemeinsame Deklaration vom letzten Sonn-
abend gibt Orientierung für die langfristige zukünf-
tige Gestaltung unserer Beziehungen. Sie soll auf 
zukünftige Dauerhaftigkeit und Stabilität hinwirken. 
Dies beruht auf dem Bewußtsein beider Seiten, daß 
beide eine gemeinsame Verantwortung tragen, 
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Bundeskanzler Schmidt 
welche Zusammenarbeit zur Notwendigkeit und zur 
Pflicht macht. 

Die gemeinsame Erklärung verschweigt nicht, daß 
es Unterschiede und daß es Grenzen gibt, die im 
deutsch-sowjetischen Verhältnis gegeben sind. Aber 
sie stellt fest, daß beide Seiten keine vernünftige 
Alternative zur friedlichen Zusammenarbeit der 
Staaten trotz der Unterschiede in mehreren Grund-
positionen und trotz unterschiedlicher politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Systeme sehen. 

Auf dieser Erkenntnis beruht der Kernsatz der 
Deklaration, nämlich: 

Beide Seiten sind fest entschlossen, die Qualität 
und das Niveau ihrer Beziehungen auf allen 
Gebieten weiter zu erhöhen und danach zu stre-
ben, daß gute Nachbarschaft und wachsende Zu-
sammenarbeit zum gesicherten Gut auch korn-

mender Generationen werden können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das Bekenntnis zur Entspannungspolitik und zur 
friedlichen Zusammenarbeit, meine Damen und Her-
ren, das die Bundesrepublik in dieser gemeinsamen 
Erklärung erneuert hat, steht in voller Übereinstim-
mung mit der Politik, die wir in den zurückliegenden 
Jahren gemeinsam mit unseren Partnern im Nord-
atlantischen Bündnis und in der Europäischen Ge-
meinschaft formuliert haben. 

Wir halten bei allen wichtigen Schritten unserer 
Politik enge, um nicht zu sagen engste Fühlung mit 
unseren Partnern. So verstand es sich von selbst, 
daß ich den amerikanischen Präsidenten und ebenso 
den französischen Staatspräsidenten und den briti-
schen Premierminister nach Abschluß der deutsch-
sowjetischen Gespräche persönlich über deren Ver-
lauf und Ergebnisse unterrichtet habe. 

Generalsekretär Breschnew hat unsere Gespräche 
zum Abschluß als „nötig, inhaltsreich und nützlich" 
bezeichnet. Ich habe dieser Bewertung voll beige-
pflichtet. Die offene und vertrauensvolle Art, in der 
wir über die bilateralen Beziehungen und über die 
internationalen Entwicklungen gesprochen haben, 
stellt einen Fortschritt im Umgang miteinander dar, 
der vor einem Jahrzehnt noch glatt für unmöglich 
gehalten worden wäre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der sowjetische Generalsekretär ist auch mit den 
Vorsitzenden der vier im Deutschen Bundestag ver-
tretenen Parteien zum Gespräch zusammengetroffen. 
Dies zeigt, daß die Sowjetunion die Pluralität unse-
rer Staatsordnung nicht ignoriert. Ich halte es für 
bedeutsam und begrüße es, daß unser Verhältnis zur 
Sowjetunion nicht auf die Kontakte zwischen den 
Regierungen beschränkt bleibt. 

In den Gesprächen haben die Lage in Europa und 
die Entspannungspolitik insgesamt einen breiten 
Raum eingenommen. Dies entspricht der Notwen-
digkeit, die sich aus der Rolle der Bundesrepublik 
Deutschland, aus ihrem Gewicht in der westlichen 
Welt, aus unserer geographischen Lage und aus un-
serer nationalen Lage ergibt. Alle diese Faktoren 
zusammen und jeder einzelne von ihnen machen 
unsere aktive Teilnahme am Dialog mit der öst- 

lichen Führungsmacht unerläßlich. Wir können un-
sere Bemühungen, die Teilung unseres Landes für 
die Deutschen erträglicher zu machen, indem wir 
unser Verhältnis zur DDR entwickeln, nicht gegen 
die Sowjetunion oder an ihr vorbei betreiben. 

Die Gespräche und Verhandlungen haben das per-
sönliche Engagement des Generalsekretärs Bresch-
new zur Entspannungspolitik und den Willen der 
Sowjetunion zur Fortsetzung der Entspannungspoli-
tik nachdrücklich bestätigt, was sich in den folgenden 
Ergebnissen zeigt. Beide Seiten haben sich erneut 
zur vollen Verwirklichung aller Bestimmungen der 
Schlußakte von Helsinki bekannt, d. h., wir waren 
uns darin einig, daß wir bei der Fortführung des 
KSZE-Prozesses nicht hinter den in Helsinki erreich-
ten Stand zurückfallen dürfen. Nach dem Inhalt der 
gemeinsamen Erklärung sollen die Ergebnisse der 
KSZE nicht nur der Zusammenarbeit der Staaten die-
nen, sondern den Menschen zugute kommen. Ich 
habe in diesem Zusammenhang meine Erwartung 
ausgedrückt, übrigens auch unsere Dankbarkeit für 
die bisherige Leistung auf diesem Feld, daß sich die 
Familienzusammenführung positiv fortentwickeln 
wird. 

Der sowjetische Generalsekretär hat darüber hin-
aus gemeinsam mit uns in der gemeinsamen Dekla-
ration das Prinzip der Unteilbarkeit des Friedens 
und der Sicherheit in allen Teilen der Welt aus-
drücklich anerkannt. Wir verstehen dies als Hinweis 
dafür, daß auch nach sowjetischer Ansicht der Ent-
spannungsprozeß nicht auf das bilaterale Verhältnis 
zwischen den beiden Weltmächten und auf Europa 
beschränkt bleiben kann, sondern daß er sich zuneh-
mend auf weitere Gebiete erstrecken soll. 

In meinen Gesprächen mit dem sowjetischen Ge-
neralsekretär ebenso wie in den Gesprächen von 
Herrn Kollegen Genscher mit Außenminister Gro-
myko hat natürlich Berlin eine große Rolle gespielt. 
Niemand, der die Berlin-Situation zu beurteilen ver-
mag, hat erwartet, daß es während dieser deutsch-
sowjetischen Begegnung hätte möglich gemacht wer-
den können, die grundsätzlichen Meinungsverschie-
denheiten in der Berlin-Frage auszuräumen und für 
die verschiedenen konkreten Probleme, die damit 
zusammenhängen, eine Lösung zu finden. Wir haben 
aber über beides, über die grundsätzlichen Fragen 
und über die hieraus in der Praxis immer wieder 
entstehenden Reibungen, sehr eingehend gespro-
chen. Ich habe besonderen Wert darauf gelegt, unse-
ren Gesprächspartnern deutlich zu machen, daß un-
sere Berlin-Politik nicht darauf ausgerichtet ist, die 
bestehende Lage zu verändern, sondern daß wir sie 
erhalten und stabilisieren wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dazu gehören als wesentliche Teile die gewachse-
nen Bindungen und Verbindungen zwischen Berlin 
und der Bundesrepublik. Zwar ist Berlin kein Be-
standteil, kein konstitutiver Teil der Bundesrepu-
blik Deutschland; aber Berlin lebt nach den glei-
chen Grundsätzen wie wir, Berlin ist und bleibt ein-
gebettet in dies Rechts-, Wirtschafts- und Sozialord-
nung der Bundesrepublik Deutschland. Deshalb hat 
Berlin — und darauf können sich die Berliner ver- 
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lassen — unsere Solidarität. Wir stehen zu Berlin 
in fester Verbundenheit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zu der bestehenden Lage im Sinne des Viermäch-
teabkommens gehören aber ebenso die Beschrän-
kungen, die wir in unserem Verhältnis zu Berlin 
auf uns genommen haben und die von uns voll 
respektiert werden. Ich meine, Grund zu der Annah-
me zu haben, daß die sowjetischen Gesprächspartner 
unsere Berlin-Politik jetzt besser verstehen, daß ei-
nige Mißverständnisse ausgeräumt werden konnten 
und daß zumindest ein Stück beiderseitigen Miß-
trauens tatsächlich abgebaut worden ist. 

Nun mag einer dazu sagen, das sei nicht viel, das 
sei kein meßbares Ergebnis. Ich meine, nur durch 
zähe und geduldige Bemühungen können Voraus-
setzungen dafür geschaffen werden, daß die Kon-
frontation in der Berlin-Frage dauerhaft entschärft 
und die noch offenen Berlin-Probleme lösbar ge-
macht werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Man muß sich von der Vorstellung trennen, daß die 
Sicherheit und die Lebenskraft Berlins durch bloß 
demonstrative Aktivitäten und Initiativen, die nie-
mandem tatsächlichen Nutzen bringen, wirklich ge-
stärkt werden könnten. Im Interesse Berlins muß 
sich eine verantwortungsbewußte Berlin-Politik an 
den vom Viermächteabkommen gegebenen Möglich-
keiten und Grenzen orientieren. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bundesregierung hat der sowjetischen Seite 
auch die Politik der Europäischen Gemeinschaft er-
läutert. Uns war es dabei wichtig, der Fehlbewer-
tung entgegenzutreten, als wäre der Prozeß der 
europäischen Integration gegen die Entspannung in 
Europa gerichtet. Wir haben unterstrichen, daß ein 
zusammenwachsendes Europa, in dem Berlin seinen 
festen Platz hat, ein zuverlässiger, stabiler Partner 
der Sowjetunion im Rahmen der Entspannungspo-
litik sein wird. — Mir haben diese Gespräche den 
Eindruck vermittelt, daß die sowjetische Führung 
die Europäische Gemeinschaft als Realität ansieht 
und als Verhandlungspartner akzeptiert. 

Die Ergebnisse unserer intensiven Gespräche über 
Abrüstung und Rüstungsbegrenzung geben Anlaß 
zu der Hoffnung, daß von diesen Gesprächen nach-
haltige Anstöße für die internationale Abrüstungs-
diskussion ausgehen werden. Es ist zum erstenmal 
in einer zwischen Ost und West vereinbarten Erklä-
rung die Feststellung getroffen worden, beide Seiten 
hielten es für wichtig, daß niemand militärische 
Überlegenheit anstrebe. Es ist zum erstenmal über-
einstimmend zwischen Ost und West zum Ausdruck 
gebracht worden, daß annähernde Gleichheit und 
Parität zur Gewährleistung der Verteidigung aus-
reichen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Die 
Russen verstehen das anders als Sie!) 

Hierin liegt die Anerkennung des Grundsatzes des 
Gleichgewichts auch für den militärischen Sektor, 
eine Anerkennung, die aus unserer Sicht ein not-

wendiges Element für eine wirkungsvolle Politik 
der Friedenssicherung darstellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum erstenmal hat die Sowjetunion uns gegenüber 
die Bereitschaft bekundet, auch über die in den Ver-
handlungen zur Begrenzung des strategischen Wett-
rüstens, SALT genannt, und in den Verhandlungen 
in Wien nicht erfaßten Waffen der bisweilen so ge-
nannten grauen  Zone, z. B. über Mittelstreckenrake-
ten, zu verhandeln. Dies eröffnet die Aussicht, daß 
auch auf diesem für Europa so bedeutungsvollen 
Sektor Disparitäten, die bestehen, abgebaut werden 
können. Es würde damit einem Erfordernis entspro-
chen werden, auf das wir in den Gesprächen mit der 
sowjetischen Führung sehr sorgfältig hingewiesen 
haben. 

Alle diese neuen Akzente dürfen uns bedeutungs-
voll erscheinen, weil ja der Westen davon ausge-
gangen ist oder war, daß die Sowjetunion die Ab-
rüstungsdiskussion seinerzeit mit dem Ziel begonnen 
hat, ihr Übergewicht dort, wo es besteht, fortzu-
schreiben oder festzuschreiben. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das tut 
sie immer noch!) 

Wir wissen — dies aus Erfahrung —, daß die Um-
setzung, die Transponierung von Prinzipienerklärun-
gen in praktische Politik weder etwas Selbstver-
ständliches noch etwas ist, das sich rasch vollzieht. 
Dennoch stellen wir mit Befriedigung fest, daß diese 
Gespräche neue Anknüpfungspunkte für die Fort-
setzung der Diskussion ergeben haben. 

Im Hinblick auf MBFR, d. h. die Wiener Verhand-
lungen, haben wir das Ziel bekräftigt, auf der Grund-
lage unverminderter Sicherheit der Beteiligten zu 
einer stabileren Lage auf niedrigerem militärischen 
Niveau zu gelangen. Wir und ebenso die Sowjet-
union sind bereit, uns an Verringerungen unserer 
Streitkräfte zu beteiligen, und zwar gemäß den Mo-
dalitäten, die in Wien ausgehandelt und vereinbart 
werden. Dies entspricht im übrigen der letzten west-
lichen MBFR-Initiative, von der Sie wissen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland und persönlich Herr 
Genscher und ich einen wichtigen Anteil daran hat-
ten. 

Wir haben die Bedeutung der Weiterentwicklung 
von vertrauensbildenden Maßnahmen in Europa un-
terstrichen. Sie würde ein weiterer wichtiger Beitrag 
zum Abbau der militärischen Konfrontation in Eu-
ropa sein. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet hat der Besuch zu 
einem neuen und wichtigen Akzent und Aspekt ge-
führt. Der Handel zwischen unseren beiden Ländern 
hat sich seit 1971 fast vervierfacht — insgesamt eine 
besonders gute Entwicklung im internationalen Ver-
gleich. Das bedeutet keineswegs, daß damit schon 
sämtliche Möglichkeiten ausgeschöpft wären. Die 
Volkswirtschaften der Sowjetunion und der Bundes-
republik Deutschland können sich noch in sehr viel 
weitergehender Weise ergänzen. Beide stehen auf 
hoher Entwicklungsstufe. Die Sowjetunion besitzt 
aber Energie und Rohstoffe, die wir nicht haben. Wir 
hingegen können auf vielen Gebieten besonders aus- 
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gereifte Technologien, Investitionsgüter, Verfahren 
anbieten. Daraus ergeben sich gute Aussichten der 
Zusammenarbeit, der Kooperation. 
Ich bin zuversichtlich, daß unsere Unternehmen 

diese Chance nutzen und mit dem notwendigen lan-
gen Atem an die Verwirklichung einzelner Projekte 
herangehen werden. Ich bin mir dabei durchaus des-
sen bewußt, daß die Entscheidung über ein langfri-
stiges Engagement in der Sowjetunion unsere Un-
ternehmensleitungen häufig vor große Probleme 
stellt. Daß die von sowjetischer Seite gewünschte 
Kompensation die Zusammenarbeit prinzipiell nicht 
erleichtert, ja, unter Umständen sogar für beide 
Partner von Nachteil sein kann, wissen wir. Wir ha-
ben dies auch den Sowjets deutlich gesagt. 

Es ist wichtig, daß dabei jede Seite ihre Interessen 
wahrnehmen kann. Z. B. liegt die Kompensation von 
Erdgas gegen Röhren durchaus im beiderseitigen In-
teresse. Aber dies ist nicht immer so. Wenn sich 
z. B. unsere sowjetischen Partner die Leistungen 
der deutschen Mittelstandsunternehmen zunutze 
machen wollen, so dürfen sie deren Möglichkeiten, 
fremde Produkte auf dem Markt zu verkaufen, nicht 
überfordern. Ich habe den Eindruck, daß unsere Ge-
sprächspartner dies erkannt haben. Uns ist anderer-
seits klar, daß wir den wirtschaftlichen Austausch 
mit einem hochentwickelten Industrieland — und 
dies ist ja die Sowjetunion — nicht auf den Import 
von Rohstoffen beschränken können und auch nicht 
beschränken wollen. 
Hier und an anderen Punkten hat sich gezeigt, daß 

die beiderseitigen Interessen miteinander in Ein-
klang gebracht werden können. Das langfristige 
Wirtschaftsabkommen dokumentiert, daß beide Sei- 
ten bereit sind, sich auf die Interessenlage der an-
deren Seite einzustellen. 

Ich bin aber auch aus politischen Gründen froh, 
daß wir dieses Abkommen unterzeichnen konnten. 
Es zeigt — über die einzelnen Geschäftsabschlüsse 
hinaus — die langfristigen Aspekte für die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit dieser beiden wichtigen 
Industrienationen Europas auf. Die Aspekte, die 
Perspektiven in diesem Abkommen reichen über das 
Ende dieses Jahrhunderts hinaus. 

Beide Regierungen haben klargemacht, daß sie ge-
willt sind, die Entwicklung der Wirtschaftsbeziehun-
gen nicht von einzelnen Projekten — und seien sie 
noch so wichtig und noch so spektakulär — abhän-
gig zu machen, sondern daß sie ihnen eine feste 
Basis auf Jahrzehnte hinaus geben wollen. 

Damit reicht das Wirtschaftsabkommen über die 
Fragen der Wirtschaft weit hinaus. Es wird hier eine 
Orientierung gegeben für die Entwicklung der poli-
tischen Beziehungen überhaupt, für eine langfri-
stige friedliche Entwicklung zwischen unseren Län-
dern, eine friedliche Entwicklung, die voraussetzt, 
daß die Menschen in beiden Staaten ein dauerndes 
Interesse daran gewinnen, daß es den Menschen im 
jeweils anderen Lande auch wirtschaftlich gut gehe. 

Wegen dieser umfassenden Bedeutung wird die 
Bundesregierung das Abkommen dem Bundestage 
zur Zustimmung vorlegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gilt nun, den Rahmen, den dieses Abkommen 
geschaffen hat, mit lebendigem Inhalt zu erfüllen. 
Diese Aufgabe fällt in unserem Lande in erster Linie 
den Unternehmen und den Unternehmensleitungen 
zu. Aber die Gewerkschaften und die Verbände der 
Wirtschaft sind ebenso aufgerufen, sich um Fort-
schritte zu bemühen. 

Meine Damen und Herren, halten wir uns die zen-
tralen Aussagen der Gemeinsamen Deklaration vor 
Augen! Wir haben den gemeinsamen Willen bekräf-
tigt: erstens zu vertiefter und dauerhafter Entspan-
nung, zweitens zu dynamischer Fortsetzung des 
KSZE-Prozesses, drittens zur annähernden Gleich-
heit und Parität im Bereiche der Rüstung, viertens 
zu guter Nachbarschaft und wachsender Zusammen-
arbeit auch kommender Generationen, fünftens zu 
langfristig ausgerichteter wirtschaftlicher Zusammen-
arbeit und sechstens zur Herstellung besseren ge-
genseitigen Verständnisses und größeren Vertrauens. 

Dieses alles zusammengenommen berechtigt die 
Bundesregierung zu der Feststellung: Diese deutsch-
sowjetische Begegnung hat uns der Normalisierung 
unseres Verhältnisses zur Sowjetunion ein Stück 
nähergebracht. 

Der 1969 vom damaligen Bundeskanzler Brandt 
und dem damaligen Außenminister Scheel begon-
nene Weg wird fortgesetzt. Es ist der einzige Weg, 
der uns den Frieden sichert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das klingt 

nach „alleinseligmachend" !) 

Unser heutiger Bundespräsident hat einmal ge-
sagt, das Ziel des Friedens stehe über allen Welt-
anschauungen, allen Gesellschaftsordnungen, über 
allen Rassen und allen Religionen. 

Auf der Grundlage fortschreitender Integration 
im Westen suchen wir gegenüber unseren östlichen 
Nachbarn realistisch und ohne Illusionen das fried-
liche Nebeneinander. Wir wollen Vertrauen schaf-
fen, und wir wollen zugleich unsere lebenswichtigen 
Interessen wahren. Wir haben weder die Präambel 
unseres Grundgesetzes geleugnet noch unsere Hoff-
nung auf Überwindung der deutschen Teilung im 
Zuge eines langen historischen Prozesses verschwie-
gen. Wir haben beides nicht getan. 

Aber wir haben auch gesagt: Deutsche und Rus-
sen, wir beide haben uns wechselseitig vieles zu 
geben. Keiner kann auf Kosten des anderen seinen 
Vorteil finden. Man kann sich auch nicht gegen-
einander abschotten. Keiner lebt, keiner existiert für 
sich allein, sondern wir leben, wir existieren zusam-
men, und zwar, geographisch und geschichtlich gese-
hen, sehr nahe beieinander. 

Was zwischen Deutschen und Russen gewesen ist 
— das hat dieser Besuch gezeigt —, muß nicht un-
überwindbare Hürde bleiben. Der Strom des ge-
schichtlichen Miteinander darf nicht versiegen, und 
die Geschichte macht auch keine Schlußpunkte. Der 
Frieden gedeiht nicht bei Eifersucht und Neid, bei 
Vorurteilen, bei Ressentiment, bei Haß und Gewalt. 
Der Friede verlangt kompromißbereite Toleranz, 
diese im besten Sinne europäische Tugend, die in der 
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Geschichte unseres Erdteils oft genug mit Füßen 
getreten worden ist. Der Friede verlangt nach dem 
Willen zum Ausgleich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben auch diesmal, meine Damen und Her-
ren, alles unserer Macht Mögliche getan, um einen 
ehrlichen Beitrag zum Frieden in Europa zu leisten. 
Die Bundesregierung weiß, daß die ganz große 
Mehrheit unseres Volkes diese Politik mitträgt und 
daß sie ihr innerlich zustimmt. 

Die meisten Bürger unseres Landes haben noch 
am eigenen Leib miterfahren, wie in diesem Jahr-
hundert das Deutsche Reich zerbrochen und unser 
Land geteilt worden ist. Wir wissen alle, worin die 
geschichtlichen Ursachen für die Katastrophe lagen. 
Wir können und wir wollen das alles nicht verges-
sen machen. Aber wir können uns, und wir wollen 
uns redlich darum bemühen, daß Deutsche und 
Russen aufeinander zugehen — bei allen großen 
Unterschieden der staatlichen und gesellschaftlichen 
Organisation und der geistig-politischen Grundlagen, 
Unterschieden, die wir nicht verkleinern. 

Die Jugend soll nicht wieder die Erfahrung ma-
chen, die Generationen vor ihr haben machen müs-
sen. Deshalb betonen wir in der Deklaration unser 
beiderseitiges Bestreben, daß — ich wiederhole es —
„gute Nachbarschaft und wachsende Zusammenarbeit 
zum gesicherten Gut auch kommender Generationen" 
werden sollen. 

Zur Erreichung dieses Zieles sind Besuch, Dekla-
ration und Abkommen ein guter Beitrag. — Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der SPD 
und der FDP) 

Präsident Carstens: Ich eröffne die Aussprache. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Der Friede wird erst dann wirklich fest, wenn er 
zum Hauptorientierungspunkt und Kriterium 
der. Politik aller Staaten wird; wenn nicht die 
Angst vor dem Nachbarn, sondern das bewußte 
Bestreben, miteinander friedlich zusammenzuar-
beiten und Vereinbarungen ohne Beeinträchti-
gung der Sicherheit von irgend jemandem zu 
treffen, das Herangehen der Regierungen an die 
entstandenen Probleme bestimmen wird. 

Dies ist ein Zitat aus der Tischrede des General-
sekretärs der KPdSU, Leonid Breschnew, vom Don-
nerstag der vergangenen Woche hier in Bonn. 

Wir, die CDU/CSU, nehmen diese Erklärung über 
den sowjetischen Friedenswillen und dieses Werben 
auch um unser Vertrauen ernst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bedeutung der Sowjetunion als Vertragspart-
ner der Bundesrepublik Deutschland, als militäri-
sche Großmacht, als eine der vier Mächte, die für 

Deutschland als Ganzes und Berlin Rechte und Ver-
antwortlichkeiten innehaben, ist offenkundig. 

Deshalb — und hier stimme ich Ihnen zu, Herr 
Bundeskanzler, — ist es wichtig, daß zwischen den 
verantwortlichen Persönlichkeiten der beiden Staa-
ten trotz der tiefen politischen Überzeugungs- und 
Interessengegensätze immer wieder Gespräche statt-
finden. Auch hierzu sind wir bereit. 

Aber ein solcher Dialog kann nur dann wirklich 
konstruktiv und nützlich sein, wenn er offen und 
ehrlich geführt wird. 

Es liegt deshalb im nationalen Interesse der Deut-
schen — und ich hoffe, darin sind wir einer Mei-
nung —, sich für nachbarschaftliche, für gutnachbar-
schaftliche Beziehungen mit der Sowjetunion einzu-
setzen. 

Wir sind bereit, die Sowjetunion als einen Partner 
zu betrachten,  mit dem eine Zusammenarbeit in 
vielen Bereichen möglich und für beide Seiten von 
Vorteil ist. Wichtige Abschnitte in der Geschichte 
der deutsch-russischen Beziehungen beweisen, daß 
dies immer wieder möglich war — zum Nutzen bei-
der Völker. 

Allerdings — und das muß gerade in Betracht auf 
das deutsch-sowjetische Verhältnis deutlich hinzu-
gefügt werden — darf ein deutsch-sowjetisches Zu-
sammenwirken nicht zu Lasten der Lebensinteressen 
anderer Nachbarvölker gehen. Die großen Schick-
salsschläge, die unermeßliches Leid über unsere 
Völker gebracht haben, lehren uns aber auch, daß 
es im Interesse der beiderseitigen Beziehungen liegt, 
wenn offen und aufrichtig auch über das gesprochen 
wird, was uns trennt. 

Dies auszusprechen und die sich daraus für die 
künftige Zusammenarbeit ergebenden Schwierigkei-
ten und Grenzen aufzuzeigen, bedeutet nicht, einen 
Interessengegensatz zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion so stark zu betonen, daß jede Zusam-
menarbeit schlechthin ausgeschlossen ist oder un-
möglich gemacht wird. Im Gegenteil: Es ist die Auf-
gabe beider Seiten, gemeinsame und parallele In-
teressen aufzuzeigen und auf dieser Grundlage zu 
versuchen, Beziehungen positiv zu gestalten. 

Wir, die CDU CSU, begrüßen es, daß es möglich 
war, beim Besuch des sowjetischen Staats- und Par-
teichefs Leonid Breschnew auch einen offenen Mei-
nungsaustausch mit den Führern der Oppositions-
parteien zu führen. 

Eine nüchterne Analyse der erzielten Ergebnisse, 
Herr Bundeskanzler — und damit darf ich auf Ihre 
Regierungserklärung eingehen —, darf sich jedoch 
nicht nur auf die Reden, Gespräche und die unter-
zeichneten Dokumente beziehen. Eine solche Ana-
lyse muß die sowjetischen Ziele, Absichten und In-
teressen, die auch zu diesem Staatsbesuch, zu diesem 
Termin geführt haben, mit einbeziehen. Dabei habe 
ich einige nüchterne Feststellungen zu machen. 

Es kam zu mehrmaligen Verschiebungen des Ter-
mins, und wir glauben, keineswegs nur aus Gründen 
der Gesundheit. Dann ist dieser Termin sehr kurzfri-
stig anberaumt worden. Das erfolgte zu einem Zeit-
punkt, Herr Bundeskanzler, der durch starke Diffe- 
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renzen zwischen der Bundesregierung und den Ver-
einigten Staaten von Amerika geprägt war und ist. 
Die Politik der Menschenrechte — um nur einige 
Beispiele zu nennen — von Präsident Carter wurde 
von Ihnen persönlich, von vielen Mitgliedern Ihrer 
Regierung und vor allem von Ihrer eigenen Partei 
fortdauernd in Zweifel gezogen. Die Diskussion um 
die Neutronenwaffe, noch vor wenigen Wochen auch 
in diesem Haus, von der Führung der SPD in irre-
führender Weise öffentlich entfacht und durch die 
undurchsichtige Haltung der Bundesregierung mitge-
fördert, hat deutliche Meinungsverschiedenheiten in 
zentralen Fragen der Sicherheits- und Abrüstungs-
politik zwischen Bonn und Washington offenbart. 
Auf den Streit in Sachen Wirtschaftspolitik zwischen 
Ihnen und der Administration des Präsidenten Car-
ter will ich in diesem Zusammenhang gar nicht wei-
ter eingehen. 

Dieser Besuch erfolgte auch so rechtzeitig, daß er 
noch vor den Gipfelkonferenzen der NATO und der 
westlichen Industrieländer Ende Mai und im Juli 
dieses Jahres stattfand. Das sind Gesichtspunkte, 
die den internationalen Zusammenhang deutlich 
machen und die auf keinen Fall vergessen werden 
dürfen. Ich hätte mir sehr gewünscht, Herr Bundes-
kanzler, wenn Sie diesen Zusammenhang hier nicht 
nur hergestellt, sondern auch aus Ihrer Sicht in 
Ihrer Regierungserklärung dokumentiert hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt einen zweiten sehr wichtigen zentralen 
Gesichtspunkt: Der Verlauf des KSZE-Nachfolge-
treffens in Belgrad hat offenkundig die Sowjetunion 
politisch und moralisch in die Defensive gedrängt. 
Die Entwicklung in Afrika, insbesondere am Horn 
von Afrika, hat weltweite Kritik an der sowjetischen 
Expansionspolitik ausgelöst. 

Wir haben in diesen Tagen den blutigen Umsturz 
und die kommunistische Machtübernahme in Afgha-
nistan erlebt. Sie fielen zeitlich mit diesem Besuch 
zusammen. Es ist ein ziemlich trauriges Zeichen für 
den Zustand der öffentlichen Meinung bei uns im 
Westen, daß dieses Ereignis in Afghanistan nahezu 
ohne öffentliche Reaktion blieb. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kommt ein dritter Merkposten hinzu, Herr Bun-
deskanzler: Die Enttäuschung der sowjetischen Füh-
rung über die Stagnation der amerikanisch-sowjeti-
schen Gespräche über die Begrenzung strategischer 
Rüstungen ist seit langem offenkundig. Auch die 
Wiener Verhandlungen über die Truppenreduzie-
rung in Mitteleuropa verlaufen gegenwärtig durch-
aus nicht im Sinne Moskaus. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig zu wis-
sen, daß die Sowjetunion seit einiger Zeit bestrebt 
ist, der Bundesrepublik Deutschland, nicht nur im 
politischen Sinne, sondern auch in Fragen der Ab-
rüstung und Rüstungsbegrenzung eine Schlüssel-
rolle im westlichen Bündnis zuzuweisen. Die so-
wjetische Führung geht dabei davon aus, daß zwei-
seitige Gespräche zwischen ihr und der Bundesregie-
rung über Fragen der Sicherheit und Abrüstung 
ihren Eindruck auf unsere Bündnispartner im Westen 
nicht verfehlen werden. 

Ein zweiter Punkt gehört dazu. Die Sowjetunion 
konnte im jetzigen Zeitpunkt auf ein für sie günsti-
ges innenpolitisches Klima in der Bundesrepublik 
Deutschland rechnen. Das will ich ganz nüchtern an-
sprechen und belegen. Die von Ihnen, meine Damen 
und Herren von der SPD, mit pseudomoralischen 
Argumenten geführte Diskussion und Auseinander-
setzung über die Neutronenwaffe war für die So-
wjetunion eine außerordentlich willkommene Hilfe, 
die öffentliche Meinung in der Bundesrepublik und 
in Westeuropa gegen diese Waffe zu mobilisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie hat — ob Sie das immer wollten oder nicht, aber 
das war im Gefolge Ihrer Politik die Konsequenz — 
auch dazu beigetragen, wieder ein Stück Mobilisie-
rung gegen die Amerikaner in der Bundesrepublik 
zu erreichen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Das ha

-

ben Sie doch gemacht!) 

— Das ist ein so ungewöhnlich törichter Zwischen-
ruf, daß Sie ihn ruhig noch einmal wiederholen 
können. 

(Zurufe von der SPD) 

Die CDU/CSU ist ganz gewiß nicht die Partei, die die 
Bevölkerung gegen die Amerikaner mobilisiert hat. 
Sie haben die Anti-Amerikakampagne in der Bun-
desrepublik jahrelang geschürt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf den vorderen Bänken Ihrer Parteiführung sitzen 
nicht wenige, die damit in den letzten Jahren poli-
tische Geschäfte gemacht haben. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir schon bei der Verteidigungsbereitschaft 
sind: Es war ja nicht zuletzt Ihre Politik — denken 
Sie an die Auswirkung der Diskussion um die 
Wehrpflichtnovelle, den Wechsel im Verteidigungs-
ministerium, die wiederholten Vorstöße von füh-
renden Leuten der SPD, die gemeinsame NATO-Linie 
in Fragen der Wiener Truppenabbauverhandlungen 
zu verlassen und eigene Initiativen zu ergreifen —, 
die der Sowjetunion — ob Sie das wollten oder 
nicht, aber sie tat es — das Vorhandensein eines 
Nährbodens für ihre gegen den Westen gerichtete 
Abrüstungspropaganda signalisierte. Das ist doch 
die Erfahrung in der Bundesrepublik Deutschland 
in den letzten Monaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Während die Sowjetunion in den Jahren nach 
1970 in besonderer Weise stark aufgerüstet hat, ver-
mittelte und vermittelt Westeuropa — und gerade 
auch die Bundesrepublik Deutschland — den Ein-
druck, als werde ein wesentlicher Teil der politi-
schen Führung — auch unseres Landes — immer 
deutlicher davon gezeichnet, ein Nachlassen der 
Verteidigungsbereitschaft in Kauf zu nehmen. Auch 
das gehört zur Bestandsaufnahme der Gegenwart. 

Dafür tragen Sie, meine Damen und Herren von 
der SPD, wesentliche Verantwortung. Wir erleben 
doch mit Sorge, wie die Herren Brandt, Wehner, 
Bahr, Ehmke und andere erneut dabei sind, die 
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wichtige Diskussion über Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle mit einseitigen und selektiven moralischen 
Argumenten zu führen und damit einer wirklich 
ernsthaften Sachdiskussion zu entziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Sie hier betreiben, ist doch nichts anderes als 
der Versuch, wie in den Jahren nach 1969 die Bür-
gerschaft unseres Landes zu spalten und zu polari-
sieren. Anfang der 70er Jahre waren alle jene, die 
für die Ostpolitik der Regierung waren, Freunde 
des Friedens, während alle Gegner und Kritiker 
dieser Politik in primitiver Weise als Feinde des 
Friedens abgestempelt wurden. Genau die gleiche 
Lesart soll doch jetzt im Vorfeld der Wahlen wieder 
praktiziert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann Sie nur warnen, diese Demagogie fortzu-
setzen. Ich kann Sie nur warnen, weil Sie damit die 
Sicherheit unseres Landes nicht fördern und weil 
Sie damit eine Entwicklung einleiten, deren militä-
rische und politische Folgen unübersehbar sind. Sie 
schaden damit wahrlich nicht der Opposition. Sie 
schaden allein den Interessen unseres Vaterlandes 
und damit auch dem westlichen Bündnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch das ist ja kein Zufall und muß angesprochen 
werden: Diese Kampagne liegt im Interesse sowje-
tischer Ideologen, und sie ist Wasser auf die Mühlen 
der kommunistischen Propagandisten genauso wie 
,Ihre just zum Zeitpunkt des Breschnew-Besuchs in 
Gang gebrachte Kampagne gegen den Radikalen-
erlaß. Es ist doch kein Zufall, daß sich jetzt ausge-
rechnet Herr Brandt hinstellt und dieses Thema in 
dieser Form abhandelt, er, der immerhin dabeisaß, 
als die deutschen Ministerpräsidenten damals diese 
Vereinbarung mit dem Bundeskanzler trafen. 

(Strauß [CDU/CSU] : Und mit unterschrieben 
hat!) 

— Und unterschrieben hat. — Können Sie denn 
leugnen, daß hier der Zusammenhang mit den Be-
rufsverbotskampagnen der Kommunisten unzweifel-
haft hergestellt werden kann, hergestellt werden 
muß? 

In diesen internationalen und innenpolitischen 
Rahmen müssen wir auch den Besuch von General-
sekretär Breschnew einordnen, denn an diesen Rea-
litäten und an den nationalen Interessen unseres 
Volkes müssen wir den Besuch als Ganzes und im 
einzelnen auch die Dokumente messen. Die Ziele 
deutscher Ostpolitik müssen bleiben: 

1. die Bewahrung unserer Freiheit, die Verwirk-
lichung der Menschenrechte für alle Deutschen — 
denn dies ist der moralische Kern unserer bleibenden 
Forderung nach der Wiederherstellung der nationa-
len Einheit Deutschlands im Rahmen eines vereinig-
ten, freien Europas —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

2. die Aufrechterhaltung und Entwicklung der 
Bindungen Berlins an die Bundesrepublik Deutsch-
land — dies ist ein wichtiges Element des Viermäch-

teabkommens über Berlin, das strikt eingehalten und 
voll angewendet werden muß — , 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

3. die Einbindung unserer Friedensbemühungen 
in die Politik der Europäischen Gemeinschaften und 
der Nordatlantischen Allianz. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Das prak

-

tiziert die Bundesregierung doch alles!) 

4. Die Verträge mit dem Westen und dem Osten 
und die KSZE-Schlußakte müssen natürlich auch im 
deutschen Interesse in Übereinstimmung mit unserer 
Verfassung und im Sinne der völkerrechtlich ver-
brieften Menschenrechte genutzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

5. Zu dieser Politik gehört unser Eintreten für ei-
ne ausgewogene Rüstungsbegrenzung und Abrü-
stung, die eine qualitative und quantitative Parität 
sowohl interkontinental wie europäisch-regional ge-
währleistet. Unser Ziel — Herr Bundeskanzler, an 
diesem Punkt stimmen wir Ihnen gern zu — bleibt 
ein dauerhafter Friede in Europa und weltweit. Das 
ist der Wille aller Deutschen. Wir sollten in der 
deutschen Innenpolitik damit aufhören, uns gegen-
seitig abzusprechen, daß wir mehr oder weniger 
für den Frieden seien. Wir haben gemeinsam die 
Lektion unserer Geschichte gelernt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, wenn wir diese Elemente, diese 
Grundvoraussetzungen als Maßstab an die Ergeb-
nisse dieses Besuchs anlegen, dann sind diese Ergeb-
nisse trotz allem recht mager. Es war — das braucht 
nichts Schlechtes oder Negatives zu sein — ein Be-
such der Kontakte und nicht der Resultate. Aber 
diese Kontakte — das sage ich deutlich — sind von 
großer Bedeutung. So wichtig dieser Besuch für die 
Normalisierung der gegenseitigen Beziehungen war, 
so rechtfertigt er nicht die überschwengliche Kom-
mentierung, die Sie und andere mit Ihnen vertreten 
haben und in diesen Besuchstagen dem deutschen Bür-
ger gelegentlich zugemutet haben. Die nüchternere 
Sprache Ihrer Regierungserklärung heute gefällt mir 
sehr viel besser. Aber, Herr Bundeskanzler, Sie hät-
ten dann schon ein Wort zu Ihrer These sagen sol-
len, daß dies ein „Ereignis von historischer Dimen-
sion" sei und daß Vertragsvereinbarungen zu ver-
zeichnen seien, die „ohne Beispiel in der Welt" da-
stünden. Das sind sehr große Worte. Wir sind ja in 
dieser Erfahrung von Ihnen verwöhnt. Aber ich 
meine, in einer Regierungserklärung sollten Sie doch 
dem Lernbegierigen und Lernwilligen in Deutschland 
etwas Amtshilfe gewähren. So hoffnungslos sind ja 
selbst die Kollegen in der SPD nicht dran, daß sie 
nicht bereit wären, hier dazuzulernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mit Interesse ha-
ben wir dagegen die Äußerung der FDP gelesen. 
Ich teile die Ansicht von Herrn Mischnick, daß erst 
die kommenden Monate und Jahre zeigen müssen, 
wieweit Übereinstimmung zwischen Bonn und Mos-
kau in Tat und Wahrheit erreicht werden konnte und 
ob der sowjetische Partner mehr als bisher die 
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Weisheit und den Willen aufbringt, den elementa-
ren Überzeugungen, Rechten und Interessen des 
deutschen Volkes Rechnung zu tragen. 

Zusammenfassend kann man sagen: Die Schluß-
dokumente können nicht an ihren Worten, sondern 
müssen an ihren Wirkungen und Taten gemessen 
werden. Nicht schöne Worte schaffen jenes Ver-
trauen, von dem in diesen Tagen so oft die Rede 
war, sondern die konkreten Taten. 

Die Schlußdokumente sind — wie so viele deutsch-
sowjetische Texte der letzten acht Jahre — der 
Versuch, die tiefgreifenden politischen Interessen-
unterschiede und Überzeugungsgegensätze zwischen 
der Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutsch-
land durch eine Ansammlung wohlklingender For-
meln wie Entspannung, Abrüstung, Frieden, Ver-
trauen zu überdecken. Unsere Erfahrung, Herr Bun-
deskanzler, hat gerade in den letzten Jahren und 
gerade in der Berlin-Frage gezeigt, daß verbale 
Übereinstimmung noch keine Übereinstimmung in 
der Sache ist und daß eine solche Politik leicht zu 
Trugschlüssen und Illusionen führen kann. Wir 
werden deshalb auch weiterhin die sowjetische Ent-
spannungsbereitschaft daran messen, wieweit ihr 
Taten folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Prüfsteine für diesen guten Willen sind für uns 

1. die Bereitschaft zu realer und kontrollierter 
Abrüstung und damit größerer Sicherheit in Europa, 

2. Berlin, das für uns nicht irgendeine Stadt, son-
dern Herzstück der deutschen Geschichte und der 
deutschen Gegenwart ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

3. die Entwicklung in Deutschland, vor allem auch 
an der innerdeutschen Grenze, 

4. die Verwirklichung der Menschenrechte und 

5. ein Voranschreiten bei der Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Kultur und des 
Jugendaustausches. 

Es gibt keinen Zweifel, meine Damen und Herren, 
daß sich die Verbesserung der politischen Beziehun-
gen zwischen den beiden Staaten und zwischen Ost 
und West generell am besten, am glaubwürdigsten 
in einer ausgewogenen Verminderung der militäri-
schen Zerstörungskraft niederschlagen würde. Die 
Sowjetunion, Herr Bundeskanzler, muß wissen, daß 
ihre Erklärungen über Frieden und Entspannung 
so lange nicht überzeugend sind, solange sie den 
Ausbau ihrer militärischen Macht praktisch unbe-
grenzt fortsetzt. 

Wir alle in der CDU/CSU wären gern bereit, die 
Aufrichtigkeit der sowjetischen Friedensbeteuerun-
gen und des Gewaltverzichts anzuerkennen. Die mi-
litärische Überlegenheit der Sowjetunion, wie sie 
sich vor allem in der gewaltigen Überlegenheit der 
Panzerwaffe und der Mittelstreckenraketen doku-
mentiert, steht unserem guten Willen dazu und dem 
anderer immer noch entgegen. Die sowjetische Über-
legenheit gerade in Mitteleuropa übersteigt doch bei 
weitem die Verteidigungserfordernisse der Sowjet-
union. 

Wenn die sowjetische Führung darauf verweist, 
daß es allein ihrer Souveränität unterliegt, ihr eige-
nes Sicherheitsbedürfnis zu definieren, so muß sie 
dieses subjektive Sicherheitsbedürfnis auch anderen, 
auch der Bundesrepublik Deutschland, auch dem We-
sten als Ganzem, selbstverständlich zugestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, meine Damen und Herren, gerade das tut die 
Sowjetunion nicht, wenn sie gleichzeitig alles ver-
sucht, unsere Antwort auf die sicherheitspolitische 
Herausforderung des Warschauer Pakts zu verhin-
dern. Dazu gehört eben auf Grund unseres nationa-
len Sicherheitsbedürfnisses und desjenigen des 
Bündnisses die Weitergabe militärischer Kenntnisse 
und technischen Know-hows der Amerikaner an die 
europäischen Verbündeten; dazu gehört — ich sage 
es noch einmal — auch die Einführung der Neu-
tronenwaffe. 

Die Sicherheit in Europa kann nur auf der Basis 
wechselseitig angewendeter Kriterien hergestellt 
werden. Nach wie vor, meine Damen und Herren — 
und wir haben keine Freude an dieser Feststellung, 
aber sie muß getroffen werden, weil sie realistisch 
ist —, läßt es aber der dialektische Sicherheitsbe-
griff der Sowjetunion nicht zu, eine Übereinstim-
mung herbeizuführen, um die verschiedenartigen 
Militär- und Rüstungspotentiale . in Ost und West 
wechselseitig vergleichbar und nachweisbar zu ma-
chen. Erst dann stünde einer Übereinkunft im Rah-
men von SALT oder MBFR nichts mehr im Wege, 
weil erst dann jede Seite und auch wir sicher sein 
könnten, daß die andere Seite daraus keinen ein-
seitigen Vorteil gewinnt. Wir werden uns auf kei-
nen Fall einer sowjetischen Sicherheitsdoktrin beu-
gen, die nur in der Aufrechterhaltung von militäri-
scher Überlegenheit ausreichende Sicherheit findet. 
Wir warnen deshalb davor, die Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland auf die sowjetische Zu-
sicherung zu gründen, daß militärische Gewalt in 
den wechselseitigen Beziehungen nicht angewandt, 
angedroht und manifestiert werden soll. Es geht hier 
vielmehr um ein wesentlich politisches Problem: Ein 
Partner oder Gegner kann nicht nur nach seinen 
Erklärungen beurteilt werden; ausschlaggebend 
bleibt, meine Damen und Herren, wozu er fähig ist. 

Aus der Erfahrung der Geschichte wissen wir, daß 
vereinbarter Gewaltverzicht diejenigen Bedrohun-
gen für eine frei bestimmte Politik nicht ausschließt, 
die in der bloßen Existenz überlegener Militärmacht 
liegen. Wer sich, Herr Bundeskanzler — auch ohne 
daß er offen bedroht wird —, im Bewußtsein seiner 
eigenen militärischen Unterlegenheit kein eigen-
ständiges, den Interessen des eigenen Landes ent-
sprechendes Handeln mehr zutraut, wer in entschei-
denden Fragen die Billigung des überlegenen Nach-
barn einholen muß, um Konflikten vorzubeugen, ein 
solcher Staat,, meine Damen und Herren, ist auch in 
unserem internationalen System politisch erpreßbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir, die Bundesrepublik Deutschland, müssen 
deshalb alles tun, um die politische Solidarität 
innerhalb des Atlantischen Bündnisses überzeugend 
zu stärken. Wir müssen unseren eigenen Beitrag 
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zur westeuropäischen Verteidigung ohne Wenn und 
Aber leisten. Beides ist die Voraussetzung dafür, 
daß unsere Bundesrepublik Deutschland nicht in 
eine Lage gerät, in der sie politisch erpreßbar ist. 
Eine derartige sowjetische Einwirkung würde zu 
einer Beziehung führen, in ,der sich die Bundes-
republik Deutschland eine einseitige Pflicht zum 
Wohlverhalten gegenüber den außen- und innen-
politischen Forderungen der Sowjetunion auferle-
gen müßte. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Wir würden in eine Wohlverhaltensabhängigkeit 
geraten. Das kann und darf nicht sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, eine solche Entwick-
lung ist langfristig nur zu verhindern, wenn es 
wie in den vergangenen Jahren — auch künftig ein 
ausgewogenes politisches und militärisches Ver-
hältnis zwischen NATO und Warschauer Pakt gibt, 
das die auf beiden Seiten vorhandenen Macht-
potentiale für die Zwecke ,des militärischen Einsat-
zes und des politischen Drucks unbrauchbar macht. 
Vor allem in dieser Feststellung liegt nach wie vor 
die friedenswahrende Mission der NATO und un-
serer Bundeswehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, in diesem Zusammenhang 
erfüllen uns die vorliegenden Texte mit einiger 
Sorge. Bekanntlich hat die Sowjetunion bei den 
Wiener Truppenabbauverhandlungen von Anfang 
an darauf gedrängt, schon in einem frühen Stadium 
über nationale Begrenzungen, also auch über eine 
Reduzierung der Bundeswehr, zu verhandeln. Die 
Bundesregierung und unsere Verbündeten haben 
sich diesen Forderungen immer widersetzt. Wir 
haben diese Haltung nachdrücklich unterstützt und 
tun  es  heute auch. Es war wiederum den Herren 
Brandt und Wehner vorbehalten, ihre Bereitschaft 
zu Abschwächungen der westlichen Bündnispolitik 
in Wien immer wieder zu signalisieren. Jetzt, Herr 
Bundeskanzler, erklärt sich die Bundesregierung 
ihrerseits in der „Deklaration" bereit, sich — ich 
zitiere — „mit ihren Streitkräften an Verringerungen 
der direkten Teilnehmer der Verhandlungen" zu 
beteiligen. 

Hinweis genug auf die Problematik dieses Satzes 
ist es, daß sich — Herr Breschnew war kaum abge-
reist — der 'Bundesaußenminister bemüht fühlte, 
diesen Satz öffentlich zu interpretieren. 

Ich will für die CDU/CSU feststellen, daß wir eine 
Vorreiterrolle in Abrüstungsfragen im Sinne der 
sowjetischen Vorstellungen strikt und entschieden 
ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann verwundert uns eine andere . Formulierung, 
Herr Bundeskanzler. Sie haben sie heute sehr defen-
siv in Ihrer Regierungserklärung verteidigt. Wir le-
sen mit Erstaunen die Formulierung, „daß niemand 
militärische Überlegenheit anstrebt". Meine Damen 
und Herren, die Sowjetunion strebt nicht danach, 

sie hat sie bereits. Das ist ein ganz wesentlicher 
und entscheidender Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, was soll eigentlich dieser 
Satz? Ich könnte Ihnen jetzt eine ganze Stunde 
lang Ihre eigenen Zitate zu diesem Punkt vorlesen: 
den Bundesverteidigungsminister Helmut Schmidt, 
den Bundesfinanzminister Helmut Schmidt und den 
Bundeskanzler Helmut Schmidt. Sie haben doch 
selbst immer wieder bis in die letzten Tage hinein 
von der bereits bestehenden militärischen Überle-
genheit der Sowjetunion in Europa gesprochen. Be-
reits diese Überlegenheit muß uns doch gemeinsam 
zuviel sein, muß abgebaut werden oder von der 
NATO ausgeglichen werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland selbst kann und will keine militärische 
Übermacht besitzen. 

Die Friedenspolitik Konrad Adenauers hat sich 
von Anfang an in völkerrechtlich verbindlicher Form 
zum Prinzip des Gewaltverzichts bekannt. Die Bun-
desrepublik Deutschland hat sich ebenfalls unter 
Adenauer freiwillig Rüstungsbeschränkungen und 
Rüstungskontrollen unterworfen, insbesondere dem 
Verbot der Herstellung von Atomwaffen sowie bio-
logischer und chemischer Waffen. 

Nachdem das Prinzip des Verzichts auf die An-
drohung oder Anwendung von Gewalt zur Lösung 
strittiger Fragen in der Schlußakte von Helsinki er-
neut feierlich bekräftigt worden ist, müssen doch 
nun endlich praktische Schritte getan werden, um 
den Frieden durch eine allgemeine und vollständige 
Abrüstung unter strenger und wirksamer interna-
tionaler Kontrolle unangreifbarer zu machen. Die 
Bundesrepublik Deutschland muß von der Sowjet-
union die Bereitschaft erwarten, ihrem Gewaltver-
zicht endlich, jetzt und heute, konkrete und ausge-
wogene Abrüstungsmaßnahmen folgen zu lassen. 

Ein wesentlicher Prüfstein, meine Damen und Her-
ren, für die Entspannungsbereitschaft der Sowjet-
union bleibt für uns die sowjetische Politik und die 
der DDR gegenüber Berlin. Wir stellen auch nach 
diesem Besuch, Herr Bundeskanzler, keine positive 
Bewegung im Blick auf die Berlin-Frage fest. Das 
gemeinsame Schlußkommuniqué klammert im Ge-
gensatz zur gemeinsamen Deklaration die Berlin-
Frage völlig aus. Dies ist bei anderen Themen nicht 
der Fall. 

Im Abkommen über die langfristige wirtschaft-
liche Zusammenarbeit hat sich Moskau bereit ge-
funden, West-Berlin in den Text aufzunehmen. 
Allerdings, meine Damen und Herren, wird sich 
auch hier erst bei der Ausfüllung dieses Rahmenab-
kommens zeigen, wie konkret die Sowjetunion die 
Einbeziehung Berlins meint. 

Herr  Bundeskanzler, seit drei Jahren liegen drei 
zweiseitige Abkommen auf dem Tisch, die auch 
diesmal nicht unterzeichnet werden konnten, weil 
sich die Sowjetunion nach wie vor strikt weigert, 
West-Berlin konkret einzubeziehen. Es wäre doch 
Ihre Aufgabe gewesen, Ihren hohen Gast darauf hin-
zuweisen, daß wir ein solches selektives politisches 
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Verhalten auf die Dauer nicht hinnehmen und akzep-
tieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Immer dann, meine Damen und Herren, wenn es 
vorrangig um sowjetische Interessen geht, ist die 
Sowjetunion bereit, unseren Interessen ein Stück 
entgegenzukommen, im anderen Falle nicht. 

Die sowjetische Führung muß doch wissen, daß 
es gerade im Bereich der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit durchaus große Möglichkeiten gibt, wenn 
sie dort, wo es um unsere Interessen geht, größeres 
Entgegenkommen und größere Leistungsfähigkeit 
nachweisen würde. 

Sie, Herr Bundeskanzler, und vor allem auch Ihre 
politischen Freunde in der SPD sprechen dennoch 
von einer positiven Perspektive in der Berlin-Frage. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie uns dies heute 
erläutert hätten. Wir sind gerne bereit, dazuzulernen, 
aber Sie müssen schon deutlich machen, wo sich 
diese positive Entwicklung zeigt. 

Schon einmal sind Sie von Gesprächen aus Mos-
kau zurückgekehrt — es war vor drei Jahren, ich 
erinnere mich noch gut an dieses Bild auf dem Bild-
schirm unmittelbar nach Ihrer Ankunft — und haben 
erklärt, daß jetzt alles vorangehe. Es war ein strah-
lender Optimismus. Es waren auch gute Wahltermi-
ne, die damals anstanden. Noch auf dem Flugplatz 
haben Sie davon gesprochen, es gehe jetzt nicht mehr 
darum — ich zitiere wörtlich — „ob Berlin in die 
drei Abkommen konkret einbezogen werden kann, 
sondern nur noch um das Wie". Nichts hat sich bis 
heute bewegt, Herr Bundeskanzler. Wann gab es 
denn einen besseren Termin, wenn nicht jetzt beim 
Besuch von Herrn Breschnew, um darüber zu einem 
Ergebnis zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber das ist nur ein Teil der Realität der Bundes-
republik Deutschland und Berlins. Unmittelbar nach 
der Abreise von Herrn Breschnew müssen wir be-
reits befürchten, daß die Aktionen begonnen haben, 
die Position in Berlin noch weiter zu schmälern. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Genauso ist es!) 

Wie anders sind diese unglaublichen Äußerungen 
und Unterstellungen von Herrn Brandt und Herrn 
Wehner zu verstehen, Berlin nicht zum Testfall zu 
machen? Für die routinemäßige Wahl des Regieren-
den Bürgermeisters von Berlin zum Bundesratsprä-
sidenten kündigt Herr Wehner aus eigenen Stücken, 
ohne von irgend jemandem dazu aufgefordert zu 
sein, bereits jetzt den Protest der Sowjetunion und 
der DDR an, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Unglaublich!) 

obwohl seinerzeit die Regierenden Bürgermeister 
Suhr, Brandt und Schütz in genau dasselbe Amt ge-
wählt worden waren, entsprechend den gewachse-
nen Bindungen zwischen Berlin und der Bundesre-
publik Deutschland, wie sie auch im Viermächteab-
kommen akzeptiert worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Sie tun, Herr Wehner, ist nichts anderes als 
eine franko abgeschickte Einladung an Moskau und 
Ost-Berlin, erneut Schikanen in und um Berlin ein-
zuleiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie provozieren und mitverantworten damit bewußt 
eine Verschlechterung unserer Position in Berlin. 
Die Warnung, Bundesbehörden nicht zum Testfall 
für Berlin zu machen, sind nicht nur gänzlich über-
flüssig, sie sind dem deutschen und dem Berliner 
Interesse in höchstem Maße abträglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich hätte gern von Ihnen eine Antwort gehört, 
Herr Bundeskanzler, wie Sie und der Herr Vize-
kanzler und Bundesaußenminister künftig in Ge-
sprächen mit sowjetischen Führern oder in Gesprä-
chen mit den drei Westalliierten mit dem Vorwurf 
des Herrn Wehner zurecht kommen wollen, daß Sie 
— ich zitiere wörtlich —, „sei es versehentlich" 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

— das sind die mildernden Umstände für Herrn 
Schmidt —, „sei es, weil man's probieren wollte" —, 
Sie müssen überlegen, wer das dann war — „sei 
es auch bewußt fehlerhaft Entscheidungen für Ber-
lin getroffen haben", 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : „Bewußt fehler- 
haft!") 

zu denen Herr Wehner wörtlich feststellt: „Das wird 
allmählich abgebaut werden können." Herr Wehner, 
wer hat Sie eigentlich legitimiert, in dieser Weise 
über ein nationales Interesse der Deutschen zu 
reden? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, zu all dem schweigen Sie 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Wie immer!) 

seit Tagen. Sie haben viele Tage und Stunden Ge-
legenheit gehabt. Ich habe gehofft, daß Sie wenig-
stens heute den Mut aufbringen, hier vor dem Fo-
rum des Bundestages das zu sagen, was Ihre Pflicht 
ist. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Das darf er

-

nicht!) 

Aber es ist erneut das alte Lied: Aus Angst vor 
Ihrer eigenen Fraktion sagen Sie und tun Sie nicht 
das, was für unseren Staat richtig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Aber ich gebe diese Frage auch gleich an den Herrn 
Bundesaußenminister weiter. Auch von ihm habe 
ich dazu bis jetzt nichts gehört. Er hat heute noch 
nicht gesprochen, und wir tragen natürlich in unse-
rem Herzen die Hoffnung, daß er sprechen möge, 
und zwar nicht in  einer indirekten Form, daß man 
vermuten könnte, Herr Wehner sei damit gemeint, 
sondern meine Hoffnung ist, Herr Kollege Genscher, 
daß Sie Roß und Reiter nennen; denn Sie sind per-
sönlich angegriffen, wenn ich an jene Einrichtung 
eines Bundesamtes denke — ich kann das Wort-
getüm nicht nachsprechen, deswegen will ich mich 
darauf beschränken, es nur anzudeuten —, das Sie 
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damals auch mit unserer Unterstützung nach Berlin 
gebracht haben. Herr Wehner muß doch Sie ge-
meint haben, wenn er davon geredet hat, daß man 
da etwas bewußt fehlerhaft veranstaltet hat. Oder 
es ist nicht so; dann soll Herr Wehner sagen, wen 
er meint. Aber eines, meine Damen und Herren von 
der SPD, geht nicht: daß Sie jetzt in Berlin bei jeder 
nur denkbaren Gelegenheit vor der Wahl dort vor 
den Bürgern die große Schau abziehen, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das müs-
sen gerade Sie sagen!) 

aber dort, wo es um die Grundbestandteile der Ber-
lin-Politik geht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

das genaue Gegenteil unter Beweis stellen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, wir begrüßen es nachdrück-
lich, wenn Sie sich voll und ganz dafür einsetzen, 
daß möglichst viele hohe Staatsgäste nach Berlin 
gehen. Wir begrüßen es natürlich um so mehr, wenn 
das auch nach den Wahlen regelmäßig stattfindet, 
so daß ein kontinuierlicher Zusammenhang dieser 
Besuche hergestellt wird. Aber wir würden es sehr 
begrüßen, wenn Sie auch bei solchen Gelegenheiten, 
bei Besuchen hoher Staatsgäste in Berlin, deutlich 
das aussprächen, was auszusprechen Ihres Amtes 
ist und was Sie heute nicht ausgesprochen haben. 

Wir werden uns auch in Zukunft entschieden da-
gegen wehren, daß die Sowjetunion und die DDR 
ständig versuchen, politische Positionen, die Moskau 
im Viermächteabkommen nicht durchsetzen konnte, 
durch restriktive Auslegung, durch unvollständiges 
und damit falsches Zitieren des Abkommens zu er-
reichen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das haben wir heute 
wieder erlebt!) 

Auch hier, Herr Wehner, sind Sie dabei, Schützen-
hilfe zu leisten, wenn Sie lapidar feststellen, daß 
Berlin — ich zitiere — „kein konstitutiver Teil" der 
Bundesrepublik Deutschland sei. Und genau dieses 
in seiner Verkürzung gefährliche Zitat haben Sie, 
Herr Bundeskanzler, hier heute ebenfalls verwen-
det, und das ist ein schlimmer Zustand! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Viermächteabkommen über Berlin stellt fest, 
Herr Bundeskanzler, daß die Westsektoren Berlins 
„wie bisher" kein Bestandteil der Bundesrepublik 
Deutschland sind. Es stellt aber ebenfalls — und  
zwar im gleichen Satz — fest — und das ist doch 
ganz entscheidend —, „daß die Bindungen zwischen 
den Westsektoren Berlins und  der  Bundesrepublik 
Deutschland aufrechterhalten und entwickelt wer-
den". Dieser Zusammenhang, Herr Wehner, darf 
doch nicht auseinandergerissen werden, wenn wir 
unsere Position nicht dauerhaft schwächen wollen. 

Wir wehren uns entschieden dagegen, daß die 
Sowjetunion und in ihrem Gefolge die DDR das 
Viermächteabkommen über Berlin als Instrument be-
nutzen, mit dessen Hilfe sie ein Mitspracherecht in 
allen den Westteil von Berlin betreffenden Ange-
legenheiten und die Kontrolle über das Verhalten 

der Bundesrepublik Deutschland in Berlin zu erlan-
gen versuchen. Wenn die Sowjetunion — dies ist 
einer der Prüfsteine — eine dauerhafte und er-
sprießliche Zusammenarbeit zwischen beiden Län-
dern will, wird sie diese Politik aufgeben müssen. 
Aufgabe der Bundesrepublik Deutschland, Aufgabe 
jeder Bundesregierung muß es sein, dafür zu sorgen, 
daß Freiheit, Sicherheit und Lebensfähigkeit West-
Berlins nicht angetastet werden. 

Meine Damen und Herren, auch nach dem Berlin-
Abkommen bleiben die Rechte und Verantwortlich-
keiten der Vier Mächte in bezug auf Deutschland 
als Ganzes und auf ganz Berlin unverändert die 
Grundlage der westlichen Rechte in Berlin. Sie ste-
hen dem deutschen Verfassungsrecht nicht ent-
gegen, sondern schützen es. Wir werden die sowje-
tische Politik insbesondere auch danach beurteilen, 
in welchem Maße sie den erklärten Willen der Men-
schen in West-Berlin selbst berücksichtigt. 

Meine Damen und Herren, ein weiteres zentrales 
Thema bleibt für uns das Thema der Menschen-
rechte. Die Sowjetunion ist Vertragspartner der in-
ternationalen Menschenrechtspakte und Mitunter-
zeichnerin der KSZE-Schlußakte. Wir werden auch 
zukünftig die Aufrichtigkeit der sowjetischen Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit daran messen, wieweit 
diese international verbrieften Ansprüche der ein-
zelnen Menschen und der Völker in Deutschland 
und weltweit verwirklicht werden. 

In seiner zweiten Tischrede hat Leonid Breschnew 
erklärt: 

Freilich werden ideologische Auseinanderset-
zungen sowie der Kampf der Weltanschauungen 
fortdauern. 

Ich halte es für redlich, auch das hinzuzufügen: 
Wir werden uns in aller Offenheit und Freiheit die-
ser Auseinandersetzung stellen, ihr nicht ausweichen 
und sie auch sicherlich bestehen. 

Aber in dieser Rede fährt Breschnew fort, und wir 
werden ihm beim Wort nehmen: 

Aber wir sind gegen die Ausartung der Ideolo-
gie in die Macht der militärischen Stäbe und des 
Kampfes der Ideologien in den psychologischen 
Krieg. Der friedliche, ehrliche Wettbewerb der 
Ideen und der gesellschaftlichen Praxis — das 
ist unser Prinzip. 

Wir sind bereit, meine Damen und Herren, auf 
der Grundlage der Prinzipien von Helsinki auch 
zweiseitige Abkommen zu unterstützen, die die Frei-
zügigkeit von Menschen, Ideen, Informationen und 
Meinungen in Europa fördern. In Betracht kommen 
für uns Abmachungen über die Verbesserung der 
Reisemöglichkeiten aus persönlichen, familiären und 
beruflichen Gründen, über die Zusammenführung 
getrennter Familien und die Beseitigung noch be-
stehender Ehehindernisse, über die Förderung des 
Jugendaustauschs und der sportlichen Beziehungen, 
über verbesserte Arbeitsmöglichkeiten für Journa-
listen und die internationale Verbreitung von Infor-
mationen. Wir sind bereit, die Verbesserung der 
kulturellen Beziehungen jederzeit zu unterstützen, 
weil wir eine große gemeinsame Kultur auch mit 
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den Völkern der Sowjetunion haben und weil es 
für uns wichtig ist, daß zu dieser Kultur Europas 
auch immer der Beitrag aus dem Bereich der Völker 
der Sowjetunion gehört. 

Herr Bundeskanzler, wir bejahen den Ausbau der 
wirtschaftlichen Beziehungen. Gemeinsam mit der 
deutschen Wirtschaft stehen wir auf einem prin-
zipiell positiven und realistischen Standpunkt. Wir 
werden unsere Aufmerksamkeit aber voll auf die 
Einzelheiten richten, wenn es darum geht, das Ab-
kommen verbindlich zu konkretisieren. Bei der 
Durchführung des Abkommens wird es darauf an-
kommen, daß die Grundsätze der wirtschaftlichen 
und politischen Ausgewogenheit und des gegen-
seitigen Nutzens gewahrt werden und daß insbe-
sondere West-Berlin konkret einbezogen wird. 
Ebenso darf — das ist sehr wichtig; ich hätte mir 
eigentlich gewünscht, Herr Bundeskanzler, daß 
Sie auf diese Frage heute schon eine Antwort ge-
ben — unsere enge Einbindung in die Europäi-
sche Gemeinschaft durch dieses Abkommen keinen 
Schaden erleiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nach wie vor blei-
ben die Probleme der östlichen Devisenknappheit, 
der Verschuldung und der sogenannten Kompen-
sationsgeschäfte. Die Sowjetunion ist bereits ge-
zwungen, ihre Einfuhr zu drosseln und dringend 
erwünschte Projekte zurückzustellen. Im übrigen 
wissen gerade die Unternehmer trotz der ausge-
handelten Perspektive wirtschaftlicher und tech-
nischer Zusammenarbeit in den allermeisten Fäl-
len nicht einmal, wie sich der Handel mit der So-
wjetunion in den allernächsten Jahren entwickeln 
wird. 

Deshalb warne ich vor einer Langzeitperspek-
tive, die in Euphorie umschlägt und die dieses Ab-
kommen nicht in der harten Alltagspraxis deutsch-
sowjetischer Wirtschaftsbeziehungen sieht. Wir ken-
nen alle das große wirtschaftliche Interesse der 
Sowjetunion an einer intensiveren Ausfüllung die-
ses Abkommens genauso wie an dem hochwill-
kommenen Technologieimport und den hochgeschätz-
ten Möglichkeiten, ökonomische Reserven für ande-
re Prioritäten und Ziele freizusetzen. 

Meine Damen und Herren, wir wissen aber . auch 
um das Risiko einer wachsenden Abhängigkeit, in 
die die deutsche Volkswirtschaft durch zu weit ge-
triebene Kooperation auf Kompensationsbasis gera-
ten kann. Tauschhandel und Kompensation stärken 
weder die Meistbegünstigung noch die Arbeitstei-
lung, die ja bekanntlich Eckpfeiler der freien Welt-
wirtschaft sind. Sie können den fairen Wettbewerb 
und damit auch Arbeitsplätze gefährden. Wir haben 
bereits einige Hinweise aus wichtigen Bereichen un-
serer Wirtschaft in dieser Richtung. 

Die Bundesregierung ist mit ihrer Unterschrift un-
ter das langfristige Abkommen über wirtschaftliche 
Zusammenarbeit Verpflichtungen eingegangen, auf 
die die Sowjetunion jederzeit zurückgreifen kann, 
wenn ihr dies nützlich und angebracht erscheint. 
Deshalb und auch wegen der Bilanz, die in Zukunft 
aus dem Abkommen auch von Moskau gezogen wer

-

den wird, warne ich dringend vor Euphorie und 
empfehle sehr viel mehr Realismus in der deutsch-
sowjetischen Zusammenarbeit im Bereich der Öko-
nomie. Unser Urteil entspricht mancherlei Erfahrung, 
und es beschränkt sich auf den wirtschaftspolitischen 
Aspekt. 

Herr Bundeskanzler, aus Gründen, die ich nicht 
kenne, ja, die ich nicht einmal verstehen kann, ha-
ben Sie in Ihren jüngsten Äußerungen zu den wirt-
schaftlichen Perspektiven — — 

(Wolfram  [Recklinghausen] [SPD] : Sie ver

-

stehen vieles nicht!) 

— Sie können natürlich alles verstehen, Herr Kol-
lege. Das ist mir völlig klar. Sie gehören zu jenen 
begnadeten Gestalten in diesem Haus, die zu jedem 
Punkt Zwischenrufe machen — es sind nur immer die 
gleichen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, was war eigentlich der Grund 
— das war eine so bemerkenswerte Äußerung, daß 
sie hier diskutiert werden muß —, daß Sie den Äu-
ßerungen über die wirtschaftlichen Perspektiven in 
diesem Abkommen in den letzten Tagen eine Be-
trachtung hinzugefügt haben, die in die Geschichte 
und in die Politik führt? Sie haben in einer Sendung 
des Deutschen Fernsehens — der Text liegt mir hier 
vor — zwar mit Wenn und Aber und mit Ach und 
Krach, wie ich Ihnen gern einräume, aber in der 
Substanz dennoch — vor allem für die der deut-
schen Sprache nicht Mächtigen — eklatant deutlich 
gemacht, daß Sie dieses langfristige Wirtschaftsab-
kommen in der historischen Perspektive in der Nähe 
des Rückversicherungsvertrages von Otto von Bis-
marck sehen. Herr Bundeskanzler, angesichts der ge-
spannten Beziehungen, die nicht zuletzt durch Ihr 
persönliches Wirken mit nicht wenigen in Europa 
entstanden sind, ist es doch Gift für unsere Bezie-
hungen zu unseren Nachbarn, wenn auf diesen Teil 
der jüngsten deutschen Geschichte so ohne alles Er-
läuternde zurückgegriffen wird. In jeder Haupt-
stadt des Westens wird doch gerade in diesen Mo-
naten immer wieder die Frage gestellt: Sind die 
Deutschen wirklich zuverlässige Partner? Sie kön-
nen doch nicht erwarten, daß diejenigen, die eine 
Antwort auf diese Frage erwarten, das ganze Kom-
pendium der deutschen Geschichte nach 1870 gegen-
wärtig haben. Unter dem Begriff des Rückversiche-
rungsvertrages Otto von Bismarcks ist, wie ich wohl 
weiß, in der Darstellung zum Teil sehr verkürzt ein 
Zusammenhang sehr eigener Art entstanden. Ich 
kann nur sagen: Für die deutschen Interessen wäre 
es tödlich, wenn bei unseren westlichen Partnern, 
bei unseren Freunden im Bündnis der Eindruck ent-
stünde, daß wir beginnen, eine Schaukelpolitik zwi-
schen Ost und West zu eröffnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, was Sie noch verklausuliert haben, hat 
Ihr — — 

(Bundeskanzler Schmidt: Unerhört!) 

— Nun, Herr Bundeskanzler, das ist nicht unerhört, 
sondern Sie müssen dazu Rede und Antwort ste-
hen; denn Sie haben es doch gesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Warum rufen Sie „unerhört", wenn ich Ihnen das 
Zitat des Herrn Staatssekretärs Bölling vorlesen 
will? Das ist doch immerhin Ihr Sprachrohr — so 
wird jedenfalls gesagt. Das lesen doch auch andere. 
Sie können einem ausländischen Gast doch nicht 
übel nachreden, daß er einen Staatssekretär der Bun-
desregierung ernst nimmt. Dieser hat im „Hessi-
schen Rundfunk" gesagt — wörtliches Zitat —: 

Deutsche und Russen sind aufeinander angewie-
sen. Das ist eine Erkenntnis, die schon der gro-
ße Bismarck beherzigt hat, als er den berühm-
ten Rückversicherungsvertrag unterschrieben 
hat mit der zaristischen Regierung. 

Meine Damen und Herren, hier geht es nicht um 
einen Streit um Worte. Das können Sie alles inter-
pretieren. Was aber hier in der Tendenz angedeu-
tet wird, ist gefährlich. 

Herr Bundeskanzler, ich spreche das hier nicht an, 
damit Sie womöglich jetzt wieder das Gefühl emp-
finden, Sie würden bewußt falsch interpretiert. 
Warum haben Sie überhaupt bei diesem Abkommen 
den Zusammenhang mit dem Bismarckschen Vertrag 
hergestellt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, das müssen wir austragen; 
denn es gibt nur zwei Überlegungen als Motiv für 
Ihr Vorgehen: Entweder — das wäre schlimm, aber 
immerhin entschuldbar — haben Sie die Tragweite 
dieses Vergleiches nicht übersehen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [SPD]) 

oder aber, Herr Kollege Ehmke, das, was sich — 
im Blick auf die vorderen Bänke Ihrer Fraktion — 
hier bietet — ich habe das in einer Reihe von Bei-
spielen heute angesprochen —, was Herr Wehner 
zu Berlin sagt, was Herr Bahr überhaupt zur Ost-
politik sagt, ist inzwischen in der SPD so weit vor-
gedrungen, daß es auch Teil der amtlichen Politik 
der Bundesregierung geworden ist. 

Dann, meine Damen und Herren, muß ich auch 
wieder die Frage an den Herrn Kollegen Genscher 
richten: Ist das eine Politik, die noch mit der Politik 
der Freien Demokratischen Partei in Übereinstim-
mung zu bringen ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in vielen Doku-
menten unzweideutig — das will ich ausgesprochen 
anerkennend positiv hervorheben — immer wieder 
erklärt — wie ich es jetzt auch tue —, daß die 
Grundentscheidung für die Bundesrepublik Deutsch-
land, in die Europäische Gemeinschaft und in das 
westliche Bündnissystem einzutreten, irreversibel 
ist. Aber wenn das so ist: Warum bringen Sie dann 
solche Vergleiche, die das Mißtrauen förmlich her-
ausfordern? 

Ich habe selbst im Gespräch mit dem Generalse-
kretär empfunden, wie in diesen Tagen einmal mehr 
unsere sowjetischen Gesprächspartner besonders 
empfindlich reagieren — aus verständlichen Grün-
den —, wenn wichtige Abschnitte und Kapitel der 
jüngsten europäischen und der deutsch-sowjetischen 
Geschichte angesprochen werden. Wir kommen da- 

bei nicht darum herum, uns dieser Last der Geschich-
te zu stellen. Wir kommen nicht darum herum, zu 
sehen, daß vieles von dem, was jetzt in der Sowjet-
union in bezug auf Deutschland gedacht wird, sei-
nen Grund in jenen Taten und in jenen Erfahrun-
gen hat. 

Wir wollen doch aus der Geschichte lernen. Wir 
haben viel von der jungen Generation gesprochen. 
Wir wollen doch nach rückwärts blicken, um Kon-
sequenzen zu ziehen, aber nach vorne handeln, da-
mit kommenden Generationen dieses schlimme 
Schicksal vieler Russen und Deutscher in der Mitte 
dieses Jahrhunderts erspart bleibt. Deswegen — 
nicht, weil wir Streit wollen, Kalten Krieg wollen 
oder die Realität nicht sehen — müssen wir alle-
samt in diesen Gesprächen mit der Sowjetunion 
auch die geschichtliche Perspektive der Einheit der 
deutschen Nation ansprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf ausdrücklich erklären, daß wir es begrü-
ßen, daß der Herr Bundespräsident in seiner Rede 
gegenüber Herrn Breschnew noch einmal ausdrück-
lich bekundet hat, was für uns Deutsche die Ent-
spannung bedeutet: die Schaffung eines Zustands in 
Europa, „in dem das deutsche Volk in freier Selbst-
bestimmung seine Einheit wiedererlangt" — gemäß 
dem Brief zur deutschen Einheit. 

Ich will jetzt nicht auf jene kleinliche Reaktion 
in der Moskauer „Prawda" eingehen, weil das nicht 
dem Stil unserer Debatte hier entspricht. Es ist aber 
nicht ohne Interesse, daß so etwas gegenüber dem 
Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland 
möglich war. 

Niemand braucht zu befürchten, daß die Vertre-
tung unseres Selbstbestimmungsrechts zu einer Be-
drohung des Friedens werden könnte. Nur: Friede 
ist undenkbar ohne Gerechtigkeit. Wir als deutsche 
Patrioten wollen die Spaltung Europas und mit ihr 
die Spaltung und Teilung unseres Vaterlandes in 
Frieden überwinden, auch, wenn das lange Zeit, 
vielleicht sogar Generationen dauern sollte. An 
Drohungen und Gewalt denkt niemand. 

Wir verkennen nicht die realen Machtverhält-
nisse. Aber zur Macht der Geschichte gehört die 
Macht der Tatsachen und zählen nicht nur die Poli-
tik der Regierungen und die Stärke der Waffen, 
sondern immer auch der Wille der Völker, auch 
der Wille der deutschen Nation zur Einheit, der 
seine geschichtliche Kraft behalten wird; dessen 
sind wir sicher. 

(Lang anhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Bundestagsfraktion der SPD dankt dem 
Herrn Bundeskanzler für die Regierungserklärung, 

(Beifall bei der SPD) 

in der dar- und klargelegt worden ist, was inhaltlich 
zu den Gesprächen, die in den ersten Tagen des Mai 
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stattgefunden haben, zu sagen ist und was auch 
nicht durch kleinliches Daranherumzupfen geändert 
oder gemindert werden kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In dieser Regierungserklärung sind so wesentliche 
Interpretationen dessen, was in der gemeinsamen 
Deklaration als auch in dem Abkommen über die 
Entwicklung und Vertiefung der langfristigen Zu-
sammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken auf 
dem Gebiet der Wirtschaft und der Industrie nieder-
gelegt ist, enthalten, daß ein nachträgliches Daran-
herumpicken, wie ich es — ich bitte um Entschul-
digung — nach einem offensichtlich wohlgemeinten 
Ansatz leider bei meinem verehrten Herrn Vorred-
ner habe miterleben dürfen, an der Qualität dessen, 
worüber hier gesprochen wurde und was auch in den 
Absichtserklärungen steht, nichts im Sinn der Mini-
mierung dieser Bedeutung und der Absichtserklä-
rungen ändert. 

Der Oppositionsführer hat seine Ausführungen mit 
einem Zitat aus einer Tischrede des Gastes aus 
Moskau begonnen und beteuert, er und die, für die 
er hier spreche, nähmen dieses ernst. Aber Dialog 
könne nur nützlich sein, wenn er offen und ehrlich 
geführt werde. Ja; einverstanden; da sind wir wieder 
einer Meinung, Herr Oppositionsführer. Sie haben 
dann betont, offen und aufrichtig müsse aber auch 
über das gesprochen werden, was uns trenne. Ja! 
Ich nehme an, Sie. haben das auch bei den Gesprä-
chen zum Ausdruck gebracht, zu denen Sie Gelegen-
heit bekommen und genommen haben. Sie können 
jedenfalls anderen nicht Vorwürfe machen, falls Sie 
es nicht zum Ausdruck gebracht haben. 

Sie sagen, die Analyse dessen, was der Besuch 
bedeute und was inhaltlich herauskommen werde, 
dürfe sich nicht nur auf die Reden beziehen. Hier 
ging es dann bei Ihnen um die Deutung der mehr-
maligen Verschiebung des Termins des Besuchs und 
um die Frage, warum er dann kurzfristig festgesetzt 
worden ist. Sie wollten das spannend machen, Herr 
Dr. Kohl. Aber das ist nun fehlgeschlagen. 

Wissen Sie: Hier in Bonn — und das halte ich für 
eine wesentliche Sache — ist nicht .die Bundesrepu-
blik Deutschland gegen die Partner im Atlantischen 
Bündnis ausgespielt worden. Sondern hier haben 
zwei in der Regierungsverantwortung stehende Re-
präsentanten von Vertragspartnern, die unterschied-
lichen und gegensätzlichen Verteidigungs- und mili-
tärischen Bündnissen angehören, über das gespro-
chen, worüber sie bilateral sprechen können. Aber 
schon das ist aus Ihren Reihen als etwas bezeichnet 
worden, was eigentlich mißbilligt werden müßte. 

Ich bin froh, daß Sie Wert darauf gelegt haben, 
während des Besuchs selber auch an Gesprächen 
oder ähnlichem beteiligt zu sein. Jedenfalls betone 
ich, daß — das ergibt sich auch aus der Regierungs-
erklärung des Bundeskanzlers — beide Gesprächs-
partner die Partnerschaft des jeweils anderen in 
einem anderen militärischen Bündnis respektiert ha-
ben. 
Nun haben Sie den Versuch gemacht, das, was 

schließlich zur Terminfestsetzung zu sagen wäre, auf 

das Verhältnis zu den Vereinigten Staaten zu über-
tragen und damit uns gewissermaßen nutzbar zu 
machen. Wir als die Koalitionsfraktionen im Bundes-
tag, die die Regierung bei diesen Bemühungen um 
Entspannung stützen, und zwar vorbehaltlos stützen 
und nicht nur so tun, wie es gelegentlich von an-
deren getan wird, sollten nun plötzlich von Ihnen 
als Stoßkeil oder etwas Ähnliches gegen den ameri-
kanischen Präsidenten und den amerikanischen Ver-
bündeten in der Nordatlantischen Verteidigungsor-
ganisation nutzbar gemacht werden. Sehr verehrter 
Herr Kohl, wenn Sie mit Herrn Strauß polemisieren 
wollen, müssen Sie es nicht auf dem Umweg über 
uns tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Das können Sie ja und werden Sie ja auch mitein-
ander auf eine einfachere Art und Weise austragen 
können. 

Eines sage ich Ihnen hinzu, ohne jetzt wieder auf 
das zurückzukommen, was Sie sich dann im einzel-
nen der SPD anzuhängen bemüht haben: Mit Unter-
stellungen gegen die Sozialdemokratische Partei ist 
der Beitrag dieser Sozialdemokraten für die Bun-
desrepublik Deutschland, an der Sicherung des 
Friedens nach ihren Kräften teilzunehmen, nicht un-
geschehen zu machen, sehr verehrter Herr Kollege 
Kohl. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben uns hier ein böses Wort zugeschoben, 
das bei Ihnen Heimstätte hat. Welche Parteien-
gruppierung, wenn nicht .die CDU/CSU, verwendet 
denn den Begriff „Feind" so sehr wie eben die  hier 
genannte? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Ja, sicher! Welche Parteiengruppierung sagt 
denn: „Freiheit oder . . .", „Freiheit statt . . ." ? Nein, 
Sie wollen jetzt den Spieß umkehren. Ich sage Ihnen, 
das ist ein Begriff aus Ihrem Arsenal und nicht aus 
unserem Arsenal. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Sie haben dann in Ihre Deutungen einbezogen, 
warum das jetzt ist und warum Herr Brandt dies 
und jenes tut. Wissen Sie, Wahrsagerinnen gibt es 
genug. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
ist eine interessante Frage!) 

— Sie müssen sich ja auch dazwischen melden, sehr 
verehrter Herr. Wozu wären Sie denn sonst hier? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Interessant gar nicht, aber aufschlußreich für Ihre 
Art, an einem Ereignis, wie es dieses Ereignis nicht 
nur dem Datum nach war, sondern auch in der Be-
deutung weiterwirkend bleiben wird, so herumzu-
kratzen. Dafür ist das Ereignis zu wichtig. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
haben wir nie getan!) 

Was Sie nun hier erfinden, finden und aufpicken 
z. B. in der Frage dessen, was an anderen Stellen 
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„Berufsverbot" genannt wird, darüber wird ja noch 
zu reden sein, nur nicht, sehr verehrter Herr Kohl, 
im Zusammenhang mit diesem Besuch. Auch hier 
machen Sie eine üble Unterstellung, die eigentlich 
einem Mann Ihrer Bedeutung — ich meine jetzt: als 
Oppositionsführer — 

(Heiterkeit bei der SPD) 
nicht zukommt. 

(Beifall bei SPD und der FDP) 

Sie haben gesagt, daß die Ergebnisse recht mager 
seien, daß der Besuch ein Ereignis der Kontakte 
und nicht der Resultate sei, und Sie meinten, das 
rechtfertige nicht die übertriebene Bewertung. Bitte, 
identifizieren Sie sich mit dem, was Sie hinterher 
gesagt haben, nämlich mit Ihrer Äußerung zu der 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers, denn Sie 
haben gesagt, die sei viel nüchterner gewesen. Ich 
finde, die Regierungserklärung ist erläuternd für 
die politische inhaltliche Bedeutung des Ereignisses, 
das Anlaß dieser unserer heutigen Debatte zur Re-
gierungserklärung ist. Die Regierungserklärung hat 
Satz für Satz dem entsprochen, was in der gemein-
samen Deklaration und dem Abkommen niederge-
legt ist. Um so besser, wenn Sie der Meinung sind, 
das müsse man nicht besonders tadeln. Was Sie 
tadeln, sind vielleicht viele voreilige, vorschnelle 
und auch taktlose Äußerungen und Veröffentlichun-
gen, die während des Besuches und nach dem Besuch 
von manchen Leuten immer noch für richtig gehal-
ten worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Was soll denn das Herauspicken von Worten oder 
von Sätzen der einen oder der anderen? 

Sie haben eine Art kleinen Katalog dessen dar-
geboten, worauf es Ihnen ankommt, und haben da-
mit begonnen, daß Entspannungsbereitschaft daran 
gemessen würde, ob den Erklärungen Taten folgten. 
Nun, sehr verehrter Herr Kollege, Sie werden doch 
hoffentlich nicht bestreiten wollen — wenn Sie es 
öffentlich bestreiten, so werden Sie es jedenfalls 
ein wenig anders, modifiziert denken —, daß Ent-
spannungsbereitschaft und Sicherung des Friedens 
auch und vor allem auf Gegenseitigkeit beruhen. 
Da kann sich doch nicht die eine Seite auf den Stand-
punkt stellen, wie Sie es offenbar empfehlen: Wir 
wollen erst einmal abwarten, ob die andere Seite 
Ernst macht. Partnerschaft — in diesem Fall auch 
unter denen, die in einem unterschiedlichen Lager 
stehen und das auch gar nicht verhehlen — läßt sich 
nicht auf der Grundlage entwickeln: die einen war-
ten, ob die anderen etwas tun und was sie tun, und 
dann melden sie sich. Sie wissen ganz genau, daß 
das nicht zueinander passen würde. 

Dann haben Sie einige schlimme Begriffe — na, 
mindestens dumme Begriffe — hier einzuführen 
versucht. Von einer „sowjetischen Sicherheitsdok-
trin" haben Sie gesprochen und gewarnt, wir sollten 
uns ihr nicht beugen. Der Bundeskanzler hat ganz 
deutlich gemacht, worin die Fortschritte erkennbar 
sind, und zwar auf Gegenseitigkeit: in bezug auf 
das Aufeinanderzugehen in den Fragen der Rü-
stungsbegrenzung und der Truppenverminderung 
und auch dessen, was über Grauzonen zu sagen 

wäre. Wenn Sie sich ein wenig in die Sache hinein-
vertiefen, brauchen Sie hier darauf ja nicht unmit-
telbar zu sagen, Sie hätten sich entweder geirrt oder 
Sie hätten das der Wirkung halber anders gesagt, 
als Sie darüber denken. Bitte, denken Sie über diese 
Sache nach; es steckt eine Menge darin. Wie ich Sie 
kenne, nehme ich an, werden Sie auch ein wenig 
darüber nachdenken. 
Wenn Sie dann auch noch das Wort von der „Er-

preßbarkeit unseres Staates" einflicken, ist das ge-
nauso, wie wenn Sie in der innenpolitischen Aus-
einandersetzung immer wieder mit dem Begriff des 
Feindverhältnisses operieren und dabei — die Tat-
sachen gewissermaßen umkehrend — sagen, wer 
ihn angeblich einführe. Sicherheitsdoktrin, der wir 
uns angeblich beugen, ein Staat, der damit erpreß-
bar wäre — das sind alles Schlagworte, Stichworte 
für eine Auseinandersetzung zwischen den einen, 
die die Verträge unter großer Geduld zustande ge-
bracht haben, und den anderen, Sie, die sie leider 
hartnäckig bekämpft haben. Sie erklären heute öf-
fentlich, wenn es darauf ankommt — Sie tun das 
auch, um sozusagen im Bilde zu bleiben und um den 
Vertragspartnern nicht völlig seltsam zu erschei-
nen —, Sie würden die Verträge auch einhalten, 
würden sich aber dann usw. Ich habe mit Ihnen nicht 
über Ihr Verhältnis zu Verträgen zu rechten. Aber 
wenn Sie dann sagen, wir sollten uns nicht einem 
Verhältnis aussetzen, das für uns Wohlverhalten be-
dingt, so sind das alles Unterstellungen, die weder 
mit der tatsächlichen Politik der von unserer Koali-
tion getragenen Regierung übereinstimmen noch 
eigentlich auch Ihrem eigenen Verhältnis — wenn 
Sie Ihre eigene Rolle genau überlegten, darüber 
auch sprächen und sie nicht nur Deutungen überlie-
ßen — entsprechen. 
Sie meinen nun, es sei nicht in Ordnung, wenn ge-

sagt worden ist, daß niemand militärische Überle-
genheit anstrebe, denn die andere Seite hätte sie 
bereits. Ihre Schlußfolgerung ist, Überlegenheit müs-
se abgebaut oder durch die NATO ausgeglichen wer-
den. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

— Sie nicken mit dem Kopf, was ja, wenn ich etwas 
selbst sage, nicht vorkommt, aber weil ich hier etwas 
wiedergegeben habe, was einer Ihrer Meister ge-
sagt hat, müssen Sie natürlich nicken. Ich bitte Sie, 
wie wollen Sie denn als erwachsene Leute Ihre Rolle 
im Bündnisverhältnis, in das wir einbezogen sind 
und dessen loyales Glied wir sind und bleiben, wenn 
Sie meinen, man müsse sich von der anderen ab-
sondern, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Wer will das 
denn?) 

auch mit unseren Interessen — ich meine: den Inter-
essen unseres Volkes und des Staates Bundesrepu-
blik Deutschland — vereinbar weiterentwickeln, 
wenn Sie nicht daran teilnehmen, daß man in der 
Frage von Rüstungsverminderung und Truppenbe-
grenzung aufeinander zugeht? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie glauben, Sie hätten einen Sonderplatz, und an-
dere würden das für Sie besorgen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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Hier wurde ja auch der Ruf nach der Neutronen-

waffe, wenn auch ein wenig verdeckt, schon wieder 
laut. Es stünde uns ganz schlecht an, wenn wir die-
sen Ruf übernähmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Sie können nicht zuhören, wenn ein anderer redet. 
Sie werden irritiert. Sie könen nur zuschauen, wenn 
Ihre bedeutenden Leute, gleichgültig, was Sie intern 
über sie denken, ins Bild gesetzt werden. Das ist 
Ihre ganze Kunst und auch Ihre ganze Rolle. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Das muß Sie tief 
getroffen haben!) 

Sie sind ja keine parlamentarische Opposition. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/CSU]: 
Was dann? Herr Wehner, was sind wir 

denn dann?) 

— Eine außerparlamentarische Opposition, die sich 
dieser Möglichkeiten hier bedient. Das sind Sie. Sie 
sind außerparlamentarische Opposition, denn Sie 
bringen es nicht fertig, hier  Alternativen wirklich zu 
begründen, auch wenn die Alternativen für uns un-
bequem sein sollten. Das tun Sie in keiner innenpo-
litischen Sachfrage. Jetzt in dieser wesentlichen Fra-
ge der Beziehungen haben Sie sich zwar bemüht, 
auch einmal sozusagen Ihre schönere Seite zu zei-
gen, als der Besuch stattfand, aber nachträglich wol-
len Sie sich durch die Auseinandersetzung mit uns 
schadlos halten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, der Oppositionsführer 
hat auch betont, daß ein wesentlicher Prüfstein für 
Sie Berlin sei. Ist es Ihnen eigentlich entgangen, daß 
in der gemeinsamen Deklaration wie auch in dem 
Rahmenabkommen Wirtschaft und Industrie, das 
langfristig ist, die Rolle Berlins ganz eindeutig und 
positiv zum Ausdruck gebracht worden ist? Brauchen 
Sie dann immer noch diesen Wetzstein statt Prüf-
stein, wie Sie es ausdrücken, um, bildlich gesprochen, 
daran Messer zu wetzen? Sie fragen, wo sich denn 
die positive Entwicklung in der Berlin-Frage zeige, 
denn es habe sich ja z. B. bezüglich der drei Abkom-
men nichts bewegt. Auch wir haben nie gefeiert, daß 
sie bisher für die andere Seite noch nicht unterzeich-
nungsreif sind. Das ist gar nicht zu beschönigen. Nur, 
welchen Sinn hat es, fortgesetzt darüber zu greinen 
und sich zugleich nicht auch den Dingen zuzuwen-
den,  die außerdem gemacht werden müssen? Wir 
wollen es mit Geduld, aber auch mit Beharrlichkeit 
schließlich dazu bringen, daß Abkommen, die noch 
nicht unterzeichnet werden, was nicht an uns, son-
dern an der anderen Seite liegt, tatsächlich in abseh-
barer Zeit unterzeichnet werden können, statt das 
fortgesetzt wieder durchzuhecheln. Hier brauchen 
Sie uns nicht zu sagen, was Geduld und was Beharr-
lichkeit bedeuten. 

Dann haben Sie ein ganzes Register von Fragen 
an mich in einer Art wie an einen Delinquenten ge-
richtet, eingeleitet damit, Wehner habe, ohne dazu 
aufgefordert worden zu sein, alles mögliche ange-
kündigt. 

(Lemmrich [CDU/CSU] : So hat er es nicht 
gesagt!) 

— Nein, so schön kann ich es gar nicht sagen, wie 
es mein Herr Vorredner gesagt hat. Ich würde dann 
auch ganz verquollen werden müssen. Sehr verehr-
ter Herr, wenn Sie sich schon an mir reiben wollen, 
dann lesen Sie einiges, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tun wir ja!) 

und dann respektieren Sie, daß es unterschiedliche 
Darstellungen gibt! Ich werde Ihnen dann noch eini-
ges über das, was mit dem Berlin-Abkommen zu-
sammenhängt, sagen und erläutern. 

Ich will aber zu diesem Vertrag und zu dem, was 
Sie jetzt hier dazu gesagt haben, noch einmal fol-
gendes zusammenfassend darlegen, um, sagen wir 
einmal, auch eine Brücke zu zeigen: 

Erstens. Niemand, meine Damen und Herren, 
kann die Tatsache aus der Welt schaffen, daß der 
Besuch des ersten Mannes der Sowjetunion hier 
ein hochrangiges Ereignis war und ist. 

Zweitens. Jeder muß darauf achten, daß aus den 
Gesprächen, die während dieses Besuchs geführt 
worden sind, so viel Positives wie möglich für unse-
re Bundesrepublik und für die Beziehungen mit un-
serem Vertragspartner Sowjetunion entwickelt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Drittens. Die gemeinsame Deklaration und das 
Abkommen über die Entwicklung und Vertiefung 
der langfristigen Zusammenarbeit der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken auf den Gebieten der Wirtschaft 
und der Industrie sind als Ausdruck der übereinstim-
menden Auffassungen der Vertragspartner eine 
sorgsame Behandlung wert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Viertens. Die Austragung unterschiedlicher Wert-
schätzungen der Beziehungen und der Entwicklungs-
fähigkeit der Absichten und Vorsätze müßte ver-
nünftigerweise die Bemühungen um maximal po-
sitive Auswirkungen weder blockieren noch stören. 
Das sage ich auch an die Adresse der Opposition. 

Fünftens. Es gilt Gutes zu bewahren und zu si-
chern und dabei Besseres nicht zu verhindern, son-
dern möglich zu machen. Das sollte im Streit der 
Meinungen nicht untergehen. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Das ist ja wohl nichts, was eine über Ihre Kräfte 
hinausgehende Aufforderung bedeutet. ' 

Ich habe in der Erklärung, die das Präsidium der 
CDU abgegeben hat, nach einem Bericht des Herrn 
Dr. Kohl den Satz gelesen — betont, hervorge-
hoben —: Die CDU will echte Entspannung, Frieden 
und Zusammenarbeit. — Na gut, da finden wir uns 
also in einer gewissen Nachbarschaft. Aber spre-
chen Sie nicht jedem das Recht ab, ebenfalls echte — 
um  dieses Wort zu gebrauchen — Entspannung, 
Frieden und Zusammenarbeit zu wollen! Tun Sie 
nicht so, als sei das Ihr Eigentum und als spielten 
Sie da eine Solorolle! Das ist das, was ich bei der 
Gelegenheit sagen wollte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Ich habe gehört, heute werde Herr Strauß noch 

das Wort nehmen. Er hat ja, wie aus einer Band-
niederschrift hervorgeht, gesagt, man sollte aus Ge-
sprächen nicht etwas entnehmen, was die andere 
Seite vielleicht nicht entnimmt. Das könnte er auch 
Herrn Kohl gesagt haben. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
Er fuhr fort: 

Darum ist es besser, keine eigenwilligen und 
einseitigen Deutungen zu geben. 

Aber die russisch-deutsche Geschichte hat ja 
nicht in den letzten Jahren begonnen, sie hat 
auch nicht mit Hitler begonnen, sie hat nicht 
mit Willy Brandt begonnen, sondern hier gibt 
es eine lange Serie historischer Abläufe, und 
man muß sich auf beiden Seiten über eine Tat-
sache im klaren sein — mehr kann ich nicht 
sagen, sehr bescheiden gemeint —: Wenn die 
beiden Völker zusammengearbeitet haben, sich 
gegenseitig respektiert haben, in Frieden zu-
sammengelebt haben, ist es beiden gut und 
sehr gut gegangen. Wenn es umgekehrt war — 
ob die Napoleonischen Kriege, ob der Erste 
Weltkrieg oder der Zweite Weltkrieg —, ha-
ben beide Völker schwer darunter gelitten. 
Wenn es gelingt, aus dem Stadium der ehe-
maligen militärischen Gegnerschaft über ein 
Stadium einer problematischen Entspannung zu 
einem Stadium einer positiven Atmosphäre mit 
entsprechender partnerschaftlichen Kooperation 
zu kommen, dann hätten die Russen auch eine 
Menge Sorgen los — und wir auch. 

So also Herr Strauß. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU] : Beifall von links für Herrn Strauß!) 

— Ja, nun, daß Sie ihm das auch noch vorwerfen, 
müssen Sie dann intern oder, falls Sie einmal zur 
Strategiekommission zugelassen werden, dort aus-
halten; das ist nicht meine Sache. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Machen Sie sich nicht wichtiger, als Sie sind! Ich 
versuche hier nur, mit bestimmten ausgesprochenen 
Meinungen zu fragen und zu sagen, wie sie denn 
gedeutet werden sollten. Denn — hier komme ich 
noch einmal auf den ersten Satz Ihres Kollegen 
Strauß zurück — man soll Gesprächen nicht etwas 
entnehmen, was die andere Seite vielleicht nicht 
entnimmt. Das hat sich ja nicht nur auf diese Ge-
spräche bezogen. 

(V o r sitz : Vizepräsident Stücklen) 

Ich habe wiederholt mir angesehen, was an Äuße-
rungen und Bewertungen aus den verschiedenen 
Parteien gekommen ist; das ist eine ganze Menge. 
Fürchten Sie bitte nicht, daß ich versuchen werde, 
es hier sozusagen zu klassifizieren. 

In diesen Tagen ist der Programmtext, der Entwurf 
für ein Grundsatzprogramm der Christlich-Demokra-
tischen Union herausgekommen. Darin ist — zwar 
nicht zum Gespräch, aber zum Verhältnis der Bun-
desrepublik Deutschland — manches Interessante 

enthalten. Ich erspare mir das. Ich muß aber, sehr 
verehrter Herr Dr. Kohl, auf die Anzüglichkeiten zu-
rückkommen, die anzubringen Sie im Zusammen-
hang mit mir teils zugeschriebenen, teils von mir ge-
machten und auch interpretierten und gegen Ver-
zerrungen verteidigten Äußerungen Berlin betref-
fend für richtig gehalten haben. Ich empfehle Ihnen, 
obwohl ich keine Abonnement- oder sonstige Wer-
bung für eine Zeitung zu machen pflege, die „Stutt-
garter Zeitung" vom 9. Mai zu lesen, die aufmacht: 
„Die Bonner Parteien unterstreichen ihren Willen zur 
Entspannung — Meinungsverschiedenheiten über 
Berlin-Politik bleiben nach Breschnews Besuch be-
stehen." Dann gibt es die Fortsetzung auf der Seite 2. 
Da steht sogar — hoffentlich beschweren Sie sich 
nicht bei denen — die  Überschrift: „Wehner lobt 
Unions-Äußerungen." Das sind also Wiedergaben 
der Dinge, die Sie hier in einer von Ihnen oder Ihren 
Mitarbeitern — ich nehme das letztere an — sozu-
sagen mehr oder weniger sorglos zusammengestop-
pelten Auswahl — auch hinsichtlich der Richtigkeit 
dessen, was da wiedergegeben worden ist, oder 
hinsichtlich dessen, wie es ein wenig frisiert wor-
den ist — zu Berlin deutlich gemacht haben. 

Lassen Sie mich bitte folgendes sagen: Wenn Sie 
sich selber die Mühe machen, das Viermächteab-
kommen über Berlin vom 3. September 1971 gele-
gentlich doch noch einmal wieder und wieder anzu-
sehen, wie man das tun sollte, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
tun wir!) 

und wenn Sie auch die damalige Erklärung der Bun-
desregierung — sowohl das, was zur Einführung da-
zu geschrieben worden ist, als auch das, was aus-
drücklich als Erklärung der Bundesregierung dazu 
geschrieben worden ist — in Ihrer Erinnerung auf-
frischen, dann werden Sie manches finden, das es 
Ihnen etwas schwerer machen wird, mir Vorwürfe 
deswegen zu machen, weil ich immer wieder dafür 
eintrete, dieses Vier-Mächte-Berlin-Abkommen vom 
3. September 1971 wie einen kostbaren Schatz zu 
hüten. Denn es war ein Wunder, daß es damals zu 
diesem Abkommen gekommen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es wäre nichts geworden, wenn es nicht die Ver-
träge gegeben hätte, die wir mit der UdSSR, die wir 
mit der Volksrepublik Polen, die wir mit der DDR 
und dann auch noch — das hat sich ein wenig hin-
ausgezögert — mit der CSSR geschlossen haben. 
Das wissen Sie ganz genau, aber Sie tun so, als seien 
Sie die Hüter dieses Abkommens und vielleicht so-
gar die Väter. 

Ich würde nie mit Ihnen darüber streiten, wenn 
es darum ginge. Alle wollen, daß dieses Abkommen 
wirklich eingehalten wird. Wir sind ja keine Un-
terzeichner, wir sind auch keine Mitschöpfer direkt. 
Das ist das Abkommen der Vier Mächte, die Ver-
antwortung tragen in Berlin, für Berlin, die — daß 
weiß doch jeder, und es ist wohl keine Sünde, das 
auszusprechen — über die Rechtsgründe ihres Dort-
seins sehr unterschiedliche Auffassungen haben, 
sich aber dennoch im Stande erwiesen, weil sie 
übergeordnete Notwendigkeiten nicht mißachten 
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wollten, jenes Abkommen damals zustande zu brin-
gen und es auch einhalten zu lassen. Daran sind wir 
nun allerdings besonders stark interessiert. 

In der Einführung, die damals gegeben worden 
ist, heißt es: 

Diese Bindungen und die Außenvertretung 

— von Berlin-West also — 

können auch weiter ausgebaut werden mit der 
Eingrenzung, die sich aus den auch künftig gel-
tenden Vorbehaltsrechten der Drei Mächte, ins-
besondere für Sicherheit und Status der Stadt, 
ergibt. 
Mit  diesen  Einschränkungen, die auch weiter-
hin ausschließen, daß West-Berlin durch den 
Bund regiert und unmittelbare Staatsgewalt der 
Bundesrepublik Deutschland über die drei 
Westsektoren ausgeübt wird, werden der Bun-
despräsident, der  Bundeskanzler, die Bundesmi-
nister in West-Berlin tätig sein können. Daß 
das Plenum von Bundestag und Bundesrat und 
die Bundesversammlung nicht mehr in Berlin 
zusammentreten dürfen, ist gewiß ein westliches 
Zugeständnis, das nicht gering wiegt. Die Sit-
zungen von Fraktionen und Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages, die oft als Anlaß für 
Spannungen und Behinderungen des Verkehrs 
benutzt wurden, sollen künftig in der Art, in 
der sie das Viermächteabkommen ausdrück-
lich vorsieht, unbestritten stattfinden. 

Da haben Sie Hinweis Nummer eins. 

In der Erklärung der Bundesregierung wird aus-
drücklich betont: 

Das Viermächteabkommen hat das rechtliche 
Grundverhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) nicht geändert. 
Dieses Grundverhältnis wird nach wie vor nicht 
nur durch deutsches Verfassungsrecht, sondern 
auch durch alliierte Vorbehaltsrechte bestimmt. 
Das deutsche Verfassungsrecht, d. h. die ein-
schlägigen Vorschriften des Grundgesetzes und 
der Berliner Verfassung, bleibt unverändert; 
es wird jedoch weiterhin von den alliierten Vor-
behaltsrechten überlagert. 

Das muß man sich eben auch immer wieder in Er-
innerung bringen, 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

statt den Leuten vorzuspielen, als sei das alles in 
irgendeiner Form überhaupt erst im Zusammenhang 
mit dem Viermächteabkommen akut geworden und 
mit der Art, in der wir, die wir die Bedeutung und 
den Wert dieses Abkommens kennen und schätzen, 
uns damit befassen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/ 
CSU]) 

Nein, alle Bundesregierungen haben diese vorrangi-
gen alliierten Rechte stets als im Interesse der Si-
cherheit Berlins liegend betrachtet und respektiert. 

Ich zitiere weiter: 
In der Verantwortung, die ihnen für Berlin und 
seine Sicherheit obliegt, haben die Alliierten 

kraft dieses Vorrangs deutsches Verfassungs-
recht dergestalt suspendiert, daß Berlin (West) 
nicht vollgültig in die Verfassungsorganisation 
des Bundes einbezogen ist und nicht vom Bund 
regiert wird. 

Ich sage das mit dieser Eindeutigkeit, damit man 
endlich einmal wieder Gelegenheit nimmt, wenn 
man es sich schon nicht selbst vornimmt, deutlich 
zu machen, welche Bewandtnis es tatsächlich mit die-
sem Abkommen hat. 

Es heißt weiter: 
Die Sicherung der lebensnotwendigen Bindun-
gen zwischen Berlin (West) und der Bundesrepu-
blik Deutschland setzt eine Klarstellung voraus, 
wie die Drei Mächte die ihnen vorbehaltenen 
Rechte hinsichtlich Berlins ausüben werden. Die-
se Klarstellung haben die Alliierten in dem 
Viermächteabkommen gegeben. Die Beschrän-
kungen, die sich daraus für die Tätigkeit des 
Bundes und seiner Organe in Berlin ergeben, 
hält die Bundesregierung für vertretbar, weil 
die lebenswichtigen Bindungen aufrechterhalten 
und entwickelt werden können. 
In diesem Rahmen werden Bundesorgane in 
Berlin (West) in Erscheinung treten können, 
bleibt das geltende Verfahren für die Anwend-
barkeit der Gesetzgebung der Bundesrepublik 
Deutschland in Berlin (West) wie auch die An-
wendung von Gesetzen durch die in seinen An-
gelegenheiten tätigen Verwaltungs- und Ge-
richtsinstanzen unverändert und wird an der 
Anwesenheit von Behörden und Einrichtungen 
des Bundes in Berlin nichts geändert. 

Das ist also alles klar. Dies vertrete ich uneinge-
schränkt. Ich warne nur immer davor, sich leichtfer-
tig zu bewegen oder fortgesetzt Testversuche ma-
chen zu wollen, weil das dann jedesmal hinterher 
außerdem noch bezahlt werden muß. Ich empfehle 
Ihnen also, ehe Sie mich zum Prügelknaben der Na-
tion in Berlin-Fragen machen, den Sie immer brau-
chen, sich wenigstens noch einmal genau an die Be-
ziehung meiner Warnungen, meiner Mahnungen 
oder auch meiner Bitten zu dem zu erinnern, was 
dieses Abkommen tatsächlich enthält, was dadurch 
weiter möglich gemacht worden ist, was aber nicht 
noch hinzugefügt werden darf, was in dieser Be-
ziehung Sache ist. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Mertes?  

Wehner (SPD) : Nein. 

Ich muß allerdings an etwas erinnern. Ich habe im 
„Bulletin" vom 8. September 1971 eine Rede des da-
maligen Bundeskanzlers gefunden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe schon nein gesagt, daß ich also keine 
Zwischenfrage zulasse, verehrter Herr. Ich nehme 
an, Sie haben das überhört. Sie werden es mir nach-
sehen, daß ich zu leise gesprochen habe. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das ist bei Weh-
ner selten!) 
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Der damalige Bundeskanzler Willy Brandt hat da-

mals in Berlin in einer Versammlung der Betriebs-
räte folgendes mit Recht gesagt — der Wortlaut der 
ganzen Rede im „Bulletin" ist auch heute noch inter-
essant für andere, die sich daran ergötzen oder wet-
zen wollen —: 

Hier werden sich die meisten noch erinnern an 
die Bemühungen von Ernst Reuter und von mir 
selbst, Berlin zu einem gleichgestellten Bundes-
land werden zu lassen, mit dem vollen Stimm-
recht in Bundestag und Bundesrat. Dem standen 
nicht nur die übergeordneten Gesichtspunkte 
der Westmächte entgegen, sondern leider auch 
die nicht immer überzeugenden Einwände dama-
liger Bundesregierungen und, wenn ich mich 
recht erinnere, mancher Kreise in Berlin selbst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die gab es da

-

mals noch gar nicht, als die Verfassung ge

-

macht wurde!) 

—Wenn Sie sich hineinvertiefen wollen, werden Sie 
beim Quellenstudium schon darauf stoßen, daß es 
so ist, wie es der Bundeskanzler damals gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich mißgönne Ihnen nicht, daß Sie so tun, als gäbe 
es bei Ihnen nur wunderbare Sachen. Nein, das ist 
unsere gemeinsame Geschichte seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges, in deren Verlauf auch von 
denen, von denen der Bundeskanzler 1971 gespro-
chen hat, manches anders für richtiger gehalten wur-
de, als es heute von den Epigonen hier für wahr 
gehalten werden soll bzw. für richtig gehalten wird. 

Dies ist — 

so  hat der Bundeskanzler 1971 gesagt; um das Zitat 
zu Ende zu bringen — 

eine andere Lage als die der fünfziger Jahre, 
und es kommt wenig dabei heraus, alles noch 
einmal wiederaufrollen zu wollen. Ich wende 
mich allerdings dagegen, wenn gewisse Leute 
ihren Berlin-Patriotismus etwas zu spät ent-
decken und etwas zu auffällig zur Schau tragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, das ist nach wie vor richtig. 

Ich wollte Ihnen das nur als Antwort auf den Ver-
such mitgeben, hier den Prügelknaben zu bekommen. 

Was den turnusmäßigen Wechsel im Amt des 
Bundesratspräsidenten betrifft, so können Sie selber 
nachlesen, auf welche Frage ich in bezug auf Direkt-
wahlen zum europäischen Parlament geantwortet 
habe. Es ist keine Kritik an oder Herausforderung 
gegen irgend jemanden. Ich habe nur gesagt: Der 
Turnus bringt es mit sich, daß das in diese Zeit fällt. 
Das darf man wohl noch in unserem Land der Frei-
heit, sowohl der Presse als auch der Aussage eines 
Abgeordneten! Oder nicht? 

(Beifall bei der SPD) 

Was ist es eigentlich wert, was Sie unter Freiheit 
bekanntmachen wollen? 

(Reddemann [CDU/CSU] : Herr Wehner, es 
geht nicht um das Dürfen, sondern um die 

Redlichkeit!) 

Nein, Sie brauchen jemanden, auf den Sie einprügeln 
können. Was wäre sonst heute der Beitrag des Herrn 
Oppositionsführers zur Debatte der Regierungser-
klärung gewesen? So machen Sie das. 

Sie haben es z. B. mit der Schlußakte von Helsinki 
gemacht. Durch einen Antrag, über den hier abge-
stimmt werden mußte — Sie blieben dabei in der 
Minderheit —, wollten Sie erreichen, daß die Bun-
desregierung sie nicht unterzeichne; als Sie dann 
unterlagen und die Bundesregierung — zusammen mit 
34 anderen Ländern; ich finde, diese Schlußakte ist 
ein Jahrhundertwerk — unterzeichnete, traten Sie 
am nächsten Tage so an, als wären Sie diejenigen, 
die Wechsel eintreiben könnten, als könnten Sie sie 
den Leuten präsentieren: jetzt aber schnell die fäl-
ligen Zahlungen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So kann man das zwar machen, aber wirkungslos. 

Insofern frage ich Sie: Warum tun Sie so, als gäbe 
es zwischen uns Streit über die Menschenrechte? 
Legen Sie denn Wert darauf, in der Bundesrepublik 
Deutschland die einzigen zu sein, die etwas für 
Menschenrechte übrig haben? Wir auch! Nur wissen 
wir, daß das Plakatieren so gut wie nichts nützt, 
häufig sogar leider auch schadet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir kümmern uns um die Realisierung von so vielen 
Menschenrechten wie möglich, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das ist rein reak

-

tionäres Denken!) 

wobei es ja auch Leute gibt, die dringend der wirk-
lichen Hilfe und nicht des ruhmredigen Plakatierens 
durch Sie und ihre sogenannten Vorkämpfer bedür-
fen. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU] : Sie sprechen wie die Heilige Allianz!) 

Ich werde froh sein, wenn Sie Ihre Stellung zu 
den Verträgen — zum Grundlagenvertrag und den 
anderen Verträgen in dieser Himmelsrichtung — 
einmal so abgeklärt haben werden, wie Sie Ihre 
Stellung zu der Schlußakte, die Sie nicht hatten an-
nehmen und durch die Bundesregierung unterzeich-
nen lassen wollen, inzwischen sozusagen durch ei-
nen Umkehrakt geändert haben. Sie spielen heute 
— so, als könne man das alles von heute auf mor-
gen tun — die Rolle dessen, der da sagt: Wir for-
dern, daß Punkt 1, Punkt 2 und welche Unterpunkte 
noch erfüllt werden. Wenn das mit den Verträgen 
einmal so sein wird, werden wir das auch aushal-
ten, manchmal mit einem leichten Schmunzeln dar-
über, wie Sie sich endlich dazu durchgerungen ha-
ben, zu erkennen, daß Verträge nicht nur für gele-
gentliche Vorlesungen oder auch Versammlungs-
kampagnen da sind, sondern damit sie eingehalten 
werden. Daß Sie damals dagegen waren, das wird 
Ihnen ja nicht Ihr Leben lang vorgeworfen werden; 
Sie haben ja eine Bewährungsmöglichkeit mit der 
Einhaltung der Verträge; und daß Sie damals dage-
gen waren, schließt ja nicht aus, daß Sie sich für 
ihre wirkliche Durchsetzung einsetzen wollen. 

Insofern gibt es hier also bei allen bestehenden 
Differenzen darüber,. wieso der Besuch nun gerade 
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jetzt gewesen ist, welche Hintergedanken die, die 
ihn organisiert haben, dabei gehabt haben mögen 
— Herr Kohl hat einige davon angedeutet; er muß 
also mit besonders durchschauenden Kräften zu tun 
haben; aber gleichgültig, wie das ist —, in einigen 
Punkten bei der Opposition das Bedürfnis, jeden-
falls wenn Gesprächspartner dieser Art hier waren 
oder hier sind, eine einigermaßen gesprächsfähige 
Figur darzustellen. Das haben Sie getan, und das 
war, fand ich, ein ganz guter Anfang. Daß Sie dann 
hinterher, wenn die weg sind, ihnen nicht gleich et-
was nachwerfen, verstehe ich auch. Daß Sie dann 
aber einen Ersatz dafür brauchen — und das sind 
wir, die Sozialdemokraten —, verstehe ich auch. 
Ich wünsche Ihnen weiter, daß Sie, wenn Sie nichts 
anderes fertigbringen, doch wenigstens mit der ei-
nen Seite allmählich Fortschritte machen, nämlich 
Fortschritte im konkreten Umgehen mit den Verträ-
gen — nicht darin, mit ihnen nur so zu tun, als 
habe man auch etwas dafür getan. — Schönen 
Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Besuch des Generalsekretärs Bre-
schnew in der Bundesrepublik ist sicher ein Mei-
lenstein in dem historischen Prozeß zwischen der 
Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutschland; 
so jedenfalls sieht der CSU-Vorsitzende Strauß die 
Ereignisse der letzten Woche. Mancher mag zu-
rückhaltender urteilen, aber mit der zentralen Aus-
sage des Präsidiums der CDU, wichtig seien nicht 
schöne Worte, sondern konkrete Taten, wird eine 
reine Banalität formuliert. Im Kontrastprogramm 
der Opposition kann man also zwischen demontra-
tiv staatsmännischem Verhalten und bombastischer 
Plattheit wählen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Soll ich Ihnen vor

-

lesen, was Herr Mischnick gesagt hat?) 

In der Beurteilung politischer Prozesse können Un-
terschiede, wenn nicht gar Gegensätze, kaum dra-
stischer formuliert werden. 

Nun wäre dem intensiven deutsch-sowjetischen 
Meinungsaustausch und den unterzeichneten Doku-
menten nichts weniger angemessen als eine Be-
trachtung nach Art des Erbsenzählers, der in seine 
Rechnung nur das einbezieht, was er mit den Hän-
den greifen kann. Dem politischen Geschehen wird 
man nicht gerecht, wenn man nur den Ertrag des 
Augenblicks mißt. Die Wirkungen, die mittel- un d 

 langfristig davon ausgehen können, gehören nun 
einmal dazu. Da erscheint Pessimismus nicht ange-
bracht; Zurückhaltung aber bleibt nach wie vor ge-
boten. 

Die Bedeutung der Gesprächsergebnisse für die 
deutsche Politik liegt zunächst einmal in der sicht-
bar gewordenen Entschlossenheit, die Zusammenar-
beit im Interesse der Sicherung des Friedens fortzu-
setzen und zu verstetigen. Das schließt die Bereit-
schaft ein, offen miteinander umzugehen und die 
bestehenden Meinungsverschiedenheiten fair aus- 

zutragen. Der Dialog hat ein Klima geschaffen, in 
dem gewährleistet scheint, daß auch Streitpunkte 
in einer Form behandelt werden können, die nicht 
zu einer Belastung der Beziehungen führt. Die Ge-
spräche zwischen der Bundesregierung und dem 
Generalsekretär und die vorliegenden Dokumente 
vermitteln dem unvoreingenommen Beobachter die 
Überzeugung, daß auf beiden Seiten Bereitschaft 
und Wille vorhanden sind, zu einem partnerschaft-
lichen Verhältnis zu gelangen, in dem es dann auch 
gelingen kann, die noch nicht bereinigten Probleme 
vom Tisch zu bringen. Mit Schaukelpolitik hat das 
nun ganz und gar nichts zu tun. Unsere Verbünde-
ten werden die hier geäußerten Zweifel der Opposi-
tion kaum teilen. 

Meine Damen und Herren, der Stand der Bezie-
hungen zwichen den Staaten und ihre Entwicklung 
hängen ganz entscheidend davon ab, daß sich aus 
der Summe vielfältiger Anstrengungen eine Atmo-
sphäre gegenseitigen Verständnisses, besser noch: 
des Vertrauens ergibt. Erst wenn ein Mindestmaß 
an Übereinstimmung gesichert ist, erhalten Worte 
und Absichten einen greifbaren Inhalt, führen Ver-
einbarungen letztlich zu ,konkreten Veränderungen. 
So verstanden, sind die Unterredungen zwischen 
den Repräsentanten der Sowjetunion und der Bun-
desrepublik Deutschland sowie die gemeinsamen 
Deklarationen und das langfristige Kooperationsab-
kommen von hochrangiger Bedeutung für die Ent-
spannungspolitik in Europa und für den Ausbau der 
deutsch-sowjetischen Beziehungen; denn beide Sei-
ten haben ganz offenbar im besten Sinne hinzuge-
lernt. Vor allem haben sie die Ernsthaftigkeit und 
den Willen bestätigt, faktische Verbesserungen 
auch zugunsten der Menschen herbeizuführen. So 
kann der Besuch des Generalsekretärs aus der So-
wjetunion in der Bundesrepublik Deutschland zu 
einer vertrauensbildenden Maßnahme für die Ent-
spannungspolitik werden. 

Die Freien Demokraten begrüßen es ausdrück-
lich, daß in so dezidierter Form das gemeinsame 
Verlangen festgeschrieben wurde, alle Prinzipien 
und Bestimmungen der in Helsinki unterzeichneten 
Schlußakte im Interesse der Zusammenarbeit der 
Staaten und zum Wohle der Menschen voll wirk-
sam werden zu lassen. Wir werden uns hüten, dar-
über in Euphorie auszubrechen. Wir sehen aber 
auch ganz klar die Bereitschaft, die ins Stocken ge-
ratenen Bemühungen um definitive Fortschritte in 
Fragen der Sicherheit und Zusammenarbeit wieder 
flottzumachen. 

Vor allem wird das Einvernehmen erkennbar, daß 
es hierbei um weit mehr geht als um die Regelung 
zwischenstaatlicher Prinzipien. Die Menschen und 
damit auch ihre Rechte und Erwartungen werden 
erkennbar und ausdrücklich berücksichtigt. Hier 
zeichnet sich eine Überwindung jenes Tiefpunkts 
ab, den wir nach dem enttäuschenden Ergebnis von 
Belgrad zu beklagen hatten. Sicherlich wird der 
Weg zum nächsten KSZE-Folgetreffen in zwei Jah-
ren in Madrid nicht mühelos zu bewältigen sein, 
doch es ist die Hoffnung erlaubt, daß er nicht zuge-
mauert sein wird. Dafür spricht auch das äußerst 
konstruktive Klima, in dem dieser Tage das europä-
ische Parlamentariertreffen in Wien stattfand. Un- 
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ter Beteiligung der sowjetischen Delegation wurde 
Übereinstimmung erzielt, daß alle Prinzipien der 
Schlußakte von Helsinki gleichrangig und gleich-
wertig zu behandeln sind. 

Wir sollten dabei darin einig sein, daß sich die 
verschiedenen Hinweise auf eine stärkere Berück-
sichtigung der humanitären Fragen und der Men-
schenrechte aber nur dann in praktische Konsequen-
zen umsetzen lassen, wenn keine Seite die andere 
damit in den Anklagezustand zu versetzen versucht. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Das Ergebnis wäre sonst nur erneute Verkramp-
fung. Ich gehe davon aus, daß auch die Opposition 
ihre Methode noch einmal überprüfen wird. Der 
Kollege Strauß hat hier seine Hilfestellung unüber-
hörbar angeboten. Er stellte vor kurzem folgendes 
fest: 

Die gegenseitige Berechenbarkeit und damit 
auch ein gewisses Maß an Zuverlässigkeit 
selbst bei unterschiedlichen Standpunkten 
bringt mehr Stabilität als sprunghafte Hektik, 
als romantische Äußerungen. Das gilt auch für 
den Fall, daß man die Menschenrechte dann 
strapaziert, wenn man politisch nicht mehr 
weiterweiß. 

Die Opposition sollte sich diese Sätze hinter den 
Spiegel stecken. Die alte Lehrmeinung, daß mit De-
klamationen Nutzen für die Menschen gestiftet 
wird — vor allem auch für die Menschen im ande-
ren deutschen Staat —, sollte endlich ad acta ge-
legt werden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Die am praktischen Erfolg orientierte nüchterne 
Politik der Bundesregierung hat sich als weitaus er-
folgreicher erwiesen. Ich verweise nur auf die Aus-
führungen des Präsidenten des Deutschen Roten 
Kreuzes, der die beeindruckenden Zahlen über die 
Ausreisen von Deutschen und Deutschstämmigen 
aus der Sowjetunion in Erinnerung gerufen hat. Im 
Jahre 1970 kamen insgesamt 340. 1971 waren es 
1 100. Inzwischen sind es über 9 000 jährlich, und 
die steigende Tendenz hält an. Dies sind Tatsachen. 
Sie stehen nicht im Gegensatz zu Worten und Ab-
sichten, sondern sie sind deren Ergebnis. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, es geht nicht darum, do-
kumentengläubig zu sein. Es soll uns auch niemand 
für vertrauensselig halten. Aber es bleibt festzuhal-
ten: Dokumente und Deklarationen haben auch fak-
tische Wirkung. Sie wirken auf das politische Be-
wußtsein ein, und sie eröffnen die Möglichkeit für 
bestimmte Verhaltensmuster, weil man sich auf das. 
geschriebene Wort und die getroffenen Vereinba-
rungen nun einmal berufen kann. 

Wer abwertend und resignierend die von den Re-
gierungen verabschiedeten Vereinbarungen und 
Grundsätze als Makulatur abtut und beckmesse-
risch die noch vorhandene Distanz zur Realität aus-
mißt, vertut diese Chance. 

Ein grandioses Beispiel für dieses kleinmütige 
und fehlerhafte Verhalten hat uns die Opposition 
geliefert, als sie die von ihr heute so hochgehalte-
nen Prinzipien der  Schlußakte von Helsinki zu In-
strumenten. zur Durchsetzung langfristiger sowjeti-
scher Ziele erklärte und der Bundesregierung emp-
fahl, aus dem gemeinsamen Versuch von 35 Natio-
nen auszusteigen, die Summe der größtmöglichen 
Gemeinsamkeiten zum Ausgangspunkt ihrer künfti-
gen Politik zu machen. 

Wir Freien Demokraten sehen uns in der Auffas-
sung bestätigt, daß nur ein offensives und selbstbe-
wußtes Mitwirken im internationalen Kräftespiel 
dem Vaterland dient und den Menschen nutzt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die wachsenden Ausreisezahlen aus den Staaten 
Osteuropas, das Viermächteabkommen über Berlin, 
die praktischen Verbesserungen für die Menschen 
in Deutschland, sie wären ohne unsere entschlosse-
ne Einflußnahme auf die Entspannungspolitik nicht 
denkbar. 

Auch die Opposition sollte sich darauf besinnen, 
daß erfolgreiche Außenpolitik nur mit Gestaltungs-
kraft, Prinzipientreue und Risikobereitschaft betrie-
ben werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im Unterschied zu großen Teilen der Opposition 
werten wir Freien Demokraten die zwischen dem 
Bundeskanzler und dem sowjetischen Staats- und 
Parteichef vereinbarten Grundsätze als ein brauch-
bares Instrument zur Fortentwicklung unserer ver-
besserungsfähigen und verbesserungsbedürftigen 
Wirklichkeit. 

(Beifall des Abgeordneten Wehner [SPD]) 

So halten wir es für bedeutungsvoll für die. Dis-
kussion und für die Verhandlungen über Abrüstung 
und Rüstungsbegrenzung, daß es beide Seiten als 
wichtig betrachten, daß niemand militärische Über-
legenheit anstrebt und daß annähernde Gleichheit 
und Parität zur Gewährleistung der Verteidigung 
als ausreichend angesehen werden. 

Das ist in der Tat ein neuer Akzent, daß sich 
Moskau bei allen Abrüstungsverhandlungen und 
damit auch bei den Wiener MBFR-Verhandlungen 
mit der annähernden Gleichheit und Parität an-
freundet. Wenn der Kollege Kohl für die Opposi-
tion gerade das so kritisch, fast glossierend attak-
kiert, dann scheint mir die Opposition bisher über-
sehen zu haben, daß die Sowjetunion bislang ein 
Übergewicht in der militärischen Stärke verlangte. 
Von daher ist hier eine entscheidende Korrektur in 
der Grundhaltung zu erkennen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Nur 
in der Methode!) 

Meine Damen und Herren, man sollte die Hoff-
nungen auf unmittelbare Folgewirkungen nicht zu 
hoch schrauben, wie überhaupt die Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiet der Rüstungsbegren-
zungsverhandlungen nur Impulse vermitteln kann. 
Entscheidungen werden natürlich nur im Rahmen 
des westlichen Verteidigungsbündnisses herbeige- 
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führt. Aber es ist zu erwarten, daß die Erklärungen 
zur Abrüstung nicht ohne Wirkungen auf die Be-
ziehungen zwischen dem Atlantischen Bündnis und 
dem Warschauer Pakt bleiben werden. Auch in der 
Sondergeneralversammlung der Vereinten Nationen 
wird der von Bonn aus vermittelte Anstoß sicher 
Beachtung finden. 

Letztlich aber wird es von der Sowjetunion ab-
hängen, ob die auf Rüstungsbegrenzung und Abrü-
stung gerichteten Anstrengungen zum Erfolg führen 
und sich die Hoffnungen der Menschen in Ost und 
West erfüllen können. Entspannungspolitik wird 
auf Dauer nur dann erfolgreich sein, wenn die Ab-
rüstungsverhandlungen konkrete Ergebnisse zeigen. 
Der Widerspruch zwischen Entspannungsbeteue-
rung und Rüstungsanstrengung muß endlich aufge-
löst werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Zum ersten Mal in einem Ost-West-Dokument 
finden sich auch die Feststellung von der Unteil-
barkeit des Friedens und der Sicherheit in allen 
Teilen der Welt und die daraus abgeleitete Aufga-
benbestimmung für beide Seiten, ihre politischen 
und wirtschaftlichen Möglichkeiten für dieses Ziel 
unilateral, bilateral und multilateral einzusetzen. 

Gewiß, ein großes Wort, das sich — blicken wir 
nach Afrika — noch sehr hart an den Realitäten 
stößt. Aber es ist nun auch von Moskau festgehal-
ten, was wir immer betont haben, daß sich nämlich 
Entspannungs- und Friedenspolitik nicht auf Europa 
beschränken kann. Sie wird vielmehr erst dann voll 
ihre nutzbare Dynamik erhalten, wenn ihr Prinzip 
nicht nur regional, sondern global angewendet 
wird. 

Ganz unbezweifelbar wird dieser umfassende 
Komplex der Friedenssicherung von ökonomischen 
Daten und Fakten beeinflußt. Es hat deshalb eine 
innere Logik und stellt eine substantielle Ergän-
zung der politischen Gespräche zwischen Bonn und 
Moskau dar, daß beide Seiten zugleich ein Abkom-
men über die langfristige Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Wirtschaft und Industrie unterzeichnet 
haben. 

Im Bonner „General-Anzeiger" fand ich den Satz: 
„Wer sich auf 25 Jahre zu einem kontinuierlichen, 
derart umfassenden Ausbau der Wirtschaftskoope-
ration  verpflichtet und dies vertraglich festschreibt, 
setzt auf Frieden." 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In der Tat ist diese angestrebte wirtschaftliche, 
industrielle und technische Zusammenarbeit zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der So-
wjetunion ein stabilisierendes Element für den 
Ausbau der bilateralen Beziehungen und für den 
Fortgang des multilateralen Entspannungsprozes-
ses. 
Auch hier muß jedoch vor überstiegenen Erwar-

tungen gewarnt werden. Es gibt keinen Automatis-
mus in Fragen des Handels und der Industriekoope-
ration. Es gibt auch keine Initialzündung per De-
kret. Aber es kann ebensowenig in Frage gestellt 
werden, daß das ausgehandelte Abkommen nützli-
che Dienste gerade bei der Bewältigung jener Pro-

bleme leisten kann, die durch die unterschiedlichen 
Wirtschaftssysteme offenkundig sind. 

(Beifall bei der FDP) 

Jedenfalls erlaubt der abgesteckte Rahmen ein hö-
heres Maß an Disposition und Berücksichtigung der 
jeweiligen Fähigkeiten und Kapazitäten auf beiden 
Seiten. Die Unternehmer sind aufgefordert, die ver-
besserten Rahmenbedingungen für den Ausbau der 
Wirtschaftsbeziehungen zu nutzen. 

Es wäre gut, wenn die im Kooperationsabkom-
men abgesprochene Intensivierung der Zusammen-
arbeit auf dem Energiesektor doch noch zu nahelie-
genden Konsequenzen führen würde. Ich denke an 
den sinnvollen Plan eines Energieverbundes zwi-
schen der Sowjetunion und der Bundesrepublik 
Deutschland mit der Anbindung Berlins. Die Grün-
de für das bisherige Scheitern dieses vernünftigen 
Projekts sind bekannt. Aber der „Widerstand" 
spielt ja in der Elektrizität eine notwendige Rolle. 
Vielleicht öffnet er auch auf diesem komplizierten 
Feld des mindestens dreiseitigen Interessenaus-
gleichs doch noch einen Ausweg. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : 
Zuviel Ohm!) 

Berlin ist angesprochen, und zwar im Sinne einer 
Erwartung. Sie geht allerdings weit über das The-
ma Energieversorgung hinaus. Noch wichtiger ist 
nämlich, daß nach der Absicherung Berlins durch 
das Viermächteabkommen und der anschließenden 
Phase des Interpretationsgerangels nun die Bereit-
schaft zur allgemeinen Beruhigung einsetzt. Weder 
verträgt die Entspannungspolitik demonstrative 
Gesten gegen Berlin, noch verträgt Berlin demon-
strative Kraftproben unter Berufung auf die Ent-
spannungspolitik. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Wer 
hat das gefordert?) 

Was Berlin braucht, ist seine selbstverständliche 
Einbettung in den Prozeß der Verständigung und 
Zusammenarbeit. 

Die strikt sachbezogene Behandlung sollte in Zu-
kunft die Politik beider Seiten bestimmen. Die 
nichts beschönigende Art und Weise, in der dieses 
Thema bei den Gesprächen in Bonn und Hamburg 
behandelt wurde, hat sicher zur Klärung beitragen 
können und mag sich für die Zukunft positiv aus-
wirken. Dann wird vielleicht doch noch der Augen-
blick kommen, in dem das Kernstück des Vier-
mächteabkommens, „daß die Bindungen zwischen 
den Westsektoren Berlins und der Bundesrepublik 
Deutschland aufrechterhalten und entwickelt wer-
den", wobei zu berücksichtigen ist, „daß diese Sek-
toren so wie bisher kein Bestandteil (konstitutiver 
Teil) der Bundesrepublik Deutschland sind und 
auch weiterhin nicht von ihr regiert werden", strikt 
eingehalten und voll angewendet wird. 

Meine Damen und Herren, gerade dieser Teil des 
Abkommens taugt wahrlich nicht für einen Parteien

-

zank. Nur wer Aufgeregtheit liebt, kann eigent-
lich an dem Sinn und Zweck dieser Vereinbarung 
herumdeuteln. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Schließlich ist die Pflege der Bindungen gerade 
deshalb von so vitalem nationalen Interesse, weil 
West-Berlin nach alliiertem Recht kein Bestandteil 
der Bundesrepublik Deutschland ist. Diese Interes-
senlage ist allen Beteiligten gut vertraut. Verständ-
lich also, daß die Regierung Brandt-Scheel dem 
Viermächteabkommen über Berlin in ihrer Ostpoli-
tik eine so zentrale Bedeutung eingeräumt hat. Den 
damaligen Außenminister Walter Scheel hat dies 
veranlaßt, von einem Junktim zwischen dem Mos-
kauer Vertrag und dem Viermächteabkommen zu 
sprechen. Die Regierung Schmidt-Genscher steht in 
der Kontinuität dieser auf Ausgleich und Entspan-
nung gerichteten Politik. Über Bedeutung, Inhalt 
und Anwendung des Viermächteabkommens gibt es 
zwischen der Bundesregierung und dem Senat von 
Berlin gewiß keine Meinungsverschiedenheiten. Für 
die Parteien des Deutschen Bundestages sollte 
ebenfalls kein Anlaß bestehen, einen unnötigen 
Streit um diese Frage auszufechten. 

Wir wollen das Viermächteabkommen weder 
dehnen noch kürzen, und das heißt auch, daß wir 
über einen Routineprozeß wie die turnusmäßige 
Wahl des Bundesratspräsidenten nicht viele Worte 
zu verlieren brauchen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn Dietrich Stobbe jetzt für ein Jahr diese Posi-
tion einnimmt, steht das in der Kontinuität aller 
vorausgegangenen Wahlen zum Bundesratspräsi-
denten 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

einschließlich der des Parteivorsitzenden der SPD, 
Willy Brandt, im Jahre 1957. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Also tiefer hängen, bitte! 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir ein 
kurzes Resümee. Der umfassende und offene Mei-
nungsaustausch zwischen den Spitzenpolitikern der 
Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutschland 
hat die Erwartungen, die man realistischerweise in 
ihn setzen konnte, erfüllt. Er hat unter anderem zu 
Dokumenten geführt, deren Inhalt nach dem bishe-
rigen Stand der Diskussionen offenbar weitgehend 
übereinstimmend positiv eingeschätzt wird. Wir be-
grüßen das außerordentlich. Es ist zugleich ein Gü-
tezeichen für solide diplomatische Vorarbeit. 

Was zur Gemeinsamkeit fehlt, ist die gleichge-
richtete Einschätzung der aus dem Gesprächsergeb-
nis erwachsenden Möglichkeiten. Dieser Unter-
schied zwischen der Opposition und der Koalition 
wiegt allerdings schwer. Für die Freien Demokra-
ten bekräftige ich nachdrücklich, daß wir in dem 
Zuwachs an Offenheit und damit auch an Vertrau-
en eine qualitative Verbesserung der deutsch-so-
wjetischen Beziehungen und eine wichtige Voraus-
setzung für konkrete Schritte in der Sache sehen. 

Die spürbar positive Beeinflussung des Klimas 
dürfte nicht ohne Folgen in den übrigen Staaten 
Osteuropas und in der DDR bleiben. Das kann die 
deutsch-deutschen Beziehungen begünstigen und 
für die noch ausstehenden Folgevereinbarungen 
aus dem Grundlagenvertrag von Bedeutung sein. 

Wir werden uns weiterhin mit aller Kraft für jede 
praktische Verbesserung zugunsten der Menschen 
einsetzen, ohne das Erreichte preiszugeben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Strauß. 

Strauß (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn Kollege Hop-
pe mich — selbstverständlich richtig — zitiert und 
gesagt hat, ich hätte in einer Äußerung nach dem 
Gespräch mit dem Generalsekretär der KPdSU und 
nach dem Besuch von einem „Meilenstein in der 
Geschichte der russisch-deutschen Beziehungen" 
gesprochen, dann bleibe ich natürlich bei dieser 
Äußerung. Nur können Meilensteine Wegmarken 
auf einem guten Wege oder auf einem Wege ins 
Gegenteil sein. Ich behaupte nicht, daß darüber 
heute ein Urteil möglich ist, sondern daß es von dem 
Verhalten in den nächsten Jahren abhängen wird, 
auf welchem Wege der Meilenstein steht, der mit 
diesem Besuche von uns, von mir und anderen 
Sprechern, symbolisch so gekennzeichnet worden 
ist. 

Es ist keine hämische Kritik, wenn man sagt, daß 
die öffentlichen Verlautbarungen, die Tischreden 
natürlich zunächst mehr Erwartungen als Tatsachen 
zum Inhalt haben. Man darf weder negative noch 
positive Bemerkungen bei Tischreden überbewer-
ten. Ich möchte ironisch sagen: vor der Hochzeit, 
während des Krieges, nach der Jagd. Das gilt auch 
für Tischreden. 

All das hat natürlich zunächst mehr Erwartungen 
als Tatsachen erbracht und demgemäß mehr Ausle-
gungen als Festlegungen nach sich gezogen. Es 
sind hochfliegende Wort gebraucht, es sind gewag-
te Prognosen angestellt worden. Eines jedenfalls ist 
deutlich geworden, auch in der Regierungserklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers: daß die visionäre 
Phase der neuen deutschen Ostpolitik zu Ende ge-
gangen ist, die visionäre Phase, wie sie seinerzeit, 
im Herbst 1969, angekündigt und mit einem schwe-
ren politischen Fehler eingeleitet worden ist, näm-
lich von vornherein zu erklären, man gehe von der 
Existenz zweier deutscher Staaten aus. Ich möchte 
auf diese Diskussion, die wir in diesem Hause aus 
anderem, aber gleich motiviertem Anlaß schon oft 
gehalten haben, nicht näher eingehen. Es ist auch 
deutlich geworden, daß die Periode der Euphorie 
zum Abschluß gekommen ist, daß der Übergang 
vom Messianismus einer Heilslehre zum Pragmatis-
mus der Brosamen bei der deutschen Ostpolitik 
unvermeidlich geworden ist. 

Es ist heute sicherlich noch nicht möglich, eine 
geschichtliche Einordnung des Breschnew-Besuches 
vorzunehmen. Es ist wohl auch noch nicht möglich, 
eine zeitgeschichtliche Einordnung vorzunehmen. 
Seine politische Bewertung ist heute abschließend 
nicht möglich. Es hat ohne Zweifel neue Töne ne-
ben alten Verhärtungen gegeben. Niemand wird es 
als Beckmesserei bezeichnen dürfen, als kleinliche 
Kritiksucht oder als hämische Herabsetzung, wenn 
ich sage, daß uns nichts besser ansteht als die War- 
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nung vor Wunschdenken. Man kann die Texte zwar 
durch Auslegungen verschleiern, aber man kann 
damit den Inhalt der Texte und die daraus entsprin-
genden politischen Wirklichkeiten nicht verändern. 

Man muß bei der sowjetischen Politik — das 
meine ich nicht nur negativ, sondern auch sehr po-
sitiv — mit einem hohen Maß an Kontinuität, an 
Konsequenz und an Konstanz rechnen, mit einer 
Zielorientierung, die ihrerseits in der Weltpolitik 
keinen ebenbürtigen Partner findet. Das ist eine 
Tatsache, die manchmal sogar für die Kremlfüh-
rung verwirrend zu sein scheint. 

Ich erinnere mich — das ist nicht politische oder 
deutschlandpolitische Archäologie —, daß wir zehn 
Jahre nach dem Kriege befreit aufgeatmet haben 
— das hat auch hier in einer Debatte seinen Nie-
derschlag gefunden als nach der berühmten 
Genfer Gipfelkonferenz, bei der die Stimmführung 
auf der westlichen Seite bei Eisenhower, auf der 
östlichen Seite bei Chruschtschow und Bulganin 
lag, ein Kommuniqué unterschrieben worden ist, in 
dem sich die Sowjetunion zur Abhaltung freier 
Wahlen verpflichtet hat. Dann wurden die Außen-
minister beauftragt, den lapidaren Text dieses Kom-
muniqués, in dem sogar das ja heute von manchen 
nicht mehr in den Mund zu nehmende Wort von 
freien Wahlen gebraucht worden ist, im einzelnen 
in eine politische Prozedur umzuwandeln. Damit 
war Schluß, und zwar Schluß bis heute. 

Deshalb soll man hier nicht von vornherein einen 
negativen Popanz aufbauen — das ist auch nicht 
meine Absicht — und sagen, diese Worte seien 
nicht ehrlich gemeint, dahinter stecke nichts. Damit 
verbinde ich nur die Warnung davor, dem Wunsch-
denken zu verfallen, das gerade die euphorische 
Phase der deutschen Ostpolitik in den Jahren ab 
1969 so treffend gekennzeichnet hat. Der Silber-
streif muß am Horizont sichtbar und nicht am Fern-
rohr angebracht sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch bei uns waren aus höchstem Munde große 
Worte zu vernehmen. Zum Beispiel wurde gesagt, 
es handele sich um ein Ereignis historischer Trag-
weite. Es war die Rede von geschichtlichen Per-
spektiven für Generationen. Nun können Perspekti-
ven so oder so sein. Es seien Vereinbarungen ohne 
Beispiel in der Welt erzielt worden. Das sind Er-
wartungen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Ja, was bedeutet 
das?) 

Hoffentlich werden sie nicht zu Selbsttäuschungen. 
Es wird jetzt davon abhängen, daß wir der anderen 
Seite durch richtiges Verhalten auf unserer Seite 
die Möglichkeit geben, daß die Erwartungen in Be-
wegungen umgesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann wird ein Urteil möglich sein, wo der Meilen-
stein steht, auf welcher Straße er steht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: . . . und 
in welcher Richtung!) 

Herr Kollege Wehner, für uns ist Berlin nach wie 
vor wirklich ein Prüfstein und kein Wetzstein. Wir 

brauchen keinen Wetzstein. Uns genügt schon der 
Prüfstein. Aber wir stellen natürlich auch fest, daß 
die Erwartungen vor dem Besuch, als man damit 
rechnete, daß drei Abkommen, die wegen der Ber-
lin-Klausel hängengeblieben waren, unterzeichnet 
werden würden, nicht erfüllt worden sind, da die 
Abkommen leider nicht unterzeichnet worden 
sind. 

Was die Erfüllung der Schlußakte der KSZE an-
betrifft, so habe ich damals in meiner Rede, auf die 
Sie immer wieder Bezug nehmen und die Sie mir 
auch vorhalten, gesagt, wir wüßten ja ganz genau, 
daß Sie aus dem Pfad, der einmal eingeschlagen 
worden ist, nicht herauskommen. Ich habe im Na-
men der Fraktion damals sehr klar und deutlich ge-
sagt, daß Entspannung nicht auf den geographisch 
kleinen, wenn auch wichtigen Raum der Konfronta-
tion in Europa beschränkt sein dürfe, daß Entspan-
nung auch — es ist das gute Recht der Opposition, 
darauf hinzuweisen, wenn die Regierung glaubt, es 
nicht so tun zu können — durch den Beitrag zum 
Frieden im Nahen und Mittleren Osten, durch den 
Beitrag zu einem unblutigen Nebeneinander der 
afrikanischen Staaten und Stämme und ihrer Rich-
tungen führen müsse. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn bei uns Außenpolitik von den Regierenden 
nicht manchmal mit einem so pseudoverbissenen 
Ernst gemacht würde, dann würde man begreifen, 
daß eine solche Haltung der Opposition, wie sie da-
mals zum Ausdruck gebracht worden ist, für die 
Regierung ein nützliches Instrument sein kann, 
statt ein Objekt der Verteufelung zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn auch Außenpolitik in einer parlamentarischen 
Demokratie ist selbst bei großen Gegensätzen noch 
als eine kontroverse und trotzdem Konzertierte Ak-
tion denkbar, wenn man die Funktion der Opposi-
tion für die Durchsetzung eigener, nicht immer 
leicht durchsetzbarer Interessen richtig einordnet, 
statt sie nur zu beschimpfen, wie es in dem Zusam-
menhang geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich handelt  es sich bei konkreter Friedens-
politik, wie ich eben sagte, auch um die Vorgänge 
im Nahen, Osten. Auch hier muß ein gutes Zeichen 
gesetzt werden. Denn die Äußerungen des israeli-
schen Außenministers der letzten Tage sind, wie 
ich sie der Presse entnommen habe, nicht die Äuße-
rungen eines Kriegshetzers, der einen kommenden 
Konflikt an die Wand malt. Dazu hat Herr Moshe 
Dayan wohl zu viele kriegerische Konflikte in sei

-nem Leben am eigenen Leibe erlebt und in verant-
wortlicher Stellung bestritten. Aber daß sich hier, 
nachdem man die Sowjetunion auch dort schon wie-
der auf den Plan gerufen hat, wo sie ursprünglich 
ausgeladen worden war 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Eben, mit viel Mühe!) 

— mit viel Mühe — , ein Konfliktpotential aufbaut, 
steht doch außer jedem Zweifel. Daß dieses Kon-
fliktpotential für unsere Sicherheit in Europa, im 
Mittelmeerraum, dem Meer im Süden, unserer Süd- 
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flanke, von erheblicher, lebenswichtiger Bedeutung 
ist, kann ja wohl bei der Wirkung moderner Waf-
fen und der von ihnen erreichten Zusammenhänge 
kaum jemand bestreiten. 

Darum muß hier Friedenspolitik nicht nur darin 
bestehen, daß die NATO-Armeen auf der einen Sei-
te und die Armeen des Warschauer Pakts auf der 
anderer Seite nicht aufeinander schießen. Diese Ge-
fahr ist sowieso sehr gering. Die hat es im Laufe 
der letzten Jahre nie als ernsthaftes Risiko, als Pul-
verfaß gegeben. Vielmehr müssen die bedrohlichen, 
die unsere europäische Sicherheit gefährdenden 
Vorgänge an den Flanken Europas durch guten 
Willen beiderseits unter Kontrolle gebracht wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch das verstehen wir unter Friedenspolitik. 

Hier erwarten wir, daß ein Mann, den ich selber 
nie für einen Kriegshetzer oder Kriegstreiber gehal-
ten habe und den zu treffen ich am letzten Samstag 
den Vorzug hatte, daß dieser Mann, der ja auch 
über eine Summe seines Lebens verfügt, wenn er 
auch der Vertreter der Kontinuität der sowjeti-
schen Außenpolitik ist, dazu einen Beitrag leistet. 
Denn hier schürzt sich wieder ein Knoten zusam-
men, der dann hoffentlich nicht durchhauen werden 
muß und wie ein gordischer Knoten durchhauen 
werden wird. 

Das hat — das Thema ist ja mit Vorsicht und De-
likatesse angeschnitten worden — auch etwas da-
mit zu tun, daß die Waffenlieferungen an afrikani-
sche Staaten, ergänzt durch Techniker, Instrukteu-
re, militärische Sondereinheiten und zum Schluß 
durch kubanische Heereseinheiten, in diesem Kon-
tinent der leidgeplagten armen Menschen im Inter

-

esse des Friedens ein Ende nehmen sollten. Selbst-
verständlich gilt das für alle Seiten. Aber wer da-
mit am meisten gemeint ist, darüber braucht man ja 
wohl keine langen Erörterungen anzustellen. 

Wenn man bewegt von Menschenrechten spricht 
und hier auch gerade an die zum Teil noch weiß re-
gierten südafrikanischen Staaten denkt, dann dürfte 
man doch nicht die Augen vor der Tatsache ver-
schließen, daß sich zur Zeit z. B. in einem zentralen 
afrikanischen Staat ein großes Genocidium, ein re-
gelrechter Völkermord, nämlich in der Provinz 
Ogaden, vollzieht, daß der „Rote Terror" — so 
heißt er offiziell — in Äthiopien in großem Umfang 
Kindererschießungen vornimmt. Das sind doch Tat-
sachen, die uns als zivilisierte Mitteleuropäer zu-
tiefst aufschrecken müßten. Hier geht es nicht nur 
darum, daß dieser Kontinent zu einem Spielball, ei-
nem Exerzierfeld machtpolitischer Interessen ge-
macht wird. Hier muß man, wenn man den Begriff 
„Frieden" ehrlich meint, vielmehr auch das Pulver-
faß, das hier angefüllt wird, und die Menschen se-
hen, die Opfer solcher machtpolitischer Bewegun-
gen sind, und zwar mit schrecklichen Folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine es nicht hämisch, wenn ich sage: Es ist 
natürlich leicht, Begriffe wie Entspannung, Abrü-
stung, Vermeidung von Kriegen, Ende des Wettrü-
stens, Frieden und Zusammenarbeit in den Mund zu 

nehmen. Ich werte das auch gar nicht ab, etwa in 
hämischer oder lächerlich machender Weise. Es ist 
besser, es werden solche Worte gebraucht, als 
wenn die gegenteiligen Worte gebraucht werden. 
Denn Worte haben — da gebe ich Ihnen recht, Herr 
Kollege Hoppe — eine bewegende Wirkung. Schon 
Worte können psychologisch aufladen oder see-
lisch entlasten; das ist durchaus möglich. Aber hin-
ter diesen. Worten Entspannung, Abrüstung, Ver-
meidung von Kriegen, Ende des Wettrüstens, Frie-
de, Zusammenarbeit usw. muß dann auch eine kon-
kludente Politik stehen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die jedenfalls Annäherung an diese Ziele in sicht-
baren Bewegungen ermöglicht. Ich weiß, daß auf 
diesem Gebiet keine Wunder möglich sind und daß 
hier nur ein schrittweiser Fortschritt zu erzielen 
ist. 

Wir wissen auch, daß wir in unserem Dialog mit 
dem maßgebenden Vertreter der Großmacht östlich 
unserer Nation keine unerwünschten Nebenwirkun-
gen im Westen hervorrufen dürfen — ich werde 
darauf noch mit ein paar Sätzen zu sprechen kom-
men müssen —, unerwünschte Nebenwirkungen, 
die, Herr Bundeskanzler, von Ihnen sicherlich nicht 
beabsichtigt sind — denn Sie sprechen ein so gutes 
Amerikanisch, daß wir daneben mit unserem euro-
päischen Englisch manchmal gar nicht mehr so 
recht mitkommen —, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

aber Nebenwirkungen, die — einmal in die Welt 
getreten — eine Eigengesetzlichkeit zu entfalten 
pflegen. Denn das Mißtrauen gegen die Deutschen 
ist natürlich auf mehr Seiten als nur auf einer Seite 
tief verwurzelt. 

Unserer Politik tut nicht Gefälligkeit, nicht Ent-
spannungseuphorie, nicht Liebedienerei nach allen 
Seiten not. Unserer Politik tut in erster Linie Au-
genmaß und Berechenbarkeit not. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Bei einer deutschen Außenpolitik, die nicht den ro-
ten Faden der Berechenbarkeit 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

sowohl für die Freunde auf unserer Seite am Konfe-
renztisch als auch für die Partner — ich sage nicht, 
Herr Wehner: Feinde — oder eventuellen Gegner 
auf der anderen Seite des Konferenztisches hat, 
wird sich zum Schluß eine Übereinstimmung aller 
zumindest im Mißtrauen gegen uns ergeben. 

Der Besuch hat seine lange Vorgeschichte. Die 
mehrmalige Verschiebung ist auf gesundheitliche 
Gründe zurückgeführt worden. Das mag richtig 
sein. Aber sicherlich ist der Besuch — sei es durch 
höhere Fügung, auch wenn man nicht an die Vorse-
hung glaubt, sei es durch bewußte Wahl des Zeit-
punkts — in einem richtigen Abschnitt erfolgt, in 
dem Abschnitt, in dem es atmosphärische Störun-
gen über dem atlantischen Bereich gab, z. B. den 
sinnlosen Streit um die Neutronenwaffe. Ich möch-
te hier jetzt zwar nicht die Diskussion des 13. April 
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wiederholen, aber wenn man darüber diskutiert, ob 
die Strahlungswirkung bei Wegfall von Hitze und 
Druck die bessere Waffe ist oder ein Minimum an 
Strahlungswirkung bei verstärkter Hitze und ver-
stärktem Druck, so zeugt gerade diese Diskussion 
von einer Perversion des Denkens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe in jener Zeit ein hartes Wort an die 
Adresse der amerikanischen Politik gerichtet. Mit 
Bezug darauf, Herr Bundeskanzler, darf ich Ihnen 
für die Schützenhilfe danken, die Sie mir gewährt 
haben, obwohl Ihre Parteifreunde so gegen mich 
gewettert und mich in ihrer so beflissenen Haltung 
gegenüber dem amerikanischen Präsidenten der 
Vergiftung der deutsch-amerikanischen Beziehun-
gen bezichtigt haben. Aber Sie sagten auf einer Ta-
gung, zu der Sie einen der schärfsten Kritiker der 
heutigen amerikanischen Außenpolitik, nämlich 
Herrn Henry Kissinger — ich gebe zu: einen ge-
meinsamen Freund —, eingeladen hatten: 

Meine dritte Bemerkung gilt der Rolle Ameri-
kas in der Welt . . . Das Problem ist zum ersten, 
daß diese Führungsrolle 

— der Amerikaner — 
ausgeübt werden muß, ohne daß sie allzu 
laut und allzu deutlich ausposaunt wird. 
Das ist sehr schwer; ich habe darin einige Er-
fahrungen. Immer wenn einer meint, er wisse, 
was richtig ist, und er sagt es den anderen, 
dann wird er gleich beschuldigt, er wolle domi-
nieren oder doch einen Feldwebel spielen. 

Da scheint so ein kleines Trauma in der Landschaft 
herumzugeistern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die von mir angebotene Beförderung zum 
Oberfeldwebel hat das anscheinend nicht abgebaut. 

Sie sagen dann weiter: 

Trotzdem ist es unvermeidlich. Man kann die 
Bescheidenheit nicht so weit treiben, 

— wer würde da bei Ihnen schon in die Versuchung 
verfallen? — 

(Heiterkeit) 

daß man zwar glaubt, man wisse, was richtig 
ist, sagt es aber lieber nicht. 

Dann geht es später weiter: 

Nun ist es nicht so, daß die USA allein alles 
wissen. 

— Da werden Sie auch nicht Widerspruch kriegen; 
aber es ist die Art und Weise, wie Sie das in diesem 
Zeitpunkt so dramatisch bis bramarbasierend sa-
gen.  — 

Es  gibt auch in Europa eine ganze Menge In-
telligenz und Erfahrung ... 

— Sicherlich haben Sie dabei auch an sich selbst ge-
dacht, und nicht mit Unrecht. — 

(Heiterkeit) 

Nein, die Amerikaner selber haben ihre Füh

-

rungsrolle auf dem ökonomischen Gebiet weder 

akzeptiert noch schon verstanden, was ja die 
Voraussetzung wäre dafür, sie zu akzeptieren. 

Ich möchte hier in der Verlesung nicht fortfahren. 
Das ist die Rede, die im Bulletin vom 8. Mai 1978 
abgedruckt worden ist, also in der jüngsten Aus-
gabe. 

Ich wage nicht auszudenken, was gewesen wäre, 
wenn ich das gesagt hätte. Sie können aber davon 
ausgehen, daß ich einen Teil dessen jedenfalls in 
meiner Ihnen gegenüber untergeordneten Rolle ge-
dacht habe. 

(Heiterkeit) 

Ich bin dankbar dafür, daß Sie den Part dann selbst 
übernommen haben. 

Aber ohne Zweifel liegen hier atmosphärische 
Störungen über dem atlantischen Bereich. Ich er-
innere an den sinnlosen Streit um die Neutronen-
waffe. 

Auf der Seite der Sowjetunion besteht der wirt-
schaftliche Zwang zur Zusammenarbeit aus tech-
nisch-industriellen Abläufen heraus. Ich bin nicht 
so töricht oder so primitiv, zu sagen: „Die Sowjets 
stehen vor dem wirtschaftlichen Zusammenbruch; 
deswegen ist L. Breschnew gerade noch gekommen, 
um von uns Kredite zu bekommen, um dieses 
schreckliche Ereignis aufzuhalten" oder ähnlichen 
Blödsinn. 

Aber die Sowjetunion steht ohne Zweifel unter 
einem industriell-wirtschaftlichen Druck; denn die 
rasche naturwissenschaftliche Entwicklung, die tech-
nische Anwendung — d. h. die Entwicklung neuer 
Techniken; man sagt leider „Technologien", was 
ich für eine Verfremdung der deutschen Sprache 
halte —, die daraus entspringende Entwicklung 
neuer Techniken und ihr Einsatz im wirtschaft-
lichen Bereich, im industriellen Bereich haben Sach-
zwänge geschaffen, bei denen man mit einem star-
ren, aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
stammenden System und seiner von Funktionären 
durchgesetzten Anwendung in der Gesellschaft von 
morgen nicht mehr zurechtkommen kann. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist ohne Zweifel einer der Gründe, warum 
die Sowjetunion Interesse hat, mit dem Westen — 
hier vornehmlich mit der noch großen Industrie-
macht, wenn auch politischen und militärischen Mit-
telmacht Bundesrepublik Deutschland, aber auch 
mit anderen Industrienationen — zusammenzu-
arbeiten. Hier beginnt auch für uns die Überlegung, 
wo die Möglichkeiten, der Sinn, die Grenzen, Chan-
cen und Risiken dieser Zusammenarbeit liegen. 

Ich spreche hier nicht — damit das nicht primitiv 
mißverstanden wird — einem Nein zu einer solchen 
Zusammenarbeit das Wort. Aber die Frage der Aus-
füllung und der Konsequenzen, die sich dann aus 
der Ausfüllung ergeben, muß die Bundesregierung 
und muß selbstverständlich auch dieses Parlament 
einer bis ins einzelne gehenden Prüfung unter-
ziehen. 

In dieser politischen Landschaft liegen die Ver-
handlungen über MBFR, wobei man immer mehr 
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von „forces reduction" und weniger von „balanced" 
hört. Ich glaube, Herr Bundeskanzler, wir sollten uns 
darin einig sein, daß man bei der Formel „an-
nähernde Gleichheit und Parität", wie es in der De-
klaration oder im Kommuniqué heißt — ich glaube, 
in der Deklaration —, nicht davon ausgehen kann, 
daß westliche Truppen qualitativ hochwertiger und 
technisch besser ausgerüstet sind als die Truppen 
des Warschauer Paktes und der Sowjetunion. Das 
wäre eine völlig verfehlte, hochmütige Einstellung 
auf unserer Seite. Die mag vielleicht den ersten 
Kriegsmonaten des Zweiten Weltkrieges entsprin-
gen, hat abe r  für die zweite Hälfte des Zweiten 
Weltkrieges und für die Zeit danach bestimmt keine 
Berechtigung mehr. Selbstverständlich ist für uns 
die Bundeswehr keine heilige Kuh. Sie ist auch kein 
Selbstzweck, sie ist auch nie als Selbstzweck ge-
schaffen worden. Aber die annähernde Parität und 
Gleichheit, qualitativ und quantitativ, muß im We-
sten von der Gesamtheit des Bündnisses erbracht 
werden, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

d. h., sie darf nicht durch Einflußmöglichkeiten auf die 
Stärke der Bundeswehr angestrebt oder durchgesetzt 
werden; denn der Westen muß die Parität und die 
Gleichheit in seiner Gesamtheit erbringen. Wenn der 
Westen in seiner Gesamtheit die annähernde Parität 
und Gleichheit erbringen muß, muß es der NATO 
und damit auch uns überlassen werden, wie dieses 
Kontingent insgesamt aufzufüllen ist. 

Ich bin mir der Kostspieligkeit der Bundeswehr 
bewußt, und militärische Rüstungen sind kein Zweck 
für sich selbst, sondern höchstens Mittel zu dem 
Zweck, in Sicherheit zu leben. Wir haben bewußt 
keine Nationalarmee, sondern eine Bündnisarmee 
aufgebaut. Unsere Armee ist als Nationalarmee 
überhaupt nicht einsetzbar. Das ist auch der Irrtum 
mancher Bundeswehrreformpläne. Ich bedaure das 
auch nicht; denn so ist sie konzipiert, aufgebaut, von 
sämtlichen Verteidigungsministern beibehalten und 
ausgebaut worden. Sie ist eine Bündnisarmee, und 
das Bündnis muß von sich aus festlegen, wie diese 
Last verteilt wird. Wir haben keine Lust, einen ma-
ximalen Teil der Last zu übernehmen, aber wir müs-
sen bereit sein, wenn andere sich nicht in der Lage 
sehen, ihren Teil zu erfüllen, jedenfalls von unserer 
Seite mit gutem Beispiel die Lücke zu füllen, wenn 
es gewünscht wird. Darum ist die Frage der annä-
hernden Gleichheit und Parität eine Frage der Ge-
samtheit des Bündnisses auf europäischem Boden 
und kann nicht zum Gegenstand eines vertraglichen 
Interventionsrechtes des Vertragspartners auf die-
sem Gebiet werden. Mehr nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt SALT II, die Begrenzung der strategischen 
Rüstung. Dann gibt es, durch vier Hauptstädte aus-
gedrückt — Genf, Helsinki, Belgrad und Madrid —, 
die Themenreihe KSZE. Hier wissen die Sowjet-
union und ihre Führung ganz genau, daß zwischen 
dem, was in der Schlußakte feierlich unterschrieben 
und garantiert worden ist, und dem, was in Belgrad 
herausgekommen ist — „Erkläret mir, Graf Oerindur, 
diesen Zwiespalt der Natur!" —, eine erhebliche 
Differenz besteht und daß alle unterzeichnenden 

Mächte das Recht haben, auf die Einhaltung dessen, 
was hier von allen unterschrieben worden ist, nach 
normalen Maßstäben des gesunden Menschenver-
standes zu drängen und daran zu erinnern. 

Wir sehen auch in Europa, auch wenn wir nicht 
für alles verantwortlich sind — es geht hier auch um 
unsere eigene Haut —, natürlich mit Sorge auf die 
Zukunft Jugoslawiens. Wir sehen nicht zuletzt mit 
Sorge auf die Entwicklung im Mittelmeerraum, wie 
erwähnt, auf die Ereignisse in Afrika. 

Wir wissen aber auch, daß es innere Probleme des 
Sowjetimperiums gibt, die eine Kooperation mit 
dem Westen, auch eine Kooperation mit der Bundes-
republik ratsam erscheinen lassen. Wieweit es Füh-
rungsprobleme im Kreml der Zukunft gibt, möchte 
ich dem Astrologen überlassen, aber auch das spielt 
bei einer langfristigen Prognose sicherlich eine ge-
wisse Rolle. 

Ich habe von diesem Platz aus die Ehre gehabt, im 
Januar 1973 — vielleicht erinnern Sie sich — als 
Antwort auf die Regierungserklärung Willy Brandts 
für die Opposition, verbindlich für die Fraktion der 
CDU/CSU, verbindlich zu sagen: pacta sunt ser

-

vanda. Davon streichen wir auch kein Jota ab. Das 
ist nicht eine Annäherung an die Regierungspolitik, 
sondern das ist die Selbstverständlichkeit, daß recht-
mäßig zustande gekommene Verträge auch von de-
nen eingehalten werden müssen, die aus gutem 
Grunde behaupten, sie hätten einen wirklichkeits-
näheren Anlauf, eine bessere geschichtliche Fundie-
rung gehabt und sie hätten bei zäherer Verhandlung 
und klarerer Formulierung ein für beide Seiten, auf 
die Dauer gesehen, besseres Ergebnis erzielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht hierbei nicht um Rechthaberei, sondern ein-
fach darum, daß diese Verträge bestehen und daß 
wir, so sehr wir mit der Vorgeschichte nicht einver-
standen waren und sind, so sehr wir auch an der 
unbefriedigenden Tatsache der Unklarheit gewisser 
Formulierungen, ihrer doppeldeutigen und sogar ge

-

gegensätzlichen Auslegung am Rhein und an der 
Moskwa mit Recht Kritik üben, uns trotzdem an 
diese Verträge ohne Wenn und Aber und ohne re-
servatium mentalis, also ohne Dolus im Hinterkopf, 
gebunden fühlen. Das ist auch vom Kollegen Kohl 
genauso wie von mir in diesen Gesprächen zum Aus-
druck gebracht worden. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

— Das ist nicht neu; das habe ich hier schon gesagt 
und auch wiederholt. — Aber wir müssen schon die 
Frage stellen: Was enthalten denn diese Verträge? 
Glauben Sie nicht, daß ich jetzt etwa auf die Einzel-
heiten einginge, aber die Zehn-Punkte-Entschließung 
vom 17. Mai 1972, die bekräftigt, daß der Moskauer 
Vertrag eine friedensvertragliche Regelung nicht 
vorwegnimmt und keine Rechtsgrundlage für die 
heute bestehenden Grenzen schafft, muß genauso Be-
standteil einer von Regierung und Opposition ge-
meinsam zu tragenden Ostpolitik sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können doch nicht leugnen, daß man bei Äuße-
rungen sozialdemokratischer Politiker — allerdings 
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wird hier selten die erste Garnitur vorgeschickt, son-
dern meistens die Ersatzreservisten, die dann das 
zum Ausdruck bringen dürfen oder müssen, was die 
anderen entweder denken, aber nicht zu sagen wa-
gen oder hoffentlich auch nicht einmal denken — im-
mer so das Gefühl hat: Möchten hätten wir schon 
wollen, aber dürfen haben wir uns nicht getraut; das 
ist so die Karl-Valentin-Komponente in dieser Art 
Ostpolitik. 

Gegen diese Entschließung vom 17. Mai 1972 ist 
der Vorwurf erhoben worden, sie sei ein Störfaktor. 
Dasselbe gilt ja auch für das Urteil des Bundesver-
fassunggerichts im Zusammenhang mit der bayeri-
schen Klage gegen die Verfassungsmäßigkeit des 
Grundlagenvertrags. Bei aller Selbstverständlichkeit 
des Prinzips „pacta sunt servanda" — und wir wol-
len in der Opposition so seriöse Partner sein, wie 
wir es, auch das ist gesagt worden, in der Regierung 
wären, wenn wir am Tisch säßen — darf nichts dar-
über hinwegtäuschen, daß der Moskauer Vertrag 
von uns auch im Interesse der Wahrheit und der 
Klarheit sowie im Interesse des Wunsches, nicht 
durch Nebel und Rauchkerzen Verwirrung und Ver-
ärgerung zu stiften, so ausgelegt werden muß, wie 
es in der fast einstimmig angenommenen Entschlie-
ßung des Bundestages vom 17. Mai 1972 heißt. 

Das braucht nicht bei jeder Gelegenheit der an-
deren Seite auf den Tisch gelegt zu werden, das 
braucht nicht offensiv oder provokativ gesagt zu 
werden, aber das sollte — sowohl bei uns wie bei 
denen, die mit uns über den Moskauer Vertrag 
reden — so sehr Allgemeinbewußtsein sein, daß 
nicht schrittweise durch die Hintertür, sozusagen 
schleichend, eine Aushöhlung, eine Entwertung — 
und das im Sinne der einseitigen Auslegung des 
anderen Gesprächs- bzw. Vertragspartners — er-
folgen kann. 

Eine unserer Hauptkritiken ist doch nicht, daß 
wir etwa keine Verträge wollten, daß wir uns da-
gegen gestemmt hätten, daß wir das Rad der Ge-
schichte zurückdrehen wollten usw.; wer kann das 
überhaupt als Vorwurf gegen politisch denkende 
Menschen, auch wenn sie in einem anderen politi-
schen Lager stehen, erheben? Nein, unsere Sorge 
— ich habe sie von diesem Platz aus ein halbes dut-
zendmal formuliert — war die — und das ist ja doch 
nachweisbar —, daß ein und derselbe Wortlaut ge-
gensätzlich zum Teil auch erheblich unterschiedlich 
interpretiert wird, und das ist. auf ,die Dauer nicht 
gut. Konrad Adenauer war der Meinung: Vertrags-
treue hängt auch mit klarem Vertragsinhalt zusam-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist leider versäumt worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt 
natürlich keine Alternative zur Entspannung. Aber 
was für ein Wort ist das? Wir sollten doch eigent-
lich nicht mit so primitiven — darf ich sagen, un-
geistigen — Klötzen in der Landschaft herumwerfen. 
Das ist genau so töricht, wie wenn einer sagt: Die 
einzige Alternative zum Tod ist das Leben. Stimmt; 
wer nicht tot ist, lebt noch. Die Frage ist aber dann, 
w i e das Leben ausschaut. Und es kann doch nie- 

mand behaupten, daß die im Jahre 1969 begonnene, 
von mir jetzt kurz glossierte und heute noch mit 
einigen siegreichen Heldenmetaphern versehene 
Politik die einzige mögliche Form der Entspannung 
gewesen wäre. 

Niemand bestreitet doch, daß es zur Entspannung 
keine vernünftige Alternative gibt. Aber die Frage 
ist: zu welcher Entspannung? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Haben denn nicht wir uns — ich sage das nicht aus 
Gründen der historischen Rechtfertigung — diesem 
Ziel eines Abbaus der Konfrontation in vollem Be-
wußtsein der Unversöhnlichkeit der ideologischen 
Gegensätze und der wirtschaftlich-sozialen Systeme 
schrittweise angenähert? Aber wir sind nicht so 
tolpatschig hineingetaumelt, wie es .dann anschlie-
Bend leider geschehen ist. • 

Es gibt keine Alternative zur Entspannung, aber 
die Entspannung muß auf sichererem Boden gebaut 
sein, und sie darf nicht auf dem Irrtum aufgebaut 
sein, daß der Vertragspartner an der Moskwa For-
mulierungen anders auslegen kann und anders aus-
legt, als sie am Rhein oder an der Isar ausgelegt 
werden. 

(Heiterkeit bei der CSU) 

— Die Isar fließt in einen Strom, der in das Schwar-
ze Meer mündet, und das ist die natürliche Südost

-

Ergänzung Bayerns. 
(Beifall bei der CSU) 

Es mutet natürlich schon etwas zu weihrauchartig 
an, wenn es heißt: Keine Seite darf eine militärische 
Überlegenheit anstreben. - Herr Bundeskanzler, 
ich begrüße es, wenn die Waffen der sogenannten 
Grauzone wirklich in die Diskussion einbezogen 
werden. Man muß dann aber wissen, was man dar-
unter versteht. 

(Wehner [SPD] : Ja, das muß man!) 

Dann, wenn darunter auch das taktische Nuklear-
potential unserer normalen Streitkräfte verstanden 
wird, warne ich hier vor einem Paket, bei dem die 
eine Seite einen Teil ihrer Zerstörungskapazität 
aufgäbe, den sie aber vertragsgemäß sofort ersetzen 
kann, während wir etwas aufgäben, was man dann 
nicht mehr ersetzen kann. Ich hege nicht diesen 
Verdacht. Als Redner der Opposition möchte ich 
aber darauf hinweisen. Es muß doch auch einmal 
möglich sein, die wirkliche militärische Stärke nach 
normalen Maßstäben und nicht nur mit rhetorischen 
Phrasen zu bewerten. Seit dem Ende des Zweiten' 
Weltkrieges hat sich manches in der Welt geändert. 
Das ist zum Teil auch gut so. Die Welt von Jalta 
mit der Bipolarität von Washington und Moskau 
gibt es nicht mehr. Es sind neue Faktoren aufgetre-
ten: die Volksrepublik China, Europa als die ewig 
werdende Großmacht, große Einheiten wie Brasilien. 

Die Beziehungen zwischen Rußland und Deutsch-
land sind — das ist heute von anderer Seite gesagt 
worden — von höchster Bedeutung. An der Richtig-
keit dieses Satzes kann überhaupt niemand einen 
Zweifel haben. Die Frage ist nur, wie diese Bezie-
hungen ausgestaltet werden. Diese Beziehungen sind 
von höchster Bedeutung für beide Völker. Es 
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stimmt: Wenn Russen und Deutsche gegeneinander

-

standen, sich in Kriege gegeneinander haben ver-
wickeln lassen oder Kriege begonnen haben, war 
das ein ungeheures Unglück für beide Völker. 
Wenn der gegenteilige Zustand bestand, war das für 
beide Völker ein Glück. Wenn dieser Zustand noch 
durch echte Partnerschaft und gerechte gegensei-
tige Anerkennung der nationalen Existenzrechte 
ergänzt würde, würde ein wahrer Frühling in Europa 
und in der Welt ausbrechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese guten Beziehungen müssen auch so gestaltet 
sein, daß die Nachbarn dazwischen und darum her-
um deshalb keine Sorgen zu empfinden brauchen. 
Die guten Beziehungen sind wichtig für Europa, für 
die atlantische Welt und auch für den Frieden der 
Welt. 

Ich möchte hier ganz kurz einige vergiftende Irr-
tümer und Propagandaparolen erwähnen. Bei dem 
Gespräch zwischen dem sowjetischen Ministerpräsi-
denten Kossygin und dem bayerischen Minister-
präsidenten, das in Gegenwart noch einiger anderer 
Mitglieder der bayerischen Regierung stattgefunden 
hat, sprach Kossygin davon, daß die Heraufbeschwö-
rung einer Kriegsgefahr nur vor dem Hintergrund 
der Interessen eines militärisch-industriellen Kom-
plexes verständlich sei. Ich weiß, dieser Terminus 
technicus „militärisch-industrieller Komplex" — er 
ist sogar schon einmal von Eisenhower erwähnt 
worden — wird in der Hauptsache auf die Zusam-
menhänge zwischen Wirtschaft und Militär in den 
USA angewandt. Hier könnte es eher so verstanden 
werden, als ob solche Zusammenhänge für die 
Bundesrepublik unterstellt würden. Es gibt bei uns 
keinen militärisch-industriellen Komplex. Wir kön-
nen unsere sowjetischen Gesprächspartner von der 
Vorstellung völlig befreien, als ob es bei uns, in dem 
hochbegabten, hochentwickelten, hochintelligenten 
deutschen Volk, in seiner wirtschaftlichen oder mili-
tärischen Führungsschicht solche Narren gäbe, die 
glauben, daß durch eine gewaltsame Lösung noch 
irgendwelche Interessen verfolgt werden könnten. 
Wenn man uns schon auf Grund unserer Vergan-
genheit nicht traut, sollte man uns wegen unserer 
Leistungsfähigkeit von heute und unserer unbestrit-
tenen sachlich-technischen Intelligenz vertrauen. Es 
gibt keinen militärisch-industriellen Komplex bei 
uns. Wenn es nach uns ginge, würden wir am lieb-
sten bis zur Stärke einer Polizeitruppe abrüsten, 
wenn dies die Situation auf beiden Seiten erlaubte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute ist der Krieg nicht mehr der Vater aller 
Dinge, wie es Heraklit nannte. Heute ist der Krieg, 
mit den modernen Waffen der Technik ausgetragen, 
das Ende aller Dinge. Wenn bei diesen Gesprächen 
— ich bin jetzt an der Grenze zwischen dem notwen-
digen Maß an Diskretion und dem notwendigen Maß 
an Darstellung der Probleme — von dem Unsinn, 
von der Verleumdung gesprochen wird, daß man die 
Angst vor einem sowjetischen Überfall vorschütze, 
umgekehrt aber eine annähernde militärische „Pari-
tät" schon deshalb brauche, um vor einer ähnlichen 
Gefahr aus dem Westen geschützt zu sein, so möchte 
ich hier doch zum Ausdruck bringen, daß es keinen 

einzigen Staat in der NATO gibt, dessen innere 
politische Struktur es erlaubte, zur Durchsetzung 
selbst legitimer politischer Ziele zum Gewehr oder 
zur Bombe zu greifen. Das ist mit dem System einer 
parlamentarischen Demokratie, mit dem System 
einer offenen, mündigen, freien Gesellschaft unver-
einbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Weder 	industrielle 	Kapitäne, 	kapitalistische 
tycoons — oder wie immer sie heißen — noch mili-
tärische Führer könnten sich dann auch nur eine 
Stunde lang noch behaupten. Sie würden von den 
Völkern zum Teufel gejagt werden, wenn sie an 
einen Krieg dächten, um auf diesem Wege politische 
Ziele — auch das Ziel der deutschen Einheit — zu 
erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man sollte in Moskau doch endlich einmal begrei-
fen, wie ernst wir es meinen. 

Natürlich dürfen wir die Frage stellen: Warum ist 
denn die NATO gegründet worden? Die Begründung 
für die Errichtung der NATO ist doch nicht von 
deutschen Revanchisten geliefert worden, die mit 
dem Popanz einer sowjetischen Gefahr mehr als 500 
Millionen Menschen in Europa und Amerika in den 
Dienst ihrer revanchistischen Politik stellen wollten. 
Die NATO ist doch aus der von allen europäischen 
und amerikanischen Partnern seinerzeit angestellten 
realen Einschätzung der militärischen Lage, der Po-
tentiale und der Absichten auf beiden Seiten ge-
gründet worden. 

Es liegt — und ich sage das nicht mit einem hämi-
schen Vorwurf oder mit irgendeinem Fußtritt — 
wirklich an der Führung des Kreml, uns die Angst 
zu nehmen, die über Westeuropa immer noch wie 
ein lähmender Schatten liegt. Wir wollen doch alles 
tun, um es durch Kooperation den anderen möglich 
zu machen, diese Angst abzubauen. Aber wenn die 
objektive Notwendigkeit und die subjektive Ein-
schätzung nicht vorhanden wären, dann gäbe es die-
se NATO heute überhaupt nicht mehr. Die Amerika-
ner würden ihre Rüstungslast doch lieber noch heute 
als morgen vermindern. Die übrigen europäischen 
Staaten haben es zum großen Teil getan. Wir wür-
den es auch liebend gerne tun. Da muß es doch mög-
lich sein, zu objektiven gegenseitigen Maßstäben 
zu kommen. 

Aber wie sollen wir diese Sorge verlieren — ich 
will nicht von „Angst" reden —, wenn wir sehen, 
wie im Mittelmeer der Knoten eines neuen Konflikts 
geschürzt wird? Wie sollen wir diese Sorge verlie-
ren, wenn wir sehen, was auf dem afrikanischen 
Kontinent vor sich geht? Wie sollen wir diese Sorge 
verlieren — und das habe ich auch mit aller Reve-
renz zum Ausdruck gebracht —, wenn ein unver-
nünftig hoher Teil des Bruttosozialprodukts in der 
Sowjetunion für Rüstungszwecke in Anspruch ge-
nommen wird und darunter die Versorgung der Zi-
vilbevölkerung in einem Ausmaß Schaden leidet, daß 
die Diskrepanz der Lebensverhältnisse zwischen der 
einen Hälfte der Welt und dem anderen Teil der 
Welt geradezu schreiend ins Auge springt. Sicher-
lich sind es auch immaterielle Werte, die den Men- 
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schen zum Ruf nach der Freiheit veranlassen — 
Mauer,  Stacheldraht, Tötungsmaschinen. Aber es 
sind auch materielle Werte. Das kommunistische 
Wirtschaftssystem kann keinen Vergleich bezüglich 
der Leistungsfähigkeit mit dem demokratischen 
Wirtschaftssystem aushalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus dem Grunde müssen wir natürlich die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit auch unter gewissen Zie-
len und Schwerpunkten vornehmen, die dem Frie-
den und dem Menschen. dienen. 

Ich möchte hier, damit diese scharfen Worte nicht 
falsch verstanden werden, sagen: Ich halte Herrn 
Breschnew nicht für einen Kriegstreiber. Das russi-
sche Volk ist friedliebend. Das russische Volk ist ge

-

nauso friedliebend wie alle anderen Völker in der 
Welt es sind, die durch die harte Schule von tausend 
Jahren europäischer Geschichte mit ihren furcht-
baren Blutopfern gegangen sind. Davon können wir 
überzeugt sein. Gerade deshalb sollen Entwicklun-
gen abgebaut werden — nicht nur in Europa —, die 
zu einem Punkt führen, dessen Überschreitung dann 
Gefahren heraufbeschwört, die sich der Kontrolle 
der politisch Verantwortlichen entziehen können. 
Mehr als durch Absicht sind Kriege entstanden 
durch Handlungen, deren nicht vorausschaubare 
oder aus Blindheit nicht rechtzeitig erkannte Kon-
sequenzen alle Handelnden in den Teufelskreislauf, 
in den Strudel unwiderruflicher Ereignisse, hinein-
getrieben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist das echte Gespräch, um das es hier geht. 

Herr Bundeskanzler, ich will Sie nicht belehren, 
aber der Ausdruck „Rückversicherungsvertrag" ist 
in jeder Hinsicht unbegründet. Er ist noch schlimmer, 
als wenn Sie ;,Rapallo" gesagt hätten. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Schon „Rapallo" würde mißverstanden werden. Ra-
pallo war doch gar nicht das, was es in der Legende 
geworden ist. Man könnte vielleicht diesen Vertrag 
— aber auch das wäre schon gewagt — mit dem Ber-
liner Vertrag von 1926 vergleichen, der das Gegen-
stück zum Locarno-Vertrag war. Es gibt hier keine 
Vergleichbarkeiten. Aber der Rückversicherungsver-
trag — Sie haben es zum Teil angedeutet — stammt 
aus einer Zeit, in der das Deutsche Reich die größte 
Militärmacht Europas, wahrscheinlich die größte Mili-
tärmacht der Erde war. Er stammt aus dem Alptraum 
Bismarcks vom Zweifrontenkrieg. Der Rückversiche-
rungsvertrag ist geradezu das klassische Beispiel der 
Geheimdiplomatie, wie sie eigentlich endgültig vor-
bei sein sollte und wie sie sicherlich von Ihnen auch 
nicht betrieben wird; denn in dem Rückversiche-
rungsvertrag war schon der Text geheim. 

Der Text sah vor, daß Deutschland neutral bleibt, 
wenn Osterreich Rußland angreift. Die Vorstellung, 
daß Osterreich Rußland angreifen könnte, vor 90 
Jahren noch Gegenstand von Verträgen, regt sozu-
sagen zu kulturmorphologischen Betrachtungen an. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Umgekehrt: Wenn Frankreich Deutschland angriffe, 
sollte Rußland neutral bleiben. Sollte Deutschland 

Frankreich angreifen, brauchte Rußland nicht neutral 
zu sein. Sollte Rußland Osterreich angreifen, brauch-
te Deutschland nicht neutral zu sein. Dann gab es 
die ganz geheime Zusatzklausel, man habe wohlwol-
lendes Verständnis für die russischen Balkaninteres-
sen, auch wenn es daraum ginge, garder la clef de 
son empire, nämlich um den Zugriff zu den Dardanel-
len. 

Das war damals der Sinn des Rückversicherungs-
vertrags, der allerdings drei Jahre später geplatzt 
ist. Weil Kaiser Wilhelm II. ihn nicht verlängert 
hat, ist Bismarck gegangen. Ich wünsche ehrlich, 
Herr Bundeskanzler, dem von Ihnen unterschrie-
benen Vertrag eine längere Lebensdauer, eine bes-
sere Auswirkung und einen versöhnenden Abschluß 
— im Gegensatz zum deutsch-russischen Rückver-
sicherungsvertrag, auf den Sie sich hier verglei-
chend bezogen haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden das Wirtschaftsabkommen nach den 
Gesichtspunkten prüfen, die ich hier angedeutet 
habe, die im einzelnen zu behandeln heute aber 
kein Anlaß mehr ist. 

Wir wollen auch die Berlin-Frage nicht hochspie-
len. Wir wollen nicht provozieren. Aber auch für 
Berlin, Herr Kollege Wehner, gilt, daß die Un-
klarheit der Texte eine Quelle endloser Ärgernisse 
ist, es sei denn, man sagt: Wenn man sie nicht 
absichtlich so formuliert hätte, wäre der Vertrag 
nicht zustande gekommen. Wäre es da nicht besser 
gewesen, ein Jahr länger zu verhandeln und dann 
klare Verhältnisse zu schaffen, als einen Herd end-
loser Ärgernisse hervorzurufen? 

In seinem Interview in „Panorama" — Pan-
orama ist ja ein Rundblickgerät — sagte der Bun-
deskanzler zum Stichwort Berlin: 

Wenn nicht wir Deutschen oder unsere Medien 
künstlich dafür sorgen — oder auch die Medien 
im anderen Teil Deutschlands künstlich dafür 
sorgen — es wird immer mal Zweifelsfälle und 
Interessenkollisionen geben, aber ich habe 
nach den Unterhaltungen mit dem sowjetischen 
Generalsekretär nicht das Gefühl, daß wir für 
die nächste Zeit besondere Sorgen haben müs-
sen. 

Ich habe gar nicht gewußt, daß der Kollege Wehner 
ein Medium ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe immer gemeint, der Kollege Wehner ist 
eine Originalerscheinung sui generis und nicht ein 
Medium. Ich frage auch Sie, Herr Kollege Wehner: 
Warum müssen Sie denn den Russen sagen, wann 
sie sich provoziert zu fühlen haben? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das wissen die selber ganz genau. Die wissen es, 
wenn sie objektiven Grund haben. Die wissen es 
auch, wenn sie es subjektiv spielen müssen. 

Und jetzt haben wir den Zustand, daß der Re-
gierende Bürgermeister von Berlin im Turnus selbst-
verständlich auch Bundesratspräsident werden kann 
und es immer geworden ist. Warum muß man denn 
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hier so tun, als ob die andere Seite jetzt pflicht-
schuldig Alarm schlagen müsse und es hoffentlich 
noch glimpflich mit Protesten abgehe. Wir brauchen 
doch nicht noch die Verletzung unserer eigenen 
Interessen bei diesem Vorgang den anderen in den 
Mund zu legen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kenne Ihre Sorgen, Herr Kollege Wehner. 
Über Ihren Prag-Besuch ist viel gesagt und ge-
schrieben worden. Sie haben sich aufgeregt. Sie 
haben nicht gesagt, es sei falsch. Sie haben sich auf-
geregt, das sei Brunnenvergiftung oder ein Schuß 
aus dem Hinterhalt, weil man Ihnen in den Mund 
gelegt hatte, es gebe Abgeordnete, die eine Zu-
mutung für die heutige Regierung in Prag seien. 
Die haben Sie nicht namentlich genannt. Aber wir 
waren schon so oft eine Zumutung für Sie, daß wir 
uns alle hier in diesem Club kollegial solidarisch 
fühlen. 

Vizepräsident Stücklen : Herr Abgeordneter Strauß, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Wehner? 

Strauß (CDU/CSU) : Bitte. 

Wehner (SPD) : Verehrter Herr Kollege, haben Sie 
irgendwo gelesen oder gehört, worauf sich diejeni-
gen beziehen, die, ohne Namen zu nennen und ohne 
einen Verfasser verzeichnet zu haben, mir das un-
terstellen? 

Strauß (CDU/CSU) : Wenn Sie geantwortet hätten, 
Herr Kollege Wehner: „Das ist frei erfunden; 

(Wehner [SPD] : Das habe ich! Entschul

-

digen Sie!) 

daran ist kein wahres Wort!" — — 

(Wehner [SPD]: Das habe ich!) 

Ich sprach von der mir erkennbaren Reaktion. Aber 
Journalisten haben natürlich die Möglichkeit — die 
berechtigte Möglichkeit —, ihre Quellen zu ver-
leugnen. Doch wissen Sie: Es gibt halt Leute mit 
einer einschlägigen Legende. Und wenn ich daran 
denke, was Sie Ihrem damaligen Kanzler und Bun-
desparteivorsitzenden bei Ihrem Moskau-Besuch 
alles angehängt haben, und wenn ich daran denke, 
wie Sie gegen den Chauvinismus der CDU/CSU 
seinerzeit in Warschau gewettert haben, dann sagt 
man halt: Wo Rauch ist, da ist auch ein Feuer. So 
atypisch ist das, was hier angeblich falsch ist, für 
Sie bestimmt nicht, Herr Kollege Wehner! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen mit dem 
Dank für die Geduld, deren Nutznießer ich gewesen 
bin. Auch die Seite des Hauses, die die Regierung 
im Parlament vertritt, möge meinen Ausführungen 
entnehmen, daß wir mit großem geschichtlichen 
Ernst, mit tiefem sittlichen Verantwortungsbewußt-
sein und in einer gründlichen Kenntnis dessen, was 
auf dem Spiele steht, an die Prüfung dieser Pro-
bleme herangehen und in dem Sinne unserer Mit

-

arbeit nicht aus obstruktiver oder sabotageähnlicher 
Opposition verweigern werden. Davon kann über-
haupt keine Rede sein. 

Nur eine Zielorientierung darf nicht verloren-
gehen: Es gibt ein russisches Volk, und es gibt ein 
deutsches Volk. Und bei keiner Gelegenheit — ich 
drücke mich mal so aus — habe ich mich anders 
geäußert, als daß man mit der künstlichen Legende 
aufhören soll, daß die Deutschen von heute aus zwei 
Nationen bestehen. Es gibt keine zwei deutsche Na-
tionen, 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

auch wenn die Deutschen 1969, schnell vorweg-
genommen, in zwei Staaten eingeteilt worden sind. 
Es gibt nur eine deutsche Nation. Und vielleicht ist 
das, was ich heute sage, sozusagen nur ein Pro-
ömium, ein Vorwort zu einem Kapitel der Ge-
schichte, das geschrieben werden muß. 

Wenn Rußland, gleichgültig unter welchem Sy-
stem und heute unter dem Kommunistischen Macht-
system, wenn die Führer des Kreml endlich begrei-
fen, daß eine Änderung ihrer Haltung und Politik 
zu Deutschland in seiner Gesamtheit eine Wende 
herbeiführen würde — und  das  meinte Herr Kollege 
Hoppe —, bei der wir viele Sorgen, aber auch sie 
viele Sorgen loshätten, wenn sie einmal über den 
Graben dieser Ideologie, dieser zum Teil pervertier-
ten Geschichtsphilosophie springen könnten, wenn 
sie begreifen würden, daß eine gerecht behandelte 
freie deutsche Nation ein dankbarer, gerechter, 
freundschaftlich verbundener Partner sein wird, 
dann würden viele andere Sorgen wie Berlin in den 
Müllkorb der Geschichte gehören. Darauf müssen 
wir hinarbeiten! 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Bundes-
minister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Bundesregierung hat mit einer nüchternen und 
an der Zukunft orientierten Regierungserklärung das 
Ergebnis und den Verlauf des Besuches in Bonn und 
Hamburg gewürdigt. Wer sich dieser Bewertung 
anschließen will, kann vielleicht noch hinzufügen, 
daß die  Erklärungen, die wir im Zusammenhang mit 
diesem Besuch aus den  Reihen der Opposition ge-
hört haben — und ich sage das mit großem Ernst —, 
und ein Teil der Erklärungen, die wir heute ver-
nommen haben, zeigen, daß auch Besuche und Be-
gegnungen dieser Art politische Fakten setzen kön-
nen, die die innerstaatliche Diskussion und die 
außenpolitische Diskussion in einer positiven Weise 
beeinflussen. 

Hier ist etwas gesagt worden über die Rolle der 
Opposition in der Außenpolitik. Ich habe mich dazu, 
Herr Kollege Strauß, schon bei anderen Gelegen-
heiten geäußert. Die Oppositionsrolle in der Außen-
politik kann konstruktiv sein, ohne daß sie aus Ak-
klamation besteht, und sie kann destruktiv sein, 
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wenn sie das verleugnet, was an der Politik einer 
Regierung richtig ist. 

Ich denke aber, daß es notwendig ist, um eine 
saubere Diskussionsgrundlage zu erhalten, uns zu-
nächst mit einer Reihe von Vorwürfen auseinander-
zusetzen, die gegen Erklärungen des Bundeskanzlers 
erhoben worden sind, weil sie nicht in dieser Form 
abgegeben worden sind. 

Wer die Hamburger Erklärung des Bundeskanzlers 
wirklich würdigen will und insbesondere das, was er 
über das Verhältnis der Bundesrepublik Deutsch-
land zu den Vereinigten Staaten gesagt hat, der muß 
seine Zusammenfassung der Rede mit zur Kenntnis 
nehmen. Der Bundeskanzler hat gesagt: 

Zusammengefaßt: Die Führungsrolle der Ameri-
kaner wird von uns Deutschen anerkannt. Wir 
Deutschen wissen sehr gut, daß wir uns for 
better or for worse dieser Führung anvertrauen 
müssen. Wir wollen uns ihr auch anvertrauen, 
wir haben uns ihr seit der Luftbrücke für Berlin 
anvertraut. Alle haben sich daran erinnert, als 
wir jüngst den hier in Deutschland hochgelieb-
ten und hochverehrten General Lucius Clay zu 
Grabe getragen haben. Jeder hat noch einmal 
daran gedacht, wie. das gewesen ist im Laufe 
dieser 30 Jahre. Kein Zweifel: Wir wollen die 
Führungsrolle Amerikas anerkennen, wir ha-
ben uns ihr 30 Jahre lang immer anvertraut. Das 
wird auch so bleiben. 

Meine Damen und Herren, das ist keine Feldwebel-
sprache, sondern die Sprache eines Partners, der den 
Größeren respektiert in seiner größeren weltpoli-
tischen Verantwortung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich denke, man sollte auch noch zur Kenntnis neh-
men, daß ,der Bundeskanzler dort, wo er appelliert, 
die Führungsrolle wahrzunehmen, sich vor allem an 
den Kongreß und an den Senat gewandt hat, unter-
stützend für die Absichten des amerikanischen Prä-
sidenten bei der Durchsetzung einer Energiepolitik, 
die nicht nur energiepolitisch, sondern auch wäh-
rungspolitisch für die Bundesrepublik Deutschland 
und für die europäischen Partner der Vereinigten 
Staaten von ganz entscheidender Bedeutung ist. 

Meine Damen und Herren, hier ist auch die Frage 
aufgeworfen worden, warum denn der Bundeskanz-
ler den Bismarckschen Rückversicherungsvertrag 
überhaupt in die Diskussion eingeführt habe. Man 
muß fairerweise die Entstehungsgeschichte dieser 
Diskussion sehen. In dem „Panorama" -Interview ist 
der Bundeskanzler gefragt worden — ich zitiere 
jetzt den Fragesteller —: 

Man sagt, 
so heißt die Frage an den Bundeskanzler — 

aus Ihrer Umgebung stamme das Wort oder 
stamme der Vergleich mit dem Rückversiche-
rungsvertrag Bismarcks von 1887. 

Dann sagt der Fragesteller bewertend weiter: 
Dieser Vertrag war allerdings insofern proble

-

matisch, als er Interessen ,der Verbündeten ver- 
letzte und weil er eigentlich auch nicht gedacht 

war, im Ernstfall eingehalten zu werden. Ist der 
Vergleich mit dem Rückversicherungsvertrag 
nicht in gewissem Sinne problematisch? 

Ende der Frage. 

Dazu sagte der Bundeskanzler: 

Er ist in anderer Hinsicht auch noch problema-
tisch; 

— d. h er macht sich die Bedenken des Frage-
stellers gegen einen solchen Vergleich zu eigen, 
fügt jedoch ein weiteres entscheidendes Bedenken 
hinzu, indem er fortfährt 

— 

denn es handelte sich ja für Bismarck darum, 
den Rücken freizuhalten für den Fall, daß er 
im Westen eine Front haben würde, im We-
sten von Preußen-Deutschland. 

Dann kommt der Satz: 

In einem anderen Sinne ist diese Parallele viel-
leicht doch gerechtfertigt. 

Nun kommt ein Grundgedanke. Er sagt nämlich 
über Bismarck, nachdem er die innenpolitischen Ge-
gensätze zwischen Sozialdemokraten und Bismarck 
dargelegt hat: 

. . . und ein Mann, ,der gewußt hat, daß man mit 
dem damaligen Rußland, der heutigen Sowjet-
union, in Frieden leben muß, und der sich dar-
um bemüht hat. Dies ist der gleiche Grundge-
danke, der auch diesem 25jährigen Wirtschafts-
abkommen zugrunde liegt, das im Laufe des, 

 vorigen Jahres — ich glaube, in meinem Kopf 
— entstanden ist, weil ich von der Überzeugung 
ausging, daß es auch in unserem Jahrhundert, 
auch im nächsten, notwendig ist, die beiden 
Staaten, die große mächtige Sowjetunion, aber 
auch die Bundesrepublik Deutschland, auf die 
Dauer für eine friedliche Entwicklung zu inter-
essieren. 

Das ist im Ansatz und im Inhalt das gleiche, was 
wir doch — hoffentlich — alle denken und was der 
Kollege Strauß — mit Recht, sage ich — in dem 
Satz artikuliert hat: Immer dann, wenn Deutsche und 
Russen zusammengearbeitet haben, ist es ihnen gut 
gegangen; wenn sie in Kriege verstrickt waren, 
dann war das zu beider Seiten Lasten. Dieser An-
satz liegt der Erklärung des Bundeskanzlers zu-
grunde. 

Er hat den Rückversicherungsvertrag nicht in die 
öffentliche Diskussion gebracht. Er ist gefragt wor-
den, hat geantwortet, hat die Bedenken gegen den 
Vergleich vorgebracht und hat schließlich unser 
Interesse an einer positiven Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion unterstrichen. Dazu sollten wir alle 
ja sagen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage deis Abgeordneten 
Dr. Kohl? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Aber 
selbstverständlich. 
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Dr. Kohl (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, Ihre 
Darstellung dieses Vorgangs zwingt zu der Frage: 
Würden Sie meiner Feststellung zustimmen, daß 
es überhaupt ,ein Fehler ist, daß die geschichtlichen 
Perspektiven nicht stimmen und damit auch die 
Vergleiche, die im Zusammenhang mit dem Bis-
marckschen Vertrag angestellt worden sind, not-
wendigerweise zu falschen Ergebnissen führen müs-
sen? 

Zweite Frage: 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Nur eine 
Frage ist gestattet!) 

Stimmen Sie meiner Feststellung zu, daß es nicht 
klug war, diesen Vergleich aus dem Schoße der 
Bundesregierung nicht nur in diesem Interview, son-
dern bereits vorher unter die Mitbürger zu bringen? 

(Wehner [SPD] : Fragen stellen will gelernt 
sein, Herr Kohl! — Dr. Kohl [CDU/CSU]: 
Da sind Sie allerdings der richtige Ratge-

ber, Herr Wehner!) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, ich kann mich bezüglich beider Fragen auf 
alles das beziehen, was der Bundeskanzler an Be-
denken gegen den Vergleich vorgetragen oder un-
terstützend hinzugefügt hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Das  war einfach falsch!) 

Diese Bedenken sind klar und eindeutig und machen 
deutlich, warum eine solche Parallele nicht möglich 
ist. 

Der Besuch des sowjetischen Generalsekretärs und 
die Ergebnisse dieses Besuches, die vor allen Din-
gen im langfristigen Kooperationsabkommen und in 
der gemeinsamen Erklärung ihren Ausdruck finden, 
sind in der Tat ein Ereignis von erheblicher Bedeu-
tung. Ich halte es für legitim, daß im Parlament die 
Frage aufgeworfen wird, warum denn der Besuch in 
diesem Zeitpunkt und nicht zu anderer Zeit statt-
gefunden hat. Aber genauso legitim ist es, zu fra-
gen, ob die Durchführung dieses Besuches zu diesem 
Zeitpunkt im Interesse der Bundesrepublik Deutsch-
land lag oder nicht. Ich sage: Er lag im Interesse 
unseres Landes, weil er die Möglichkeit bot, wich-
tige nationale Fragen und wichtige Fragen des 
Bündnisses mit der sowjetischen Führung verant-
wortlich zu erörtern. 

Diese verantwortliche Erörterung fand vor dem 
Hintergrund bevorstehender internationaler Konfe-
renzen von außerordentlicher Bedeutung statt. Ich 
meine den NATO-Gipfel in Washington, ich meine 
die Sondergeneralversammlung der Vereinten Na-
tionen, ich meine den Wirtschaftsgipfel, und ich 
meine auch den Europäischen Rat. Das sind vier 
wichtige europäische und internationale Veranstal-
tungen, für die wir nicht nur die Kenntnis der Auf-
fassungen der sowjetischen Regierung in persön-
lichem Gespräch erwarben, sondern auch sachliche 
Grundpositionen einbringen, die für beide Seiten, 
aber natürlich vor allen Dingen für unsere Verbün-
deten von außerordentlichem Interesse sind. 

Die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
und deshalb auch die Gespräche bei einem solchen 
Besuch finden auf der festen Basis unserer Einbin-
dung in das westliche Bündnis und in die euro-
päische Gemeinschaft statt. Ohne diese Einbindung 
wäre doch der dritte Schritt der deutschen Außen-
politik, nämlich die Entspannung und der Ausgleich 
mit dem Osten gar nicht möglich, wenn er nicht in 
einer für uns unerträglichen Lage enden sollte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, deshalb kann bei unse-
ren westlichen Verbündeten ein Mißverständnis 
über das, was besprochen worden ist, und über die 
Ziele dieses Besuchs nicht entstehen. Wer einmal 
die Deklaration in ihrer ganzen Tragweite erfaßt, 
wird das deutlich sehen. 

Herr Kollege Strauß hat hier in seinen Ausfüh-
rungen darauf hingewiesen, daß wir die Sicherheits-
lage der Bundesrepublik Deutschland nicht nur nach 
der Stärke der NATO auf der einen Seite und nach 
den Kräften des Warschauer Pakts auf der anderen 
Seite beurteilen dürfen, d. h. nach dem Kräftever-
hältnis in Europa, sondern er hat auf den Nahen 
Osten hingewiesen. Er hat auf die Bedeutung Chi-
nas und auf die Entwicklung in Afrika hingewiesen. 
Meine Damen und Herren, genau das ist die Be-
trachtungsweise der Bundesregierung und ihrer Ver-
bündeten, daß wir ,die Rahmenbedingungen um 
Europa herum mit einschätzen, um die Sicherheits-
lage beurteilen zu können. Deshalb ist es von ent-
scheidender Bedeutung, daß es in einem ost-west-
lichen  Dokument heißt: 

In Respektierung der Unteilbarkeit des Friedens 
und der Sicherheit in allen Teilen der Welt 
werden sie ihre politischen und wirtschaftlichen 
Möglichkeiten für dieses Ziel unilateral, bilate-
ral und multilateral einsetzen. 

Das, meine Damen und Herren, finden Sie zum 
ersten Mal in einem ost-westlichen Dokument. Es 
wird vom Tage seiner Unterzeichnung an die Ab

-

rüstungs- und Rüstungskontrolldiskussion in einer 
neuen Dimension beeinflussen. Das haben wir ein-
gebracht. Ich habe überhaupt keinen Zweifel, daß 
diese Unteilbarkeit des Friedens mit dem Anspruch, 
sich entspannungsgemäß in allen Teilen der Welt 
bei der Eindämmung aller Konflikte zu verhalten, 
auch ihren Ausdruck in der Sondergeneralversamm-
lung der Vereinten Nationen finden wird, ihren 
Ausdruck in dem finden wird, was das Bündnis bei 
seiner Tagung in Washington sagt. Hier wird deut-
lich, daß die Bundesregierung in ihren Gesprächen 
gerade diese Aspekte unserer gemeinsamen Sicher-
heit im Bündnis eingebracht hat, die übrigens auch 
eine Sicherheit der anderen Seite ist, indem wir zu 
einer Stabilisierung in der Welt beitragen. 

Dabei hat man sich nicht gescheut, weder wir 
noch die sowjetische Seite, das zu erwähnen, was 
uns trennt, weil wir in dieser Deklaration, die ja 
ganz grundsätzliche Aussagen macht, nicht den Ein-
druck erwecken wollten, als gäbe es keine Pro-
bleme, keine ungelösten Fragen zwischen Ost und 
West. Deshalb ist die nüchterne Sprache dieser De-
klaration auch darin erkennbar, daß es heißt: 
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Sie 

— die Sowjetunion und die Bundesrepublik Deutsch-
land — 

sehen keine vernünftige Alternative zur fried-
lichen Zusammenarbeit der Staaten trotz Un-
terschieden in mehreren Grundpositionen und 
unterschiedlicher politischer, wirtschaftlicher und 
sozialer Systeme. Sie bringen ihren Willen zum 
Ausdruck, den Prozeß der Entspannung auszu-
bauen, zu vertiefen und ihn fortschreitend und 
dauerhaft zu machen. 

Meine Damen und Herren, Realpolitik ist, das Tren-
nende nicht zu unterschlagen, aber gemeinsame 
Ziele dort zu verfolgen, wo sie möglich sind, und 
Felder der Zusammenarbeit zu suchen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mit dieser Deklaration ist nach meiner Überzeu-
gung gleich zu Beginn, in Art. 1, eine gute Grund-
lage für die Fortsetzung der internationalen Ent-
spannungs- und Abrüstungsdiskussion gelegt wor-
den. Was muß das Ziel dieser Diskussion sein? Wir 
müssen das Vertrauen stärken, wenn wir Funda-
mente für konkrete Schritte auf dem Gebiet der 
Sicherheit und der Abrüstung haben wollen; denn 
Abrüstungspolitik ist Sicherheitspolitik. Hier han-
delt die Bundesregierung — ich sage es noch ein

-

mal — im Rahmen der NATO. 

Herr Kollege Strauß hat in seinen Ausführungen 
in bezug auf MBFR zu Recht darauf hingewiesen, 
daß aus diesen Beratungen nicht sozusagen Ver- 
handlungen über die Bundesrepublik Deutschland 
und über die Bundeswehr werden dürfen, daß es 
nicht Gegenstand dieser Verhandlungen sein kann, 
in welchem Ausmaß sich die Bundesrepublik Deutsch-
land und die Bundeswehr an den Reduzierungen be-
teiligen. Aber es ist doch unbezweifelbar, meine 
Damen und Herren, daß die direkten Teilnehmer 
dieser Konferenz alle mit ihren Streitkräften in die 
Reduzierungen im Reduzierungsraum einbezogen 
werden, und zwar die Länder, die im Reduzierungs-
raum liegen, und auch die Staaten, die hier Truppen 
unterhalten, wie die Sowjetunion und die Vereinig-
ten Staaten. 

Daß es notwendig war, sicherzustellen, daß hier 
nicht Vereinbarungen oder Absprachen speziell 
über die Bundeswehr getroffen wurden, wird in der 
Deklaration deutlich, in der es in einem Satz heißt: 

Beide Seiten bestätigen erneut, daß sie dem-
entsprechend bereit sein werden, sich mit ihren 
Streitkräften an Verringerungen der direkten 
Teilnehmer der Verhandlungen gemäß den Mo-
dalitäten, die in Wien ausgehandelt werden, zu 
beteiligen. 

Keine zweiseitige Absprache, sondern ein gemein-
sames, von allen Teilnehmern getragenes Verhand-
lungsergebnis wird die Grundlage für die Reduzie-
rungen sein, die die Sowjetunion durchzuführen hat, 
und für die Reduzierungen, die die Bundesrepublik 
Deutschland durchzuführen hat. 

Nun, meine Damen und Herren, lassen Sie uns noch 
einmal die vom Bundeskanzler und auch vom Kolle-
gen Hoppe schon hervorgehobenen Begriffe erwäh

-

nen und untersuchen: Beide Seiten betrachten es als 
wichtig, daß niemand militärische Überlegenheit an-
strebt. Meine Damen und Herren, es hat eine Zeit 
gegeben, wo militärische Überlegenheit der östlichen 
Seite in Europa als Garantie für einen Friedenszu-
stand betrachtet wurde, auch in den öffentlichen Dar-
legungen. Heute unterhalten wir uns nicht mehr über 
die Frage, ob auf militärische Überlegenheit zu ver-
zichten ist, sondern darüber, wie man das zu be-
werkstelligen hat. Hier ist ein neuer, zentraler Ge-
danke in die Abrüstungsdiskussion eingeflossen, der 
sich mit der Kraft, die ein solcher Gedanke und Be-
griff in einer Diskussion nun einmal hat, genauso 
durchsetzen wird, wie sich Begriffe durchgesetzt ha-
ben, an deren Wert man vor Helsinki gezweifelt hat 
und die heute die internationale und europäische 
Entspannungspolitik entscheidend beeinflussen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb, meine Damen und Herren, bitte ich, über 
den Wert solcher Begriffe nachzudenken, auch über 
diejenigen, die dann folgen, wenn es z. B. heißt, die 
beiden Seiten, die hier zusammensaßen, gingen da-
von aus, daß annähernde Gleichheit und Parität zur 
Gewährleistung der Verteidigung ausreichten. Hier 
wird der Begriff der Gleichheit und der Parität er-
wähnt. Wir bekommen eine neue Definition der 
Sicherheit: Gewährleistung der Verteidigung, nicht 
mehr, kein Offensivpotential. 

Natürlich wissen wir — wir sind keine Träu-
mer —, daß sich als Ergebnis dieser Deklaration die 
militärische Lage in Europa nicht von heute auf mor-
gen in Richtung auf das Gleichgewicht verändert. 
Aber, meine Damen und Herren, wenn man sich ein-
mal auf die Begriffe geeinigt hat in der unbezweifel-
baren Erkenntnis, was man auf unserer Seite darun-
ter versteht, dann ist der Ausgangspunkt da für eine 
konstruktive Diskussion, die uns hoffen läßt, daß 
wir bei den Verhandlungen in Wien jenem Grund-
satz genauso Rechnung tragen, wie er für die stra-
tegischen Waffen von den Vereinigten Staaten bei 
den SALT-Verhandlungen akzeptiert worden ist. 

Der Bundeskanzler hat mit Recht darauf hinge-
wiesen, daß die Formulierung 

Ihrer Meinung nach würden angemessene Maß-
nahmen der Abrüstung und Rüstungsbegren-
zung im nuklearen und konventionellen Be-
reich, die diesem Grundsatz entsprechen, von 
großer Bedeutung sein 

zugleich den Grauzonenbereich abdeckt. Wir müs-
sen das alles zusammensehen — konventioneller 
Bereich, die heutige Grauzone, strategischer Be-
reich —, um den Begriff des Gleichgewichts zu fin-
den. 

Der Herr Kollege Strauß hat erwähnt, daß man 
sich jetzt natürlich nicht selbst in eine schwierige 
Lage begeben dürfe, indem man die eine Waffe ge-
gen die andere stelle, so daß dann am Ende wieder 
ein neues Ungleichgewicht entstehe. Das war etwa 
die Grundlinie seiner Ausführungen. 

Natürlich wird das nicht geschehen: Wir wissen, 
daß sich hier nicht nur gleiche Waffen gegenüber-
stehen, sondern daß das Gleichgewicht auf Grund 
einer Mischung von Waffensystemen und militä- 
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rischen Stärken erhalten wird. Nur, meine Damen 
und Herren: Unterschätzen wir nicht die Bedeutung 
dieser Deklaration! Machen wir uns bitte jetzt ge-
meinsam daran, auf der Grundlage dieser von bei-
den Seiten erklärten Absicht — mit Unterstützung 
unserer Partner im Bündnis — eine neue Phase der 
Abrüstungsdiskussion und Abrüstungsverhandlun-
gen einzuleiten! Dann wollen wir nach Jahr und 
Tag das Ergebnis prüfen, aber nicht nach Tagen, 
Wochen und Monaten den Eindruck erwecken, als 
könne man in einer solchen Zeit etwas abbauen, 
was in mehr als 30 Jahren in Mitteleuropa entstan-
den ist. Hier ist nach unserer Überzeugung die po-
litische und sicherheitspolitische Komponente die-
ser Deklaration zu sehen, die wir hoch einschätzen 
und die wir deshalb aus Überzeugung in, wie ich 
hier gar nicht verschweigen will, wirklich geduldi-
gen Gesprächen ,und Verhandlungen in diese De-
klaration hineingebracht haben. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit sagen, daß die 
Bundesregierung den beiden Staatssekretären des 
Auswärtigen Amtes, die das Wirtschaftsabkommen 
und diese Deklaration vorbesprochen und vorver-
handelt haben, und ihren Mitarbeitern aus dem ei-
genen Haus und anderen Häusern für die Gründ-
lichkeit und für die Sorgfalt dankt, die sie aufge-
wandt haben, um diese Formulierungen zustande zu 
bringen, mit denen wir jetzt international und im 
zweiseitigen Verhältnis arbeiten können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir fin-
den hier das Konzept der annähernden Gleichheit 
und der Parität enthalten. Wir wollen damit unter 
Ausnutzung dieser gemeinsam ausgedrückten Ab-
sicht auch unsere Position für die Sondergeneral-
versammlung bestimmen. Es wird niemanden über-
raschen, wenn ich hier sage, daß das Verhältnis 
von Rüstung und Fähigkeit, den Staaten der Dritten 
Welt zu helfen, in den Gesprächen eine entschei-
dende Rolle gespielt hat. Es wird auch ein zentrales 
Thema für die Sondergeneralversammlung der Ver-
einten Nationen sein. Nicht ohne Grund und gewiß 
nicht zufällig waren es ja die ungebundenen Staa-
ten, die Staaten der Dritten Welt, die diese Sonder-
generalversammlung beantragt haben — sehr 
schnell mit unserer Unterstützung —, weil sie kein 
Interesse daran haben können, daß in einer Zeit, in 
der in ihren Ländern die elementarsten Bedürfnisse 
nicht befriedigt werden können, ihre Länder mit 
Waffen vollgepumpt werden und sich die Industrie-
staaten durch enorme Rüstungsausgaben selbst die 
Fähigkeit nehmen, jene Leistungen für die Dritte 
Welt zu erbringen, die im Interesse der Menschen 
dort, aber auch in unserem eigenen Interesse lie-
gen; denn die gegenseitige Abhängigkeit wird stär-
ker. 

Wir haben uns in den Gesprächen mit der sowje-
tischen Seite gerade im Bereich der Rüstung, Abrü-
stung und Rüstungsbegrenzung von der Absicht lei-
ten lassen, einen Beitrag zur Weiterentwicklung 
dieser Diskussion zu leisten, einen Beitrag, der un-
seren konzeptionellen Grundsätzen und Formulie-
rungen entspricht. Wir haben diese Gelegenheit ge-
nutzt, um die gemeinsamen Ziele und Positionen 

des Bündnisses zu erläutern und insbesondere die 
jüngste westliche Initiative bei MBFR zu fördern. 
Wir haben die Gelegenheit genutzt, um deutlich zu 
machen, daß die Bundesregierung in diesem zentra-
len Bereich der Sicherheit immer nur im Verband 
ihrer Bündnispartner handeln kann und wird und 
will. Die andere Seite hat — auch das wurde deut-
lich — von uns auch nichts anderes erwartet. 

Die Tatsache, daß wir nun eine gemeinsame kon-
zeptionelle Aussage formuliert haben, bedeutet 
nicht — ich wiederhole das noch einmal —, daß 
wir uns im unklaren wären über die bestehenden 
Schwierigkeiten, die sich insbesondere beziehen 
auf die unterschiedliche Beurteilung der Ausgangs-
lage, die unterschiedliche Analyse der Disparitäten 
und konkret die unterschiedlichen Zahlen, die in 
Wien für das Streitkräftepersonal auf dem Tisch 
liegen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] 
[CDU/CSU]) 

Das zeigt — das wird auch gerade angesichts der 
konzeptionellen Feststellungen in der Deklaration 
deutlich —, welche Bedeutung der Klärung der tat-
sächlichen militärischen Ausgangslage und der 
Einigung auf Ausgangszahlen zukommt. Deshalb ist 
die vertrauensbildende Rolle dieser Diskussion von 
so entscheidender Bedeutung. Wir werden noch vor 
der Sondergeneralversammlung weitere Gespräche 
auch mit Vertretern der Sowjetunion führen, um 
auch in der Vorbereitung dieser Versammlung 
Kontakte zu haben und Verständigung über Begrif-
fe dort zu erzielen, wo das möglich ist. 

Wenn bei diesem Besuch viel von Vertrauen die 
Rede war und wenn Vertrauen eine besondere Rol-
le in der Abrüstungsdiskussion spielt, so gilt das 
gleiche auch für Berlin. Es mußte das Ziel unserer 
Gespräche sein, auch in bezug auf Berlin Mißtrauen 
abzubauen. Wir haben dabei die Auffassungen der 
Bundesregierung offen dargelegt. Ich freue mich, 
daß prominente Sprecher der Opposition die Posi-
tion der Bundesregierung in der Berlin-Frage unter-
stützen. Wir sind der Meinung: In der Berlin-Frage 
ist Klarheit die Voraussetzung für Vertrauen, und 
ohne Vertrauen ist eine Zusammearbeit auch in 
diesem Bereich nicht möglich. 

Vertrauen in der Berlin-Frage ist um so wichti-
ger, als es hier Gegensätze gibt, die nicht über-
brückt sind und die auch nicht das Viermächteab-
kommen vom 3. September 1971 überbrücken konn-
te. Das wissen wir alle, und das stellen wir in 
Rechnung. Ziel des Viermächteabkommens war es, 
eingebettet in den Modus vivendi in Zentraleuropa 
für die wichtigsten Fragen des Lebens in Berlin Re-
gelungen zu schaffen. 

Der Kollege Wehner hat ja auf die Vorausset-
zung des Viermächteabkommens hingewiesen, näm-
lich den Moskauer Vertrag und alle anderen Ver-
träge. Ich könnte noch hinzufügen, was Herr Bun-
destagspräsident Carstens in seiner Eigenschaft als 
Abgeordneter im Deutschen Bundestag einmal ge-
sagt hat: Das, was im Viermächteabkommen er-
reicht wurde, war das unter den gegebenen Um-
ständen beste Erreichbare. Das ist auch unsere Mei- 
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nung. Mehr war nicht erreichbar. Aber es ist viel. 
Wir hätten uns mehr gewünscht. Aber damit wol-
len wir arbeiten. 

Das eben genannte Ziel des Viermächteabkom-
mens müssen wir im Auge behalten, wenn wir mit 
dem Abkommen umgehen. Deshalb ist es so wich-
tig, daß in der Deklaration mit ihren sehr kraftvol-
len Aussagen noch einmal zum Ausdruck gebracht 
worden ist, daß sich beide Seiten darüber einig 
sind, daß eine wesentliche Voraussetzung für eine 
dauerhafte Entspannung im Zentrum Europas die 
strikte Einhaltung und volle Anwendung des Vier-
mächteabkommens vom 3. September ist. Zur strik-
ten Einhaltung gehört, daß respektiert wird, was 
die Drei Mächte im Viermächteabkommen der So-
wjetunion mitgeteilt haben, nämlich daß sie be-
rücksichtigen, daß die Westsektoren Berlins so wie 
bisher kein Bestandteil — wie es dann noch in 
Klammern heißt: konstitutiver Teil — der Bundes-
republik Deutschland sind und auch weiterhin nicht 
von ihr regiert werden. Der Ausdruck „wie bisher" 
sollte sagen, daß rechtlich an diesem Punkt durch 
das Viermächteabkommen nichts Neues geschaffen 
wurde. Hier haben die Drei Mächte lediglich die 
Beschränkungen wiederholt, die sie dem Verhältnis 
von Berlin (West) zur Bundesrepublik Deutschland 
auf Grund ihrer Rechte und Verantwortlichkeiten 
in bezug auf Berlin schon lange vorher aufgelegt 
haben und die von allen Bundesregierungen auch 
davor respektiert worden sind. 

In ihrer Antwort auf das Schreiben der Drei 
Mächte, das mit dem Viermächteabkommen über-
mittelt wurde, hat die Bundesregierung ihrerseits 
bestätigt, daß sie die Ausübung der .  Vorbehalts-
rechte, d. h. auch die im Viermächteabkommen er-
wähnten Beschränkungen, auch weiterhin achten 
werde. Diese Haltung ist auch in diesen Gesprä-
chen noch einmal verdeutlicht worden. 

Dabei wollen wir nicht übersehen, daß all das, 
was ich soeben zitiert habe, der Nebensatz ist. Der 
Hauptsatz im Viermächteabkommen lautet, daß — 
jetzt kommt es wörtlich — „die Bindungen zwi-
schen den Westsektoren Berlins und der Bundesre-
publik Deutschland aufrechterhalten und entwik-
kelt werden".  Bei diesen Bindungen handelt es sich 
um  die  bestehenden, mit Zustimmung der Drei 
Mächte seit langem gewachsenen Bindungen zwi-
schen Berlin (West) und der Bundesrepublik 
Deutschland, die sich insbesondere auch in der 
Verflechtung der Rechts-, der Finanz-, der Wirt-
schaftsordnung usw. ausprägen. Diese Bindungen 
sind Teil der Realität, auf der der Modus vivendi 
aufbaut, der dem Viermächteabkommen, der gesam-
ten Ostpolitik der Bundesregierung, also vor allem 
auch dem Moskauer Vertrag, zugrunde liegt. 

Das ist die Position, von der aus die Bundesregie-
rung Politik gemacht hat, macht und machen wird. 
Sie wird sich dabei strikt an das Viermächteabkom-
men halten und es voll anwenden. 

Herr Kollege Kohl, um auf Ihre Frage direkt zu 
antworten: Deshalb konnte weder die Bundesregie-
rung noch irgendein Mitglied der Bundesregierung 
gemeint sein, als es darum ging, ob es auf unserer 

Seite immer um ,eine strikte Einhaltung und volle 
Anwendung ging. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Und diese Antwort 
glauben Sie?) 

Wenn wir bewerten, was bei einem solchen Tref-
fen und in der Entspannungspolitik möglich ist, 
wird es sicher darauf ankommen, daß wir uns alle 
verdeutlichen, was Entspannungspolitik ist. Sicher 
ist es nicht eine Politik, die die Welt von heute auf 
morgen verändert, die aus kommunistischen Staaten 
Demokratien macht, die aus langfristigen Zielen, 
von denen Herr Kollege Strauß hier gesprochen 
hat, plötzlich etwas gänzlich anderes macht. Ent-
spannungspolitik kann nicht einmal dazu führen, 
die Ursachen der Spannungen zu beseitigen, näm-
lich die fundamentalen Unterschiede und Gegensät-
ze in den Wertvorstellungen. Jedenfalls kann sie 
das nicht in absehbarer Zeit leisten. Sie kann auch 
nicht die unterschiedlichen und gegensätzlichen po-
litischen Ziele beseitigen, die sich aus diesen Wert-
vorstellungen ergeben. Dieser Gegensatz der Werte 
und der Ziele teilt heute die Welt. Nur wer diesem 
Gegensatz ins Auge sieht — auch hier in Mitteleu-
ropa —, stellt sich den Realitäten. 

Die Unterschiede in den Systemen in mehreren 
Grundpositionen — ich habe das erwähnt — sind in 
der Deklaration aufgeführt. Aber Entspannungspoli-
tik hat Ziele, die sehr real und sehr wichtig sind. 
Sie soll die Gegensätze unter Kontrolle halten. Sie 
soll die Rivalität bekämpfen und auf beiden Seiten 
Mäßigung in der Verfolgung der eigenen Ziele be-
wirken, und sie soll, wo immer das möglich ist, 
durch Ausgleich und Kompromiß Problem nach 
Problem lösen, um immer mehr Felder gemeinsamer 
Arbeit zu schaffen und damit Vertrauen zu bil-
den. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Entspannungspolitik soll in den Bereichen, wo es 
heute schon gemeinsame Interessen gibt, diese 
auch entdecken und die Zusammenarbeit fördern. 
In unserer klein gewordenen Welt werden diese 
Bereiche gemeinsamer Interessen immer größer. 
Das wird in der Wirtschaftspolitik besonders deut-
lich. Alles das, was wir weltwirtschaftlich erleben, 
betrifft nicht nur die westlichen Industrienationen, 
es hat ebenso seine Auswirkungen auf die soziali-
stischen Staaten, möglicherweise hier und dort mit 
einem zeitlichen Verzug. Es hat seine Auswirkun-
gen auf die Straßen der Dritten Welt, und nur wir 
alle zusammen können diese Probleme lösen. 

Entspannungspolitik soll schließlich die Grenzen, 
die Ost und West in Europa und in Deutschland 
trennen, durchlässiger machen und den Menschen 
dienen. Wir wissen als Deutsche, die gezwungen 
sind, in zwei Staaten zu leben, daß kein Volk mehr 
Interesse als unser eigenes Volk daran haben kann, 
daß diese Grenzen durchlässiger werden. Deshalb 
ringen wir so nachdrücklich darum, daß wir bei al-
len Verhandlungen, die dazu geeignet sind, Fort-
schritte machen, eine Atmosphäre des Vertrauens 
schaffen, in der auch die Fragen lösbar werden, die 
es heute noch nicht sind, auch die Fragen, die in 
bezug auf Berlin noch nicht gelöst worden sind und 
bei denen jeder in der Welt verstehen wird, daß 
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uns das in besonderem Maße und in besonderer 
Weise nahegeht; denn es gilt der Satz, daß die Her-
zen der Deutschen in und für Berlin schlagen. Da-
nach richten wir unsere Politik aus. 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
Deutschland ist auch weiterhin aufgerufen, inner-
halb der westlichen Gemeinschaft in der Entspan-
nungspolitik mit den Staaten des Ostens eine akti-
ve und wichtige Rolle zu spielen. Und das ist nicht 
nur unsere Meinung, das ist nicht nur die Meinung 
unserer westlichen Partner, sondern es ist ganz ein-
deutig auch die Meinung der Sowjetunion. 

Der Besuch des sowjetischen Generalsekretärs 
und die Art der Bewertung durch die Sowjetunion 
haben deutlich gemacht, wie hoch man die Bedeu-
tung der Bundesrepublik Deutschland und der 
deutsch-sowjetischen Beziehungen für die Entspan-
nungspolitik insgesamt einschätzt. Solange wir uns 
unserer Einbindung in das westliche Bündnis be-
wußt bleiben, liegt darin keine Gefahr; es liegt dar-
in nur eine Chance. Ich denke, daß wir alle dazu 
aufgerufen sind, dieses Gewicht und die Chance, 
die dieses Gewicht bietet, zur Lösung unserer Pro-
bleme zu nutzen — im Interesse unseres ganzen 
Volkes. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und ver-
einzelt bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Ich unterbreche die Sitzung; sie 
wird um 14 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. 

(Unterbrechung von 13.17 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die Sit-
zung ist wieder eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/1773 — 

Wir kommen zur Fortsetzung der Beantwortung 
der Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Gallus zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 61 des Herrn Abgeordneten 
Schröder (Wilhelminenhof) auf: 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß das 
Freigabeverfahren der EG für Magermilchpulver zur Verwen-
dung als Eiweiß-Komponente in Mischfuttern zu umständlich 
und zu schwerfällig ist, und ist die Bundesregierung bereit, in 
der EG ihren Einfluß dahin gehend geltend zu machen,' daß 
dieses Verfahren vereinfacht und beschleunigt wird, damit die 
Futtermittelhersteller in die Lage versetzt werden, ihre Pro-
duktion langfristig zu planen und zu kalkulieren und auf die-
sem Wege gleichzeitig die Voraussetzungen für einen zügigen 
Abbau der Magermilchpulvervorräte geschaffen werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege Schröder, nach dem Auslaufen der soge-
nannten Kautionsregelung erfolgt seit März 1977 
der Verkauf von Magermilchpulver aus öffentlicher 
Lagerhaltung zur Verwendung in Schweine- und 

Geflügelfutter im Wege der Dauerausschreibung. 
Dieses Verfahren wird ergänzt durch eine monatlich 
stattfindende Abgabe von Magermilchpulver zum 
Festpreis an die in den Einzelausschreibungen nicht 
zum Zuge gekommenen Bieter sowie an andere 
Kaufinteressenten. 

Wenngleich dieses Verfahren bei seiner Ein-
führung nicht die uneingeschränkte Zustimmung der 
Bundesregierung und anderer Mitgliedstaaten fand, 
kann nach Ablauf von 13 Monaten und einer ent-
sprechenden Anzahl von Einzelausschreibungen 
doch festgestellt werden, daß es in organisatorischer 
Hinsicht funktioniert. Es muß allerdings eingeräumt 
werden, daß bei dem offensichtlich von Ihnen an-
gesprochenen Verkauf von Magermilchpulver im 
Rahmen der 14. Einzelausschreibung und dem an-
schließenden Verkauf zum Festpreis Probleme auf-
getreten sind. 

Insgesamt gesehen stellen jedoch diese sich ergän-
zenden Maßnahmen einerseits eine kontinuierliche 
Versorgung dieses Marktsektors sicher, während an-
dererseits der Kommission der EG der erforderliche 
Handlungsspielraum zur Verhinderung spekulativer 
Magermilchpulververkäufe verbleibt. 

Allerdings hat die Bundesregierung zur Verbes-
serung des Verfahrens in der Bundesrepublik 
Deutschland wiederholt die Einführung eines Wäh-
rungskoeffizenten gefordert, damit der Absatz von 
Magermilchpulver in allen Mitgliedstaaten zu den 
gleichen preislichen Bedingungen im Verhältnis zum 
jeweiligen Sojapreis erfolgen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Kollege. 

Schrader (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, welche Chance räumen Sie dieser 
Forderung der Bundesregierung ein, einen Wäh-
rungskorrekturfaktor oder Währungskoeffizienten, 
wie Sie es nannten, einzuführen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
der Auffassung, daß wir die Forderung so lange 
erheben müssen, bis wir damit in Brüssel Erfolg 
haben. Über die Chancen kann ich hier keine Aus-
kunft geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Zusatzfrage. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, da in zahlreichen Artikeln zu diesem 
Thema immer wieder herausgestellt worden ist, 
daß die Altbestände, die weggeräumt werden sol-
len, überwiegend in Norddeutschland liegen: Kann 
man nicht erreichen, daß die Magermilchpulver-
bestände in Zukunft besser verteilt gelagert werden, 
damit alle Futtermittelhersteller mit etwa den glei-
chen Frachtraten dieses Pulver beziehen können? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
Ihnen für diese Anregung dankbar. Ich werde das 
prüfen lassen und Sie schriftlich in Kenntnis setzen, 
inwieweit diese Möglichkeiten bestehen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Kiechle, eine Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, be-
schränkt sich die Bemühung der Bundesregierung 
in Brüssel darauf, die Frage immer wieder aufzu-
werfen — wie Sie eben sagten —, oder können 
Sie dem Hohen Hause mitteilen, daß sie mit Nach-
druck die von Ihnen offensichtlich als richtig er-
kannte Zielsetzung verfolgen wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
werfen diese Frage nicht nur auf, sondern wir ver-
folgen sie mit großem Nachdruck und mit ent-
sprechenden Anträgen. Wir können aber über un-
sere eigenen Anträge in Brüssel nicht allein be-
schließen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Kollege Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird die-
se Forderung seitens der Bundesregierung jetzt 
auch bei den Beratungen über die Preise, wo es 
auch ein großes Paket auf- und zuzuschnüren gilt, 
mit eingebunden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie wis-
sen, daß die Frage des Magermilchpulvers in das 
Paket eingebunden ist. Diese Einbindung erfolgte 
im Zusammenhang mit der Frage der Aussetzung 
der Intervention für Magermilch insgesamt. 

Was bei den Verhandlungen herauskommen wird, 
kann ich im Augenblick — da die Verhandlungen 
noch andauern — nicht sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die Fra-
gen 62 und 63 hat der Fragesteller, Herr Abgeord-
neter Oostergetelo, zurückgezogen. 

Ich rufe .die Frage 64 des Abgeordneten Susset 
auf: 

Hat sich die Bundesregierung über den Inhalt der Schrift 
„Der Grüne Moloch" eine Meinung gebildet, und wenn ja, 
teilt sie meine Auffassung, daß er geeignet ist, die Verbrau-
cher in der Bundesrepublik Deutschland irrezuführen und das 
gute Verhältnis zwischen Verbrauchern und Landwirtschaft zu 
belasten? 

Die folgende Frage steht in einem gewissen Zu-
sammenhang mit der eben aufgerufenen. Herr 
Staatssekretär, wollen Sie beide Fragen gemeinsam 
beantworten, wenn der Fragesteller einverstanden 
ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Dann 
rufe ich auch die Frage 65 des Abgeordneten Susset 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Verfasser der 
Schrift „Der Grüne Moloch" Beamter des höheren Dienstes bei 
der hessischen Landesregierung ist, und ist die Bundesregie-
rung bei der hessischen Landesregierung vorstellig geworden, 
damit gegebenenfalls die erforderlichen rechtlichen Schritte 
eingeleitet werden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Susset, 
die Bundesregierung glaubt nicht, daß das be-
stehende gute Verhältnis zwischen Erzeugern und 

Verbrauchern durch die Veröffentlichung der 
Schrift „Der Grüne Moloch" beeinträchtigt worden 
ist, weil sich deren Inhalt und Sprache selbst dis-
qualifizieren. Der Bundesregierung ist bekannt, daß 
der Verfasser der genannten Schrift Beamter des 
höheren Dienstes in der hessischen Ministerialver-
waltung ist. Es ist daher nicht Sache der Bundes-
regierung, darüber zu befinden, ob die Aktivitäten 
des betreffenden Beamten mit den Verpflichtungen 
im Einklang stehen, die sich für ihn aus dem Beam-
tenrecht ergehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie be-
urteilt die Bundesregierung den Wahrheitsgehalt 
dieses Pamphlets, beispielsweise der Ausführungen 
auf Seite 4, die lauten: 

Die freie und soziale Marktwirtschaft ist im 
Bereich der Landwirtschaft außer Kraft gesetzt 
worden.  Sie  ist nicht mehr frei, da durch ein-
trächtiges Handeln von Gesetzgeber, Bürokra-
tie und Verbandslobby ein Netz von Reglements 
geschaffen worden ist, das von der Produktion 
bis zum Absatz bzw. der Vernichtung, vom 
Milchgeld bis zum Altersruhegeld, von der 
Steuerbefreiung bis zur staatlichen Verbands-
finanzierung alles regelt, was nur regelbar ist. 

(Dr. Corterier [SPD] : Richtig!) 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat offiziell dazu in der Beantwor-
tung keine Stellung bezogen. 
Ich kann aber meine Meinung dazu sagen. Ich bin 

der Auffassung, daß dies keine objektive Darstel-
lung der Situation in der Landwirtschaft vor dem 
Hintergrund der freien Marktwirtschaft ist. Ich muß 
aber einräumen, ,daß mit den Marktordnungen der 
EG unsere ordnungspolitischen Vorstellungen von 
einer freien sozialen Marktwirtschaftteilweise auf-
gehoben sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Susset (CDU/CSU) : Wie beurteilen Sie dann die 
weiteren Äußerungen, daß durch die Rechnungs-
einheiten der EG und, als natürliches Zubrot für die 
deutsche Landwirtschaft, den sogenannten Grenz-
ausgleich für die  Bundesrepublik alles vernebelt 
wird, wo doch die Bundesregierung und besonders 
Herr Minister Ertl immer wieder darauf hinweisen, 
daß der Ausgleich unbedingt notwendig — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich bitte um Verständnis: das Fragezeichen 
war schon fällig. Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Haltung der Bundesregierung zum Grenzausgleich 
ist der deutschen Öffentlichkeit bekannt und wird 
derzeit von meinem Minister bei' den Verhand-
lungen in Brüssel dementsprechend vertreten. Ich 
bedaure 'sehr, daß der Verfasser dieser Schrift sich 
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über die Wirkungen des Grenzausgleichs und des-
sen Notwendigkeit, solange wir keine einheitliche 
Währung in Europa haben, anscheinend nicht im 
klaren ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat der 
Verfasser dieser Schrift, der ja nach Ihrer soeben 
getanen Äußerung höherer Beamter der hessischen 
Landesregierung ist, 

(Zuruf von der SPD: War!!) 

nach Ihrer Meinung und nach Meinung der Bundes-
regierung die einem Beamten, auch ,einem Ruhe-
standsbeamten, zumutbare Sorgfaltspflicht bei der 
Behandlung dieses schwierigen Themas nicht sträf-
lich verletzt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dies 
dürfte eine Rechtsfrage sein, die allein vom Beam

-

teerecht her zu entscheiden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Susset (CDU/CSU) : Gedenkt die Bundesregierung 
ob dieser schwierigen und doch auch die euro-
päische Einigung tangierenden schädlichen Aussa-
gen nicht doch noch einmal bei der hessischen Lan-
desregierung vorstellig zu werden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat durch mein Ministerium mit allen ihren Äuße-
rungen laufend klargestellt, wie sie die Gesamt-
situation der europäischen Agrarpolitik einschließ-
lich des Grenzausgleichs sieht. Einer zusätzlichen 
Darstellung bedarf es 'deshalb nicht. Ich vermute, 
daß die hessische Landesregierung von sich aus auf 
diese Frage und die Veröffentlichung dieser Bro-
schüre zurückkommen wird. Auf der anderen Seite 
haben wir nach unserer Verfassung Meinungsfrei-
heit, und niemand kann daran gehindert werden, 
alles, was er sagen zu müssen glaubt, schwarz auf 
weiß den Bürgern dieses Volkes darzulegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben Ihre Zusatzfragen gestellt. Jetzt 
kommt der Kollege Bayha. 

Bayha (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie ausschließen, daß diese Broschüre „Der Grüne 
Moloch" direkt oder indirekt mit öffentlichen Mit-
teln bezuschußt worden ist? Die gleiche Fragestelle 
ich in bezug auf den Verbraucherschutzverband 
Hessen e. V. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, ich bitte um Verständnis, Ihre Zusatzfrage 
schließt nicht unmittelbar an die eingereichten Fra-
gen an. Herr Staatssekretär, es liegt bei Ihnen, ob 
Sie antworten wollen. Ich gebe daher zunächst ein-
mal dem Kollegen Kunz (Weiden) die Möglichkeit 
einer Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist der Bundesregierung bekannt, wer an der 
Spitze dieses Verbandes steht, der hier als Verbrau-
cherschutzverband firmiert und als Herausgeber in 
Frage kommt, und in welchem Verhältnis der Leiter 
oder die Leiterin zum öffentlichen Dienst steht? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Nach Auskunft aus 
dem Landwirtschaftsministerium in Wiesbaden be-
steht dieser Verein zwei bis zweieinhalb Jahre. Die 
1. Vorsitzende ist Frau Ingeborg Malz. Weiter sind 
im Vorstand Herr Hardinghaus und Herr Günter 
Kunz. Herr Kunz ist der Verfasser von „Der Grüne 
Moloch". 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bundes-
regierung nach dem ersten eindrucksvollen Zitat des 
Kollegen Susset bereit, die Schrift „Der Grüne Mo-
loch" allen Mitgliedern dieses Hauses zur Verfü-
gung zu stellen, damit sie sich selbst ausführlich in-
formieren können? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, auch hierzu muß ich sagen: Diese Frage 
steht nicht in dem erforderlichen unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der eingereichten Frage. 

Herr Abgeordneter Kiechle, Sie haben das Wort 
zu einer Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat sich 
die Bundesregierung angesichts der in vier parla-
mentarischen Anfragen zur Sprache kommenden Ma-
terie wenigstens erkundigt, ob öffentliche Gelder in 
dieses ominöse Machwerk geflossen sind? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
nicht unsere Aufgabe, dies festzustellen. Dies ist 
eine Frage, die im hessischen Landtag gestellt wer-
den müßte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Herren, ich bitte um Verständnis. Sie haben jetzt 
noch vier Zusatzfragen zu dem gleichen Komplex, 
Herr Kollege Kiechle. Ich schlage vor, daß ich erst 
Ihre beiden Fragen aufrufe. Jeder der Kollegen, ein-
schließlich des Kollegen Gansel, kann dann noch 
zwei Zusatzfragen stellen. 

(Gansel [SPD] : Meine Zusatzfrage bezieht 
sich auf Frage 65!) 

— Sie wollen zu Frage 65 eine Zusatzfrage stellen? 
Nachdem ich Ihre Zusatzfrage vorhin nicht zugelas-
sen habe: Bitte! 

Gansel (SPD) : Da ist der rechtliche Zusammen-
hang gegeben. — Herr Staatssekretär, muß man An-
gehöriger des Justizministerium sein, um zu wissen, 
daß die Kritik eines Ruhestandsbeamten am Ver-
bandslobbyismus oder die Zweifel eines Ruhestands-
beamten daran, ob die freie Marktwirtschaft unbe-
dingt auch sozial sein müsse, nicht mit dem Beam-
tenrecht kollidiert? 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Gansel, Sie haben wieder Pech. Ich kann 
auch bei dieser Frage keinen unmittelbaren Zusam-
menhang mit der eingereichten Frage sehen. 

(Gansel [SPD] : Frage 65!) 

Herr Kollege Kiechle, sind Sie damit einverstan-
den, daß die Fragen 66 und 67 gemeinsam beant-
wortet werden? 

(Kiechle [CDU/CSU] : Wenn dadurch die 
Zahl meiner Zusatzfragen nicht geringer 

wird!) 

— Nein, Sie haben vier Zusatzfragen; das habe ich 
Ihnen schon gesagt. — 

Ich rufe jetzt also die Fragen 66 und 67 des Kol-
legen Kiechle auf: 

Hat sich die Bundesregierung mit dem Inhalt und vor allem 
dem Wahrheitsgehalt der vom Verbrauchersdiutzverband Hes-
sen e. V. herausgegebenen Schrift „Der Grüne Moloch" befaßt 
bzw. wird sie das noch tun, und wenn ja, sieht sie einen 
Anlaß, etwas dagegen zu unternehmen? 

Teilt die Bundesregierung gebenenfalls meine Auffassung, 
daß durch die Broschüre „Der Grüne Moloch" nicht nur die 
deutschen Landwirte erheblich verunglimpft werden, sondern 
auch die staatliche Agrarpolitik in unangemessener Weise dis-
kriminiert wird, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie 
daraus? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kiechle, 
die genannte Schrift ist von der Bundesregierung ge-
prüft worden. Dabei wurde festgestellt, daß sie an 
Unsachlichkeit und an fachlicher Unkenntnis kaum 
noch zu überbieten ist. Die Bundesregierung zieht 
daraus den Schluß, daß dem Verfasser und dem 
Herausgeber an einer Pflege des Dialogs zwischen 
Erzeugern und Verbrauchern nicht gelegen sein 
kann. Sie sieht daher keine Veranlassung, inhalt-
lich Stellung zu nehmen. Sie wird vielmehr — wie 
bisher — an ihrer Politik des Ausgleichs zwischen 
Erzeugern und Verbrauchern festhalten und sich 
weiterhin um eine sachliche Information der Bevöl-
kerung bemühen. 

Der „Verbraucherschutzverband Hessen e. V." dis-
qualifiziert sich durch eine derartige Schrift selbst. 
Besondere Schlußfolgerungen werden deshalb und 
aus den bei der Beantwortung der ersten -  Frage ge-
nannten Gründen nicht gezogen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bezieht 
sich die Feststellung, die ich ausdrücklich begrü-
ßen möchte, daß sich das ganze Pamphlet selbst dis-
qualifiziert, und zwar in einer Form, daß Sie noch 
nicht einmal zu dem Inhalt Stellung nehmen wollen, 
auf alle Passagen, auf alle Nummern, Ziffern und 
Kapitel dieser ominösen Schrift? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
bezieht sich auf all jene Passagen, die nach Auffas-
sung meines Hauses nicht den Realitäten unserer 
agrarpolitischen Situation und dem Verhältnis zwi-
schen Erzeugern und Verbrauchern entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Da Sie hiermit einschränken, 
Herr Staatssekretär, andererseits aber trotz der vier 
gestellten Fragen zu erkennen geben, daß sie zum 
sachlichen Inhalt nicht detailliert Stellung nehmen 
wollen 

(Glos [CDU/CSU] : Können!) 

— oder können —, möchte ich meine Frage so for-
mulieren: Können Sie mir wenigstens sagen, welche 
der Passagen bzw. Kapitel sich in Ihrem Sinne selbst 
disqualifizieren und es nicht wert sind, daß man 
sich von seiten der Bundesregierung mit ihnen be-
faßt? 

(Zuruf von der SPD: Das geht doch viel zu 
weit, Herr Präsident!) 

Vizepräsident Dr.  Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, der Herr Staatssekretär wird in der Lage 
sein, die Zusatzfrage, die sich im Rahmen der Frage 
hält, zu beantworten. 

(Glos [CDU/CSU] : Sehr gut! — Gansel 
[SPD] : Das provoziert mich zu Zusatz

-

fragen!) 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte mich in meiner Antwort darauf beschränken, 
daß ich auf Seite 19 Bezug nehme, wo es heißt, daß 
angeblich in den Nahrungsmitteln in erster Linie 
Gift enthalten sei. Ich möchte hier klarstellen, daß 
wir in der letzten Legislaturperiode in diesem Ho-
hen Hause eine ganze Reihe von Gesetzen, die die 
Bundesregierung vorgelegt hat, verabschiedet ha-
ben, nach denen der Verbraucher die Sicherheit 
haben kann, daß die deutschen Nahrungsmittel ge-
sund sind und entsprechend geprüft werden. Ich er-
innere an die Verabschiedung von Gesetzen und 
Verordnungen auf den Gebieten des Lebensmittel-
rechts, des Tierarzneimittelrechts, des Futtermittel

-

rechts, des Fütterungsarzneimittelrechts usw. Ich 
glaube, daß wir hier alles getan haben, um dem 
deutschen Verbraucher die Sicherheit zu geben, daß 
er gesunde Nahrungsmittel bekommt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich will nicht in das Fragerecht 
eingreifen, sondern nur sagen: Hoffentlich geht es 
hier nicht nach der allgemeinen Lebenserfahrung, 
daß die Schrift erst durch die Fragestunde und die 
Zusatzfragen bekannt wird. Das ist jedenfalls die 
allgemeine Lebenserfahrung. 

Bitte, Herr Kollege Kiechle, Sie haben noch zwei 
Zusatzfragen. 

Kiechle (CDU/CSU) : Ich bi n  natürlich dankbar 
dafür, daß auch der Herr Präsident feststellt, sie 
sollte nicht weiter bekannt werden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Da Sie aber einen Teil angesprochen haben, Herr 
Staatssekretär, darf ich Sie fragen, ob Sie zwei be-
stimmte Passagen ähnlich beurteilen, nämlich die 
von dem „50-Milliarden-Ding" — ohne das jetzt aus-
führlich zitieren zu wollen — und auf Seite 11 die 
Behauptung, daß die Trinkwasserverknappung oder 
-verschlechterung und die gesundheitsschädlichen 
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Wirkungen vieler Nahrungsmittel einschließlich des 
Wassers sozusagen staatlich subventioniert würden 
und von der Landwirtschaft verursacht seien. Unter-
liegen diese beiden Passagen auch der von Ihnen 
anfangs gegebenen Beurteilung? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Ja. Zu den 50 Milliar-
den möchte ich sagen: Es ist unwahr, wenn man die 
Rechnung auf diese Weise aufmacht. Ich glaube, 
jeder kann mit verfolgen, was im Augenblick in 
Brüssel geschieht. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat einen Selbstversorgungsgrad bei Nahrungsmit-
teln aus eigener Scholle von 68 %, einschließlich 
der importierten Futtermittel von 85 %. Trotzdem 
sind wir der. größte Nahrungsmittelimporteur der 
Welt. Andererseits kann man der Landwirtschaft 
nicht global den Vorwurf machen, dadurch, daß sie 
intensiv wirtschafte, verseuche sie das Grundwasser 
zu Trinkzwecken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Letzte 
Zusatzfrage des Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
möchte es Ihnen einfach machen und Sie deshalb 
fragen: Sind Sie bereit, mir schriftlich — aufgeglie-
dert und detailliert — mitzuteilen, was an der Schrift 
wahr ist? 

(Zurufe von  der  SPD) 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
es versuchen. Ich hoffe, daß es gelingt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
fürchte, das wird kein Beitrag zur Verwaltungsver-
einfachung sein. 

Zusatzfrage. 

Glos (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, sich öffentlich vom Inhalt 
dieser Schrift zu distanzieren, damit keine irrigen 
Meinungen in der Öffentlichkeit hängenbleiben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, daß ich das durch die Beantwortung der vier 
Fragen zur Genüge und einwandfrei getan habe, 
ohne mich mit dem Inhalt im einzelnen auseinander-
zusetzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Letzte 
Zusatzfrage des Abgeordneten Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, könnten 
Sie mir dann vielleicht auch schriftlich mitteilen — 
weil ich nicht annehmen kann, daß Sie die Unter-
lagen alle dabei haben —, ob es, Tatsache ist, daß 
1 480 Gesetze und 2 280 Verordnungen die euro-
päischen Marktordnungen regeln? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Das wird vielleicht 
die einzige Wahrheit sein, die in der Broschüre 
steht. 

(Heiterkeit) 

Nach dem, was ich hier in den letzten sieben Jah-
ren als Mitglied dieses Hohen Hauses erlebt habe 

und was hier von seiten der EG an Verordnungen 
durchgelaufen ist, kann ich an dem Wahrheitsgehalt 
dieser Zahlen kaum zweifeln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Letzte 
Frage des Kollegen Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, geben Sie der 
deutschen Landwirtschaft als Grundlage der Exi-
stenz vieler Erzeuger und Verbraucher auch in Zu-
kunft eine Chance, wenn „Der Grüne Moloch" eine 
größere Verbreitung erfährt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Ja, ich bin der Auf-
fassung, das kommt ganz auf die Sachlage an. Den 
Erfindern dieser Schrift wäre es zu wünschen, daß 
diese wieder im Untergrund verschwände. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten be-
antwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht Herr Staatsminister Wischnewski 
zur Verfügung. Frage 91 hat der Herr Abgeordnete 
Lemmrich eingereicht: 

Was hat den Bundeskanzler bei seiner Rede vor der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates am 27. April 
1978 in Straßburg veranlaßt, zwar die Bemühungen des frühe-
ren SPD-Vorsitzenden Kurt Schumacher um ein vereintes Europa 
zu würdigen — obwohl die SPD am 15. Juni 1950 im Deutschen 
Bundestag gegen den Beitritt zum Europarat stimmte —, nicht 
aber Konrad Adenauer zu erwähnen, unter dessen Verantwor-
tung als Bundeskanzler die Bundesrepublik Deutschland Mitglied 
in allen auf die europäische Einheit gerichteten Institutionen 
wurde? 

Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister beim Bundeskanzler: 
Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 

Der Bundeskanzler hat bei seinem Aufenthalt in 
Straßburg am 27. April 1978 zwei Reden gehalten. 
In seiner Rede anläßlich der Entgegennahme des 
Louise-Weiss-Preises hat er, wie auch sonst häufig 
bei anderen Anlässen, das Wirken Konrad Ade-
nauers ausdrücklich gewürdigt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Falsch ist der von Ihnen suggerierte Eindruck, 
als habe sich die SPD-Fraktion 1950 gegen den 
Beitritt zum Europarat schlechthin oder gar gegen 
das Zusammenwachsen Europas gewandt. Wogegen 
sie sich aussprach, war, daß Deutschland mit einem 
Minderstatus, d. h. als Mitglied zweiter Klasse, in 
den Europarat eintreten sollte, und zwar gleichzei-
tig mit dem Saarland; beide sollten als assoziierte 
Mitglieder und nicht als Vollmitglieder dem Europa-
rat angehören. Das Votum der SPD-Fraktion erfolgte 
auch aus europapolitischer Verantwortung, von der 
Kurt Schumacher in der Debatte über den deutschen 
Beitritt zum Europarat sagte: 

Nun ist es sozialdemokratische Politik, ein 
politisch und psychologisch starkes Europa zu 
schaffen. 
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Daß es dann schon 1951 zur Vollmitgliedschaft der 
Bundesrepublik Deutschland im Europarat kam, ist 
nicht zuletzt der Opposition der SPD gegen einen 
minderen deutschen Status zu verdanken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, viel-
leicht könnten Sie mir den Wortlaut der Rede des 
Herrn Bundeskanzlers vor der Parlamentarischen 
Versammlung zuleiten. Im Bulletin ist sie noch nicht 
erschienen. Nachdem ich diese Rede vom ersten bis 
zum letzten Moment angehört habe, konnte ich von 
einer Würdigung der Persönlichkeit und des Wir-
kens von Altkanzler Adenauer nichts darin fin-
den. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege Lemm-
rich, ich habe ausdrücklich — und ich muß anneh-
men, daß Sie das nicht hören wollten — von zwei 
Reden des Herrn Bundeskanzlers in Straßburg ge-
sprochen und habe ausdrücklich darauf hingewie-
sen, daß er anläßlich der Rede, die er bei der Ent-
gegennahme des Louise-Weiss-Preises gehalten hat, 
die Tätigkeit des früheren Bundeskanzlers Konrad 
Adenauer gewürdigt hat. Ich bitte Sie, das zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Präsident, das ist na-
türlich schwierig, denn die Frage war klar: Parla-
mentarische Versammlung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, es ist nicht möglich, Kommentare abzu-
geben. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Ich weiß das, Herr Präsi-
dent. 

Ich stelle die zweite Frage: Herr Staatsminister, 
wie hat sich denn dann die SPD bei der Vorlage am 
15. Juni 1950 hier konkret verhalten? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe eine aus-
führliche Aussage zu der Haltung gemacht, die die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands damals ein-
genommen hat. Sie wollte nicht, daß die Bundes-
republik Deutschland Mitglied des Europarates min-
deren Rechts wird. Um das zu verhindern, hat sie 
sich so verhalten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Marquardt. 

Marquardt (SPD) : Herr Staatsminister, Sie teilen 
also meine Auffassung, daß die Kollegen der CDU/ 
CSU, wenn sie wie viele ausländische Parlamen-
tarier auch an der Preisverleihung teilgenommen 

hätten, die Würdigung Konrad Adenauers durch 
Kanzler Schmidt hätten miterleben können? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich teile Ihre Auf-
fassung im vollen Umfange. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatsminister, können Sie 
bestätigen, daß der Bundeskanzler den Nachfahren 
Konrad Adenauers wiederholt öffentlich empfohlen 
hat, sie mögen sich an der Weitsicht dieses Kanzlers 
ein Beispiel nehmen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich kann die Zusatzfrage nicht zulassen, weil 
sie nicht im Zusammenhang mit der ursprünglich 
eingereichten Frage steht. 

Damit ist die Frage aus dem Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes beant-
wortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht Herr Staatsminister Dr. von Dohnanyi zur 
Verfügung. 

Die Fragen 92 und 93 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) werden gemäß der bisherigen Praxis nach 
Abs. 2 Nr. 2 der Richtlinien für die Fragestunde für 
unzulässig erklärt. 

Ich rufe die Frage 46 des Abgeordneten Helmrich 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, deutschen Staatsangehörigen 
durch eine Versicherung nicht gedeckte unmittelbare und mittel-
bare Schäden zu ersetzen, die ihnen in Italien durch Terror-
anschläge wegen Vorgängen in der Bundesrepublik Deutsch-
land (z. B. Selbstmorde in Stammheim) entstanden sind? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Für das Territorium der Bundesrepublik 
Deutschland hat die Bundesregierung im Zusammen-
hang mit der vom Kabinett am 3. Mai 1978 verab-
schiedeten Vorlage über die Staatshaftung auch für 
Tumultschäden einen verbesserten Schutz des Bür-
gers vorgeschlagen. Die Bundesrepublik Deutsch-
land kann aber dem einzelnen Bürger das Risiko der-
artiger Schäden im Ausland nicht abnehmen. Hier 
zu helfen wird nur durch den Abschluß einer ent-
sprechenden Versicherung möglich sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Helmrich (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist 
Ihnen bekannt, daß gerade für derartige Schäden, 
die durch Tumulte entstehen, bei sämtlichen Ver-
sicherungen in aller Regel ein Haftungsausschluß 
vorgesehen ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
das ist bekannt. Es wird dann wohl darauf ankommen, 
daß die Reiseunternehmen mit den Versicherern 
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über diese Fragen verhandeln. Ich unterstreiche je-
doch, daß es kaum möglich sein wird, daß die Bun-
desrepublik Deutschland eine Haftung für derartige 
Schäden übernimmt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Helmrich (CDU/CSU) : Soweit es sich bisher über-
sehen läßt, ist die Anzahl derartiger Schäden und 
deren Umfang äußerst gering. Sieht die Bundesregie-
rung wegen des relativ geringen Umfangs, der je-
doch für den einzelnen geradezu zu einer Existenz-
gefährdung führen kann — wie in dem von mir her-
angezogenen Fall —, gleichwohl keine Möglichkeit, 
zu helfen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung sieht natürlich die Probleme, 
die für den einzelnen entstanden sind. Aber ich 
möchte doch darauf hinweisen, daß es hier um eine 
grundsätzliche Fragestellung geht und daß man kei-
ne Ausnahme für einen Einzelfall machen kann, ohne 
Gefahr zu laufen, daß auf diese Weise am Ende auch 
von anderen in anderer Beziehung Ansprüche erho-
ben werden könnten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Hasinger, eine Zusatzfrage. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, da Sie 
vorhin auf einen Versicherungschutz abgestellt ha-
ben: Kann die Bundesregierung eine Genehmigung 
derartiger Tarife, die Leistungen für Tumultschäden 
beinhalten müßten, durch das zuständige Amt in 
Berlin in Aussicht stellen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Das kann ich 
im Augenblick nicht übersehen. Die Frage müßte 
wohl auch in erster Linie an das zuständige Ressort, 
das Bundeswirtschaftsministerium, gerichtet werden. 
Ich kann das jedenfalls im Augenblick von dieser 
Stelle aus nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 47 des Abgeordneten Helmrich auf: 

Welche diplomatischen Schritte hat die Bundesregierung unter-
nommen, um gegebenenfalls die italienische Regierung zu ver-
anlassen, solche Schäden zu ersetzen? 

Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Der Bundesre-
gierung liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, daß 
in Italien staatliche Haftungsfälle eingetreten wären, 
in denen sich der Geschädigte vergeblich an den 
italienischen Staat gewandt und dann einer Unter-
stützung in Form diplomatischer Schritte der Bun-
desregierung bedurft hätte. Im übrigen gilt das zu-
vor zu Ihrer Frage 46 Gesagte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Helmrich (CDU/CSU) : Besteht die Möglichkeit, 
daß sich die Haltung der Bundesregierung, wie sie 
bisher vorgetragen worden ist, eventuell ändert, in- 

dem bei derartigen Schäden das Veranlasserprin-
zip stärker hervorgehoben wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich würde meinen, daß ich gerade das Verursacher-  
oder Veranlasserprinzip hier vertreten habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Helmrich (CDU/CSU) : Ich vermag nicht. einzuse-
hen, inwiefern — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, ich bitte um Verständnis. Sie müssen fra-
gen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das kann er 
auch durch die Intonation machen! — Er hat 

doch noch gar nicht angefangen!) 

Helmrich (CDU/CSU) : Entschuldigen Sie. — Herr 
Staatsminister, ich bitte Sie, mir die Frage zu be-
antworten, inwiefern Sie das Veranlasserprinzip 
hier vertreten, wenn Sie sagen, eine Haftung käme 
nicht in Betracht, andererseits diese Schäden aber 
durch politische Vorgänge innerhalb der Bundes-
republik entstanden sind, so daß hier die Veran-
lassung innerhalb der Bundesrepublik, speziell durch 
die Selbstmorde in Stammheim, gegeben worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Dann muß Filbinger 
zahlen!) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
Veranlasserprinzip und Verursacherprinzip können 
ja nicht bis zum Sündenfall zurückverfolgt werden. 
Wenn man das Verursacherprinzip richtig versteht, 
dann wird die Kausalkette an der Stelle unterbro-
chen, wo die Ursache für den Schaden gesetzt wor-
den ist. Die Ursache für den Schaden ist hier ohne 
Zweifel durch die Vorgänge auf italienischem Terri-
torium gesetzt worden. Deswegen beziehe ich mich 
in der Beantwortung auch Ihrer Zusatzfrage auf 
meine Antwort zu Ihrer Frage 47. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 77 des Herrn Abgeordneten Berger (Lahn-
stein) auf: 

Betrachtet die Bundesregierung den Export von in Deutsch-
land hergestelltem Wehrmaterial, zum Beispiel von U-Booten 
oder Fregatten, als eine von außen gesteuerte Aufrüstung und 
ein Geschäft mit dem Tod und der Zukunft armer Völker, das 
diese um ihre Chance zum wirtschaftlichen Aufbau bringt? 

Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung will sich kein Urteil über die Verwen-
dung öffentlicher Mittel durch andere Staaten an-
maßen. Allerdings ist die Bundesregierung der Auf-
fassung, daß die zunehmenden Waffenkäufe durch 
Entwicklungsländer häufig nicht im Interesse der 
wirtschaftlichen Entwicklung dieser Länder sind. Es 
geht hier weder allein um eine Außensteuerung 
noch immer allein um Entscheidungen der Entwick-
lungsländer. Hier besteht vielmehr ein internatio-
naler Zusammenhang, den es durch weltweite Ini- 
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tiativen zur Rüstungskontrolle und Abrüstung zu 
durchbrechen gilt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, sind Sie mit mir der Auffassung, daß eine 
solche pauschale Behauptung, wie sie in meiner 
Frage enthalten war, kein Beitrag dazu sein kann, 
eine weltweite Stabilisierung zu erzielen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich halte die Frage so, wie Sie sie gestellt haben, 
in der Tat für eine verkürzte Darstellung der Zu-
sammenhänge. Ich glaube, meine Antwort hat deut-
lich gemacht, daß wir in diesem Sinne Ihrer Frage 
natürlich mit Nein zu antworten haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 78 des Herrn Abgeordneten Berger auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß erst ein stärke-
rer Druck der Öffentlichkeit sie und andere Regierungen dazu 
zwingen könnte, auf die drängenden Probleme der Rüstungs-
kontrolle intensiver zu reagieren? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung ist in den Bereichen der Rüstungskontrolle 
und Abrüstung von sich aus initiativ. Allerdings 
begrüßen wir jedes öffentliche Engagement für Rü-
stungskontrolle in der Welt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, sind Sie mit mir der Auffassung, daß ein Druck 
der öffentlichen Meinung im Hinblick auf mehr Rü-
stungskontrolle dann, wenn das eigentliche Ziel, 
nämlich die Stabilisierung des Friedens, dabei aus 
den Augen verlorenzugehen droht, auch ein Beitrag 
zu weniger Frieden sein könnte? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
natürlich kann man jede theoretische Frage wieder-
um theoretisch beantworten. Praktisch ist es im 
Augenblick so, daß wir einen eskalierenden Rü-
stungswettlauf in der Welt haben, der sich, wie ich 
in der vorangegangenen Antwort festzustellen ver

-

sucht habe, entgegen den Interessen vieler Entwick-
lungsländer auch in die Entwicklungsländer er-
streckt. Insofern ist in dieser Situation, in der wir 
uns befinden, jedes öffentliche Engagement für ein 
Stoppen, für ein Brechen dieses sich eskalierenden 
Rüstungswettlaufs ein Beitrag zum Frieden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, sehen Sie eine Chance dafür, ein solches öffent-
liches Engagement auch in den Ländern unserer öst-
lichen Verhandlungspartner bei den einzelnen Ge-
sprächen der Rüstungskontrollpolitik zu erzielen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
,der Herr Bundeskanzler hat heute morgen zu dieser 
Frage hier gesprochen. Die Debatte hat gezeigt, daß 
dies auch das Ziel unserer Gespräche mit Vertretern 
Osteuropas und der Sowjetunion ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
habe ich Ihre Antworten richtig verstanden, wenn 
ich sie so interpretiere, daß die Haltung der Bundes-
regierung in dieser Frage dergestalt war, daß es 
völlig abwegig ist, einen Druck auf die Bundesregie-
rung zu einer intensiveren Beschäftigung mit diesen 
Fragen ausüben zu wollen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung engagiert sich für Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung. Aber nichts ist so gut, daß 
es nicht auch besser werden könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die Fra-
gen 94 und 95 des Abgeordneten Werner werden 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 96 des Abgeordneten Biechele 
auf: 

Sind nach dem Wissensstand der Bundesregierung neueste 
Presseinformationen zutreffend, daß 17 Fässer mit dem hoch-
giftigen Bleitetraäthyl in dem vor Otranto an der italienischen 
Adriaküste gesunkenen jugoslawischen Frachter „Cavtat" zu-
rückbleiben müssen, daß 81 Fässer mit diesem Gift bereits 
leck und ausgelaufen waren, bevor sie geborgen werden konn-
ten, und daß 14 weitere Fässer so kaputt waren, daß sie jetzt 
keinen Tropfen Gift mehr enthielten, und welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung aus diesem Sachverhalt, falls diese In-
formationen zutreffen (vgl. Artikel „Das Geheimnis in Luke 2" 
im Stern Nr. 18 vom 27. April 1978, Seite 242 ff.) ? 

Ich frage den Fragesteller, ob eine gemeinsame 
Beantwortung mit Frage 97 möglich ist. — Er ist 
einverstanden. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Präsident, 
ich hatte eine gemeinsame Beantwortung der Fra-
gen 96 und 97 vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Dann 
rufe ich auch die Frage 97 des Abgeordneten 
Biechele auf: 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, ihre Antwort 
zu diesem Sachverhalt weiterhin zu vertreten, die mir Frau 
Staatsminister Dr. Hamm-Brücher in ihrem Schreiben vom 
19. April 1978 auf meine beiden entsprechenden Anfragen ge-
geben hat (vgl. Anlage 12 im Plenarprotokoll der 86. Sitzung 
des Deutschen Bundestages vom 20. April 1978, Seite 6839), und 
welche Möglichkeiten sieht sie gegebenenfalls, neue und schwer-
wiegende Umweltgefahren auch für deutsche Urlauber an der 
italienischen Adriaküste abzuwehren? 

Der Fragesteller darf vier Zusatzfragen stellen. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung hat über die Botschaft in Rom die italie-
nische Regierung um Auskunft gebeten, ob die von 
Ihnen zitierten Pressemeldungen sachlich zutreffen. 
Das zuständige italienische Handelsmarineministe-
rium hat versichert, daß die  Bergungsaktion abge-
schlossen und der Gefahrenherd beseitigt sei. Die 
bisher durchgeführten chemischen Untersuchungen, 
die noch fortgeführt würden, hätten bestätigt, daß 
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keine Gefährdung für Mensch und Umwelt bestehe. 
Dennoch werde sich das Handelsmarineministerium 
wegen der neuen Pressemeldungen nochmals bei 
den Verantwortlichen vergewissern. 

Frau Hamm-Brücher hat also seinerzeit, wie aus 
dem Schreiben vom 19. April 1978 hervorgeht, ge-
nau den Sachverhalt mitgeteilt, der der Bundesregie-
rung vom italienischen Handelsministerium über 
unsere Botschaft in Rom zur Kenntnis gebracht wor-
den war. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Biechele (CDU/CSU) : Hat also die Bundesregie-
rung bis zur Stunde keine Gelegenheit gehabt, sich 
verbindlich darüber zu informieren, ob die Infor-
mationen, die in dieser Nummer des „Stern" mitge-
teilt worden sind, zutreffen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung beschäftigt keine Taucher. Wir 
sind also nicht selber getaucht. Aber wir haben den 
Weg eingeschlagen, der uns möglich ist. Wir haben 
nämlich die zuständigen italienischen Stellen sofort 
gefragt. Wie ich Ihnen berichtet habe, erwarten wir 
von diesen Stellen eine entsprechende Antwort. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
Herr Kollege. 

Biechele (CDU/CSU) : Sieht die Bundesregierung 
also Veranlassung oder sieht sie keine Veranlas-
sung, Urlauber vor einem Badeurlaub an der Adria 
zu warnen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wiederhole: Wir haben bisher eine verbindliche 
Auskunft, daß die Gefahrenquellen beseitigt seien. 
Wir haben uns auf Grund der Pressemitteilungen be-
müht, aufzuklären, ob diese Information stimmt. Wir 
warten auf eine Aufklärung. Wir werden zu diesem 
Zeitpunkt keine weitere Stellungnahme abgeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Biechele (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wird 
die Bundesregierung, wenn sie diese Informationen 
erhalten hat, darum besorgt sein, daß sie im erfor-
derlichen Umfang bekannt werden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Sicherlich, Herr 
Kollege. Wir fragen ja in Italien nach, weil diese 
Veröffentlichungen erfolgt sind. Wir fragen nicht, 
weil wir dort etwa selber schwimmen gehen woll-
ten, sondern selbstverständlich wegen der Bevölke-
rung. 

 (Gansel [SPD] : Die Bundesregierung 
schwimmt nicht!) 

— Wir gehen aber auch nicht baden, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine letzte Zusatzfrage. 

Biechele (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist ab-
zusehen, daß die von der italienischen Regierung 
zugesagten Informationen bald gegeben werden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Davon gehen 
wir aus, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatsminister, Sie können sicher sein, daß viele 
Urlauber dankbar sind, wenn sie recht bald eine 
Stellungnahme dazu bekommen. 

Die Frage 98 des Abgeordneten Dr. Voss wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 99 des Abgeordneten Dr. Voss ist unzu-
lässig, auch wenn der Fragesteller um schriftliche 
Beantwortung gebeten hat. 

Die Frage 100 des Abgeordneten Spranger wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 101 des Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun, daß 
polnische Dienststellen und in Übereinstimmung mit ihnen pol-
nische und deutsche Reisebüros entgegen den deutsch-polnischen 
Vereinbarungen die Eintragung der deutschen Geburtsorte vor 
dem 8. Mai 1945 in polnischer Sprache fordern und ausschließ-
lich nur in urkundenfälschender Fassung anerkennen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Wie ich in mei-
ner Antwort auf die Frage des Abgeordneten Biehle 
am 13. April 1978 ausgeführt habe, sind mir bisher 
keine Fälle vorgelegt worden, in denen die polni-
schen Konsularbehörden die deutsche Bezeichnung 
des Geburtsortes in Pässen von Personen, die vor 
dem 8. Mai 1945 in den Oder/Neiße-Gebieten ge-
boren sind, beanstandet haben. Die Bundesregierung 
sähe nur dann einen Anlaß zum Tätigwerden in 
Richtung auf die von Ihnen gestellte Frage, Herr 
Kollege, wenn ihr derartige Fälle vorgelegt werden 
sollten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ist die 
Bundesregierung bereit, auch den Reiseunterneh-
men die Auskunft zu erteilen, daß auf Grund unserer 
Richtlinien Geburtsorte bis zum 8. Mai 1945 in deut-
scher Sprache und Geburtsorte nach dem 8. Mai 1945 
in polnischer Sprache und in Klammern in deutscher 
Sprache angegeben werden sollen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die von der Bun-
desregierung in dieser Beziehung gegebenen Richt-
linien werden selbstverständlich auch den Reise-
unternehmen zur Verfügung gestellt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Wie erklärt sich aber die 
Bundesregierung, daß diesbezüglich Absprachen 
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zwischen der polnischen Regierung und der deut-
schen Regierung mit verbindlichem Charakter bis 
heute nicht möglich waren? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, ich habe soeben gesagt: Mir sind Fälle, wie 
sie hier beschrieben worden sind, bisher nicht vor-
gelegt worden. Wenn sie vorgelegt werden sollten, 
werden wir uns selbstverständlich darum bemühen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Gansel, Zusatzfrage. 

Gansel (SPD) : Herr Minister, teilt die Bundesre-
gierung meine Auffassung, die im Gegensatz zu der 
in der Frage gebrauchten Formulierung „urkunden-
fälschender Fassung" steht, daß sich die Betroffenen, 
wenn es zu solchen Eintragungen polnischer Namen 
gekommen sein sollte, nicht der Urkundenfälschung 
schuldig gemacht haben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich gehe hier an sich davon aus, daß ich Antworten 
zu geben und nicht Fragen zu stellen habe; dies be-
trifft ja die Fragestellung. Ich möchte infolgedessen 
die Stellung der Frage und ihre Formulierung hier 
nicht qualifizieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 102 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja 
auf: 

Was haben die Überprüfungen der Urteilsbegründung im 
Spionageprozeß Helge Berger und die danach angestellten 
eigenen Überprüfungen des Auswärtigen Amtes im Sinne der 
Ausführungen von Frau Staatsminister Dr. Hamm-Brücher in 
der Fragestunde vom 23. Februar 1978 (Plenarprotokoll 8/75, 
Seite 5942) mit Bezug auf das derzeitige Wissen des Vertrags-
partners über die Einzelheiten des jeweiligen Verhandlungsrah-
mens der deutschen Delegation vor und während der Verhand-
lungen ergeben, nachdem das Auswärtige Amt die schriftliche 
Urteilsbegründung der Entscheidung des Oberlandesgerichts Düs-
seldorf vom 2. November 1977 am 21. Februar 1978 erhalten hat? 

Bitte. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Überprü-
fung der Urteilsbegründung des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf hat nichts Neues ergeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, hat 
die inzwischen mögliche pflichtgemäße Überprüfung 
des Prozeßverlaufs und der inneramtlichen Vorgän-
ge durch das Auswärtige Amt widerlegt oder bestä-
tigt, was die „Stuttgarter Zeitung" und die „Frank-
furter Allgemeine Zeitung" vom 29. Oktober 1977 
aus der Verhandlung berichteten, daß nämlich die 
Gegenseite sofort „bis ins letzte Detail über alle 
Absichten" und alle „wesentlichen Einzelheiten" al-
ler deutschen Beurteilungen jedes Verhandlungsta-
ges unterrichtet war? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, ich hatte früher wiederholt Gelegenheit, auf 
Ihre gleichgerichteten Fragen zu antworten. Ich ha-
be soeben gesagt — ich wiederhole die Antwort —: 
Die Überprüfung der Urteilsbegründung des Ober-
landesgerichts Düsseldorf hat nichts Neues ergeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, da Sie 
dieser klaren Frage ausweichen, frage ich weiter: Ist 
durch die Untersuchungen des Gerichts und des Am-
tes geklärt worden, warum die deutschen inneramt-
lichen Protokollaufzeichnungen über jeden Tag der 
Verhandlungen mit der polnischen Delegation dem 
ganzen Ostblock sofort zugänglich waren, während 
sie dem Deutschen Bundestag und dem Auswärtigen 
Ausschuß, den Abgeordneten beim Zustimmungsge-
setz bis heute vorenthalten worden sind? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Qualifi-
zierungen der Antwort des Herrn Staatsministers 
lasse ich nicht zu, aber die Frage. — Bitte. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, Sie nehmen hier auf einen breiten Sachzu-
sammenhang Bezug, der hier so nicht zur Diskussion 
gestanden hat und nicht zur Diskussion steht. Ich 
wiederhole die Antwort — die Antwort bezieht sich 
auf einen konkreten Zusammenhang —: Die Über-
prüfung der Urteilsbegründung des Oberlandesge-
richts Düsseldorf hat nichts Neues ergeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Jäger, Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
sind Sie bereit, den Mitgliedern des Auswärtigen 
Ausschusses die Texte der einschlägigen Urteile im 
Fall Berger zur Verfügung zu stellen, damit diese 
Frage von uns an Hand der Wortlaute geprüft wer-
den kann? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich sehe, Herr 
Kollege Jäger, hier kein Hindernis, daß Sie zu Ur-
teilen und Urteilsbegründungen Zugang haben, zu 
denen Sie als Abgeordneter oder zu denen der Aus-
schuß Zugang haben könnte. Die Bundesregierung ist 
natürlich nicht ihrerseits befugt, Unterlagen weiter-
zugeben, die in der Jurisdiktion der Rechtsprechung 
liegen. Aber der Zugang ist den Abgeordneten im 
Ausschuß sicherlich möglich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 103 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Wie viele jener 8 000 bis 10 000 Deutschen, für die der Bun-
deskanzler beim Warschauer Besuch im November 1977 durch 
eine Härteliste mit über 2 300 Vorgängen bei den zuständigen 
polnischen Stellen wegen der seit vielen Jahren anhängigen, 
aber entgegen der rechtsverbindlichen Information zur Familien-
zusammenführung von 1970 und entgegen den Rechtsverpflich-
tungen von Artikel 12 Abs. 2 des Politischen Menschenrechts-
paktes nicht genehmigten Ausreiseanträge interveniert hatte 
oder intervenieren ließ, sind inzwischen in der Bundesrepublik 
Deutschland auf Grund polnischer Ausreisegenehmigungen 
eingetroffen, und ist die offizielle Intervention des Bundes-
kanzlers von der VR Polen inzwischen beantwortet worden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die am 2. De-
zember 1977 übergebene Liste enthielt 2061 Fälle 
von ausreisewilligen Deutschen aus Polen; das 
dürfte etwa 6 000 bis 7 000 Personen insgesamt ent-
sprechen. Von diesen sind bis zum 5. Mai 1978 480 
Fälle, also etwa 1 500 Personen, unserer Botschaft 
als gelöst bekanntgeworden. Wieviel von diesen 
ca. 1 500 Personen, denen die Botschaft einen Ein- 
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reisesichtvermerk erteilt hat, inzwischen tatsächlich 
in der Bundesrepublik Deutschland eingetroffen 
sind, vermag die Bundesregierung noch nicht fest-
zustellen, da sich nicht alle Einreisenden immer so-
fort im zentralen Auffanglager in Friedland melden 
und dann dort auch namentlich erfaßt werden'  kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, mei-
nen Sie, daß jetzt, nachdem der  Herr Bundeskanzler 
nach sechs Monaten sieht, daß äußerstenfalls etwa 
ein Fünftel der sorgfältig von ihm ausgewählten, seit 
sieben und mehr Jahren auf die Ausreise wartenden 
Härtefälle als gelöst betrachtet werden können, wäh-
rend zu vier Fünfteln nicht einmal eine Antwort 
erfolgte, er noch sagen könnte „Ich kann keinen 
Satz anders formulieren, als Herr Gierek es getan 
hat"?  

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaj a,  die Bundesregierung erwartet selbstverständ-
lich, daß die polnischen Behörden in absehbarer Zeit 
eine weitere Anzahl dieser Fälle lösen werden. Wir 
werden nicht zögern, wie in der Vergangenheit diese 
Erwartung auch der polnischen Seite zu verdeut-
lichen, sobald uns dies notwendig und zweckmäßig 
erscheint. 

Im Augenblick können wir auf den bisherigen 
Ablauf der Dinge verweisen, wie ich das eben ge-
tan habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Befürchten Sie nicht, Herr 
Staatsminister, daß für die ausstehenden Härtefälle, 
also für 5 000 Menschen, und für die weiteren ca. 
260 000 unerledigten Ausreisebewerber neue hohe 
deutsche Zahlungen von Polen gefordert werden, 
oder wissen Sie, ob solche von der polnischen Presse 
bereits angekündigten Forderungen schon gestellt 
sind? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn ich mir die Bemerkung erlauben darf: Ich 
fürchte das nicht, es sei denn, daß Sie zu häufig auf 
solche Möglichkeiten hinweisen. 

(Dr. Czaja[CDU/CSU]: Sie wissen mehr als 
ich!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wenn 
wir die Zahlen zugrunde legen, dann hat es ein 
halbes Jahr gebraucht, daß 1 500 von 7 000 Perso-
nen — und das waren Härtefälle — hierher kommen 
können. Müssen wir mit weiteren anderthalb Jah-
ren rechnen, bevor die. anderen Härtefälle, die der 
Bundeskanzler in Warschau vorgelegt hat, gelöst 
werden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, ich kann hier im Augenblick natürlich keine 
Zusage über den Zeitablauf und über Fristen ma-
chen. Aber ich wiederhole, was ich Herrn Kollegen 
Czaja eben geantwortet habe: Die Bundesregierung 
wird sich bemühen, die polnische Seite auf den  zügi-
gen Ablauf gerade dieser in der Härteliste angege-
benen Fälle hinzuweisen. Ich hoffe, daß es dann 
schneller gehen wird, als es bisher gegangen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Jäger, eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
teilen Sie meine Auffassung, daß die zum Teil er-
schütternden menschlichen Schicksale, mit denen wir 
ja nun auch als Abgeordnete bekannt werden, wenn 
wir mit diesen Aussiedlern zusammentreffen, die 
Bundesregierung veranlassen sollten, ihre Bemühun-
gen zur Lösung dieser Fälle noch erheblich zu ver-
stärken? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, ich teile Ihre Auffassung über das Schicksal 
dieser Menschen. Ich teile nicht Ihre Auffassung 
über die Möglichkeit, unsere Anstrengungen noch 
wesentlich zu verstärken. Wir haben eine Menge 
getan. Wenn man auf die Statistik der letzten Jahre 
schaut, sieht man ja auch die Fortschritte, die wir 
gemacht haben. Sie lassen sich ja zahlenmäßig und 
quantitativ nachweisen. Ich glaube nicht, daß wir 
unsere Anstrengungen noch wesentlich verstärken 
könnten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Müller. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
darf ich Sie fragen, was Sie unter „zügig" verstehen: 
ein halbes Jahr oder ein Jahr oder was? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe gerade Ihrem Nachbarn, Herrn Hupka, ge-
sagt, daß ich nicht imstande bin, hier Daten oder 
Fristen zu nennen. Auch Ihre geschickte Rückfrage 
kann mich dazu nicht veranlassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich dan-
ke Ihnen, Herr Staatsminister, für die Beantwortung 
der Fragen aus dem Geschäftsbereich des Auswärti-
gen Amts. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung. Zur Beantwortung der Fragen steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Buschfort zur 
Verfügung. 

Die Frage 68 des Herrn Abgeordneten Cronenberg 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 69 des Herrn Abgeordneten 
Müller (Berlin) auf: 

Inwieweit stimmt der Hinweis in der Zeitschrift „Arbeit und 
Sozialpolitik", Nr. 4/1978, S. 146, wonach sich das Defizit der 
Bundesanstalt für Arbeit in 1979 auf annähernd vier Milliarden 
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D-Mark „summiert", während eine Beitragserhöhung um 0,5 
Prozent nur 2,4 Milliarden D-Mark einbringen würde, und 
welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung gegebenen-
falls daraus zu ziehen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Müller, zu Ihrer Frage kann ich mich zunächst auf 
meine Antwort auf die Fragen des Herrn Kollegen 
Stutzer vom 15. März und 26. April 1978 und die 
sich damals in diesem Hause anschließende Erörte-
rung der Finanzentwicklung der Bundesanstalt für 
Arbeit beziehen. 

Exakte Aussagen über die Höhe eines Defizits im 
Haushalt 1979 lassen sich auch heute noch nicht ma-
chen. Zur annähernden Höhe des Defizits läßt sich 
heute folgendes sagen. Wie Sie wissen, wurde nach 
dem mit dem Bundeshaushalt 1978 vorgelegten Fi-
nanzplan ,des Bundes mit einem Zuschußbedarf der 
Bundesanstalt für Arbeit von 1,2 Milliarden DM für 
1979 gerechnet. Für diese Annahmen wurde für 1979 
ein Rückgang der Arbeitslosigkeit unterstellt. Nach 
den der veränderten Arbeitsmarktlage angepaßten 
Schätzungen des Jahreswirtschaftsberichts 1978 wird 
man aber mit einem entsprechend höheren Finanz-
bedarf der Bundesanstalt rechnen müssen. Dessen ge-
naue Höhe hängt entscheidend von der tatsächlichen 
Einnahmen- und Ausgabenentwicklung im laufen-
den Haushaltsjahr und von den Ausgabebeschlüssen 
der Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt für 
Arbeit ab. Dabei ist zu berücksichtigen, daß gerade 
die arbeitsmarktpolitischen Leistungen nach dem Ar-
beitsförderungsgesetz zum Teil sogenannte Kann-
Leistungen sind, deren Umfang allein von den 
Selbstverwaltungsorganen bestimmt wird. Dazu ge-
hören insbesondere die Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men, für die der Haushaltsplan 1978 der Bundesan-
stalt z. B. 1 Milliarde DM vorsieht. 

Hieraus folgt, daß eine gesicherte Einschätzung 
der Einnahmen- und Ausgabenentwicklung der Bun-
desanstalt für Arbeit erst im Herbst dieses Jahres 
erfolgen kann und dann für die Aufstellung des 
Haushalts 1979 und des dann gegebenenfalls erfor-
derlichen Mittelbedarfs die geeignete Grundlage zu 
bilden hat. Ich kann auf Ihre hypothetische Frage 
bestätigen, daß eine Beitragserhöhung von 0,5 % 
zu Mehreinpahmen von rund 2,5 Milliarden DM im 
Jahre 1979 führen würde. Ich füge jedoch hinzu, 
daß es innerhalb der Bundesregierung zu einem der-
artigen Schritt derzeit weder Veranlassung noch 
entsprechende Überlegungen gibt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
Sie bleiben also — Sie haben das wieder betont — 
bei Ihrer Aussage aus der letzten Fragestunde auf 
eine Frage meines Kollegen Stutzer. Auf die Frage, 
ob sowohl für 1979 als auch für 1980 eine Beitrags-
erhöhung in der Arbeitslosenversicherung ausge-
schlossen ist, sagten Sie: Ich halte es derzeit nicht 
für denkbar, den Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
zu erhöhen. Nun frage ich: Ergibt sich das auch, 
wenn diese Voraussage zutrifft? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, ich kann nur bestätigen, daß das, was ich da-
mals sagte, heute noch zutrifft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ich möchte Sie fragen, in welche Richtung die 
Überlegungen gehen, wenn das in der Tat eintritt: 
in Richtung Arbeitsmarktabgabe oder in Richtung 
Bundeszuschüsse? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, der Haushaltsplan wird im Herbst dieses Jahres 
aufgestellt. Wir können Ihnen derzeit noch nichts 
Endgültiges über Einnahmen und Ausgaben sagen. 
Jedenfalls wird ein Haushaltsplan vorgelegt werden, 
der Einnahmen und Ausgaben in Übereinstimmung 
bringt. Unabhängig davon darf ich persönlich sagen, 
daß ich sehr wohl für eine Arbeitsmarktabgabe 
wäre; aber diese Frage steht hier jetzt nicht zur 
Diskussion. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 70 des Herrn Abgeordneten Höpfinger 
auf: 

Wird die Bundesregierung die Forderung des Verbands der 
Heimkehrer e. V., Kriegsgefangenenjahre in der Form in die 
Rentenversicherung einzubeziehen, daß neben der Anrechnung 
als Ersatzzeit die Rentengewährung um die Jahre der Kriegs-
gefangenschaft vorgezogen werden soll, aufgreifen, und, wenn 
nein, warum nicht? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Höp-
finger, schon bei den Vorarbeiten zum Renten-
reformgesetz und bei der parlamentarischen Bera-
tung über die Einführung der flexiblen Altersgrenze 
ist die Frage einer besonderen Altersgrenze für be-
stimmte Personengruppen eingehend erörtert wor-
den. In diesem Zusammenhang hat der Bundesregie-
rung und dem zuständigen Ausschuß des Deutschen 
Bundestages auch der Personenkreis der Spätheim-
kehrer vor Augen gestanden. Als Ergebnis dieser 
Beratungen wurde folgendes festgestellt. Eine auf 
bestimmte Gruppen abgestellte Regelung hätte sehr 
schwierige Abgrenzungsprobleme geschaffen. Wahr-
scheinlich hätte sie auch bei anderen nicht berück-
sichtigten Gruppen die Forderung nach Gleich-
behandlung hervorgerufen. Daher hat sich der Ge-
setzgeber für eine allgemeine Regelung zugunsten 
der Personen entschieden, die objektiv in ihrer Er-
werbsfähigkeit beeinträchtigt, d. h. schwerbehindert, 
berufsunfähig oder erwerbsunfähig sind. Die For-
derung des Verbandes der Heimkehrer, die Alters-
grenze für das Altersruhegeld für Heimkehrer unab-
hängig hiervon herabzusetzen, vermag die Bundes-
regierung deshalb nicht aufzugreifen. 

In der gegenwärtigen Situation kommen finan-
zielle Erwägungen hinzu. Die Finanzlage der ge-
setzlichen Rentenversicherung ist jetzt und in der 
absehbaren Zukunft dergestalt, daß Mehraufwen-
dungen, wie sie durch eine Herabsetzung der Alters-
grenze für Heimkehrer verursacht würden, nicht 
vertretbar sind. 
Wenn Sie gestatten, Herr Kollege, würde ich Ihre 

zweite Frage gern gleich im Anschluß hieran be-
antworten. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Höpfinger, sind Sie damit einverstanden? — 
Dann  rufe ich zusätzlich Ihre Frage 71 auf: 

Unter welchen Voraussetzungen hält die Bundesregierung die 
für Kriegsgefangene getroffene Rentenregelung in anderen EG-  
Staaten für auf das System unserer Sozialversicherung anwend-
bar? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Zu Ihrer zweiten 
Frage bemerke ich folgendes: Wie sich bereits aus 
der Beantwortung der ersten Frage ergibt, stellen 
die deutschen Vorschriften über eine vorzeitige Ge-
währung des Altersruhegeldes nicht darauf ab, ob 
der Versicherte einem bestimmten Personenkreis 
angehört, sondern darauf, ob er in seiner Erwerbs-
fähigkeit in objektiv feststellbarer Weise erheblich 
beeinträchtigt ist. Sofern andere Rechtsordnungen 
bestimmten Personenkreisen unabhängig von einer 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit die Möglich-
keit zu einem früheren Bezug des Altersruhegeldes 
verschaffen, würde die Bundesregierung die Über-
tragung derartiger Regelungen auf die deutsche ge-
setzliche Rentenversicherung für problematisch 
halten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
,der Verband der Heimkehrer mit seinem Anliegen 
an die Bundesregierung herangetreten, und wie hat 
die Bundesregierung dem Verband geantwortet? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Höpfinger, der Verband der Heimkehrer ist mit die-
sen Anliegen schon häufig an die Bundesregierung 
herangetreten. Wir haben diese Fragen auch inten-
siv beraten und gewürdigt. Auch der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung hat sich im Zusammen-
hang mit mehreren Rentenanpassungsgesetzen mit 
diesen Fragen beschäftigt. 

Dieses Anliegen des Spätheimkehrerverbandes 
war auch Bestandteil der Erörterung des Berichtes 
über sogenannte Unzulänglichkeiten in der Renten-
versicherung. Ich darf es wiederholen: Wir haben 
uns sozialpolitisch für eine Regelung zugunsten der 
Erwerbsgeminderten entschieden; in der derzeitigen 
Finanzlage ist eine Aufnahme der Forderung des 
Spätheimkehrerverbandes auch nicht möglich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben, wie ich höre, keine weiteren Zusatzfragen. 
Dann rufe ich Frage 72 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kunz (Weiden) auf: 

Welche Lösungsmöglichkeiten beabsichtigt die Bundesregierung 
vorzuschlagen, uni ungerechte Nachteile, die zu einer ungleichen 
Behandlung von Rentnern führen, zu beseitigen, nachdem sie in 
ihrem Bericht vom 2. Januar 1975 (Drucksache 7/3054) selbst fest-
stellt, daß es Versicherte mit Kriegsdienst- und Kriegsgefange-
nenzeiten gibt, bei denen die Vorschriften über die Bewertung 
der Ersatzzeiten zu — zum Teil nicht unerheblichen — Nach-
teilen führen? 

Bitte. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kunz, die Bundesregierung hat wiederholt darauf 
hingewiesen, daß die ehemaligen Kriegsteilnehmer 

und Kriegsgefangenen durch die geltenden Vor-
schriften über die Bewertung der Ersatzzeiten grund-
sätzlich nicht benachteiligt werden. Das schließt 
allerdings nicht aus, daß im Hinblick darauf, daß es 
sich bei der Regelung der Bewertung der Ersatzzei-
ten um eine pauschale Regelung handelt, in Einzel-
fällen nicht so günstige Ergebnisse eintreten. Um 
diese Einzelfälle geht es wohl. 

Die Bundesregierung weist im übrigen auf die zur 
Zeit gegebene und in der absehbaren Zukunft zu 
erwartende Finanzlage der gesetzlichen Rentenver-
sicherung hin. Danach ist sie nicht in der Lage, 
Vorschlage zu Rechtsänderungen zu machen, die 

 zu einem ins Gewicht fallenden Mehraufwand füh-
ren würden. Dies gilt leider auch für Rechtsände-
rungen, die zu Leistungsverbesserungen für ehe

-

malige  Kriegsteilnehmer und Kriegsgetangene füh-
ren würden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, fühlt sich die Bundesregierung den Versicher-
ten mit Kriegsdienst- und Kriegsgefangenenzeiten 
nicht in besonderem Maße verpflichtet, nachdem 
dieser Versichertenkreis in außergewöhnlichem 
Maße persönliche Opfer und zum Teil Fronarbeit 
fur unser Volk hat erbringen müssen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bewerte dies schon als ein besonderes Anliegen. 
Aus dieser Überlegung heraus haben schon die bis-
herigen Rentengesetze die Ersatzzeitenregelung zu-
gunsten der Kriegsteilnehmer in einer Form getrof-
fen, die wir nun heute kennen und bei der im all-
gemeinen keine Benachteiligungen eintreten. 

Das schließt allerdings nicht aus, daß in Einzel-
fällen doch Benachteiligungen eintreten; aber das 
ist der Nachteil pauschalierter Regelungen. Sicher-
lich möchte man das eine oder das andere gern 
besser gestalten und dabei mehr auf den Einzelfall 
eingehen. Aber hier muß man hinzufügen: Derzeit 
sind solche Überlegungen nicht hilfreich, weil die 
Finanzdecke dafür nicht vorhanden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie Na-
hen eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sollte die Bundesregierung, da es sich nur um 
Einzelfälle handelt, nicht doch versuchen, gerade 
im Hinblick auf diese Einzelfälle, bei denen man 
vielleicht schon durch eine kleine Verbesserung die 
Möglichkeit schaffen könnte, dem Anliegen gerecht 
zu werden, dem Parlament Vorschläge zu unterbrei-
ten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kunz, wenn Sie Einzelfälle im Bereich der Kriegs-
opfer oder der Kriegsgefangenen regeln, muß man 
davon ausgehen, daß auch andere Personenkreise, 
z. B. Verfolgte des Nationalsozialismus oder auch 
Vertriebene und Flüchtlinge die gleichen Forderun- 
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Parl. Staatssekretär Buschfort 
gen erheben werden. Hier würden wir dann vor 
Fragen gestellt werden, die wir auch finanziell 
nicht lösen können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, der Herr Abgeordnete Hasinger 
hat zwei Fragen eingebracht. Ich weiß nicht, Herr 
Kollege, ob Sie mit einer gemeinsamen Beantwor-
tung einverstanden sind. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Ich habe nichts da

-

gegen!) 

— Herr Staatssekretär, Sie hätten also die Mög-
lichkeit, die Fragen gemeinsam zu beantworten, 
und Sie, Herr Kollege Hasinger, haben danach vier 
Zusatzfragen. 

Ich rufe also die Fragen 73 und 74 des Kollegen 
Hasinger gemeinsam auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß — wie der nord-
rhein-westfälische Arbeitsminister Farthmann meint — inzwi-
schen etwa 1/4 aller Rentner höhere Renteneinkünfte hat als 
das Nettoeinkommen der vergleichbaren Arbeitnehmer? 

Beabsichtigt die Bundesregierung — wie dies der nordrhein-
westfälische Arbeitsminister Farthmann für notwendig hält —, 
zu prüfen, ob künftig nicht die Anpassung von laufenden Ren-
ten und von Renten, „die von jetzt ab erworben werden", 
unterschiedlich geregelt werden soll? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung kann derzeit Informationen nicht bestätigen, 
nach denen ein Viertel aller Rentner — gemessen 
am Nettoeinkommen vergleichbarer Arbeitnehmer 
— höhere Renteneinkommen bezieht. Zur Beurtei-
lung dieses Sachverhalts mangelt es noch immer an 
aussagekräftigen Statistiken, insbesondere über die 
Rentenkumulation. Die Bundesregierung erwartet, 
daß die Ergebnisse der Transfer-Enquete-Kommis-
sion in nächster Zeit diese Zusammenhänge aufhel-
len können. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich: Mir ist der 
Zusammenhang, in dem Herr Minister Farthmann 
die von Ihnen zitierten Äußerungen getan haben 
soll, nicht bekannt. Eine unterschiedliche Anpassung 
der bereits laufenden Renten und der künftig zu-
gehenden Renten wäre nicht nur unter sozialpoli-
tischen, sondern auch unter rechtlichen Gesichts-
punkten problematisch. Die Bundesregierung hat 
daher keine in die Richtung Ihrer Frage zielenden 
Absichten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, könnte 
es nach Kenntnis der Bundesregierung vielleicht 
sein, daß sich Herr Minister Farthmann bei seiner 
Behauptung auf statistische Erhebungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen oder einer nordrhein-west-
fälischen Versicherungsanstalt gestützt hat? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur wie-
derholen: Ich weiß nicht, worauf Herr Minister 
Farthmann seine Äußerungen bezieht. Es dürften 
sicher beachtliche Gruppierungen vorkommen, die 
über mehr als eine Rente verfügen. Hier brauchte 
man nur den Bereich des öffentlichen Dienstes als 

Beispiel zu erwähnen. Allein dieser Personenkreis 
dürfte schon nennenswert sein. 

Ich kann aber nicht sagen, ob Herr Minister Farth-
mann Unterlagen, bezogen auf das Land Nordrhein-
Westfalen, hat. Von daher kann ich Ihre Frage nicht 
beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Zusatzfrage. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sehen 
Sie nicht ein gefährliches Aufputschen der aktiven 
Generation gegen die Rentner in den von mir in 
der Fragestellung zitierten Äußerungen des nord-
rhein-westfälischen Ministers, insbesondere wenn 
man auch berücksichtigt, daß er im gleichen Zusam-
menhang gesagt hat: 

Ich kann es mir nicht denken, daß es im Sinne 
einer sinnvollen Renten- und Sozialpolitik liegt, 
daß eine finanzielle Belohnung für denjenigen 
eintritt, der aus der Leistungsgemeinschaft aus-
scheidet. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube nicht, daß dies die Absicht von Minister 
Farthmann ist. Ich glaube auch nicht, daß dies da-
durch hervorgerufen wird. 

Ich vertrete die Auffassung — ich darf das wohl 
auch für das Ministerium sagen —, daß wir davon 
ausgehen müssen, daß die Bürger im Alter ihren bis 
dahin erworbenen Lebensstandard beibehalten kön-
nen. Wenn wir uns auf eine solche Form verständi-
gen, muß man natürlich die Diskussion zulassen, ob 
in den Bereichen, in denen im Alter das bisherige 
Einkommen beachtlich überschritten wird, etwas 
verändert werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, sehen Sie vielleicht eine Möglich-
keit, daß die Bundesregierung mit dem Land 
Nordrhein-Westfalen in Verbindung tritt, um eine 
Abstimmung zwischen der Auffassung der Bundes-
regierung und der Regierung dieses größten Bundes-
landes über wichtigste Zukunftsfragen der Renten-
versicherung herbeizuführen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, na-
türlich werden wir die Fragen, die die Rentenver-
sicherung betreffen, auch mit den Ländern erörtern, 
soweit deren Sachverstand dienlich ist. 

Ich glaube aber, daß es hier weniger um die Ein-
beziehung des Landes Nordrhein-Westfalen geht, 
sondern daß es um eine Erklärung geht, wie Herr 
Minister Farthmann seine Äußerung verstanden 
wissen wollte. Ich sehe in dieser Hinsicht keine Auf-
gabe der Bundesregierung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben eine letzte Zusatzfrage. 
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Hasinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie 
sich bezüglich meiner zweiten Frage nicht darüber 
informiert gezeigt haben, in welchem Zusammen-
hang Herr Minister Farthmann diese Äußerung ge-
macht hat: Wären Sie damit einverstanden, daß ich 
Ihnen das Plenarprotokoll des nordrhein-westfäli-
schen Landtags vom 12. April 1978 übersende? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ja, gern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Müller, Zusatzfrage. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie Fälle nennen, in denen — wie Herr 
Farthmann gesagt hat — die Rente höher ist als das 
Nettoeinkommen der vergleichbaren Arbeitnehmer? 
Ich denke z. B. an höher verdienende Arbeitnehmer, 
bei denen dieser Effekt durch die Steuerprogression 
eintritt und  an solche Arbeitnehmer, die — Sie ha-
ben den Fall selbst genannt — durch die Zusatzver-
sorgung im öffentlichen Dienst auf 75 % ihres letz-
ten Einkommens kommen, sowie an andere Fälle. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, ich fürchte, wir kommen hier in eine Sach- und 
Fachdiskussion, die man draußen dann kaum mehr 
verstehen würde. 

Aus der Rentenleistung wird man kaum ein Ein-
kommen erzielen können, das das vorausgegangene 
Nettoeinkommen übersteigt. Wir wissen alle, daß es 
nicht nur Renten gibt, sondern auch Zusatzversor-
gungen, betriebliche Altersversorgung sowie noch 
einige andere kumulative Einkommen. Natürlich 
gibt es Fälle, in denen das spätere Einkommen hö-
her ist als das vorausgegangene Nettoeinkommen. 

Hier verfügen wir eben nicht über gesicherte Er-
kenntnisse. Es wäre gut, wenn wir die Behandlung 
dieser Fragen zurückstellten, bis die Ergebnisse der 
Beratungen der Transfer-Enquete-Kommission vor-
liegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Noch 
eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Müller. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung die Meinung von Minister 
Farthmann — ich darf zitieren , „daß wir die Ren-
tenformel . . . überprüfen müssen"? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß nicht, ob Herr Farthmann das so gesagt hat. 
Ich weise darauf hin, daß wir uns gerade im Aus-
schuß eingehend über diese Fragen unterhalten ha-
ben. Ich brauche diesen Beratungen eigentlich nichts 
hinzuzufügen. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Ich komme 
noch einmal darauf zurück!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
bestätigen, daß die sehr unterschiedlichen Renten-
höhen letztlich doch nur Ausdruck der sehr unter

-

schiedlichen Einkommensverteilung sind, daß man, 
wenn man die Renten näher aneinander heranführen 
wollte, dies auch bei den Einkommen tun müßte und 
daß derartige Diskussionsansätze bislang von der 
Opposition immer als sozialistische Gleichmacherei 
verunglimpft worden sind? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ste-
ger, zunächst einmal gehe ich davon aus, daß wir 
in der Rentenversicherung die Prinzipien der Lei-
stungshöhe und der Leistungsdauer haben und diese 
zu einem Rentenergebnis führen. 

Sicherlich haben Sie recht, daß der Abstand zwi-
schen niedrigen und hohen Einkommen früher we-
sentlich schlechter als heute war und sich dadurch 
große Differenzen ergaben. Es wäre schon angemes-
sen, hier für ein wenig mehr soziale Gerechtigkeit 
zu sorgen. Einen ersten Schritt haben wir mit der 
Rente nach Mindesteinkommen getan. Es ließe sich 
natürlich sehr vieles noch viel besser machen. Aber 
dafür steht zur Zeit nicht das notwendige Geld zur 
Verfügung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage der Frau Kollegin Pieser. Dann gehen wir 
zur nächsten Frage über. 

Frau Pieser (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß bis zum Zeitpunkt 
einer Überprüfung von Kumulierungseffekten gewis-
ser Renten und Altersversorgungsleistungen davon 
ausgegangen werden muß, daß diese jeweiligen 
Versorgungsleistungen auf Grund von Rechts- oder 
tarifrechtlichen Ansprüche legitim sind? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Davon gehe ich 
aus. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Vielen 
Dank, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung beant-
wortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verteidigung auf. Zur Beantwortung steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. von Bülow 
zur Verfügung.  

Der Herr Abgeordnete Schmidt (München) hat die 
zwei von ihm eingereichten Fragen — 75 und 76 — 
zurückgezogen. 

Der Herr Abgeordnete Wohlrabe hat soeben ge-
beten, daß die zwei von ihm eingereichten Fragen —
81 und 82 — schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Daher rufe ich jetzt die zwei Fragen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Wernitz — 79 und 80 — auf: 

Was tut die Bundesregierung im Rahmen ihrer Verantwor-
tung zur raschen und unbürokratischen Regulierung des Sach-
schadens in Millionenhöhe (hunderte zerstörte Fensterscheiben, 
zersplitterte Fenster- und Türstöcke, zahlreiche beschädigte 
Dächer bzw. Dachstühle, Mauer- bzw. Wandschäden, verbogene 
Garagentore etc.), der am 3. Mai 1978 gegen 16.45 Uhr durch 
mehrere militärische Tiefflieger im Bereich der Stadt Rain am 
Lech/Bayern an Privathäusern, Fabriken und landwirtschaft-
lichen Gebäuden verursacht worden ist, und welche Maßnah-
men wird die Bundesregierung ergreifen, um derartige katastro- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
phenähnliche Auswirkungen des militärischen Tiefflugbetriebs in 
Zukunft zu verhindern? 

Wird die Bundesregierung den Rainer Vorfall insbesondere 
zum Anlaß nehmen, die Kontrollmechanismen im Tiefflugbetrieb 
technisch und personell zu verstärken und darüber hinaus bei den 
Tieffluggebieten ein alternierendes System einzuführen, um die 
Belastungen der Bevölkerung dieser Regionen künftighin etwas 
erträglicher zu gestalten? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Gestatten Sie, daß ich die 
beiden Fragen im Zusammenhang beantworte? 

(Dr. Wernitz [SPD] : Ja!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Fra-
gesteller ist damit einverstanden. Bitte. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Wernitz, die Bundesregierung hat im Zusam-
menhang mit dem in der Stadt Rain am Lech auf-
getretenen Sachschaden umgehend Ermittlungen 
aufgenommen. Sie haben ergeben, daß diese Schä-
den durch Flugzeuge des Jagdgeschwaders 74 ent-
standen sind. Maschinen des Typs Phantom haben 
am 3. Mai 1978 um 16.44 Uhr die Stadt Rain über-
flogen. Nach Aussagen der Besatzungen soll die für 
diesen Flugzeugtyp für Tiefflug festgelegte Mindest-
flughöhe von 240 m nicht unterschritten worden 
sein. 

Die Bundesregierung hat veranlaßt, daß die ent-
standenen Schäden rasch und unbürokratisch be-
glichen werden. Hierzu wurde die Wehrbereichs-
verwaltung VI in München eingeschaltet, die die 
erforderlichen Schritte bereits eingeleitet hat. Die 
geschädigten Bürger können davon ausgehen, daß 
entstandene Schäden binnen kurzem beglichen wer-
den. 

Über Maßnahmen zur Verhinderung einer Wie-
derholung des bedauerlichen Vorfalls von Rain am 
Lech kann erst nach Abschluß der laufenden Unter-
suchung und Klärung der Ursachen entschieden 
werden. 

Zu Ihrer zweiten Frage, Herr Kollege Wernitz: 

Militärische Übungsflüge werden in niedrigen 
Höhenbereichen durchgeführt, da nur dort die Mög-
lichkeit gegeben ist, der gegnerischen Radarerfas-
sung im Ernstfall zu entgehen. 

Ohne einen überdimensionalen Aufwand zu be-
treiben, wird es keine Möglichkeit geben, militä-
rische Tiefflüge zu kontrollieren. Um jedoch die 
Lärmbelastung der Bevölkerung so niedrig wie 
möglich zu halten, werden Tiefflüge ohne Bindung 
an zentral festgelegte Strecken nahezu über der ge-
samten Bundesrepublik Deutschland durchgeführt. 
Damit werden Lärmkonzentrationen — soweit über-
haupt möglich — vermieden. 

In Zusammenarbeit mit den Landesregierungen 
wurden für Tiefflüge unterhalb der gesetzlichen 
Mindestflughöhe von 150 m bestimmte Gebiete aus-
gewiesen, die durch eine relativ geringe Bevölke-
rungsdichte gekennzeichnet sind. 

Ich darf hierzu darauf hinweisen, daß sich die 
Bundesrepublik Deutschland •im Zusatzabkommen 
zum NATO-Truppenstatut verpflichtet hat, Übungs-
gebiete bereitzustellen, in denen auch unterhalb der  

gesetzlichen Mindestflughöhe von 150 m derzeit bis 
zu einer Mindesthöhe von 75 m geflogen werden 
darf. Die deutsche Luftwaffe verzichtet jedoch mit 
Ausnahme von Manövern auf Tiefflüge in diesen 
Gebieten. 

Eine laufende Verlagerung dieser Gebiete im 
Sinne eines alternierenden Systems ist nur in Zu-
sammenarbeit mit den Landesregierungen möglich, 
die dann entsprechende andere Gebiete anbieten 
müßten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben eine Zusatzfrage. Bitte. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, wie er-
klären Sie es sich, daß es von Mittwoch bis Freitag 
gedauert hat, bis der Neuburger Standort der Luft-
waffe bereit war, sich zu diesen Flügen zu beken-
nen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bin an den Sachverhalt zunächst mit der glei-
chen Verwunderung herangegangen, die Ihre Zu-
satzfrage kennzeichnet. Ich mußte dann aber zur 
Kenntnis nehmen, daß es sehr schwierig ist, festzu-
stellen, welche Flugzeuge über welche Gebiete im 
Tiefflug geflogen sind, und vor allem, daß ein be-
stimmtes Flugzeug für einen bestimmten am Boden 
entstandenen Schaden verantwortlich zu machen ist; 
denn der Flugzeugführer hat keinerlei Ahnung da-
von, daß infolge des Düsenantriebs seines Flugzeugs 
Schaden entstanden ist. 

Es kommt hinzu, daß das um 16.44 Uhr geschah. 
Der Feierabend war nahe. Es folgte ein Feiertag, an 
dem nicht geflogen wurde. Es war deshalb außer-
ordentlich schwierig, diese Ermittlungen anzustel-
len. Sie wissen ja auch, daß eine große Anzahl 
von Luftwaffen über unseren Boden fliegt. 

Vor allem haben die Beobachtungen der Zeugen, 
was den Flugzeugtyp angeht, sich als falsch erwie-
sen. Diese Angaben führten zunächst in die Irre. 
Erst weiteres Nachfragen hat zu der Feststellung 
geführt, daß ein völlig anderer Flugzeugtyp beteiligt 
gewiesen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, wie be-
urteilen Sie im Hinblick auf die künftige Entwick-
lung im Tiefflugbetrieb die verschiedenen Verlaut-
barungen aus dem Bereich der Luftwaffe, wonach 
die bisherigen Ermittlungen ergeben haben, daß 
sich die beiden Flugzeugführer korrekt an die gel-
tenden Bestimmungen gehalten hätten und daß we-
der leichte noch grobe Fahrlässigkeit vorgekommen 
sei? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann die Äußerungen noch nicht voll interpre-
tieren. Sie gehen darauf zurück, daß die Flugzeug-
führer ausgesagt haben, sie hätten die Mindestflug

-

höhe von 240 m nicht unterschritten und ihres Wis-
sens auch nicht die Schallmauer durchbrochen — 
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eine Tatsache, die der Flugzeugführer selbst nicht 
feststellen kann, es sei denn, er schaut auf seinen 
Geschwindigkeitsmesser. Es gibt außerdem Zeugen-
aussagen, die dahin gehen, daß die  Aussagen der 
Flugzeugbesatzungen, die Höhe betreffend, korrekt 
seien. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen. Zusatz-
frage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre es 
angesichts der Tatsache, daß die Bevölkerung selbst 
glatt überfordert ist, hier entsprechend präzise Hin-
weise zu geben, über das, was Sie in Ihrer Haupt-
antwort gesagt haben, hinaus nicht doch erwägens-
wert, das Personal und das technische Gerät der 
Kontrolltrupps zu verstärken? Nur so kann nämlich 
eine Verbesserung der Situation in der Zukunft 
erreicht werden. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es gibt nur in 
der Regie des  Heeres Meßtrupps, die vor allen Din-
gen die Flughöhe feststellen können. Diese Einhei-
ten werden im Rahmen der Flugüberwachung ein-
gesetzt. Es ist aber völlig ausgeschlossen, die  Bun-
desrepublik  mit einem Koordinatensystem in bezug 
auf die Nachmessung von Flughöhen und Flugge-
schwindigkeiten zu überziehen. Diesen Kostenauf-
wand können wir uns zur Zeit nicht leisten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nach Abschluß der Ermittlungen in diesem bisher 
wohl schwersten Schadensfall durch Tiefflugbetrieb 
bereit, die allen Kollegen des Hauses unter dem 
Datum vom 5. April 1978 zum Thema Fluglärm zur 
Verfügung gestellte Informationsunterlage zu über-
prüfen und gegebenenfalls zu korrigieren? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir sind selbstverständlich dazu bereit und wollen 
auch aus diesem Vorfall lernen. Wenn sich aus den 
Untersuchungen, die offensichtlich auf Grund der 
verschiedenen Angaben und Feststellungen sehr 
kompliziert sind, entsprechende Hinweise ergeben, 
sind wir ohne weiteres bereit, Korrekturen an un-
serer bisherigen Haltung und Einstellung vorzuneh-
men und dies auch hier mitzuteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen. Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den  Sie  bereit sein, in die Überprüfung der Tief-
flüge nicht nur die Tieffluggebiete — Rain am Lech 
gehört nicht zu einem Tieffluggebiet —, sondern 
auch die Anflugbereiche zu den Militärflughäfen — 
Rain gehört zum Anflugbereich des Militärflug-
hafens Neuburg — einzubeziehen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: In eine ge-
nerelle Überprüfung oder in  die  Untersuchung die-

ses Falles? Ich habe Ihre Frage nicht genau ver-
standen. 

Lemmrich (CDU/CSU) : In die generelle Anwei-
sung, die Höhen auch bei Anflügen einzuhalten und 
nicht nur die Tieffluggebiete einzubeziehen. Es ist 
ja schon wiederholt etwas passiert. Nach einer be-
stimmten Zeit müssen die Flieger wieder ermahnt 
werden. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich glaube, Sie  tun  den Piloten der Luftwaffe Un-
recht, wenn Sie ihnen unterstellen, daß sie in gro-
ßer Zahl die Flugbestimmungen vor allen Dingen 
die Flugsicherheitsbestimmungen, mißachteten. Die 
Luftwaffe steht angesichts der dichten Besiedlung 
dieses Landes, der zahlreichen Erholungsgebiete, 
die in diesem Lande ausgewiesen sind, und des ge-
waltigen zivilen Flugzeugaufkommens vor der un-
geheuren Schwierigkeit, überhaupt noch Gebiete zu 
finden, in denen geübt werden kann. Das ist eine 
generelle Problematik, die hinter fast allen Klagen 
über Fluglärm steckt. Ich stehe in Korrespondenz 
mit zahlreichen Bürgermeistern und Abgeordneten 
in diesem Hause über Anflugverfahren. Wo immer 
es die Luftwaffe einrichten kann, den Anflug so zu 
legen, daß die Zivilbevölkerung nur minimal bela-
stet wird, wird sie das tun. Ich bin gern bereit, in 
diesem Fall das entsprechende Verfahren zu eröff-
nen und mit Ihnen gemeinsam zu überlegen, wie 
man hier zu Verbesserungen kommen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Jens, Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, meinen Sie 
nicht, daß es auf Grund dieser Erfahrung notwendig 
ist — die Flughöhe wurde offensichtlich eingehalten, 
die Schallgrenze wurde nicht durchstoßen —, daß 
die Flugzeuge in Zukunft mindestens 50 Meter höher 
fliegen als bisher und daß sie vielleicht auch 
abends — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, bitte belassen Sie es bei einer Zusatzfrage. 
Sie können nämlich noch eine zweite Frage stellen. 
Bitte! 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es ist nicht 
sicher, daß diese Flugzeuge nicht doch die Schall-
grenze durchstoßen haben. Die einzig obskure Be-
obachtung dabei ist, daß man bisher nur einen Knall 
festgestellt hat, obwohl es zwei hätten sein müs-
sen. Aber dies wird die nähere Untersuchung er-
geben. Die Sachverständigen — ich bin keiner, wie 
Sie sich vorstellen können — haben mir mitgeteilt, 
daß eine Veränderung der Höhe um 50 Meter, wenn 
die Schallgrenze durchstoßen wird, keinen Einfluß 
auf das hat, was dann geschieht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Lemmrich, wollen Sie noch eine Zu-
satzfrage stellen? Es folgt dann noch der Herr Ab-
geordnete Jens. Wir schaffen es damit, daß alle von 
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anwesenden Kollegen gestellten Fragen beantwortet 
werden können. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, mei-
nen Sie nicht, daß dem Ansehen der Bundeswehr 
mehr gedient wäre, wenn der Kommodore das 
Durchbrechen der Schallmauer nicht bestritten hätte, 
sondern als Akt der Höflichkeit zu den Betroffenen 
gekommen wäre und sein Bedauern darüber ausge-
sprochen hätte? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Dies war 
auch Gegenstand der Besprechung, die ich geführt 
habe. Aber Sie können einem Mann, der unter Straf-
androhung eine Aussage macht und der eine lange 
Erfahrung als guter Pilot und als guter Führer seiner 
Einheit hat, nicht unterstellen, daß er dies  getan hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Jens, letzte Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß die Piloten von Militärmaschi-
nen unter Umständen auch Industrieanlagen als An-
flugziel benutzen und daß dies unterbunden werden 
müßte? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es gibt keine 
Festlegung von Zielen für die Luftwaffe zum Anflie-
gen bestimmter Einrichtungen. Es kann aber durch-
aus sein, daß z. B. eine Aufklärungseinheit eine be-
stimmte Industrieanlage übungshalber fotografiert 
und deshalb dieses Ziel unmittelbar anfliegt. Das 
kann passieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind die Fra-
gen aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Zur Beantwor-
tung ,der eingereichten Fragen steht der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Stahl zur Verfügung. 

Der Abgeordnete Stockleben hat mich gebeten, die 
von ihm eingereichte Frage 83 möge schriftlich be-
antwortet werden. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe Frage 84 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Steger auf und hoffe, daß wir auch die Fragen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Laufs noch beantworten 
können: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß US-Firmen, die mit 
ausländischen Firmen Gespräche über Brüterentwicklung, Wieder-
aufarbeitung oder Plutonium-Verarbeitung führen wollen, dazu 
die Erlaubnis staatlicher Stellen (DOE oder State Department) 
einholen und auch diese Stellen über die Gespräche informie-
ren müssen, und plant die Bundesregierung eine ähnliche Rege-
lung für die Bundesrepublik Deutschland? 

Bitte! 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Steger, 
der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß ameri-
kanische Firmen für Gespräche über die genannten 
Themen der Erlaubnis amerikanischer staatlicher 
Stellen bedürfen. Die Bundesregierung sieht auch 

keinen Anlaß, über das geltende Außenwirtschafts-
recht hinaus Gespräche deutscher Unternehmen auf 
den in der Frage erwähnten Gebieten von einer 
staatlichen Erlaubnis abhängig zu machen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, hat es 
denn sonstige Erschwernisse in der deutschameri-
kanischen Zusammenarbeit auf dem hier in Frage 
stehenden Gebiet der nuklearen Kooperation für 
friedliche Zwecke durch die neue Energiepolitik des 
amerikanischen Präsidenten gegeben? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
die Frage ist nicht mit Ja oder Nein zu beantwor-
ten. Im Schnellbrüterbereich sind z. B. Gespräche mit 
den USA über den Umfang der auszutauschenden. 
Kenntnisse im Gange, die durch die Entscheidung 
der US-Administration erforderlich geworden sind, 
die Kommerzialisierung des Schnellen Brüters auf 
unbestimmte Zeit aufzuschieben. Die Zusammen-
arbeit mit den USA im Bereich der Behandlung und 
Beseitigung radioaktiver Abfälle beschränkt sich ge-
genwärtig auf Themen, die eine Wiederaufbereitung 
abgebrannter Elemente nicht voraussetzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weiteren Zusatzfragen, — Ich rufe Frage 85 des 
Herrn Abgeordneten Grunenberg auf. — Der Abge-
ordnete ist nicht im Saal; die Frage wird schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe Frage 86 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Welchen Umfang hat z. Z. die nationale Uranreserve, die im 
Rahmen des Devisenausgleichs angekauft wurde, differenziert 
nach angereichertem Uran, Natururan und Ansprüchen im Rah-
men von Verträgen? 

Herr Staatssekretär, wollen Sie beide Fragen ge-
meinsam beantworten? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Das wäre mir am lieb-
sten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte! 
Dann rufe ich auch noch Frage 87 des Abgeordneten 
Dr. Laufs auf: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung bis heute noch 
nicht das Natururan angekauft, das notwendig ist, um die im 
Rahmen der Anreicherungsverträge abgeschlossenen Liefermen-
gen auch zu beziehen? 

Sie haben dann vier Zusatzfragen. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, 
Ihre Fragen beantworte ich wie folgt: 

Die Bundesregierung verfügt über Vorräte an an-
gereichertem Uran von rund 400 Tonnen, die, im 
Rahmen der Devisenausgleichsabkommen mit den 
USA beschafft wurden. Diese Vorräte, die in der 
Bundesrepublik Deutschland lagern, entsprechen 
einer Natururanmenge von rund 2 500 Tonnen. 

Darüber hinaus besteht ein Anspruch auf Liefe-
rung einer weiteren Menge von rund 70 Tonnen an-
gereichertem Uran mit einem Natururaninhalt von 
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rund 400 Tonnen und einem Trennarbeitsinhalt von 
zirka 300 Tonnen UTA, deren Auslieferung gemäß 
den bestehenden Verträgen frühestens Mitte 1979 
erfolgen kann. 

Die bestehenden Anreicherungsverträge sehen 
eine Erfüllung für die restlichen noch nicht in der 
Bundesrepublik Deutschland lagernden Mengen 
erst ab Mitte 1979 vor. Darüber hinaus sind auch 
die für den Ankauf des dafür benötigten Natururans 
erforderlichen Mittel erst dann verfügbar. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben jetzt vier Zusatzfragen. Bitte! 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
nach Auffassung der Bundesregierung diese beste-
hende nationale Uranreserve ausreichend für die er-
forderliche Vorsorge gegenüber weiteren denkbaren 
außenpolitischen Erschwernissen bei der Uranver-
sorgung der Bundesrepublik Deutschland? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Mengen reichen aus, um den derzeitigen Bedarf et-
wa anderthalb Jahre und den Bedarf von 1981 etwa 
ein Jahr zu decken. Es wäre aber zu überlegen, die 
Vorräte zu erweitern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
beurteilt die Bundesregierung den Wert der natio-
nalen Uranreserve im Hinblick auf die Tatsache, daß 
andere europäische Länder diese im Notfall eben-
falls beanspruchen können? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desregierung vertritt die Meinung wie ich eben 
darstellte —, daß es sicherlich zweckmäßig wäre, 
größere Vorräte zu haben. Es hat keinerlei Ge-
spräche gegeben, anderen Ländern Vorräte zur Ver-
fügung zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, beste-
hen nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
doch Zugriffsmöglichkeiten der Mitglieder von Eura-
tom auf diese deutschen, nationalen Reserven? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es dürf-
te Ihnen bekannt sein, daß zwischen der Bundes-
regierung und Euratom sowie der Europäischen Ge-
meinschaft insgesamt ein gutes Verhältnis besteht. 
Wenn eine schwierige Lage in Europa auftreten 
würde, wäre es sicherlich möglich, sich zwischen den 
Staaten zu arrangieren, um in dem einen oder an-
deren Fall dem anderen, der es nötig hätte, hilf-
reich zur Seite zu stehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Die Bundesregierung sieht 
also keine Schwierigkeiten, die Anreicherung von 
Reaktoruran im erforderlichen Ausmaß langfristig 
sicherzustellen, insbesondere auch im Hinblick auf 
den amerikanischen Non Proliferation Act? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, 
der Bundeskanzler hat in einer Regierungserklä-
rung zu diesem Thema die Position der Bundes-
regierung sehr klar dargestellt. Ich sehe mich nicht 
veranlaßt, irgendwelche Zusätze zu machen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weite-
re Zusatzfragen liegen nicht vor. Herr Staatssekre-
tär, damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie beantwortet. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beant-
wortung der Fragen stand der Herr Parlamentari-
sche Staatssekretär Engholm zur Verfügung. Nach-
dem der Herr Abgeordnete Lattmann um schriftli-
che Beantwortung der von ihm eingereichten Fra-
ge 88 und auch der Herr Abgeordnete Kroll-Schlü-
ter um schriftliche Beantwortung der beiden von 
ihm eingereichten Fragen 89 und 90 gebeten haben 
— die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt —, ist die Fragestunde abgeschlossen. Sämt-
liche Fragen, die von den anwesenden Mitgliedern 
des Hauses gestellt wurden, konnten beantwortet 
werden. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage .der Abgeordneten Dr. Abe-
lein, Dr. Marx,  Baron  von Wrangel, Jäger 
(Wangen), Böhm (Melsungen), Ernesti, Wohl-
rabe und der Fraktion der CDU/CSU 

Zu den Folgevereinbarungen gemäß Artikel 7 
des Grundlagenvertrages 
— Drucksache 8/1338, 8/1553 — 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor 
Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Heute ist ein denkwürdiger 
Tag; denn es jährt sich zum fünften Mal der Tag, 
an dem der Grundlagenvertrag mit der DDR in die-
sem Hause ratifiziert wurde. Es ist also eine gute 
Gelegenheit, im Rahmen einer Aussprache über die 
Folgeverträge nach fünf Jahren gleichzeitig eine 
gewisse Bilanz dieses Grundlagenvertrages über 
die Entwicklung der Beziehungen zur DDR zu zie-
hen. 

Wir erinnern uns daran: Der Grundlagenvertrag 
enthält gleichsam zwei Teile: einen Teil, in dem die 
Wünsche der DDR erfüllt werden, und einen ande-
ren Teil, der nach der Aussage der Bundesregie-
rung die eigentlichen Gegenleistungen enthalten 
sollte, nämlich die Folgeverträge, die in  Art. 7 er-
wähnt sind. Wir haben uns daran ,gewöhnt, daß die 
Bundesregierung von den Leistungen, die uns ge-
genüber zu erbringen sind, immer in der Form von 
Inaussichtstellungen spricht. 
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Aber welches sind denn nun die Realitäten? Von 

all den vielen angekündigten Folgeverträgen sind 
bisher drei abgeschlossen worden. Eine denkbar be-
scheidende Bilanz. Eine ganze Reihe von Gründen 
ist dafür angeführt worden, wieso es nicht gelun-
gen ist, mehr zustande zu bringen. Es wird gesagt, 
es gebe teilweise Meinungsverschiedenheiten über 
Einzelheiten der Verträge. Staatsangehörigkeitsfra-
gen und Schwierigkeiten bei der Einbeziehung Ber-
lins stünden dem entgegen. 

Damit habe ich im übrigen ein Stichwort gelie-
fert, das bei den Folgeverträgen nicht völlig ausge-
klammert werden darf, gerade wegen der Bedeu-
tung Berlins innerhalb der Folgeverträge, wegen 
der Bedeutung dieser Stadt für das Nichtzustande-
kommen der Folgeverträge. Gestatten Sie mir dazu 
noch einige Worte, obwohl dazu heute vormittag 
schon einiges Wichtige gesagt wurde. Ich möchte 
mich hier jetzt gar nicht groß mit Theorien und In-
terpretationen aufhalten, sondern nur kurz einmal 
die Ereignisse nur der letzten Wochen im Zusam-
menhang mit Berlin darstellen. 

Am 15. Januar 1978 Zurückweisung des  CDU-Vor-
sitzenden und Oppositionsführers im Deutschen 
Bundestag, Helmut Kohl, am Bahnhof Friedrichstra-
ße. 17. Januar 1978: Protest gegen die Fraktionssit-
zung der CDU im Deutschen Reichstag. 18. Januar: 
Eindringen von bewaffneten DDR-Grenzsoldaten bei 
Groß-Ziehten auf West-Berliner Gebiet. 21. Januar: 
Die „Prawda" bezeichnet die vom 24. bis 27. Januar 
in West-Berlinstattfindenden Tagungen von drei 
Ausschüssen des Europäischen Parlaments als ille-
gal. 25. Januar: Als Mitglieder des Europäischen 
Parlaments den Reichstag betreten, patrouillieren 
demonstrativ sowjetische Soldaten vor dem Ein-
gang des Tagungsgebäudes. 15. Januar: Anhalten 
und Durchsuchen eines Interzonenzuges durch 
DDR-Soldaten bei Magdeburg. 30. Januar 1978: Ra-
dio Moskau protestiert gegen die westdeutsche Prä-
senz auf der Landwirtschaftsausstellung „Grüne 
Woche" in West-Berlin. 15. Februar 1978: Protest 
des Botschafters Abrassimow — besser würde man 
wohl sagen: des sowjetischen Statthalters in der 
DDR — gegen die Ernennung des australischen Bot-
schafters in der Bundesrepublik. Deutschland zum 
Leiter der Militärmission Australiens in Berlin. 11. 
März 1978: Protest der „Iswestja" gegen den Be-
such von Haig bei einer Veranstaltung der ameri-
kanischen Handelskammer in West-Berlin. 3. April: 
Eine sowjetische Militärpatrouille behindert die 
Wagenkontrolle von Bundespräsident Scheel. 5. 
April 1978: Angehörige einer sowjetischen Militär-
patrouille fotografieren Plakate des Kommunisti-
schen Bundes Westdeutschland in Schöneberg und 
reißen sie anschließend ab. 11. April 1978: Das 
SED-Organ „Neues Deutschland" kritisiert ver-
stärkte Aktivitäten von Gremien der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Europäischen Gemein-
schaft in West-Berlin usw. 

Wenn ich die letzten Jahre anführe, gibt es eine 
kontinuierliche Aufzeichnung von Drohungen, Na-
delstichen, Protesten gegen fast jede Lebensäuße-
rung des freien Berlins von sowjetischer Seite. 
Jetzt plötzlich ist angeblich der große Durchbruch 

erreicht worden. Wir werden das ja sehen. Wir hal-
ten es für zum Minimum der diplomatischen Cour-
toisie gehörend, daß wenigstens nicht in dem un-
mittelbaren zeitlichen Zusammenhang des Besuchs 
von Breschnew diese Dinge hier fortgesetzt werden. 
Aber nichts deutet darauf hin, daß diese Entwick-
lung in einem angemessenen und wahrscheinlich 
sehr kurzen Zeitraum nach dem Besuch von Bresch-
new nicht weitergehen wird. 

Gut, wir anerkennen auch hier eine Reihe von 
Verbesserungen, die erzielt wurden — das haben 
wir immer getan —: Verbesserungen auf dem Ge-
biet der Verkehrsanbindung West-Berlins mit der 
Bundesrepublik Deutschland. 

(Zuruf von der SPD: Aufzählen!) 

Aber gleichzeitig ist das doch zur Quelle enormer 
Deviseneinnahmen für die DDR gemacht worden. 
Diese Dinge müssen auch herausgestellt werden. 
Das ist doch nicht nur eine Konzession der DDR, 
gemacht auf Grund einer vorzüglichen Politik, son-
dern das ist eine Geschäft, das wir unterschreiben. 

(Wohlrabe [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Gleichzeitig bringt es — das muß doch hinzugefügt 
werden — jedes Jahr Deviseneinnahmen von Hun-
derten von Millionen DM in die Kassen der DDR. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Es sind mittler-
weile Milliarden!) .  

Leider deutet nichts darauf hin, auch nicht der 
Besuch von Breschnew, daß sich die Zielsetzung 
der Sowjetunion und der DDR, nämlich West-Berlin 
aus den Bindungen zur Bundesrepublik Deutschland 
herauszulösen, in der Zwischenzeit geändert hat. 
Die Formel „strikte und volle Anwendung des Ber-
lin-Abkommens" besagt doch im Grunde gar nichts. 
Sie besagt doch nur, daß alle an ihren jeweiligen 
Standpunkten, die sie von Anfang an, schon vor 
Abschluß des Abkommens, eingenommen haben, 
festhalten. Daran ändert sich auch in Zukunft 
nichts. 

Wir hören gern von jeder Bereitschaft, diese Din-
ge einvernehmlich zu klären. Aber eines ist für uns 
jedenfalls keine Ausgangsbasis — darüber gibt es 
große Meinungsverschiedenheiten auch noch in 
diesem Haus —: daß Berlin kein Testfall sein dürfe. 
Dies gilt für uns nicht. Berlin ist geradezu d e r 
Testfall der Ost-West-Beziehungen, der Testfall der 
innerdeutschen Beziehungen überhaupt. Am Fall 
Berlin zeigt sich immer wie an einem äußerst sensi-
blen Gradmesser, wie es um diese Beziehungen 
steht. Und es steht leider, wie die Fakten zeigen, 
nicht gut. 

Meine Damen und Herren, üblicherweise wird 
ein Abkommen zwischen den Beteiligten geschlos-
sen, wenn man sich über den Inhalt einig geworden 
ist. Die Ost-West-Beziehungen sind dadurch ge-
kennzeichnet, daß Abkommen abgeschlossen wer-
den, wenn man sich über die Dinge nicht einig ge-
worden ist. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Nehmen 
Sie doch mal eine neue Platte!) 

Ein Abkommen wird abgeschlossen, obwohl sich 
alle Beteiligten darüber im klaren sind, daß man 
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damit unterschiedliche Vorstellungen verbindet. 
Der eigentliche Inhalt des Abkommens wird dann 
der weiteren politischen Entwicklung überlassen. 
Das ist keine sehr vornehme Art der Rechtspraxis 
und sicher kein Symbol für eine sehr weit fortge-
schrittene, zivilisierte Rechtsgesellschaft. Aber es 
ist nun einmal so. 

Von dieser Bundesregierung wird das vornehm 
umschrieben, indem sie formuliert, die Verträge 
müßten mit Leben ausgefüllt werden. Aber daraus 
ergibt sich eine ganz bestimmte Verpflichtung für 
diese Bundesregierung, nämlich dafür zu sorgen, 
daß der Inhalt, den Sie und, wie ich hoffe, wir alle 
gemeinsam mit einem solchen Abkommen verbin-
den, nachher auch politisch durchgesetzt wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

damit nicht durch eine ständig wiederholte Praxis 
von seiten der Sowjets, die von der Bundesregie-
rung und vielleicht auch von einem oder anderen 
der westlichen Alliierten schüchtern hingenommen 
wird, so etwas wie eine normative Kraft des Fakti-
schen entsteht. 

Schon im vergangenen Jahrhundert hat Ihering 
in einem kleinen Büchlein unter dem Titel „Kampf 
ums Recht" sehr bedeutende Aussagen gemacht. Er 
schrieb, das Recht erlange letztlich nur dann Gül-
tigkeit, wenn darum gekämpft werde. Genau den 
Vorwurf machen wir dieser Bundesregierung: daß 
sie in Berlin nicht nachhaltig genug um die eigenen 
Rechtspositionen, hinter der die politischen Positio-
nen ganz Deutschlands stehen, kämpft. 

Heute ist es ja nicht einmal mehr möglich, daß 
diese Bundesregierung eine harmlose Stiftung wie 
die Deutsche Nationalstiftung, eine Kulturinstitu-
tion, in West-Berlin plaziert, während wir doch vor 
vielen Jahren erlebt haben, daß solche Institutio-
nen ohne derartige Verträge in Berlin völlig unpro-
blematisch gegründet werden konnten. Erinnert sei 
an das Bundeskartellamt, an das Bundesaufsichts-
amt für das Kreditwesen, das Bundesgesundheits-
amt, die Bundesversicherungsanstalt für Angestell-
te und vieles andere mehr. 

Die Bundesregierung zitiert immer die Passagen 
aus dem Viermächteabkommen, die eigentlich auch 
von der Sowjetunion immer zitiert werden. Aber es 
gibt hier noch einen ganz anderen Inhalt, nämlich 
daß die Bindungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und West-Berlin nicht nur aufrechter-
halten, sondern weiterentwickelt werden. Dies ist 
der eigentliche Inhalt, der von uns vertreten wer-
den muß, der für uns maßgeblich ist. 

Es ist immer davon die Rede, die Realitäten des 
Zweiten Weltkriegs müßten anerkannt werden. So 
sagte auch Breschnew wieder bei diesem Besuch. 
Zu diesen Realitäten gehört aber doch auch die Zu-
gehörigkeit West-Berlins zur Bundesrepublik 
Deutschland, wenn auch ausgestattet mit ,einigen 
Besonderheiten, einer Üerlagerung durch Drei-  
bzw. Vier-Mächte-Recht. Zu den Realitäten des 
Zweiten Weltkriegs gehören jedoch auch die ge-
wachsenen Bindungen, die aufrechterhalten werden 
sollen. Berlin gehört zum Rechtssystem, zum politi-
schen System, zum Wirtschafts-, Währungs- und 

Gesellschaftssystem der Bundesrepublik Deutsch-
land. Diese Realitäten müssen herausgestellt wer-
den, auch wenn wir zugeben: Die  Situation  Berlins 
ist kompliziert, sie ist ärgerlich, sie ist letztlich un-
natürlich, sie ist anormal. Sie ist auch kein Dauer-
zustand, aber dieser Zustand kann nicht dadurch 
beseitigt werden, daß — entsprechend den sowjeti-
schen Zielsetzungen; ich erinnere an Falin — West-
Berlin dann letztlich im sowjetischen Einflußbe-
reich aufgeht. Dieser anormale Zustand ist für uns 
ein Symbol für den annormalen Zustand ganz 
Deutschlands. Berlin ist für uns das Zeichen dafür, 
daß Deutschland immer noch gespalten ist. Berlin 
ist für uns das Zeichen für das Ziel der Wiederher-
stellung der staatlichen Einheit, für die gesamte 
deutsche Nation. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Berlin ist für uns die Hauptstadt der deutschen Na-
tion und die Hauptstadt eines wiedervereinigten 
deutschen Staates. Daraus gewinnt Berlin sein 
Selbstverständnis. Das ist für uns der Angelpunkt 
jeglicher Berlin-Politik. In diesem Sinne erwarten 
wir auch, daß die Bundesregierung die Praxis der 
Sitzungen, der Staatsbesuche und der Errichtung 
von Institutionen der Bundesregierung, der Bundes-
republik in West-Berlin fortsetzt. 

Lassen Sie mich, weil ich dabei bin, diese Dinge 
zu sagen, wenigstens eine Bemerkung noch zu Ost-
Berlin machen. Der Viermächtestatus gilt für ganz 
Berlin, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

auch für Ost-Berlin. Wenn die Bundesregierung sol-
che Sätze schon nicht sagt, ist es, meine ich, für ei-
nen Sprecher der Opposition angebracht, darauf 
hinzuweisen, daß auch das zu den unerledigten 
Realitäten des Zweiten Weltkrieges gehört, an die 
wir immer erinnern werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einiges 
zu den Folgeverträgen sagen. Die Bilanz ist, wie ge-
sagt, denkbar bescheiden. Abgeschlossen wurde ein 
Abkommen über den Transfer von Unterhaltszah-
lungen und den Transfer aus Guthaben in bestimm-
ten Fällen. Daß die Bundesregierung es zugelassen 
hat, dieses Abkommen in zwei Unterabkommen auf-
zuspalten, war, wie sich jetzt zeigt, ein schwerer 
Fehler. Der Vorteil — rein finanziell — des einen 
Abkommens ist der DDR zugute gekommen, das an-
dere Abkommen liegt praktisch fest; nichts läuft 
hier weiter. 

Das haben wir vorhergesagt. Ich erinnere an zu-
rückliegende Debatten in den zurückliegenden Jah-
ren. Das war eigentlich auch konsequent. Denn wenn 
im Verhältnis 1:1 umgetauscht wird, was an Gutha-
ben und Verpflichtungen vorhanden ist, dann kann 
man davon ausgehen, daß die einen bèi einem Wert-
verlust von etwa 66 % den Umtausch eben nicht voll-
ziehen werden, während die anderen ihr Geld mög-
lichst rasch heraushaben wollen. Da die DDR das 
auch wußte, hat sie die Dinge miteinander in einer 
Zug-um-Zug-Klausel gekoppelt und außerdem noch 
einen Plafond festgelegt. Transferobergrenze: 31 
Millionen DM. Darüber läuft nichts. Darauf haben 
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wir hingewiesen, darauf ist es doch zurückzuführen, 
daß jetzt eine ganze Reihe von Guthaben blockiert 
sind. 

Was erklärt die Bundesregierung? Sie erklärt, sie 
sei bemüht, die Verhandlungen mit der DDR zu die-
sem Punkt wieder aufzunehmen, die Probleme bei der 
Sperrguthabenvereinbarung zu beseitigen sowie den 
Transfer weiterer Zahlungstatbestände zu regeln. 
Na ja, wir sind ja bei dieser Bundesregierung manch-
mal bereits damit zufrieden, wenn sie sich bemüht. 
Aber es wäre besser gewesen, Sie hätten solide Ver-
träge gemacht. Dann hätten Sie diesen Arger nicht 
gehabt. Sagen Sie bitte nicht, das sei nicht vorher-
zusehen gewesen! Das haben wir Ihnen ganz genau 
gesagt. Man braucht in diesen Fragen nicht einmal 
Fachmann zu sein. Man braucht nur die Zeitungen zu 
lesen und ein Konto auf einer Bank zu haben, dann 
kann man diese Dinge im vorhinein genau beurtei-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gesundheitsabkommen: Wir begrüßen auch das 
Gesundheitsabkommen. Es ist sicher nicht nachteilig; 
es bringt einige Vorteile mit sich. Eine Reihe von 
Dingen, die längst praktiziert wurden, sind nun auch 
noch in diesem Abkommen festgehalten worden. Ei-
niges, was wir eigentlich gewünscht hätten, stand 
nicht drin, nämlich die Möglichkeit des Bezugs von 
sogenannten Westmedikamenten für die Bewohner 
der DDR. Das wäre ein Fortschritt gewesen, damit 
nicht nur die oberen Funktionäre der DDR in Sonder-
kliniken in den Genuß jeder Art von medizinischer 
Behandlung kommen können, sondern die große 
Masse der Bevölkerung in der DDR. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen besteht der Inhalt in Selbstverständlich-
keiten. 

(Abg. Dr. Kreutzmann [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, die Geschäftsordnung läßt Zwischenfragen 
bei der Begründung einer Großen Anfrage nicht zu. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Das dritte und letzte Ab-
kommen, das die Bundesregierung mit der DDR im 
Rahmen der Folgeabkommen gemäß Art. 7 geschlos-
sen hat, ist das Post- und Fernmeldeabkommen. Es 
ist sicher zu begrüßen. Irgendein Durchbruch ist 
überhaupt nicht erfolgt. Die Dinge sind ja vorher 
auch schon gemacht worden. Die Regelungen des 
Internationalen Post- und Fernmeldevereins sind 
nun noch adaptiert und übertragen worden auf die 
innerdeutschen Beziehungen. Das halten wir für gut. 

Aber das, um was es eigentlich wirklich gegangen 
wäre, nämlich die Beseitigung der restriktiven Zoll-
bestimmungen, die gerade den Postverkehr tangie-
ren, ist nicht geregelt worden. Zeitungen, Presseer-
zeugnisse, Jahrbücher und dergleichen, Schallplatten, 
Tonbänder, Literatur, sonstige Druckerzeugnisse, de-
ren Inhalt „gegen die Erhaltung des Friedens ge-
richtet " sind, können eben nicht frei geliefert wer-
den. In der Postzeitungsliste der DDR für den Bezug 

von Zeitungen über die Post sind überhaupt keine 
nichtkommunistischen Zeitungen aufgeführt. 

Zum Fernmeldeverkehr: Wir anerkennen, daß hier 
einiges passiert ist, was wir sehr begrüßen. Aber es 
ist natürlich auch einiges passiert in den Devisen-
kassen der DDR. Was wir uns hier zusätzlich wün-
schen ist, daß die Gebühren angeglichen werden an 
die Gebühren, die sonst im Telefonverkehr Deutsch-
lands üblich sind. Im übrigen: Die Vollautomatisie-
rung ist zwar weitgehend vorangetrieben worden, 
sie ist aber nicht zum ursprünglich vorgesehenen 
Zeitpunkt in Gang gesetzt worden. Letztlich ist sie 
immer noch nicht völlig herbeigeführt worden. 

Zu den Sportbeziehungen: Hier ist doch kein Er-
folg zu verzeichnen. Ich möchte nur die Zahlen an-
geben. 1977 gab es 21 Wettkämpfe auf bilateraler 
Ebene zwischen der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland; 1978 waren es 25 Wettkämpfe, zu de-
nen noch vier Trainingslehrgänge kommen. Dabei 
haben wir 48 000 Sportvereine bei uns und 8 000 bis 
9 000 Sportvereine in der DDR. 

Es handelte sich hauptsächlich um Begegnungen 
von Spitzensportlern. Wir würden uns wünschen, 
daß die Sportbeziehungen zu einem Mittel mensch-
licher Beziehungen werden, daß auch Vereine, die 
nicht gerade internationale Bedeutung haben, ein-
geladen werden, hauptsächlich im Bereich der Grenz-
linie zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Das gilt eigentlich für alle Folgeverträge, und es 
kommt im übrigen auch in der Antwort der Bundes-
regierung zum Ausdruck: Die Bilanz ist dürftig, fast 
kläglich. 

Bei den Wirtschaftsbeziehungen ist genau das 
gleiche zu sagen. Sie sind von 1976 auf 1977 rück-
läufig gewesen. Der kumulierte Aktivsaldo liegt in 
einer Größenordnung von 3 Milliarden DM. Der 
Markt der 80er Jahre, die große Entlastung für die 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland, eine 
Entlastung unseres Arbeitsmarkts — nichts von 
alledem ist eingetreten. 

Wie ist die Situation der Bevölkerung in der DDR. 
Hat sie sich gebessert? Nach all dem, was man hört 
und erfährt, offensichtlich nicht. Es hat sich drüben 
für die Bevölkerung durch die Politik dieser Bundes-
regierung nichts Entscheidendes geändert. Die greif-
baren Vorteile für die Menschen, die in der DDR 
leben, sind ausgeblieben. Sie sind weiter einge-
mauert, sie bleiben eingemauert. Auf sie wird weiter 
geschossen, wenn sie von einem Teil Deutschlands 
in den anderen gehen wollen. Sie sind dem totali-
tären Dauerdruck des politischen Regimes weiter 
unterworfen. Sicher dürfen mehr Westdeutsche in 
die DDR reisen. Das macht unseren Landsleuten in 
der DDR nur noch schmerzlicher bewußt, daß s i e 
nicht reisen dürfen, daß sie eingeschlossen sind. Wir 
dürfen auch unser Geld mitnehmen, wir dürfen es 
sogar drüben lassen. Das macht es unseren Lands-
leuten drüben in der DDR nur noch schmerzhafter 
bewußt, daß sie alle diese Dinge nicht kaufen kön-
nen. 
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Es gibt verschiedene Klassen von Menschen drü-
ben, Funktionäre und solche, die Bekannte und Ver-
wandte im Westen haben und andere, die diese nicht 
haben. Damit auch die große Masse am Luxus teil-
nehmen kann, werden jetzt Exquisitläden und De-
likatläden errichtet. Ich finde, diese Worte sind sehr 
bezeichnend für den Zustand dort drüben. Für das, 
was bei uns jeder, auch jeder Arbeitslose, in jedem 
Geschäft kaufen kann, muß man drüben in einen 
Delikatladen gehen, und selbst ein gut Verdienender 
ist nicht in der Lage, sich diese Dinge ohne entspre-
chende Einschränkungen zu kaufen. Deswegen kam 
es jetzt drüben in der DDR zu den Tumulten. 

Die Diskrepanz zwischen der Bevölkerung und 
dem politischen Regime in der DDR wird immer 
größer, und dazu hat vielleicht paradoxerweise — 
ich sage „paradoxerweise", weil ich weitgehend 
wenigstens einen guten Willen und die Bemühun-
gen eines großen Teils der Bundesregierung aner-
kenne — diese Politik beigetragen; denn die Ent-
täuschungen über die tatsächlichen Ergebnisse der 
Politik der letzten Jahre führen zu den Einzelaktio-
nen, wie sie sich um die Namen Bahro, Havemann, 
Nitsche und viele andere ranken, diesen Bürger-
rechtsbewegungen, die — völlig unkoordiniert und 
sicher nicht organisiert — Ausdruck einer weit ver-
breiteten Unruhe und Unzufriedenheit der Bevölke-
rung in der DDR sind. 

Auch die Menschen drüben, die völlig orthodox 
sind, auch die Dümmsten, müssen sich allmählich die 
Frage stellen: Wie falsch muß eigentlich das Wirt-
schaftssystem des Marxismus/Leninismus sein, wenn 
es mit zunehmendem Abstand hinter dem angeblich 
von schweren Krisen geschüttelten westlichen Kapi-
talismus hinterherhinkt? Das geht tief, das rührt an 
das Selbstverständnis der DDR. Von einem eigenen 
Staatsbewußtsein der Menschen in der DDR kann 
ohnehin nicht die Rede sein. Das entdeckt jeder, 
der die Möglichkeit hat, unkontrolliert, unbeobach-
tet mit ihnen zu sprechen. Das Staatsbewußtsein der 
Bevölkerung der DDR existiert nur in den Papieren 
des Kanzleramtes der Bundesrepublik Deutschland 
und sonst nirgendwo. Eine politische Realität ist es 
jedenfalls nicht. 

Die DDR ist im übrigen auch, wenn sie über-
haupt ein Staat ist, ein Staat auf Abruf. Ich kenne 
kaum einen zweiten Staat auf dieser Welt, der vom 
Willen einer anderen Macht derart abhängig ist wie 
die DDR. Das ist zugegebenermaßen eine kräftige 
Basis; denn die Sowjetunion ist eine Weltmacht. 
Wir nehmen es auch ernst, wenn Breschnew sagt, 
die Sowjetunion lasse ihre Verbündeten nicht fallen. 
Aber nirgendwo steht mit absoluter Sicherheit ge-
schrieben, daß die DDR in aller Zukunft und immer 
ein Verbündeter der Sowjetunion sein wird. Wenn 
man sich die sogenannten Ressourcen, Braunkohle, 
Kali und Kalk, vor Augen hält, so steigen die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten in den nächsten Jahren. 
Es gibt überhaupt keine Programme, wie die Grund-
lagen der DDR-Wirtschaft ersetzt werden können. 
In 15 bis 20 Jahren muß sich die DDR fragen, ob sie 
vielleicht ausgepowert, für die Sowjetunion nicht 
mehr von dem gegenwärtigen Interesse ist. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang zwei 
Sätze in bezug auf die DDR im Hinblick auf die 

Sowjetunion sagen. Die Sowjetunion wird eines Ta-
ges einsehen, einsehen müssen, wie sehr sie der 
Rüstungswettlauf, der immer größer werdende 
wirtschaftliche Abstand und Rückstand gegenüber 
dem Westen und die deutsche Spaltung — die der 
Sowjetunion genauso viel Ärger und Sorgen berei-
tet wie uns — belasten. Daß — wie man bei uns 
immer hört — die Zeit für die Sowjetunion arbeite, 
ist in meinen Augen ein großer Irrtum. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Zeit arbeitet überhaupt nicht für die Sowjet-
union, und ein Teil der großen, sichtbaren Nervo-
sität der Führer der Sowjetunion rührt daher, daß 
sie das Gefühl haben, die Zeit arbeitet gegen sie. 

Meine Damen und Herren, daraus ergeben sich, 
auch im Hinblick auf die deutsche Situation, eine 
Reihe von Schlußfolgerungen. 

Wir sind sehr für Gespräche, für Verhandlungen 
und für Geschäfte, am besten Geschäfte mit der 
DDR, auch politische Geschäfte. Ein Geschäft liegt 
immer dann vor, wenn Leistung und Gegenleistung 
einander entsprechen. Das wollen wir. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Gute 
Geschäfte!) 

Wir wollen einiges von Honecker; Honecker will 
unser Geld. Das braucht er ja, um die schlimmsten 
Auswüchse seiner Mißwirtschaft wenigstens zu ka-
schieren. Wir sind bereit, das Geld zu geben, aber 
dafür wollen wir einige Leistungen haben. Wir 
wollen keine Maximalforderungen stellen — das 
haben wir immer gesagt; das haben Sie absichtlich 
mißverstanden —, aber wir wollen, daß diese Bun-
desregierung den Spielraum auslotet. Hier ist eini-
ges drin! Das fordern wir von seiten der Bundes-
regierung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

In der Berlin-Frage — ich habe es bereits ge-
sagt verlangen wir Festigkeit. Festigkeit ist das, 
was auf die Dauer honoriert wird, denn die Sowjet-
union wird einsehen müssen, daß die deutsche 
Spaltung für sie keinen dauernden Vorteil bedeutet. 
Wir können zu diesem Erkenntnisprozeß dadurch 
beitragen, daß wir der Sowjetunion bedeuten: Wir 
sind sehr für gute Beziehungen auch zur Sowjet-
union, aber nicht auf der Grundlage der deutschen 
Spaltung. Die deutsche Spaltung ist etwas, was wir 
jetzt nicht hinnehmen und nie hinnehmen werden. 
Das muß ein wichtiges politisches Datum für die 
Sowjetunion sein. 

Ein Wort zum Schluß. Wir müssen den internatio-
nalen Zusammenhang der deutschen Frage wieder-
herstellen. Die Spaltung Deutschlands ist ein schwer-
wiegender Störungsfaktor, der gegen die Entspan-
nung gerichtet ist. Wir müssen unsere Freunde auf 
dieser Welt bemühen, damit sie sich für dieses Pro-
blem wieder interessieren und engagieren. Wir ha-
ben diesen Zug der Deutschlandpolitik allzu leicht-
fertig in den Sackbahnhof Pankow stellen lassen. 
Wir müssen bei diesem Problem wieder das Netz 
der internationalen Beziehungen bemühen. Gerade 
die ständige Erwähnung Chinas durch die Sowjet-
union zeigt — lassen Sie mich das noch sagen —, 
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daß die Sowjetunion im Grunde genauso denkt wie 
wir. Wir sind der Meinung, es gibt Mittel und Wege, 
in der Deutschlandfrage zu Lösungen zu kommen, 
und wir sind bereit, diese Wege — gemeinsam mit 
anderen, auf einer möglichst breiten politischen 
Basis — zu suchen und zu beschreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir treten in die Aussprache 
ein. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Mattick. 

Mattick (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich muß gestehen, daß ich — soweit mir 
Zeit blieb — lange überlegt habe, was ich jetzt auf 
diese Rede sagen soll. Es war eine einzige große 
Anklage. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Das 
stimmt doch gar nicht, Herr Mattick!) 

Da war nicht ein Wort der Anerkennung, und da 
habe ich mir überlegt: Wen haben Sie eigentlich an-
geklagt? 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Aber das 
stimmt doch gar nicht!) 

Nun war heute morgen die Rede von dem, wie der 
Kanzler Bismarck mit der damaligen russischen Re-
gierung Sicherheitspolitik ausgehandelt hat. Ich 
habe jetzt, glaube ich, den Schuldigen gefunden, 
den Sie angeklagt haben. Es ist der Generalstab der 
kaiserlichen Armee, weil dieser mit Zustimmung des 
Kaisers Herrn Lenin 1917 durch Europa nach Ruß-
land fahren ließ. Denn das ganze Unheil kommt, 
scheint mir, daher, und Ihre Anklage geht so weit 
zurück. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Das ist ein 
Stück Ihrer Phantasie!) 

— 

 Phantasie? In der Tat lassen Sie, Herr Professor 
Abelein, bei Ihrer Betrachtung doch völlig außer 
acht, warum es zu dem heutigen Zustand gekommen 
ist. Sonst könnten Sie doch eine solche Rede gar 
nicht halten. 

Ich will gar nicht mehr vom Krieg anfangen 
davon, wer die Schuld hat, davon, wie es gekom-
men ist —, aber ich will dort anfangen, wo unsere 
heutigen Partner und Freunde mit gehandelt haben. 
Das war 1944, als sie in Jalta Deutschland unter sich 
aufteilten. Das Vertrauensverhältnis, das Roosevelt 
damals mit der Sowjetunion auch für die Friedens-
politik glaubte aufrechterhalten zu können, hat dazu 
geführt, daß Berlin eingekreist wurde. Dadurch 
entstand eine Geographie, die von der Geschichte 
einmal mit Hohnlachen betrachtet werden wird. Drei 
Großmächte haben sich durch die Aufteilung Rest-
deutschlands in vier Teile und Berlin der vierten 
Macht in die Hände gegeben. Durch diese Auftei-
lung und die Einkreisung Berlins durch die Sowje-
tische Siegermacht kommt alles Übel, was wir heute 
in bezug auf Berlin erleben. Das ist unbestreitbar. 

Die Westmächte haben sich von Anbeginn ihrer 
Besatzungspolitik — um das auch noch einmal zu 
sagen — streng an die festgelegte Demarkations-
linie gehalten. Sie haben kein einziges Mal das 

Recht auf Mitbestimmung im Ostsektor Berlins 
wahrgenommen. Daher gibt es auch Probleme im Zu-
sammenhang mit den Protesten, die die Alliierten er-
heben, wenn im Ostsektor die Armee marschiert 
oder wenn die Ost-Berliner an der Volkskammer-
wahl teilnehmen dürfen. Das haben die Westmächte 
1945 und danach verschenkt. Denken Sie an die Ur-
abstimmung der SPD. Damals haben sie uns nicht 
geholfen, daß wir im Ostsektor wählen konnten. 
Denken Sie an den 17. Juni 1953. Denken Sie an  die 

 Mauer. Niemals haben die Westmächte einen Schritt 
getan, um ihren eigentlichen Anspruch auf Mitspra-
che auch in Ost-Berlin wahrzunehmen. Das ist ein 
Fakt, Herr Professor, mit 'dem man rechnen muß. 
Wir in Berlin mußten unser Verhältnis zur Bundes-
republik in Abhängigkeit davon gestalten, daß die 
sowjetische Macht die Umgebung Berlins besetzt. 
hatte und mit  der  Gründung der DDR Berlin in die 
DDR eingebettet wurde. Wir sind damit in einer 
Abhängigkeit, die es nicht noch einmal gibt. 
Davon müssen Sie ausgehen. Sie müssen überle-

gen, was dadurch alles geschehen ist. Denken wir 
an die Währungsreform. Dazu ist mir gestern von 
einem Mann eine Frage gestellt worden, der über 
Erinnerungen an die Währungsreform etwas schrei-
ben will. Bei diesem Gespräch fiel mir ein, warum 
wir in Berlin darum gekämpft haben, daß Berlin 
unbedingt an die westdeutsche Währung ange-
schlossen wurde. Ich darf Sie erinnern, daß es die 
Idee gab, eine Bären-Mark zu gründen, um nicht von 
der Ost-Mark abhängig zu werden, aber auch nicht 
an die D-Mark (West) gebunden zu sein; denn da-
mals hatten die Sowjets mit der Blockade gedroht. 
Es war Ihr Professor Friedensburg, der diese Idee 
hatte, daß sich Berlin auf seinem Gebiet währungs-
mäßig selbständig machen könnte. Ich erinnere nur 
daran, damit man sich einmal überlegt, welche Aus-
einandersetzungen wir in Berlin führen mußten bis 
zum Bau der Mauer. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Renger) 

Sie haben einen Katalog aufgezählt, was es bis 
zum Bau der Mauer schon alles gab, Herr Profes-
sor Abelein. Dann war das alles vorbei. Gehen Sie 
Ihren Katalog noch einmal durch, was es bis zum 
Bau der Mauer schon alles gab. Die Mauer war die 
Antwort der Sowjetunion. Sie wurde von den drei 
Westmächten und der Regierung Adenauer hinge-
nommen. Die Sowjetunion mußte einen Ausweg su-
chen, damit die Bevölkerung der DDR nicht aus-
wanderte. Die Westmächte waren zufrieden, daß sie 
den Ausweg gesucht hat. 

Dann legte die Mauer bis zum Jahre 1969 alles 
still. Sie beendete alles. Erst die sozialliberale Ko-
alition hat die Mauer geöffnet. 

(Beifall bei der FDP) 

Nun verstehe ich nicht, warum Sie das alles bei-
seite schieben und all das, was wir getan haben, 
um den Zustand der Jahre 1961 bis 1969 zu über-
winden, Mist sein soll. Sie haben nämlich eine Ideal-
vorstellung. Die Wirklichkeit ist anders, Herr Pro-
fessor Abelein, und das wissen Sie doch ganz genau. 
Wenn Sie Schritt für Schritt verfolgen, was wir ge-
tan haben und was wir gegenüber dem Zustand 
zwischen 1961 und 1969 erreicht haben, dann wer- 
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den Sie sehen, daß Ihre große Anklage eigentlich 
eine Beleidigung ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie ist eine tiefe Beleidigung, wenn man den Weg 
verfolgt, den Berlin hinter sich hat. Berlin hatte da-
bei die Unterstützung jeder Bundesregierung. Das 
ist unbestritten. Aber aus welcher Lage heraus 
sind wir seit 1945 in einen Zustand gekommen, 
der die Viermächtevereinbarung ermöglicht hat, 
die Viermächtevereinbarung, in der die Sowjetunion 
erstmalig unterschrieben hat, daß die Westmächte 
zu Recht in West-Berlin sind und daß West-Berlin 
den Zusammenhang mit der Bundesrepublik hat, der 
festgelegt ist. Dies hatten wir vorher nicht, Herr 
Professor Abelein. 

Deswegen muß ich Ihnen sagen: Wenn Sie sich 
den heutigen inneren Zustand und die Entwick-
lung dieser Stadt Berlin ansehen, dann ist es doch 
wohl unbestreitbar, daß — wenn man den Zeitraum 
nimmt, der uns geblieben ist — nach der Vier-
mächtevereinbarung eine Veränderung eingetreten 
ist, die man sukzessiv weiterentwickeln muß. 

Und dies macht man nicht, indem man dauernd 
von Berlin-Krisen redet. Es steht immer noch das 
Wort des Kollegen Marx vom 19. März 1977 im 
Raum: „Die nächste Berlin-Krise kommt bestimmt." 
Damit lockt man keine Investitionen in die Stadt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie das 
Herrn Wehner! — Beifall bei der SPD und 

der FDP) 

Da sagt sich jeder: Was sollen wir denn da, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: So ist es!) 

wenn schon die Politiker sagen: Die nächste Berlin-
Krise kommt bestimmt. 

Die nächste Berlin-Krise ist nicht gekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Meinen Sie damit 
die Krise bei der Wahl des Bundesratsprä-

sidenten?) 

Wir werden die nächste Krise verhindern und den 
Prozeß um Berlin weiterführen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Her rn  Abgeordneten Kunz (Ber-
lin) ? 

Mattick (SPD) : Einen kleinen Moment! — Wenn 
Sie sich nicht vor Augen halten, was Sie selber 
nicht erreicht haben und wo Sie stehengeblieben 
sind, als Ihre Regierung abgetreten ist, und dann 
einen Katalog der Beziehungen zur DDR und der Be-
ziehungen zwischen den Menschen der beiden Teile 
Deutschlands aufmachen, denn muß ich Ihnen sagen: 
Aus meiner Sicht — und auch ich habe einige Erfah-
rungen; ich habe immer in Berlin gelebt und habe 
immer Beziehungen zu Ost-Berlinern gehabt hat 
sich so viel verändert, daß selbst die Bürger in der 
DDR aus unserem Bemühen wissen, daß sich auch 
ihre Lage verbessert hat. Sie haben recht mit dem 
Hinweis auf das, was alles noch schlecht ist. Aber 
wenn Sie den Prozeß sehen, Herr Professor Abelein, 
dann müssen Sie sich vor Augen halten, was war, 

was ist und wie wir diese Entwicklung weiterfüh-
ren können. 

Bitte, Herr Kollege. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Mattick, 
darf ich Sie fragen, ob es Ihrer Ansicht nach die 
Investitionsförderung für Berlin belebt, wenn ein 
maßgeblicher Mann der Koalition den Eindruck er-
weckt, als wenn wegen einer bestimmten eindeuti-
gen Auslegung des Viermächteabkommens weitere 
hektische Schritte zu erwarten sind. 

Mattick (SPD) : Sie unterstellen hier etwas, was 
nicht stimmt. Das wissen Sie doch. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht um eine offene Diskussion über die Fragen: 
Was ist in der Politik Machtposition? Was ist Aus-
schöpfung der Möglichkeiten? Und was ist eigene 
Disziplinierung vor Fehlschritten, die zu Schwierig-
keiten führen können, die man sich ersparen soll? 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU] : Wer soll von 
wem diszipliniert werden?) 

Und ersparen soll man sich Schwierigkeiten, die uns 
nichts nutzen und die den Alliierten unangenehm 
sind und bei denen uns die Alliierten wieder sagen 
müssen: Das geht nicht. 

Ich denke folgendes dabei — auch das will ich 
Ihnen ganz offen sagen —: Sie haben das Verhält-
nis zwischen der Sowjetunion und ,der DDR ange-
sprochen. Richtig ist, daß die Abhängigkeit groß 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Total!) 

— Nein. Total ist sie nicht. Sie müssen auch wis-
sen, daß die Abhängigkeit dazu führt, daß die Füh-
rung der DDR die sowjetische Führung gerade in der 
Berlin-Frage nicht in Ruhe läßt. Für Herrn Honecker 
und die Führung der SED ist Berlin doch die ent-
scheidende Belastung ihres politischen Daseins. Wer 
sich nicht vor Augen hält, daß in diesem Zusam-
menhang die Position der Sowjetunion uns gegen-
über unter einem gewissen Zwang steht, der begreift 
nicht, was es für die DDR bedeutet, daß es West-
Berlin gibt; der begreift auch nicht, unter welchen 
Zwängen — das mächtige Rußland durch die Kri-
sensituation der DDR steht. 

Daher sage ich Ihnen sehr nüchtern: Unsere Poli-
tik um Berlin muß so sein, daß die Bürger in ,der 
DDR unsere Sympathie und wir ihre haben. Sie muß 
auch so sein, daß zwar der Rechtsstandpunkt wahr-
genommen wird, aber daß wir nicht so viel darüber 
reden, wo die Grenze der Provokation ist, und daß 
wir nicht versuchen, sie ein ganz klein wenig zu 
überschreiten. 

Wir sollten das ehrlich erfassen und einander 
nichts vormachen. Heute vormittag wurde das deut-
sche Problem — ich glaube von Herrn Strauß — 
auch als Aufgabe von Generationen angesehen. Wir 
müssen mit den Generationen rechnen und heute 
eine Politik betreiben, die die Entwicklung, die ab 
1969 angestrebt worden und angelaufen ist, fort-
setzt: nämlich daß Berlin eine Stadt wird, in der sich 
jeder wohlfühlt, .die viele Besucher empfangen kann, 
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die, weil Vertrauen besteht, Investitionen erhält und 
die gleichzeitig ein Zeichen dafür ist, daß die deut-
sche Frage in eine Zukunft eingebettet ist, an der 
wir alle gestaltend mitwirken wollen. 

Lassen Sie mich noch ein paar Bemerkungen zu 
der allgemeinen Situation machen. Ich glaube — 
das ist eigentlich in diesen Tagen in Wien wieder 
bewiesen worden —, wir müssen Berlin und die 
deutsche Frage in einem internationalen Kontext 
sehen. Wir können keine eigenen Wege gehen, die 
von dieser Gemeinsamkeit wegführen. Nur in wirk-
licher Gemeinsamkeit sind wir in der Lage, Schritt 
für Schritt weiterzukommen. 

Wir waren in diesen Tagen in Wien und haben 
auf der Konferenz dort über die KSZE gesprochen. 
Nun war Belgrad, wie man sagt, eine Enttäuschung. 
Für mich war es das nicht so sehr, weil ich nicht 
mehr erwartet hatte. Auf der Wiener Konferenz 
haben die Parlamentarier aus allen Ländern, die zu 
den Teilnehmern der KSZE gehörten, u. a. folgen-
des beschlossen: 

Die Konferenz ruft zu geeigneten Initiativen 
der Parlamente und Regierungen der Teilneh-
merstaaten der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa auf, insbesondere 
um a) menschliche Kontakte sicherzustellen, 
daß Gesuche betreffend Kontakte und regelmä-
ßige Begegnungen auf der Grundlage familiärer 
Bindungen, Familienzusammenführung und 
Eheschließung zwischen Bürgern verschiedener 
Staaten in positivem und humanitärem Geiste 
so rasch wie möglich gelöst werden und daß 
die Gesuchsteller und ihre Familienmitglieder 
weiterhin dieselben Rechte, z. B. hinsichtlich 
ihres rechtlichen, sozialen und beruflichen Sta-
tus genießen und denselben Verpflichtungen 
unterliegen . . . 

Möglichkeiten für umfassende Reisen ihrer 
Bürger aus persönlichen oder beruflichen Grün-
den durch Verringerung der Erfordernisse für 
Reisedokumente sowie, wo sie bestehen, für 
Ausreise- und Einreisevisa weiterzuentwickeln. 

Das ist übrigens in bezug auf die Visaerteilung auch 
eine Mahnung an uns. Alle 35 Staaten haben die-
sen Beschluß gefaßt und haben sich vorgenommen 
— so heißt es in dieser Schlußakte —, „in ihren Par-
lamenten und aus ihren Parlamenten heraus dafür 
zu sorgen, daß diese Politik weiterentwickelt wird". 

Sie werden sagen: Das steht schon seit Helsinki 
fest. Aber hier ist eine neue Verpflichtung entstan-
den und eine neue Dimension der Auseinanderset-
zung um  diese  Probleme eingeleitet worden. 

Ich wollte aber noch etwas anderes sagen. Ich ha-
be jetzt die dritte Konferenz mitgemacht: Helsinki, 
Belgrad, Wien. Vielleicht wird Ihr Kollege Sie auch 
unterrichtet haben. Ich glaube, das, was ich hier 
sage, würde er genauso sagen können. Es hat sich 
unter den Parlamentariern eine Atmosphäre entwik-
kelt, die mit der von Helsinki unvergleichlich ist, 
weil man sich eben bei den Begegnungen allmählich 
kennenlernt, Gedanken äußert und sich auch in Ge-
sprächen darauf einläßt, wirklich Probleme zu be-
handeln, wie es zwischen Ost und West bei der letz

-

ten Konferenz zwischen Ost und West der Fall war. 
Die acht Länder tragen Differenzen untereinander 
auch öffentlich aus. In den Ausschüssen kämpft einer 
wie der andere um die Bewertung von Symptomen. 
Allmählich entwickelt sich auf diese Weise eine Ge-
meinschaft, die die Vorgänge im Zusammenhang 
mit der KSZE weiterverfolgen wird. In den Parla-
menten werden sich weitere Bestrebungen ergeben, 
die uns helfen, diesen Prozeß weiterzuentwickeln. 

Ich möchte zu Ihrer Entschließung sagen: Ich be-
daure, daß Sie diese Entschließung vorgelegt haben, 
weil auch sie im Grunde keine positiven Elemente 
enthält. Wir werden diese Entschließung ablehnen. 
Das wollte ich Ihnen nur mitteilen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Bei den Beratungen über 
den Grundlagenvertrag hier im Deutschen Bundestag 
vor fünf Jahren ist dem Art. 7 dieses Vertrages und 
seiner Verpflichtung für beide Vertragspartner, Fol-
geabkommen miteinander abzuschließen, die den 
praktischen Anliegen der Menschen in unserem ge-
teilten Vaterland zugute kommen sollten, gerade 
von den Vertretern der Koalition ganz besonderes 
Gewicht beigemessen worden. Er wurde als „Kern-
stück" des Grundlagenvertrages bezeichnet, als die 
„Hauptgegenleistung" der DDR, als „Ausdrucksform 
der weiteren Normalisierung", wie sich Bundesmini-
ster Franke ausdrückte, die sich zwischen den beiden 
Staaten in Deutschland entwickeln sollte. Ein Kolle-
ge von der FDP nannte den Art. 7 sogar ein „weit

-

gespanntes Programm zum Wohle der Menschen 
diesseits und jenseits der  Elbe".  

Wie mit so manchen anderen weitgespannten Pro-
grammen ist die SPD/FDP-Koalition auch mit den 
Folgeabkommen zu Art. 7 des Grundlagenvertrages 
nach einigen bescheidenen Anfangsschritten sehr 
bald auf der Strecke geblieben. 

(Dr. Kreutzmann [SPD] : Was nennen Sie 
schon „bescheiden"?) 

Heute, fast fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Grundlagenvertrages, sind von den elf Punkten des 
Zusatzprotokolls zu Art. 7 fünf überhaupt noch nicht 
erledigt und vier der restlichen sechs erst zu gering-
fügigen Teilen. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, das ist doch nichts an-
deres als eine zutiefst enttäuschende Bilanz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Baron von 
Wrangel [CDU/CSU] : So ist es! — Zurufe 

von der SPD) 

Meine. Damen und Herren, nicht nur enttäuschend, 
geradezu deprimierend sind doch die weiteren Aus-
sichten bezüglich der Regelung der noch offenen 
Punkte. Dafür rufe ich keinen geringeren zum Zeu-
gen an als den zuständigen Bundesminister, der 
hier unter uns ist, Herrn Minister Franke, der erst 
vor wenigen Tagen in einem Rundfunkinterview auf 
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die Frage seines Gesprächspartners, mit welchen 
Folgeabkommen in absehbarer Zeit wohl überhaupt 
zu rechnen sei, nichts anderes zu antworten wußte, 
als neben einer Aufzählung der bestehenden Ver-
handlungsgegenstände zu sagen: Das ist sehr 
schwierig. Mehr, meine Damen und Herren, kann 
uns die Bundesregierung in diesem Punkt nicht sa-
gen, und sie hat ja auch in ihren Antworten auf 
meine Mündlichen Anfragen nichts anderes gesagt, 
was uns mit Veranlassung gab, diese Große Anfrage 
einzubringen. Das heißt doch nichts anderes als: Die 
Bundesregierung muß zugeben, daß die Zukunfts-
chancen für die Weiterentwicklung der Folgeabkom-
men nach Art. 7 des Grundlagenvertrages düster, 
problematisch, ja, in manchen Bereichen beinahe 
aussichtslos sind. Das sind Feststellungen im Jahre 
1978, fünf Jahre nach Ratifizierung des Grundlagen-
vertrages und ein Armutszeugnis für Ihre Politik, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist um so merkwürdiger, als Ihnen in den 
letzten Jahren eine Reihe anderer internationaler 
Instrumente zu Hilfe gekommen ist. Ich meine die 
KSZE-Schlußakte von Helsinki im Sommer 1975, und 
ich meine die UN-Menschenrechtspakte, die 1976 in 
Kraft getreten sind und die im Gegensatz zur KSZE-  
Schlußakte für die DDR auch völkerrechtliche Ver-
bindlichkeit erlangt haben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu der 
KSZE-Schlußakte noch einmal ein kurzes Wort zu 
dem sagen, was heute morgen von Vertretern der 
Koalition dazu gesagt worden ist. Wir haben doch 
im Sommer 1975 die KSZE-Schlußakte so, wie sie 
vorlag, nicht deswegen zur Ablehnung empfohlen, 
weil wir die menschenrechtlichen Bestimmungen 
darin für schlecht gehalten haben, sondern weil wir 
die Bundesregierung auffordern wollten, weiterzu-
verhandeln, bis die Verbesserungen durchgesetzt 
sind, die nach unserer Meinung in diesem Werk 
noch nicht enthalten gewesen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn wir uns heute auf diese Schlußakte von Hel-
sinki berufen, dann tun wir doch nichts anderes, 

(Wehner [SPD] : Als was Sie immer tun! 
Was andere machen, nutzen Sie aus und 

mißbrauchen es!) 

als was die selbstverständliche Pflicht und Aufgabe 
jeder Opposition in diesem Hause ist. Und ich unter-
stelle, Herr Kollege Wehner, daß jede andere Oppo-
sition, wenn sie Opposition wäre, genauso verant-
wortlich handeln würde, wie wir das in dem Zu-
sammenhang tun. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Wir sind 
ja eine außerparlamentarische Opposition!) 

Meine Damen und Herren, die DDR ist also nicht 
bloß durch den Grundlagenvertrag in der Pflicht, 
sie ist doppelt und dreifach in der Pflicht durch die 
Menschenrechtspakte und durch die Schlußakte von 
Helsinki. Das beste Beispiel dafür ist der Informa-
tionsaustausch, der im Zusatzprotokoll zu Art. 7 in 
Ziff. 10 geregelt worden ist, ein für die Menschen 

eminent wichtiger Bereich. Ich darf mit Ihrer Ge-
nehmigung, Frau Präsidentin, zitieren: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deut-
sche Demokratische Republik werden Verhand-
lungen mit dem Ziel führen, den gegenseiti-
gen Bezug von Büchern, Zeitschriften, Rund-
funk- und Fernsehproduktionen zu erweitern. 

Ähnliches, nur noch ausführlicher und umfassen-
der, steht in der Schlußakte von Helsinki in Korb III 
unter Ziff. 2 a. Und noch weit darüber hinaus geht 
der UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte, 
denn er sagt ausdrücklich in seinem Art. 19: 

Jedermann hat das Recht auf freie Meinungs-
äußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, 
ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informatio-
nen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift 
oder Druck, durch Kunstwerke oder andere Mit-
tel eigener Wahl sich zu beschaffen, zu empfan-
gen und weiterzugeben. 

Meine Damen und Herren, das ist eine klare ver-
bindliche Pflicht für den Vertragspartner DDR. 
Trotzdem muß die Bundesregierung in der Antwort 
auf unsere Große Anfrage zugeben, daß in diesem 
Bereich die Verhandlungen noch nicht einmal in 
der Sache in Gang gekommen sind. Meine Damen 
und Herren, eine solche Feststellung im Jahre 1978 
ist angesichts dieser umfassenden Instrumente, die 
der Bundesregierung zur Verfügung stehen, in unse-
ren Augen ein Offenbarungseid für ihre Verhand-
lungskunst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei gibt die Bundesregierung in der von mir 
schon angesprochenen Antwort ebenfalls bekannt, 
daß im Jahr 1976 der Betrag, für den die DDR Zeit-
schriften aus der Bundesrepublik Deutschland be-
zog, immerhin 12,7 Millionen Rechnungseinheiten 
betrug. Aber das waren ganz offenkundig keine 
anderen als die Parteizeitungen der DKP und ihrer 
Hilfs- und Nebenorganisationen; nur die können 
drüben an den Kiosken verkauft werden. Ich meine, 
wenn auch nur die Summe, die die Bundesregierung 
hier genannt hat, dazu verwendet werden könnte, 
zu einem echten Zeitungsaustausch zu kommen, wie 
er in Art. 7 in Verbindung mit Ziffer 10 des Zusatz-
protokolls vereinbart ist, dann wäre das ein Schritt, 
den wir nicht gering achten, sondern als einen or-
dentlichen Anfang betrachten würden. Wir sind je-
doch dagegen, daß wie bisher kommunistische Pro-
paganda in der Bundesrepublik Deutschland mit 
diesem Geld unterstützt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Möhring 
[SPD] : Sie würden dann schon einen ande

-

ren Grund für Ihre Ablehnung finden!) 

Ein weiterer Punkt, den wir mit großer Sorge 
sehen, sind die Vereinbarungen über die Regelun-
gen des Rechtsverkehrs zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der DDR. Hier ist es vor allem 
die Frage der Staatsangehörigkeit, die nach Aus-
kunft der Bundesregierung bisher alles blockiert hat. 
Auch hier gibt es noch keinerlei Vereinbarung; man 
ist noch immer im Anfangsstadium der sachlichen 
Verhandlungen. Die DDR verlangt als Vorausset-
zung für jede Regelung die Übernahme ihrer Rechts- 
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auffassung zur Staatsangehörigkeit. Das ist für uns 
deswegen so bedrückend, weil sich hieran doch 
zeigt, daß eine der entscheidenden Grundkonstruk-
tionen des Grundlagenvertrages nicht tragfähig ist, 
nämlich jene Grundkonstruktion, die der Chef-
unterhändler, Herr Bahr, damals eingeführt hat, als 
man sich mit der Aufnahme des Grunddissenses in 
die Präambel zum Grundlagenvertrag sozusagen 
gegenseitig bescheinigte: Wir klammern diese Dinge 
aus und regeln trotzdem die übrigen Fragen, kom-
men trotzdem zu einer Normalisierung im Rahmen 
des Möglichen. 

Wenn das richtig, wenn diese Grundkonstruktion 
tragfähig gewesen wäre, hätte die DDR jetzt bei der 
Frage des Rechtsverkehrs erklären müssen: Wir 
klammern die Staatsangehörigkeitsfrage aus — sie 
ist im Grundlagenvertrag nicht geregelt —, und wir 
kommen unbeschadet der Meinungsverschiedenhei-
ten, die wir haben, zu tragfähigen Regelungen für 
die Menschen, wie es in dem Zusatzprotokoll zum 
Grundlagenvertrag ausdrücklich heißt. Statt dessen 
macht die DDR das Umgekehrte: Sie verlangt die 
Übernahme ihrer Position durch uns. Damit wird 
doch sichtbar, daß Egon Bahr 1972 mit seiner Ver-
handlungskonstruktion gescheitert ist. Wir klagen 
deshalb nicht die Verhandlungsführer von heute an, 
die sich in den Gesprächen über den Rechtsverkehr 
schwer tun, sondern unser Vorwurf bei dieser Frage 
richtet sich gegen Herrn Bahr und seine fehlerhafte 
und verhängnisvolle Konstruktion im Grundlagen-
vertrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein dritter und letzter Punkt. Ein besonders be-
drückendes Kapitel — der Kollege Professor Abe-
lein hat das ja bereits angesprochen — ist die Frage 
des nichtkommerziellen Zahlungsverkehrs zwischen 
uns und der DDR. Die Teilregelung von 1974 — das 
hat Professor Abelein deutlich gemacht — ist ganz 
und gar unbefriedigend. 15 000 Deutsche in der 
Bundesrepublik Deutschland, die im sogenannten 
Wartezimmer sitzen — wie das heute im Fachjargon 
heißt —, darunter eine große Zahl alter Menschen, 
Rentner, Personen mit geringem Einkommen, die 
zum Teil auf diese Beträge angewiesen sind, erhal-
ten nicht einmal die bescheidene Summe von 200 
DM monatlich, den Höchstbetrag, auf den mit dem 
damaligen Transferabkommen die Zahlungen aus 
den Sperrkonten der DDR begrenzt wurden. Dabei 
muß berücksichtigt werden, daß das in Jahren pas-
siert, in denen aus den Kassen der Bundesrepublik 
Deutschland Millionen und Abermillionen an die 
DDR fließen. Diese Rentner und alten Menschen 
müssen sich doch von unserem Parlament und der 
Regierung verschaukelt vorkommen, wenn sie auf 
200 DM im Monat warten müssen, während der 
Bundesfinanzminister Monat für Monat Millionen-
beträge an die DDR überweist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Kreutz-
mann [SPD] : Was Sie da treiben, ist doch 

Demagogie!) 

— Herr Kollege Kreutzmann, regen Sie sich nicht 
auf. Allein über 100 000 Anträge liegen zur Erledi-
gung vor, die nicht beschieden werden können. Es 
wäre allerhöchste Zeit, daß Sie Ihre Aufforderungen 

nicht an die Opposition richten, die die Pflicht hat, 
diese Dinge anzumahnen, sondern an die Bundes-
regierung, die die Pflicht hat, diese Dinge endlich 
einer vernünftigen Regelung zuzuführen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir fordern deswegen die Erhöhung des Höchst-
betrages von 200 DM im Monat, der auch den heu-
tigen Lebensverhältnissen nicht mehr angemessen 
ist. Wir fordern zum zweiten die Erweiterung des 
Kreises der Transferberechtigten. Schließlich — das 
ist das allerwichtigste; ich wiederhole es — fordern 
wir, daß die Gegenseitigkeitsklausel fallen muß, die 
bisher die eigentliche Hauptursache jener miserab-
len Situation gewesen ist, wegen derer so viele 
Menschen nicht zu Zahlungen aus ihrem Eigentum 
drüben in der DDR gelangen können. 

Meine Damen und Herren, kein anderes Beispiel 
zeigt so deutlich wie dieses, wie falsch das ist, 
Herr Minister Franke, was Sie in der letzten Bun-
destagsdebatte hier von diesem Pult aus sagten, als 
Sie davon sprachen, daß die Politik der Bundes-
regierung einen Interessenausgleich nach dem Prin-
zip des Gebens und Nehmens praktiziere. Das 
stimmt höchstens in einer Richtung, Herr Minister 
Franke: Die Gebenden sind wir, und die nehmende 
Seite ist die DDR. 

Die Bundesregierung ist heute naturgemäß nicht 
mehr in der Lage, die von ihr selbst und von ihrem 
deutschlandpolitischen Chefideologen Egon Bahr 
verschuldeten schweren Mängel des Grundlagen-
vertrages einseitig zu korrigieren. Es ist daher ihre 
Aufgabe, die in der KSZE-Schlußakte von Helsinki 
und in den Menschenrechtspakten der Vereinten 
Nationen zusätzlich vorhandenen Verhandlungs-
instrumente wirkungsvoll einzusetzen. 

Dazu gehört aber vor allem der Verzicht auf 
die notorische Leisetreterei gegenüber den SED-
Machthabern, die vor allem der Herr Kollege Weh-
ner in letzter Zeit bei dieser Bundesregierung als 
Praxis ihrer Verhandlungstätigkeit durchgesetzt 
hat. Diese Leisetreterei bringt nichts, aber sie hin-
dert die Bundesregierung an der wirkungsvollen 
Vertretung unserer deutschen Interessen. Ihr Ge-
genteil ist nicht etwa, wie die Koalitionsparteien 
uns immer wieder unterstellen, lautstarkes Impo-
niergehabe oder gar Säbelrasseln, sondern das un-
beirrbare, zähe und unermüdliche Einfordern ver-
traglicher Verpflichtungen vom Vertragspartner, 
gleichgültig, ob dem das angenehm ist oder nicht. 

Diese Haltung ist die Alternative der Union bei 
den Verhandlungen mit kommunistischen Politikern. 
Sie ist von dem Vorsitzenden der beiden Unions-
parteien beim Besuch Breschnews ja erst kürzlich 
praktiziert worden. 

(Zuruf von der SPD: Das war zwiespältig!) 

Herr Breschnew hat sie verstanden und hat sie ge-
würdigt. Es wäre an der Zeit, meine Damen und 
Herren von der Bundesregierung und von der 
Koalition, daß diese Alternative endlich auch von 
der Bundesregierung und auch der DDR gegenüber 
praktiziert wird, wenn es um die Erfüllung des 
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Grundlagenvertrages geht. Nutznießer davon wären 
die Menschen in unserem geteilten Vaterland. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Ludewig. 

Ludewig (FDP) : Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die grundsätzliche Zielsetzung 
der Deutschlandpolitik ist unverändert das, was die 
Bundesregierung in ihrer Antwort geschrieben hat. 
Ich wiederhole vier Punkte: 

1. Die Bundesregierung hält an dem Ziel fest, 
einen Zustand des Friedens in Europa zu er-
reichen, in, dem das deutsche Volk in freier 
Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. 

2. Die Deutschlandpolitik der Bundesregierung 
geht von der Tatsache aus, daß das deutsche 
Volk heute in zwei voneinander unabhängigen 
Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsord-
nung lebt. 

3. Verbesserungen der Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten im Interesse des Friedens 
und zum Nutzen der Menschen werden auf dem 
Verhandlungsweg angestrebt. 

4. Gegensätze und Unterschiede zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik bestehen weiter; aber 
in vielen Bereichen ist eine Zusammenarbeit bei 
gegenseitiger Respektierung der beiderseitigen 
Interessen möglich. 

Unsere Diskussion zu diesem Thema steht aktuell 
unter den Auswirkungen, Ergebnissen und der 
Kenntnis des Besuchs des sowjetischen Partei- und 
Staatsführers Breschnew und unter dessen Auswir-
kungen auf die deutsch-deutschen Beziehungen. Un-
zweifelhaft hat dieser Besuch auch Ausstrahlungen 
auf die deutsch-deutschen Beziehungen. Das ergibt 
sich u. a. aus der Tatsache, daß sofort nach Abschluß 
des Besuchs in Bonn und Hamburg der sowjetische 
Außenminister Gromyko in Ost-Berlin war, und aus 
dem Echo in den DDR-Nachrichtenmedien. Die durch 
die Gespräche Breschnews in der Bundesrepublik 
erzielten allgemeinen atmosphärischen Verbesserun-
gen im deutsch-sowjetischen Verhältnis lassen uns 
hoffen, daß daraus auch neue Impulse für die 
deutsch-deutschen Beziehungen entstehen. 

Die Einbettung der Deutschlandpolitik in die 
internationale Entspannungspolitik ist für uns eine 
Selbstverständlichkeit. Die Freien Demokraten ha-
ben die Deutschlandpolitik immer auch als einen 
deutschen Beitrag zur Entspannung verstanden. Wir 
haben uns in enger Abstimmung mit unseren Part-
nern in der Europäischen Gemeinschaft und im At-
lantischen Bündnis an die Durchführung dieser Auf-
gabe gemacht. 

Nachdem 1977 als ein Jahr der gründlichen Be-
standaufnahme und der Vorbereitung neuer Ge-
sprächsrunden gestaltet wurde, ist nunmehr der 
Zeitpunkt gekommen, im Rahmen der Klimaver-
besserung durch den Breschnew-Besuch auch den 
deutsch-deutschen Dialog mit mehr Kontinuität zu 

erfüllen und die noch in der Beratung stehenden 
Folgeverträge unter Dach und Fach zu bekommen. 

Ich nenne als Beispiel die geplanten Abkommen 
zur Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kultur, 
der Wissenschaft und Technik, des Rechtsverkehrs, 
des Gesundheitswesens und des Umweltschutzes. 
Hier stimmt hoffnungsvoll besonders die folgende 
Passage aus der von Bundeskanzler Schmidt und 
Generalsekretär Breschnew unterzeichneten gemein-
samen Deklaration in Ziffer II: 

Beide Seiten setzen sich dafür ein, daß alle 
Prinzipien und Bestimmungen der in Helsinki 
unterzeichneten Schlußakte der KSZE im Ver-
hältnis zwischen allen Teilnehmerstaaten und in 
ganz Europa volle Wirksamkeit erlangen — im 
Interesse der Zusammenarbeit der Staaten und 
zum Wohle der Menschen. 

Gerade durch diese letzte Hervorhebung wird deut-
lich, daß die Sowjetunion die Verwirklichung der 
Prinzipien der Schlußakte der KSZE von Helsinki 
jetzt nicht mehr nur im Interesse der Zusammen-
arbeit der Staaten, sondern ausdrücklich zum Wohle 
der Menschen akzeptiert. Dies ist ein gegenüber der 
Sowjetunion und der DDR berufungsfähiger Satz. 
Gerade die Folgeverträge zum Grundlagenvertrag 
sollten, eingebettet in die allgemeinen Entspan-
nungsbemühungen, zum Wohle unserer Mitbürger 
in der DDR geschlossen werden. 

Ich will einige Beispiele nennen; es sind Einzel-
beispiele der auf der Basis des Grundlagenvertrags, 
der Zusatzprotokolle und der Bereitschaft zum Ab-
schluß von Folgeverträgen eingeleiteten Maßnah-
men. Wir begrüßen die bisher in mühsamer poli-
tischer Kleinarbeit erzielten Verhandlungserfolge: 

Erstens das erweiterte Post- und Fernmeldeabkom-
men vom 30. März 1976. Hier wurde durch einen 
Briefwechsel am 19. Oktober 1977 über die Neufest-
setzung der Pauschale und die Schaltung weiterer 
Fernsprechleitungen eine erhebliche Verbesserung 
des Post- und Fernmeldeverkehrs erzielt. Die Post-
laufzeiten haben sich verkürzt, und die Zahlen . der 
angemeldeten Verluste und Zurückweisungen haben 
sich verringert. Der Förderung des Zusammenhalts 
der Menschen, einer Grundvoraussetzung für jede 
spätere Wiedererlangung der nationalen Einheit, 
dienen vor allen Dingen die Verbesserungen im 
Fernsprechverkehr. Bis Ende 1977 waren bereits 821 
Fernsprechleitungen geschaltet. Es ist damit zu rech-
nen, daß bis zum Jahr 1982 die Voraussetzungen da-
für geschaffen sind, fast die ganze DDR im Selbst-
wählfernsprechverkehr zu erreichen. 

Zweitens das Abkommen auf dem Gebiet das Ge-
sundheitswesens: Dieses als erstes Folgeabkommen 
zum Grundlagenvertrag schon 1974 abgeschlossene 
und 1976 in Kraft getretenen Abkommen erscheint be-
sonders erwähnenswert, weil danach seit dem 1. Ja-
nuar 1976 Reisende Anspruch auf kostenlose medi-
zinische Hilfe bei Unfall bzw. bei Krankheit im je-
weils anderen deutschen Staat haben. Dadurch hat 
der Reiseverkehr zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands als besonders wichtige Komponente in 
der Erhaltung des Zusammengehörigkeitsgefühls der 
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Menschen eine soziale Absicherung erhalten, die 
vorher gefehlt hat. 

Drittens Verkehrserleichterung: Die durch den 
Verkehrsvertrag vom 26. Mai 1972 und den Grund-
lagenvertrag erzielten Reiseerleichterungen sind be-
kannt. Ich darf noch einmal unterstreichen, wie wich-
tig es für die Menschen in unserem geteilten Vater-
land ist, daß sie nunmehr in alle Teile der DDR rei-
sen können, daß der Grenzübergang frei gewählt 
werden kann, daß nicht nur der Besuch von Ver-
wandten, sondern auch von Bekannten möglich ist, 
daß Touristenreisen durch die Öffnung neuer Stra-
ßenübergänge und die Zulassung des Pkw-Verkehrs 
und daß der grenznahe Verkehr sprunghaft zuge-
nommen haben. Ich sage das nicht nur, weil ich es 
gehört habe, sondern ich sage Ihnen das, weil ich 
aus dem zonengrenznahen Raum komme und weil 
das für mich tägliches Erlebnis ist. 

Das alles sind nur einige wenige Beispiele für die 
Erfolge, die auf dem Gebiet der Folgevereinbarun-
gen zum Grundlagenvertrag von der Bundesregie-
rung in schwierigsten Verhandlungen in den letzten 
Jahren erzielt werden konnten. 

Auch die Tätigkeit der Grenzkommission ist zu 
nennen, die nunmehr nach fünfjähriger Tätigkeit 
ihre erste Zielsetzung, nämlich Überprüfung und Er-
neuerung der Grenzmarkierung, beinahe erreicht 
hat. 

Viel wichtiger aber ist die zweite Zielsetzung der 
Grenzkommission, auf die gerade meine Partei von 
Anfang an entscheidendes Gewicht gelegt hat, näm-
lich die Aufgabe, an der Lösung sonstiger, mit dem 
Grenzverlauf zusammenhängender Probleme mitzu-
wirken. Ich nenne insbesondere Energieversorgung, 
Schadensbekämpfung und Wasserwirtschaft, wobei 
gerade bei wasserwirtschaftlichen Maßnahmen an 
Grenzgewässern konkrete Verhandlungsergebnisse 
erzielt wurden. 

In unserer Debatte über die Lage der Nation am 
9. März hatte ich einige Zahlen zum innerdeutschen 
Handel zusammengetragen — ein außerordentlich 
wichtiger Bereich in dem, was wir hier erzielt haben. 

Wir sollten hier in der Debatte natürlich nicht alles 
das wiederholen, was Sie gefragt haben, sehr ver-
ehrte Damen und Herren von der Opposition, und 
was die Bundesregierung ganz ausführlich geantwor-
tet hat. Natürlich, Herr Abelein, kann man immer 
schon alles gesagt haben, wie Sie vorhin sagten: 
Sie hätten dieses und Sie hätten jenes vorausgesagt. 
Sie brauchen dann nur eine große Liste von schwarz-
seherischen Voraussagen zu machen, irgend etwas 
davon mag dann schon zutreffen, wird auch immer 
zutreffen, 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Bei dieser Bun

-

desregierung, ja!) 

weil ja nichts vollkommen ist. Aber bitte, nehmen 
Sie doch einmal den Unterschied zwischen dem 
Stand 1969 und dem heutigen Tag. Was haben wir 
in dieser Zeit nicht alles erreicht! An welchem hoff-
nungslosen Punkt standen wir, als der letzte CDU-
Bundeskanzler die Regierung abgegeben und als 
die sozialliberale Koalition in diesem Staat die Wei

-

chen gestellt hat? Es ist natürlich Ihre Aufgabe als 
Opposition, zu drängen, zu fragen, zu bohren. Sie 
hätten Ihre Aufgabe ja geradezu verfehlt, wenn Sie 
das nicht täten. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Schönen 
Dank, daß Sie das sagen! Das sehen nicht 
alle so! — Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : 

Sehr gut!) 

Aber der Unterschied zwischen dem, was der letzte 
CDU-Bundeskanzler hinterlassen hat, und dem, was 
wir heute erreicht haben, ist doch weiß Gott ekla-
tant. Da muß man sich möglicherweise doch fragen, 
ob das, was Sie fragen, und das, was Sie als Alter-
native bzw. als Konsequenz dahintersetzen, nämlich 
der Bundesregierung und den Regierungsfraktionen 
vorzuwerfen, sie hätten nichts oder zuwenig getan, 
wirklich angebracht ist. 

Die Freien Demokraten jedenfalls sind sich des 
 großen Fortschritts seit 1969 sehr wohl bewußt. 

Heute fahren wir dorthin, wohin wir 1969 mit Ker-
zen im Fenster nur noch gedacht haben! 

In dem Unterschied steckt eine ganze Menge 
Arbeit. Diese Arbeit ist in der Zwischenzeit gelei-
stet worden. Für diese Arbeit bedanken wir uns, 
und wir meinen, daß diese Arbeit intensiv zur Rege-
lung der noch ausstehenden Probleme fortgesetzt 
werden muß. Das wollen wir Freien Demokraten tun. 

(Beifall bei der FDP und ,der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Ich möchte zunächst unterstreichen, daß die 
Bundesregierung die Große Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU zu den Folgevereinbarungen gemäß 
Art. 7 .des Grundlagenvertrags ausdrücklich be-
grüßt. Dies verdient nicht allein deshalb Beachtung, 
weil es keineswegs der Normalfall ist, daß eine 
Große Anfrage .der parlamentarischen Opposition 
der Regierung ausgesprochen — wie man so sagt — 
in dien Kram paßt. Aus solchen Gründen werden 
Große Anfragen in der Regel auch überhaupt nicht 
gestellt. Wenn ich mich so an die Oppositionszeit 
meiner eigenen Fraktion erinnere, war das Einbrin-
gen einer Großen Anfrage eigentlich immer der Ver-
such, der Regierung gewisse Schwierigkeiten zu 
bereiten. 

Aber ich habe gesagt: Wir haben diese Große 
Anfrage ausdrücklich begrüßt, weil auch sie wieder 
die Möglichkeit gibt, das deutlich zu machen und 
an die Öffentlichkeit zu bringen, was Sie unterschla-
gen wollen, was Sie ignorieren wollen. Wir wollen 
der Aufgabe gerecht werden, im Interesse unseres 
Volkes das Mögliche in dieser Zeit zu machen, und 
wir wollen nicht das Unmögliche fordern. 

Daneben gibt es aber noch mindestens zwei wei-
tere sachliche Gründe, die erklären, warum die 
Bundesregierung ,die Große Anfrage ausdrücklich 
begrüßt: einmal deswegen, weil die Anfrage über 
die 1977 Wahrgenommenen Bilanzierungs- und Erör-
terungsmöglichkeiten hinaus eine weitere Möglich- 
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keit bietet, den gegenwärtigen Stand der Verwirk-
lichung der Ziele des Grundlagenvertrags darzustel-
len, gewissermaßen am Leitfaden der Folgeverein-
barungen gemäß Art. 7 dieses Vertrags. In die Reihe 
der Rechenschaftslegungen und Überprüfungen des 
Jahres 1977 möchte ich auch die Große Anfrage 
stellen, deren Beantwortung durch die Bundesregie-
rung uns hier beschäftigt. 

Wer außerhalb Bonns mit ,den Bürgern über The-
men der Deutschlandpolitik spricht und diskutiert, 
wird immer wieder feststellen, wie sehr gerade in 
diesem Bereich Aufklärung und Information not tut, 
wie sehr und wie oft der Wissens- und Informations-
stand hinter der tatsächlichen Entwicklung, welche 
die innerdeutschen Beziehungen in den 70er Jahren 
genommen haben, zurückgeblieben ist. Allzu oft ver-
stellen Emotionen, Halbwissen und Vorurteile den 
Blick sowohl auf die reale Lage und die eingetrete-
nen Veränderungen als auch auf die tatsächlichen 
Möglichkeiten der weiteren Entwicklung. Deswegen, 
wie gesagt, bietet die Antwort auf die Große Anfra-
ge der Bundesregierung willkommene Gelegenheit, 
in der relativen Ausführlichkeit einer Bundestags-
drucksache anhand der Systematik des Art. 7 des 
Grundlagenvertrags die innerdeutschen Beziehungen 
in ihren Hauptgegenständen ein weiteres Mal auf-
zurollen. 

Je variabler und vielfältiger das Informationsma-
terial ist, das der Öffentlichkeit über die innendeut-
schen Beziehungen zur Verfügung steht, desto mehr 
ist zu hoffen, daß immer mehr Bürger die innerdeut-
sche Problematik nicht nur als gelegentliche Zu-
schauer betrachten, sondern sie wahrhaftig auch in 
ihren Fortschritten, aber auch in ihren Rückschlägen 
und Schwierigkeiten mitdenken. Nur ein informier-
tes Mitdenken solidarischer Bürger sichert der 
Deutschlandpolitik jenen Rückhalt, dessen sie auf 
ihrem langen und mühsamen Weg bedarf. Tugen-
den wie Geduld, Zähigkeit, Mäßigung und langer 
Atem, wie es einmal jemand aus Ihren Reihen, der 
von der Thematik etwas verstand und heute noch 
versteht, hinzufügte, sind gefragt und sind nicht 
selbstverständlich. Sie müssen erarbeitet und in 
ihrer Notwendigkeit begreiflich gemacht werden, 
bevor man sie mit Aussicht auf Erfolg fordern kann. 
Um .das nebenbei auch zu sagen: Wer hier neben 
kritischen auch selbstkritische Töne durchhört, der 
hört durchaus richtig. 

Der zweite Grund, aus dem die Bundesregierung 
die Große Anfrage der Opposition begrüßt, ist, daß 
die Anfrage, wenn ich es so sagen darf, von dieser 
Opposition kommt, d. h. von einer Richtung dieses 
Hauses, die 1973 den Grundlagenvertrag fast ge-
schlossen abgelehnt hat, die in denersten Jahren 
nach Inkrafttreten des Vertrages die darauf auf-
bauende Deutschlandpolitik als in Ansatz und 
Durchführung falsch verurteilt und die schon mehr-
mals als Scheitern dieser Politik proklamiert hat. 
Übrigens ist das fast tägliche Echo: daß diese 
Politik gescheitert sei, daß es Rinnsale seien und 
nun nichts mehr davon übrig sei. Aber auch Sie 
haben allmählich gemerkt, daß das niemand mehr 
hören will, weil millionenfache Beteiligung an den 
Ergebnissen dieser Politik ein anderes Zeugnis ab

-

legt und die Menschen draußen auch bereit sind, 
sich daran zu erinnern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von .der CDU/CSU) 

Jetzt ist in der Begründung zur Großen Anfrage 
zwar von einer Sackgasse die Rede; aber darüber 
will ich nicht rechten. Das ist Ihre Sache. Es mag in 
der Oppositionsfraktion Kräfte geben, die wirklich 
und wahrhaftig eine von Grund auf andere Deutsch-
landpolitik, eine andere weltpolitische Einordnung 
der nationalen Frage, was vor allem das Verhältnis 
zu den Westmächten betrifft, und eine andere Priori-
tät sowie davon abgeleitet auch eine andere Metho-
de des Umgangs mit Ost-Berlin wollen. Ansätze zu 
einer solchen Politik, einer eindeutigen und klar ab-
hebbaren Alternative zur jetzigen Deutschlandpoli-
tik sind im deutschlandpolitischen Grundsatzpapier 
der CSU vom 23. Februar erkennbar geworden. 

Die Große Anfrage, um die es heute geht, hat 
jedoch aus meiner Sicht den Vorteil, daß sie den 
Grundlagenvertrag ernst nimmt und die Bundes-
regierung von daher befragt. Die Kollegen der CDU/ 
CSU-Fraktion, die diese Anfrage fromuliert haben, 
lassen sich ersichtlich auf die mannigfachen Einzel-
heiten der innerdeutschen Beziehungen ein, und die-
sen Ansatz beim Praktischen kann man nur begrü-
ßen. 

Mit Recht weisen die Fragesteller auf die große 
Bedeutung hin, welche die Bundesregierung in den 
Debatten der Jahre 1972/73 dem Art. 7 des Grund-
lagenvertrages beigemessen habe. An dieser Auf-
fassung hat sich in der Tat bis heute nichts geändert. 
Dieser Artikel definiert, was inhaltlich unter inner-
deutscher Normalisierung vorzustellen ist. Damit es 
noch einmal deutlich wird, zitiere ich ihn im Wort-
laut, damit dieser Artikel nicht im Zusammenhang 
mit irgendeiner legendären Vorstellung bemüht 
wird. Es heißt da: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deut-
sche Demokratische Republik erklären ihre Be-
reitschaft, im Zuge der Normalisierung ihrer Be-
ziehungen praktische und humanitäre Fragen zu 
regeln. Sie werden Abkommen schließen, um 
auf der Grundlage dieses Vertrages und zum 
beiderseitigen Vorteil die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wirtschaft, der Wissenschaft 
und Technik, des Verkehrs, des Rechtsverkehrs, 
des Post- und Fernmeldewesens, des Gesund-
heitswesens, der Kultur, des Sports, des Um-
weltschutzes und auf anderen Gebieten zu ent-
wickeln und zu fördern. 

Das ist die Bezugsquelle in Art. 7. Ein Kernstück 
des Grundlagenvertrages ist dieser Artikel insofern, 
als er durch materielle Aussagen die' Besonderheit 
der innerdeutschen Beziehungen unterstreicht. Ab-
gesehen davon spiegelt er die Überzeugung wider, 
die der damalige Bundeskanzler Brandt schon im 
März 1970 bei dem denkwürdigen Treffen mit dem 
Ministerratsvorsitzenden der DDR Stoph in Erfurt 
geäußert hat: Zur Normalisierung der Beziehungen 
genügen nicht allein förmliche Dokumente, die Men-
chen hüben und drüben müssen von der Normali-
sierung etwas haben. So sagte Willy Brandt damals, 
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und der Art. 7 trägt wesentlich dazu bei, daß der 
Grundlagenvertrag in diesem Sinne nicht nur ein 
förmliches Dokument ist, gleichsam ohne materielles 
Fundament. 

Allerdings wäre es ganz und gar unpolitischer 
Formalismus, bei der Bilanzierung des Art. 7 ge-
wissermaßen mit dem festen Datum des 21. Juli 
1973 zu beginnen, an dem Tag also, da der Grund-
lagenvertrag in Kraft trat. Der Weg zum Grund-
lagenvertrag führte über mehrere Stationen, dar-
unter über die Postvereinbarung vom 30. Septem-
ber 1971 und über den Verkehrsvertrag vom 26. Mai 
1972. Beide Vereinbarungen haben wesentliche Vor-
aussetzungen für das heutige Niveau der inner-
deutschen Kommunikation geschaffen. 

Wie wichtig der Verkehrsvertrag von 1972 war, 
geht u. a. auch daraus hervor, daß seine Regelungen 
in vielen Punkten die Empfehlungen der KSZE von 
1975 im bilateralen Verhältnis zur DDR bereits ver-
wirklicht haben. Aber auch der Grundlagenvertrag 
selbst war mit Verbesserungen verbunden, die bei 
einer allzu formalen Bilanz im Zusammenhang mit 
dem Art. 7 und dem Zusatzprotokoll außer Betracht 
bleiben müßten. Ich nenne hier den Briefwechsel 
über Arbeitsmöglichkeiten für Journalisten, dessen 
Vollzug ungeachtet gelegentlicher Kollisionen den 
innerdeutschen Austausch von Informationen und 
Meinungen unverkennbar gefördert hat — trotz all 
dieser Dinge, die wir ja gar nicht verniedlichen und 
gar nicht ignorieren, sondern die für uns auch ein 
Stein des Anstoßes sind. Hier geht es aber darum, 
festzustellen, daß diese Lösung, diese Regelung ins-
gesamt dazu beigetragen hat, in unserem Interesse 
weitgehend eine Forderung zu erfüllen. 

Auch der grenznahe Verkehr wäre hier zu nen-
nen, obgleich ich nicht verhehlen möchte, daß der 
Zuspruch, den er hier in der Bundesrepublik bei den 
rund 6 500 000 Einreiseberechtigten findet, nicht 
ganz so rege ist, wie ich mir  das einmal vorgestellt 
habe. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich dazu 
bitte von dieser Stelle aus noch eine Anmerkung 
machen. Ich habe fast den Eindruck, daß diese ge-
ringe Annahme der Möglichkeiten der Reisen im 
kleinen Grenzverkehr mit darauf zurückzuführen ist, 
daß sich fast 20 Jahre lang eine absolute Trennung 
der Familien ergeben hatte 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und dadurch eine Entfremdung eingetreten war, die 
man nicht beliebig aus der Welt schaffen kann. Da 
zeigt sich vielmehr, wie die Zeit in der Tat nicht für 
uns gearbeitet hat, wie es auch schon einmal der 
Bundeskanzler Kiesinger sagte, als er damals den 
Zeitfaktor mit zur Grundlage seiner Beurteilung der 
aktuellen Situation machte. 

Es ist wahr — und darum redet auch die Antwort 
auf die Große Anfrage nicht herum —, daß auf einer 
ganzen Reihe von Gebieten die gemeinsamen Vor-
sätze des Art. 7 noch nicht realisiert sind. Abkom-
men über Kultur und Rechtshilfe stehen vorläufig 
ganz in den Sternen. In anderen Bereichen — wie 
bei Wissenschaft und Technik — ist der  Verhand-
lungsabschluß zeitlich nicht absehbar. In wieder 

anderen Bereichen — wie beim nichtkommerziellen 
Zahlungs- und Verrechnungsverkehr — haben wir 
zwar erste Vereinbarungen, aber sie sind ungenü-
gend und nicht ausreichend, so daß wir um weitere 
Abreden bemüht sind. 

Sehen Sie, Herr Kollege Jäger, das trifft genau 
den Punkt, den Sie vorhin kritisiert haben. Ich werde 
Ihnen doch nicht Munition liefern und sagen, dann 
und dann werden die Verträge abgeschlossen; dann 
stimmt es nicht, und dann kommen Sie wieder 
an und sagen, diese Regierung ist unfähig. Wir neh-
men uns den langen Atem und schließen nur Ver-
träge ab und treffen nur Vereinbarungen, die in der 
Tat einen Ausgleich der Interessen bringen 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

und nicht nur einseitige Vorteile bewirken. Wer auf 
diese Karte setzt, braucht gar nicht erst anzufangen; 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Eine Korrektur von 
Bahr!) 

Sie brauchen doch nur darauf zurückzublicken, wel-
che Erfahrungen sie in 20 Jahren gesammelt haben. 
Am Ende war nichts, und wir haben erst wieder an-
fangen müssen. 

Zahlenvergleiche mit der Zeit vor 1961 sind völlig 
abwegig, weil die damaligen Ergebnisse unter an-
deren Bedingungen zustande gekommen sind. Trotz-
dem wäre es falsch und ginge an der heutigen Wirk-
lichkeit — knapp fünf Jahre nach Inkrafttreten des 
Grundlagenvertrages — vorbei, wenn wir unseren 
Blick nur auf das Unfertige und das Unzulängliche 
richteten, hingegen die realen Verbesserungen ge-
genüber der damals leider auch sehr realen Aus-
gangsbasis keines Blickes würdigten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Jäger (Wangen)? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, würden Sie mir wenigstens darin zustimmen, 
daß nach fünf Jahren die Weigerung der DDR, über-
haupt in sachliche Verhandlungen über bestimmte 
der noch ausstehenden Folgeabkommen einzutreten, 
mit dem Text des Art. 7, den Sie uns soeben vor-
gelesen haben, nichts mehr zu tun hat, sondern daß 
hier seitens der DDR eine Verweigerung der Ver-
tragserfüllung vorliegt? 

Franke, Bundesminister: Herr Kollege Jäger, ich 
bin gerade dabei, zu versuchen, Ihnen klarzuma-
chen, daß diese Zeitspanne von fünf Jahren im 
Grunde genommen überhaupt kein Zeitfaktor ist, 
wenn es darum geht, so schwierige Probleme wie 
die, mit denen wir es hier zu tun haben, zu lösen. 
Ich weiß nichts davon, daß sich die DDR generell 
weigert. Wir brauchen nur — das haben wir in den 
vielen Jahren auch schon erfahren — manchmal 
länger Zeit, bis wir zu einem Konsens kommen; 
denn es dauert eine gewisse Zeit, bis wir uns über 
das angesprochene Thema verhandlungsmäßig un- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 90. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Mai 1978 	7131 

Bundesminister Franke 
terhalten können. Und da wird jetzt der lange Atem 
wichtig. Einmal geht es Ihnen zu langsam, und 
wenn wir dann zu schnell sind, dann sagen Sie wie-
der: Jetzt habt ihr euch überschlagen und habt 
schludrige Verträge zustande gebracht. Man kann 
sagen, daß Sie, so, wie es Ihnen in den Kram paßt, 
zu den Dingen Stellung nehmen. 

Ich stelle hiermit noch einmal fest: Die DDR hat 
ihre Position, ihre Grundauffassung. Wir gehen im-
mer davon aus, daß das eine staatliche Ordnung 
ist, die sich von unserer in elementaren Fragen 
grundlegend unterscheidet. Da zu einem Kompromiß 
zu kommen, erfordert in der Tat politische Fähig-
keiten und Gaben. Die Politik, so heißt es, ist die 
Kunst des Möglichen und nicht das Fordern des Un-
möglichen, wie Sie es uns hier immer weismachen 
wollen. 

Diese unsere Politik hat gewiß ihre Rückschläge, 
Krisen und Schwierigkeiten gehabt und wird sie 
wohl auch weiterhin haben. Die Schwierigkeiten 
sind, wie es in der Antwort der Bundesregierung 
heißt, tägliche Erfahrung der innerdeutschen politi-
schen Praxis. Ich wiederhole: Die Schwierigkeiten 
sind tägliche Erfahrung der innerdeutschen politi-
schen Praxis. Wenn Sie es noch einmal hören wol-
len, wiederhole ich es noch einmal. 

Orientieren Sie sich bitte daran, daß wir keiner 
Illusion nachlaufen, sondern daß uns das bewußt 
war. Aber gerade darum haben wir uns dieser 
schwierigen Aufgabe gestellt. Über ihre objektiven 
Ursachen habe ich vorhin schon gesprochen. Es gibt 
aber auch subjektive Faktoren auf unserer Seite, die 
zumindest für die Bundesregierung die Bewältigung 
der Schwierigkeiten erschweren. 

Darum möchte ich auch von dieser Stelle noch 
einmal an die Bevölkerung der Bundesrepublik 
appellieren, mitzuhelfen bei der Bewältigung von 
Problemen der Deutschlandpolitik, die erreichten 
Verbesserungen konsequent zu nutzen und nicht 
gegenüber dem Wünschenswerten abzuwerten so-
wie die Verhandlungen mit der DDR nüchtern zu 
beurteilen und nicht durch eine Überschätzung der 
Position der Bundesrepublik Deutschland zu er-
schweren. 

Die Grundkonstellation innerdeutscher Vertrags-
verhandlungen ist zur Genüge bekannt. Während 
sich die Bundesregierung um eine Zunahme der 
Kontakte und um eine Verbesserung der Zusammen-
arbeit bemüht, nimmt die Regierung der DDR häu-
fig eine mehr auf Abgrenzung bedachte Position 
ein. Auch das ist keine Überraschung. Das ist Ihnen 
wie uns bekannt. Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, 
daß wir das nicht ignorieren, sondern daß wir uns 
mit Geduld und Zähigkeit immer wieder bemühen. 
Da keiner dem anderen seinen Willen aufzwingen 
kann, muß ein Kompromiß gefunden werden, was 
bedeutet, daß selbstverständlich nicht alle Wünsche 
und Begehren der Bundesrepublik verwirklicht wer-
den können. 

Dies einzusehen fällt vielen Bürgern in der Bun-
desrepublik sichtlich schwer — auch manchem, der 
es auf Grund seiner besonderen Kenntnisse wissen 
müßte. Es besteht häufig die Neigung, die Verhand-

lungsposition der Bundesrepublik gegenüber der 
DDR zu überschätzen. Um es ganz klar zu sagen: Die 
Bundesrepublik Deutschland ist — statistisch gese-
hen — größer und wirtschaftlich leistungsfähiger als 
die DDR. Aber deswegen kann sie der DDR doch 
nicht diktieren; denn die DDR ist als Staat ebenso 
unabhängig von der Bundesrepublik wie diese von 
der DDR. Gerade zu diesem Punkt haben wir bei der 
Anhörung vor dem Innerdeutschen Ausschuß im 
letzten September sehr Bedenkenswertes vernom-
men. 

Die Bundesregierung hat es also einerseits mit der 
DDR zu tun, die häufig genug auf Abgrenzung aus 
ist, und andererseits mit den Wünschen und Erwar-
tungen unserer Bürger, die die Aktionsfähigkeit der 
Bundesregierung unrichtig einschätzen oder auch 
überschätzen. 

Nun zu einigen Einzelfragen und da zunächst zum 
innerdeutschen Handel: In den zehn Jahren von 
1968 bis 1977 hat sich der Umsatz des innerdeut-
schen Handels verdreifacht. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
lassen Sie eine Zwischenfrage zu? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Ich möchte diesen Gedanken zu Ende füh-
ren. Bitte melden Sie sich dann noch einmal, Herr 
Kollege Jäger. 

Ich wiederhole: In den zehn Jahren von 1968 bis 
1977 hat sich der Umsatz des innerdeutschen Han-
dels verdreifacht. Er ist in absoluten Zahlen in die-
sem Zeitraum von 2,9 Milliarden auf 8,7 Milliarden 
Verrechnungseinheiten gestiegen. Ich finde diese 
Entwicklung sehr erfreulich, einmal wegen des ma-
teriell-ökonomischen Vorteils, der für beide Seiten 
dabei heraussieht, für die DDR ebenso wie für die 
auf unserer Seite beteiligten Firmen. Zum anderen 
ist das erreichte Volumen des innerdeutschen Han-
dels auch deswegen positiv zu bewerten, weil der 
Austausch von Gütern immer ein Element enthält, 
das über die Sphäre des Materiell-Ökonomischen 
hinausreicht. 

So manche Betrachtung, die hierzulande zum 
innerdeutschen Handel und seinen Regularien an-
gestellt wird, übersieht leicht den Anteil, den West-
Berlin dabei innehat. Deswegen sei hier vermerkt, 
daß dieser Anteil Ende 1977 22,3 %betrug. Mit 
anderen Worten, West-Berlin ist mit fast einem 
Viertel am Umsatz des innerdeutschen Handels be-
teiligt. 

Insgesamt ist zu sagen, daß die Konditionen und 
Regularien des innerdeutschen Handels einen In-
teressenausgleich mit der DDR zum Ausdruck brin-
gen, bei dem auf unserer Seite auch Rechtspositionen 
sowie politische, Berlin- und ökonomische Interessen 
im Spiele sind. 

(Abg. Jäger [Wangen] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Bitte.  

Vizepräsident Frau Renger: Zwischenfrage, bitte 
schön. 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, Sie sprachen vorhin davon, daß wir der DDR 
als einem von uns unabhängigen Staat unseren 
Willen nicht aufzwingen können. Wir fordern aber 
nichts anderes, als daß die DDR eingegangene ver-
tragliche Verpflichtungen erfüllt. Sind Sie denn der 
Meinung, daß es ein Aufzwingen-Wollen unserer 
Vorstellungen ist, wenn wir von der DDR nichts an-
deres verlangen als die Erfüllung dessen, was sie 
vertraglich mit der Bundesregierung vereinbart hat? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Kollege Jäger, wir sind täglich dabei, 
und wir kommen auch zu Ergebnissen. Wir haben 
Unzulänglichkeiten, die in der ersten Zeit das ganze 
Geschehen belasteten, ausräumen können, aber 
nicht, indem wir kategorische Forderungen anmel-
deten, sondern indem wir in der Sache noch einmal 
sehr eindeutig argumentiert haben und in der Tat 
die Mißstände ausräumen konnten. Dies wird im-
mer diese Art der Politik bestimmen. Auch daran 
müssen Sie sich gewöhnen. Sie kennen das ja. Wa-
rum stellen Sie eigentlich diese Fragen, als sei das 
eine völlig neue Entwicklung? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Es geht um eine andere Frage! Es 

geht um Vertragstreue!) 

Was den Verkehr betrifft, so hat die Opposition 
durchaus recht, wenn sie in Erinnerung bringt, daß 
zwischen der Bundesrepublik und der DDR noch 
kein Luftverkehrsabkommen besteht, ja nicht ein-
mal diesbezügliche Verhandlungen aufgenommen 
worden sind. Ein solches Abkommen müßte bekannt-
lich mit einer befriedigenden Lösung der Luftver-
kehrsprobleme von Berlin einhergehen. Eine solche 
Lösung, die eine Einigung der vier Siegermächte 
erfordert, ist nicht in Sicht. 

Seit dem Grundlagenvertrag ist jedoch mit der 
DDR eine Reihe von Abmachungen über die tech-
nische Verbesserung der Verkehrswege von und 
nach Berlin getroffen worden, nachdem die Modali-
täten des Verkehrsablaufs im Transitabkommen von 
1971 vereinbart worden sind. 
So gehen, einer Absprache von Ende 1975 gemäß, 

die Bauarbeiten für die Grunderneuerung der Auto-
bahn Helmstedt — Berlin planmäßig voran. Bis Ende 
1977 war die Fahrbahn in Richtung Bundesgebiet 
zwischen Berliner Ring und Marienborn fast durch-
gehend erneuert. Die Bauarbeiten auf der Rich-
tungsfahrbahn nach Berlin sind weit fortgeschritten. 
Der sechsspurige Ausbau des Berliner Rings ist in 
vollem Gange. Aufgenommen wurde ebenfalls der 
Ende 1977 ergänzend vereinbarte sechsspurige Aus-
bau des 1,2 km langen Autobahnabschnitts zwischen 
Grenze und Abfertigungsanlage Marienborn. 

Der Personenreiseverkehr zwischen den beiden 
deutschen Staaten zieht nach wie vor die größte 
öffentliche Aufmerksamkeit auf sich. Die Zahl der 
Reisen aus dem Bundesgebiet und Berlin (West) 
nach Berlin (Ost) und in die DDR lag 1977 bei 7,7 
Millionen, in umgekehrter Richtung waren es gut 
1,3 Millionen. 
Die Aufgabe der Gegenwart ist die Nutzung und 

Sicherung der bestehenden Möglichkeiten sowie 

deren Erweiterung. Unsere diesbezüglichen Wünsche 
sind der DDR bekannt. Sie finden leider dort eine 
Grenze, wo die DDR ihre innere Festigkeit tangiert 
sieht. 

Bei dem umfangreichen Personenreiseverkehr ist 
das als erstes Folgeabkommen zum Grundlagen-
vertrag geschlossene Gesundheitsabkommen von 
1974 von großer politischer Bedeutung. Es gibt 
jedem Einreisenden aus dem jeweils anderen Staat 
einen Rechtsanspruch auf kostenfreie ambulante und 
stationäre medizinische Hilfe bei akuten Erkran-
kungen. Spezialbehandlungen und Spezialkuren 
werden in steigendem Maße von Patienten aus bei-
den deutschen Staaten wahrgenommen. Das ist für 
die Betroffenen eine oft entscheidende humanitäre 
Hilfe. 

In puncto nichtkommerzieller Zahlungsverkehr — 
ich sagte es schon — haben wir seit 1974 zwar eine 
vorläufige Lösung, aber sie bleibt doch erheblich 
hinter den Erfordernissen zurück. Darin sind wir 
uns durchaus einig, und wir haben die Dinge ja 
überhaupt nicht beschönigt. Wir haben in unserer 
ausführlichen Antwort auf Ihre Große Anfrage auch 
die Problembereiche angesprochen. Nehmen Sie das 
doch bitte so ernsthaft zur Kenntnis, wie es gemeint 
ist, um gemeinsam bemüht zu sein, die doch wohl 
unumstrittene Zielsetzung erreichen zu können. 

Ich möchte von hier aus die Verantwortlichen in 
der DDR noch einmal an die Mahnung des Bundes-
kanzlers vor zwei Monaten erinnern, sie sollten sich 
endlich einen Ruck geben. Es geht um die Über-
weisungen von Guthaben alter Menschen aus der 
DDR in die Bundesrepublik, also um ein humani-
täres Problem, das finanziell durchaus darstellbar 
ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Die freiere Bewegung von Meinungen und Infor-
mationen gehört erklärtermaßen zum Entspannungs-
prozeß in Europa. Als die innerdeutsche Entspan-
nungspolitik der sozialliberalen Koalition Ende 
1969 begann, waren 34 Telefonleitungen zwischen 
dem östlichen und dem westlichen Deutschland in 
Betrieb, natürlich handvermittelt. Ende 1977 waren 
821 Leitungen geschaltet, davon immerhin so viele 
automatisch, daß 85 % aller vom Bundesgebiet und 
von West-Berlin abgehenden Gespräche von den 
Teilnehmern direkt hergestellt wurden. Ich meine, 
auch angesichts der Tatsache, daß heute im Durch-
schnitt täglich weit über 30 000 Telefongespräche 
allein in West-Ost-Richtung geführt werden, kann 
man ohne Übertreibung von einer qualitativ ver-
änderten Situation sprechen. Dies ist tatsächlich 
freiere Bewegung von Informationen und Meinun-
gen. 

Aufs Ganze gesehen hat unsere Politik Erfolge 
gebracht. Das spürt jeder, der Augen und Ohren im 
Kopfe hat. Das Interesse der Deutschen aneinander, 
ihr Wissen voneinander und ihr Sich-Austauschen 
miteinander haben im Vergleich zu den 60er Jahren 
zugenommen und steigen weiter. 

Meine Damen und Herren, damit Sie das auch 
noch hören: Zu den Folgevereinbarungen oder zu 
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Bundesminister Franke 
den Absichten des Grundlagenvertrages gehörte es 
auch, Heiraten und Verlöbnisse junger Menschen zu 
ermöglichen. Von den ca. 5 000 Einzelfällen im 
Durchschnitt pro Jahr der Übersiedlungen aus der 
DDR in den Bereich der Bundesrepublik sind allein 
ca. 1 000 junge Menschen, die die Absicht haben, 
hier die Ehe einzugehen; die Motivation der Aus-
reiseerlaubnis ist damit begründet. Merken Sie sich 
doch bitte einmal die Zahl und ignorieren Sie das 
nicht! Sagen Sie nicht immer nur etwas über die 
„Bild"-Zeitung, wenn es mal einem Ministerpräsi-
denten, der Filbinger heißt, zufällig gelungen war, 
im Zuge dieser Maßnahmen auch jemanden freizu-
bekommen, um den wir uns bemüht haben, und er 
dann so tut, als sei das sein Einfluß gewesen! Neh-
men Sie mal auch die viel größere Zahl zur Kenntnis, 
um zu sehen, daß sich da etwas bewegt hat! Sicher-
lich, das reicht uns noch nicht; aber es sind Ansätze 
da. Verkennen Sie das doch bitte nicht! Genau das 
haben wir so gewollt und beabsichtigt. Gleichwohl 
habe ich auf der anderen Seite vor falschen Erwar-
tungen von Anbeginn an gewarnt und muß es auch 
weiterhin tun. 

Die Trennung in zwei Staaten und gegensätzliche 
Gesellschaftsordnungen — ich wiederhole damit ei-
nen Gedanken aus der Vorbemerkung zur Antwort 
auf die Große Anfrage der Opposition von 1974 — 
mittels einer grausamen Grenze ging der Vertrags-
politik voraus und wird durch die Vertragspolitik 
nicht aufgehoben. Anderslautende Erwartungen ver-
kennen das Wesen der Vertragspolitik und werden 
ihrer Zielsetzung nicht gerecht. Diese nämlich ist 
und bleibt darauf gerichtet, zwischen den beiden 
Staaten auf deutschem Boden zum Wohle aller 
Menschen, aller Deutschen zu praktischen Verbesse-
rungen zu gelangen. 

Dabei haben wir — auch das sei erwähnt — kein 
Folgeabkommen nach Art. 7 abgeschlossen, ohne die 
Einbeziehung Berlins sicherzustellen. Das gilt für 
das Gesundheitsabkommen, für die Vereinbarungen 
über den Transfer von Unterhaltszahlungen, für die 
Vereinbarungen über den Transfer von Guthaben in 
bestimmten Fällen, für das Post- und Fernmeldeab-
kommen und auch für das mit Unterstützung der 
Bundesregierung vereinbarte Sportprotokoll zwi-
schen dem Deutschen Sportbund und dem Deutschen 
Turn- und Sportbund. Wer uns damals beim Ab-
schluß des Grundlagenvertrages vorwarf, daß „nur" 
die Kann-Bestimmung aus dem Viermächteabkom-
men hinsichtlich der Einbeziehung Berlins vereinbart 
wurde, der muß zur Kenntnis nehmen, daß es kein 
Abkommen, keine Vereinbarung ohne Einbeziehung 
Berlins gibt. Und wenn die Verhandlungen und die 
Gespräche noch so lange dauern: wir lassen uns da-
durch nicht treiben. Wir haben Zeit genug, um das 
auszuhandeln, was uns gemeinsam bewegen sollte. 

Die Bundesregierung hat nie Zweifel darüber auf-
kommen lassen, daß sie bei jedem Abkommen mit 
der DDR, soweit nach dessen Inhalt Berlin (West) 
einbezogen werden kann, auf der Einbeziehung Ber-
lins bestehen und gegebenenfalls, wenn die DDR 
eine Einbeziehung Berlins verweigert, das entspre-
chende Abkommen nicht abschließen wird. Wir ver-
handeln dann weiter, und es gibt Bewegungen. Wir 

haben es im Laufe der Jahre erlebt, daß Grundvor-
aussetzungen, die die DDR zunächst gesetzt hatte, 
ausgeräumt und doch noch Ergebnisse gezeitigt wur-
den. 

Die Bundesregierung wird nüchtern und beharrlich 
an den innerdeutschen Beziehungen weiterarbeiten 
und wird sich auch durch Störungen, Stillstände oder 
Rückschläge darin nicht beirren lassen. Sie ist sich 
bewußt, daß ein nachbarschaftliches Verhältnis zwi-
schen den beiden deutschen Staaten für die Stabili-
tät des Friedens in Europa unerläßlich ist, und ge-
rade deshalb ist sie bereit, den Kurs der Vertrags-
politik gegenüber der DDR fortzusetzen. Entschei-
dend ist, daß die beiden deutschen Staaten das An-
gebot nutzen, das die europäische Entspannungspoli-
tik ihnen bietet, das Angebot nämlich, vernünftige 
Beziehungen zueinander zu entwickeln und dadurch 
den Interessen der Menschen in beiden Staaten zu 
entsprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Bundesminister, 
Sie haben eine Darstellung gegeben, von der ich 
sagen möchte, daß sie die Beurteilung durch die 
Sprecher der CDU/CSU voll und ganz bestätigt. Es 
ist richtig — dies ist vom Kollegen Abelein und 
vom Kollegen Jäger gesagt worden —, wir begrü-
ßen es, daß es gelungen ist, hier und da an der Peri-
pherie Folgeverträge zu vereinbaren. Aber wir müs-
sen in diesem Augenblick feststellen, daß in wesent-
lichen, entscheidenden Elementen die Erwartungen 
nicht erfüllt worden sind, die weiland geweckt wur

-

den. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte die Bundesregierung auffordern, Herr 
Bundesminister, mit der bedrückenden Begriffsver-
wirrung, die um sich gegriffen hat, Schluß zu 
machen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Man kann doch nicht ernsthaft immerzu den Begriff 
„Normalisierung" strapazieren, wenn sich der Ge-
sprächspartner permanent anormal verhält. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Dann kann von „Normalisierung" wohl keine Rede 
sein. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Ein völlig verboge

-

ner Begriff!) 

Ich möchte schließlich sagen, Herr Kollege Mat-
tick: wir sollten auch keine Geschichtsklitterung be-
treiben. Sie wissen doch genau so gut wie ich — 
Sie sind länger als ich im Deutschen Bundestag —, 
daß es zur Zeit von CDU/CSU-Regierungen Rentner-
reisen und Passierscheinregelungen gegeben hat, 
und Sie können nicht behaupten, zur Zeit von CDU/ 
CSU-Regierungen habe es nichts gegeben, wie es 
auch Bundesminister Franke gesagt hat. 
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Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Mattick? 

Mattick (SPD) : Herr Kollege von Wrangel, können 
Sie sich entsinnen, welche Auseinandersetzungen 
der Regierende Bürgermeister Brandt bei dem Ver-
such der ersten Passierscheinregelung mit der Re-
gierung hatte, mit welchen Schwierigkeiten wir 
kämpfen mußten, bevor die Bundesregierung zuge-
stimmt hat, daß diese Passierscheinregelung in Ber-
lin abgeschlossen wurde, daß es dann noch einmal 
funktioniert hat und daß es beim drittenmal dann 
ganz gescheitert ist, weil die Bundesregierung 
Schwierigkeiten und Belastungen sah, die nicht zu 
tragen waren? Haben Sie das vergessen? 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Mattick, ich habe das nicht vergessen, nur, dies ist 
schon wieder eine Geschichtsklitterung. Es hat da-
mals eine Fülle von Diskussionen zwischen dem 
Berliner Senat und der Bundesregierung gegeben. 
Der entscheidende Schritt, dies herbeizuführen, ist 
aber von der damaligen Bundesregierung gemacht 
worden. Ich bedaure, daß Herr Kollege Bundes-
minister a. D. Dr. Schröder nicht im Raum ist. Er 
könnte dies im einzelnen bestätigen und wird dies 
sicherlich auch tun. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
versucht — ich habe ein gewisses Verständnis da-
für —, immer wieder in diesen Debatten, die wir 
führen, folgendes zu tun: Sie sagt, es gebe zu ihrer 
Politik keine Alternative, oder sie sagt, die Oppo-
sition habe keine Alternative. Dies ist fast ein Ri-
tual, das hier abgewickelt wird. Ich möchte mich 
deshalb zu diesen Fragen einmal äußern. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Wie eine Ge-
betsmühle!) 

Zunächst einmal stelle ich fest: Eine Politik zu 
betreiben, die eine Alternative ausschließt, ist und 
bleibt ein politisches Armutszeugnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sollten sich nicht in eine solche Zwangsjacke be-
geben, denn in einer solchen Zwangsjacke schaden 
Sie ja doch den innerdeutschen Beziehungen emi-
nent. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Wenn nun die Opposition, wie das hier geschehen 
ist und noch geschehen wird, eine berechtigte Kritik 
an dieser — ich sage ausdrücklich — verfahrenen 
Situation übt, denn wir könnten durchaus länger 
darüber reden, ob man z. B. nach der Verdoppelung 
des Zwangsumtausches zur Geschäftsgrundlage zu-
rückgekehrt ist oder nicht, dann stellt man uns die 
Gegenfrage, ob denn die CDU/CSU eine Alternative 
anbietet. Ich meine, es ist nötig, zu sagen, daß dies 
im Grunde genommen nichts anderes ist als ein dia-
lektischer Trick, denn die Bundesregierung hat doch 
die Pflicht, angesichts der verfahrenen Situation 
methodisch und in der Sache einen Weg zu weisen, 
wie man aus der Stagnation herauskommen kann. 

.Im übrigen ist es einfach nicht wahr, wenn Koali-
tion und Bundesregierung — Kollege Jäger, Sie 

sagten vorhin: „Wie eine Gebetsmühle" ; ich nehme 
jetzt diesen Begriff auf — wie eine Gebetsmühle 
behaupten, wir, die CDU/CSU, hätten keine Alter-
nativkonzeption vorgelegt. Darf ich Sie daran er-
innern, meine Damen und Herren, daß es ein sehr 
konkretes bis ins einzelne gehende Aktionspapier 
zur Deutschlandpolitik im Jahre 1976 gegeben hat. 
Nur hat die Bundesregierung dies nicht zur Kennt-
nis genommen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : So ist es! — 
Bundesminister Franke: Doch! — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Es war zu anspruchsvoll ge- 

schrieben!) 

Ich meine, gerade unter diesem Gesichtspunkt ist es 
nicht richtig, wenn Sie dieses Gerede von der angeb-
lich mangelnden Alternative immer wiederholen. 

Meine Damen und Herren, wir täuschen uns nicht, 
wir sind keine politischen Träumer wie z. B. Egon 
Bahr. Wir wissen aber auch ganz genau, daß durch 
solche Verträge natürlich Fakten geschaffen worden 
sind. Wir sagen auch nicht, man könne die deutsch-
landpolitische Landschaft von heute auf morgen völ-
lig verändern. Nur, durch eine zähe, geduldige und 
offensive Deutschlandpolitik könnten wir die Land-
schaft mittelfristig sehr wohl zugunsten des ganzen 
deutschen Volkes verändern. 

Ich darf ein paar Bemerkungen zum Methodi-
schen machen. Warum eigentlich kommen Sie nicht 
der Aufforderung der CDU/CSU nach, endlich Ver-
handlungen zu führen, die gebündelt sind? Warum 
zersplittern Sie sich in den Verhandlungen? Warum 
gibt es nach wie vor — ich denke jetzt an das Bun-
deskanzleramt und an Ihr Haus, Herr Bundesmini-
ster Francke — diese zu Lasten der innerdeutschen 
Beziehungen furchtbaren Kompetenzverwirrungen? 
Warum verzichten Sie eigentlich darauf, Vereinba-
rungen im humanitären Bereich mit wirtschaftlichen 
und finanzpolitischen Vereinbarungen zu synchroni-
sieren? Das sind immer wieder Auforderungen von 
unserer Seite an Ihre Adresse. Sie kommen diesen 
Aufforderungen nicht nach. 

Wir müssen auch klipp und klar sagen, daß sich 
jede Art der Vertrauensseligkeit — das zeigen doch 
die letzten fünf Jahre — insbesondere in den inner-
deutschen Verhandlungen nicht ausgezahlt hat. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Wenn bei der anderen Seite immer wieder die Hoff-
nung geweckt wird — das geschieht leider lau-
fend —, daß man durch eine restriktive Haltung 
einseitige materielle Vorteile erlangen kann, dann 
wird natürlich die Begehrlichkeit in schlimmer Wei-
se geweckt. 

Ich möchte betonen, daß die innerdeutschen Be-
ziehungen auch nicht zu bloßen Fachfragen reduziert 
werden dürfen. Die Verschüttung des Sonderver-
hältnisses der beiden Staaten in Deutschland ist ein 
erklärtes politisches Ziel der DDR. Aus diesem 
Grunde muß der spezifisch deutschlandpolitische 
Aspekt gerade auch im internationalen Bereich viel 
stärker in den Mittelpunkt gerückt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Baron von Wrangel 
Ich möchte zur Sache ausdrücklich sagen, daß wir 

dafür eintreten, in Folgeverträgen mehr Freiraum 
für die Menschen zu schaffen, daß für uns — das 
haben wir immer wieder, auch heute, in vielen Bei-
trägen gesagt — Berlin der Angelpunkt für jede 
Art der Ost-West-Entspannung bleibt. Wir müssen 
aber feststellen, daß es keine Art der Normalisie-
rung angesichts einer zunehmend unmenschlicheren 
Demarkationslinie in Deutschland gibt. Wir treten 
seit vielen Jahren für die Herabsetzung des Reise-
alters ein, aber auch für die Möglichkeit, daß junge 
Menschen zwischen den beiden Teilen Deutsch-
lands reisen können. 

Warum eigentlich kommen Sie auch nicht auf un-
sere Vorschläge zurück, die Sie doch einmal selber 
so lebhaft getragen haben, z. B. einen innerdeut-
schen Redneraustausch durchzuführen? 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das wäre doch eine interessante Sache. Aber offen-
kundig kommen Sie nicht einmal auf diesem be-
scheidenen Gebiet einen Minischritt weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung und die Koalition haben den 
Grundlagenvertrag mit der Aussicht auf Folgever-
träge vereinbart und dabei — ich sagte es schon — 
ungewöhnlich hohe Erwartungen erweckt. Sie ver-
gleichen dies mit unserer Politik. Die CDU/CSU hat 
doch solche Erwartungen niemals erweckt. Darin 
liegt doch auch ein eminent politisch-historischer 
Unterschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerade weil Sie, Herr Bundesminister Franke, hier 
erklärt haben, daß Sie selbstkritisch sind, möchte 
ich Sie auffordern, endlich den Mut zu haben, eine 
nüchterne Bilanz zu ziehen, auch wenn diese Bilanz 
innenpolitisch für Sie schmerzlich sein wird. Nur 
dann, meine Damen und Herren— damit will ich 
schließen —, 

(Wehner [SPD] : Sehr gut!) 

finden wir möglicherweise — dies hat z. B. Herr 
Kollege Abelein am Schluß seiner letzten Rede in 
der deutschlandpolitischen Debatte gesagt —, nur 
dann finden Sie und wir vielleicht alle eine Deutsch-
landpolitik aus einem Guß, die dann möglicherweise 
eines Tages auch von diesem ganzen Hause ge-
tragen werden könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Renger: Das Wort hat der Herr Ab-. 
geordnete Büchler. 

Büchler (Hof) (SPD) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich hätte ein paar 
Bemerkungen zu dem zu machen, was Sie, Herr von 
Wrangel, gesagt haben. — Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn ich Sie ansprechen könnte, Herr von Wran-
gel, um ein paar Bemerkungen zu Ihren Auslassun-
gen zu machen. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Nichts da-
gegen!) 

— Nichts dagegen? Ich glaube es auch. Aber Sie 
haben eben nicht zugehört. 

Ich möchte hier nur einiges ansprechen. Es muß 
Sie hart treffen, wenn wir von der Tatsache spre-
chen, daß Sie in der Deutschlandpolitik keine Alter-
native haben. Wir meinen das vielleicht gar nicht 
so, weil wir ja wissen, daß Sie nicht nur keine Al-
ternative haben, sondern daß Sie im Gegenteil zehn 
Alternativen haben, nämlich zehn verschiedene, von 
jedem, der sich zur Deutschlandpolitik äußert, eine 
andere Alternative. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU]: Wir ha

-

ben sie doch gerade vorgetragen!) 

— Nein, ich werde darauf noch zu sprechen kom-
men, weil ich heute genau das behandeln möchte. 

Sie führten weiter aus, daß unsere Deutschland-
politik steckengeblieben sei. Das Gegenteil hat Mi-
nister Franke heute dargelegt. Er hat Punkt für 
Punkt erklärt, wie sich die Situation in der Deutsch-
landpolitik, im deutschen Raum, Schritt für Schritt 
verbessert hat. Ich meine, es ist richtiger, und wir 
kommen der Wahrheit näher, wenn wir hier fest-
stellen, daß Ihre Deutschlandpolitik 1961 stecken-
geblieben ist. Das ist wohl die Tatsache, um die es 
geht. 

Ich möchte Ihnen auch nicht zu nahe treten. Sie 
haben eine ganze Reihe von Punkten als neues 
Konzept, als Konzept der Union dargelegt. Viele 
Punkte — ich habe sie hier — sind von unserer 
praktischen Politik ohne Zweifel abgeschrieben. 
Aber Patentrezepte, mit denen Sie schon damals, als 
Sie in der Regierung waren, nicht weitergekommen 
sind, werden wir — dafür werden Sie Verständnis 
haben — sicherlich auch nicht übernehmen können. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU] : Haben 
wir von Patentrezepten gesprochen?) 

— Ich habe es nur gesagt. Die haben Sie angeboten. 

Sie sagten, es wäre scmerzlich für uns, Bilanz 
zu ziehen. Wir haben überhaupt keine Sorge, in der 
Deutschlandpolitik Bilanz zu ziehen. Sie  ist auf kei-
nen Fall schmerzlich, sondern genau das Gegenteil. 
Ich glaube, wir können stolz auf das sein, was in 
den letzten Jahren seit 1969 erreicht worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe nicht allzuviel Zeit zur Verfügung. Ich kann 
deshalb nicht auf alle Einzelheiten eingehen, vieles 
auch nicht einmal stichwortartig behandeln. Ich 
darf deshalb darauf hinweisen, daß die Bundesregie-
rung in ihrer Antwort auf Ihre Anfrage eine Doku-
mentation — so möchte ich sie bezeichnen — über 
die Folgevereinbarungen vorgelegt hat, die sehr 
lobenswert ist und alles zusammenfaßt, was auf 
diesem Gebiet jeder einzelne, der sich mit dieser 
Materie beschäftigt, wissen sollte. Das sollte aber 
nicht nur derjenige, der sich damit beschäftigt, 
sondern die gesamte Bevölkerung zur Kenntnis neh-
men. Ich kann also mit gutem Gewissen auf man-
ches Detail verzichten und sie unerwähnt lassen. 

Mir geht es heute um drei Punkte, zu denen ich 
etwas sagen möchte. Erstens. Von welchen Grund-
sätzen oder Prinzipien geht die Vertragspolitik zur 
DDR aus? Zweitens. Welche Bedeutung haben die 
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Büchler (Hof) 
Folgeverträge? Drittens. Welche Ergebnisse brach-
ten die Folgeverträge? — Zu dieser dritten Frage 
werden noch weitere Kollegen Stellung nehmen. 

Eingangs möchte ich mit Genugtuung feststellen, 
daß die Opposition in ihrer Großen Anfrage zu 
diesem Thema anerkennt — ich darf das wörtliche 
Zitat bringen —, „daß einige dieser Folgeverein-
barungen als Erfüllung des Auftrags des Grund-
lagenvertrags und seines Zusatzprotokolls betrach-
tet werden können". 

Dieselbe CSU — jetzt komme ich gleich auf die 
zehn verschiedenen Konzeptionen, die Sie haben, 
Herr von Wrangel —, die diese Große Anfrage 
mitformuliert hat, stellt zur gleichen Zeit in ihrem 
deutschlandpolitischen Grundsatzpapier fest — ich 
darf wieder mit Genehmigung der Frau Präsidentin 
zitieren —: 

Die CSU würde es sehr begrüßen, wenn auf 
dem Gebiet der im Zusatzprotokoll zum Grund-
lagenvertrag verbindlich vorgesehenen Folge-
vereinbarungen endlich erkennbare Fortschritte 
erzielt werden könnten. 

Dies ist die Meinung der CSU. Sie, Herr von Wran-
gel, haben heute die Vorredner aufgeführt, die ge-
nau dies nicht behauptet haben sollen. Also was 
gilt jetzt? Da ist ein Widerspruch, so meine ich, 
der sich nicht ohne weiteres ausräumen läßt. 

Auch die Opposition müßte endlich merken, daß 
solche kontroversen, sich absolut widersprechenden 
Feststellungen ihre Politik unglaubwürdig machen. 
Deswegen fällt es mir auch schwer, mich über die 
Erkenntnis der Opposition zu freuen — so wahr sie 
auch ist —, daß für die Verwirklichung der Folge-
abkommen geraume Zeit erforderlich sei und Er-
gebnisse nicht über Nacht erzielt werden können. 
Aber lassen wir das. 

Bedauerlich ist für uns allerdings die Tatsache, 
daß solche absoluten Widersprüche nicht gerade 
helfen, mit Ihnen zu diskutieren, sich offensiv aus-
einanderzusetzen und eventuell auch zu versuchen, 
einen gemeinsamen Nenner zu finden. Dies ist an-
gesichts der Widersprüche, die hier deutlich werden, 
praktisch unmöglich. 

Ich darf ein paar Grundsätze unserer Deutsch-
landpolitik nennen. 

Erstens. Die Deutschlandpolitik der Koalition geht 
von der Existenz zweier deutscher Staaten aus. 

Zweitens. Die Deutschlandpolitik hat es mit zwei 
unterschiedlichen Gesellschaftsordnungen zu tun. 

Drittens. Die Grenze in Deutschland und Berlin 
trennt zwei Interessensphären, die in zwei unter-
schiedliche Bündnissysteme eingebunden sind. 

Viertens. Gegensätze und Unterschiede sind jetzt 
nicht aufhebbar. Aber — das ist, so meine ich, 
bedeutend — es existieren genügend gemeinsame 
Interessen. 

Fünftens. Eine Verbesserung der Beziehungen im 
Interesse der Menschen und des Friedens ist nur 
auf dem Verhandlungsweg möglich. 

Man darf ganz nüchtern feststellen, daß ohne 
diese grundlegenden Überlegungen kein Grund-
lagenvertrag und somit auch keine Folgeverträge 
existieren würden; Folgeverträge — um das auch 
einmal zu sagen —, die als konkrete Ausgestaltung 
des Grundlagenvertrags zu verstehen sind, als be-
deutende Erleichterung und Verbesserung, Fort-
schritte und Hilfen für die Menschen in der Bun-
desrepublik Deutschland und der DDR. Manchmal 
darf man den Eindruck haben — das mag Ihnen 
zugestanden sein —, daß auch Sie, meine Damen 
und Herren von der Opposition, dies anfangen zu 
begreifen. Allerdings hat Herr Dr. Abelein heute 
in seinen Eingangsbemerkungen wieder das Gegen-
teil bewiesen. 

Ich darf den Kollegen Dr. Marx zitieren, der am 
24. Januar in diesem Hause über die Entspannung 
folgendes gesagt hat: 

Sie darf nicht Wünsche an die Stelle von Reali-
täten, nicht Hoffnungen an die Stelle von Tat-
sachen, nicht Illusionen an die Stelle notwen-
diger Einsichten setzen. Wenn es Spannungen 
zwischen zwei Seiten gibt, so müssen eben 
beide bestrebt sein, sie in einem gegenseitig 
kontrollierten, vergleichbaren Ausmaß und 
Rhythmus abzubauen. 

Genau dies wäre eine Basis einer realistischen Poli-
tik. Genauso realistisch betrachten wir die Dinge, 
und genauso realistisch praktiziert die Bundesregie-
rung ihre Deutschlandpolitik. Leider stimmen die 
Worte, die hier von Herrn Marx gesprochen wor-
den sind, nicht mit dem überein, was Sie dann 
sagen, wenn es um konkrete Fragen der Politik und 
vor allem der Deutschlandpolitik geht. Dann steht 
entweder Ihr hartes Nein entgegen, oder Sie sind 
nicht zu konstruktiver Mitarbeit bereit. 

Ich meine, daß den Bürgerinnen und Bürgern die 
solide und auf kleinen Fortschritten basierende Po-
litik dieser Bundesregierung lieber, sicherer ist als 
große Worte ohne Verwirklichungschance, wie man 
sie von Ihrer Seite immer wieder hört. Der Volks-
mund sagt zu Recht: Der Spatz in der Hand ist mir 
lieber als die Taube auf dem Dach. Wenn Sie nun 
sagen, daß das ein hinkender Vergleich ist, dann 
gebe ich Ihnen recht. Denn die Bundesregierung hat 
seit 1969 mehr erreicht, als das Bild als solches 
aussagt. Haben wir doch in relativ kurzer Zeit für 
die Menschen in beiden Teilen Deutschlands, für die 
Erhaltung des Friedens und die Einheit der Nation 
mehr erreicht, als man sich noch vor zehn Jahren 
träumen ließ. Dies ist, wenn man sich an die Jahre 
zuvor erinnert, eine Tatsache. 

Deshalb muß der Appell der Bundesregierung an 
die Bevölkerung unterstützt werden, bei der Be-
wältigung von Problemen der Deutschlandpolitik 
mitzuhelfen, die erreichten Verbesserungen konse-
quent zu nutzen und — was mir wichtig erscheint — 
nicht ein negatives Einzelbeispiel, persönlich er-
lebt oder vom Nachbarn erfahren, als Maßstab für 
die gesamte Deutschlandpolitik anzuwenden. Wir 
alle erfahren in unseren Wahlkreisen immer wieder 
von solchen Einzelbeispielen. Oft genug gelingt es 
mit Hilfe des Innerdeutschen Ministeriums, die 
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Schwierigkeiten zu überwinden. Ich darf an dieser 
Stelle auch einmal Herrn Minister Franke und 
allen, die ihn dabei unterstützen und ihm helfen, 
für diese lautlose und gerade deswegen so effek-
tive Arbeit recht herzlich danken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Denn dies ist Arbeit im Interesse von Einzelschick-
salen. 

Um nur ein Beispiel zu nennen — Minister Franke 
hat es schon erwähnt —: Wenn in den letzten drei 
Jahren pro Jahr 1 000 Verlobte für immer zusam-
menkommen konnten, dann empfinde ich das als 
eine großartige Sache, weil es eben vorher nicht 
möglich war und weil die Verwirklichung von Glück 
durch Politik auch für den Politiker zur Sonnenseite 
seiner Arbeit gehört. 

Nun möchte ich nicht mißverstanden werden: 
Deutschlandpolitik ist nicht nur von eitel Sonnen-
schein beherrscht. Hier geht es um einen Interessen-
ausgleich zwischen einem parlamentarisch verfaß-
ten Staatswesen und einem kommunistisch regierten 
Staat. Sicher sind einige Abkommen noch im Ver-
handlungsstadium; in manchen Bereichen stagnieren 
die Verhandlungen sogar. 

Im Rechtsverkehr ist insoweit ein Fortschritt zu 
verzeichnen, als der wechselseitige Rechtshilfever-
kehr auf vertragloser Basis wieder aufgenommen 
wurde. Das größte Hindernis — Sie wissen es —, 
hier zu Vereinbarungen zu kommen, sind die  unter-
schiedlichen Rechtsordnungen der beiden deutschen 
Staaten. 

Bedauerlich ist, daß die kulturellen Beziehungen 
unterentwickelt sind. Aber solange die DDR in einer 
nicht zu rechtfertigenden Art und Weise die Heraus-
gabe von Kulturgütern der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz verlangt, werden diese Verhandlungen 
eben stagnieren. Andererseits haben wir erst kürz-
lich bei einem Besuch der Stiftung in Berlin gehört, 
daß die Zusammenarbeit auf verschiedenen Gebie-
ten möglich ist, wie in letzter Zeit überhaupt man-
ches — wir lesen es ja in den Zeitungen — auf dem 
kulturellen Sektor wesentlich besser geworden ist. 

Den mehr oder weniger negativen Bereichen der 
Folgeverträge steht eine erfreuliche Bilanz anderer 
Folgeverträge gegenüber. Millionen Bürger spüren 
in ihrem persönlichen Lebensbereich die Verbesse-
rungen, die durch die Bundesregierung geschaffen 
wurden. 7,7 Millionen Reisen aus der Bundesrepu-
blik und Berlin (West) in die DDR und nach Berlin 
(Ost) haben 1977 stattgefunden, 41 500 Deutsche 
unterhalb des Rentenalters sind von drüben zu uns 
gekommen, und wir verzeichnen gerade im ersten 
Quartal dieses Jahres eine enorme Steigerung des 
Reiseverkehrs. 

Das sind Begegnungen, deren Wert für die 
Deutschlandpolitik nicht unterschätzt werden darf. 
Aber mit den verbesserten Reisemöglichkeiten, mit 
den millionenfachen Besuchen war es dringlich, daß 
man auf dem Gebiet des Gesundheitswesens zu ver-
traglichen Regelungen kam. Der Folgevertrag auf 
diesem Gebiet war und ist ein großer Fortschritt in 
den innerdeutschen Beziehungen und funktioniert 

reibungslos. Es ist ein beruhigendes Gefühl für die 
Reisenden, zu wissen, daß sie Anspruch auf Ver-
sorgung haben und sie auch bekommen, daß die 

 Rückführung mit dem Krankenwagen möglich ist. 
Wie Sie wissen, geht das Abkommen weit über diese 
beiden genannten Punkte hinaus. 

Herr Dr. Abelein, ich möchte Sie ansprechen, weil 
Sie gerade an dieser Stelle von den Kleinigkeiten 
gesprochen haben, von der Nicht-Versorgung der 
DDR-Bevölkerung mit westlichen Medikamenten. 
Wissen Sie denn nicht, daß genau 138 000 Bürger 
aus Berlin (Ost) diese Möglichkeit wahrgenommen 
haben und Medizin mit von West-Berlin in den 
Osten genommen haben? Dies ist doch auch eine 
Tatsache. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Sie können nicht einmal so und dann wieder an-
ders argumentieren. Das führt zu nichts. 

Den Begegnungen der Deutschen und den Kon-
takten der Menschen in beiden Teilen Deutschlands 
dienen auch die Vereinbarungen auf dem Post - und 
Fernmeldegebiet. Wenn heute vom Bundesgebiet aus 
ca. 70 % der Ortsnetze in der DDR und von Berlin 
(West) aus mehr als 90 % der Ortsnetze in der DDR 
angewählt werden können, ist das ein bedeutsamer 
Fortschritt. Wie Sie wissen, geht es weiter. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das war be

-

reits am 31. Dezember 1974 vereinbart!) 

— Dann möchte ich Sie, Herr Jäger, und die ge-
samte Opposition fragen: Wieviel Leitungen wurden 
denn während Ihrer Regierungszeit geschaltet? Das 
ist die Gegenfrage, die dann gestellt werden muß. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sie haben 
doch den Vertrag gehabt!) 

Es wäre sowieso an der Zeit, daß nach jahrelan-
gen Angriffen von Ihrer Seite bis hin zu Unterstel-
lungen, die Sie hier immer wieder eingebracht ha-
ben, die Opposition dem Bundestag einmal eine Bi-
lanz ihrer Deutschlandpolitik vorlegt, von mir aus 
getrennt nach Regierungszeit und Oppositionsjah-
ren. Die staunende Öffentlichkeit, falls es überhaupt 
noch Teile der Bevölkerung gibt, die nicht Bescheid 
wissen, würde dann hören, daß Ihre Regierungs-
bilanz gleich Null ist. Selbst um  dieses Null zu er-
reichen, bräuchten Sie einen sehr guten Redner. 
Ihre Regierungsbilanz von damals ist gleich Null, 
und Ihre Oppositionsbilanz ist: Kein Konzept. Das 
und nichts anderes ist die Wirklichkeit. 

Die übergroße Mehrheit der Bevölkerung, die dies 
weiß, vertraut unserer Deutschlandpolitik, weil es 
ganz einfach zur Politik des Interessenausgleichs 
keine vernünftige und gangbare Alternative gibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lintner. 

Lintner (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Büchler, ich habe 
eigentlich gedacht, daß dieses Gerede, die Oppo-
sition habe keine Alternativen, spätestens heute 
morgen sein Ende gefunden hat; denn dort hat Franz 
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Josef Strauß überzeugend dargelegt, daß es natür-
lich zur Politik der Entspannung keine Alternative 
gibt, daß es aber viele Arten von Politik gibt, um 
Entspannung zu erreichen, und daß wir zu dieser 
Ihrer Politik nicht ja sagen können und wir sehr viel 
anderes hier anzubieten hätten. 

Im übrigen bin ich durchaus nicht darüber er-
staunt, daß Ihnen das deutschlandpolitische Papier 
der CSU dauernd ein Dorn im Auge ist; denn es ist 
klar in der Diktion und auch fest in den Grund-
sätzen, was man von Papieren Ihrer Partei z. B. 
nicht dauernd behaupten kann. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Der Katalog der in Art. 7 des Grundlagenvertrags 
und in der dazu gehörigen Anlage angesprochenen 
Folgeverträge umfaßt praktisch alle Lebensbereiche. 
Deshalb ist die Anfrage und die Antwort geeignet, 
eine Gesamtbilanz der bisherigen Deutschlandpolitik 
der Regierung vorzunehmen, und diese Bilanz fällt 
denkbar negativ aus. Die Bundesregierung hat zwar 
eine recht wortreiche Antwort vorgelegt; aber das 
Fazit ist eigentlich kurz zusammenzufassen. Es lau-
tet nämlich: Stagnation auf allen Ebenen. Legt man 
sogar noch die Euphorien und den hohen Erwar-
tungshorizont, den die SPD und FDP früher in die-
sem Hause und kor allem in der Öffentlichkeit er-
zeugt hatten, als Maßstab an, so müßte man statt 
des Wortes Stagnation eigentlich das Wort Regres-
sion gebrauchen. Man ist heute am Ende einer 1969 
beschrittenen Sackgasse angelangt. Die Antwort 
der Bundesregierung muß daher als ein Dokument 
der Rat- und Hilflosigkeit bezeichnet werden. Sie 
kann auch nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich 
praktisch seit 1974 im innerdeutschen Verhältnis 
nichts Wesentliches mehr getan hat. Im- Grunde ge-
nommen ist die DDR lediglich dort, wo sie Aussicht 
hat, Devisen aus der Bundeskasse holen zu können, 
überhaupt noch zu Verhandlungen bereit. Am lieb-
sten würde die Bundesregierung — ich nehme an: 
auch die SPD-Fraktion — wohl dem Vorschlag 
Ihres Hauptgeschäftsführers Egon Bahr folgen, der 
vor kurzem geäußert hat, daß es nicht sinnvoll sei, 
das Thema der deutschen Einheit auf die Tagesord-
nung der Politik zu setzen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Andere Äußerungen anderer Mitglieder Ihrer 
Fraktion, der SPD sind noch wesentlich destruktiver; 
denn sie laufen den deutschen Interessen noch mehr 
zuwider und fordern im Grunde genommen die 
Sowjets zu einer noch kompromißloseren Haltung 
auf. Ich denke hier z. B. an die Äußerung des Vor-
sitzenden der SPD-Fraktion in bezug auf Berlin. 
Fügt man als Erinnerungsanmerkung noch jene Pas-
sage aus der Regierungserklärung des damaligen 
Bundeskanzlers Brandt vom 28. Oktober 1969 hinzu, 
die besagt, daß es kein ein für allemal gegebenes 
Recht auf Wiedervereinigung gebe, so schließt sich 
der Bogen sozialliberaler Deutschlandpolitik. Am 
Ende wird selbst der Wille zur Wiedervereinigung in 
Frage gestellt, und dementsprechend verhält sich 
die Regierungskoalition im Grunde genommen auch: 
Sie spricht nämlich in der Öffentlichkeit weder im 
Inland noch im Ausland davon. 

Die Hilflosigkeit der Bundesregierung kommt 
aber auch unmittelbar in der Antwort selbst zum 
Ausdruck, nämlich dort, wo sie den Bürgern in der 
Bundesrepublik die Lehre erteilt, die Position der 
Bundesregierung nicht durch Überschätzung zu er-
schweren. Ich fürchte, hier bahnt sich so etwas wie 
eine neue Schwarzer-Peter-Runde an. Unser Volk 
ist schuld, wenn nichts mehr geht, nicht aber diese 
Bundesregierung. Im Grunde genommen ist die Bun-
desregierung auch unfähig, meine ich, die Interes-
sen der Bundesrepublik gegenüber den SED-Macht-
habern wirkungsvoll zu vertreten; denn auch in der 
Deutschlandpolitik ist ein Grunddissens innerhalb 
dieser Koalition vorhanden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Leider richtig!) 

Ich meine jene in der SPD, die einer Politik des Ar-
rangements mit den kommunistischen Parteien das 
Wort reden. Wortführer dieser Richtung scheint 
seit neuestem der Bundesbildungsminister Schmude 
zu sein, der sibyllinisch von einer völlig „neuartigen 
Antwort" auf die deutsche Frage spricht, die — so 
wörtlich — „von manchen überkommenen Vorstel-
lungen abweichen wird". 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Seit gestern nachmittag ist dies nach den Antworten 
der Bundesregierung in der Fragestunde sogar Mei-
nung dieser Bundesregierung. Man muß feststellen, 
,daß die Bundesregierung hier ,den Weg dubioser Un-
klarheiten fortsetzt und sich sogar noch dem Ver-
dacht aussetzt, von der Verfassung vorgeschriebene, 
also überhaupt nicht zur Disposition stehende Posi-
tionen endgültig aufgeben zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Antwort der Bundesregierung zeigt im übri-
gen, daß sie keinerlei Lehren aus der Stagnation der 
letzten Jahre gezogen hat. Sie gibt sich z. B. hin-
sichtlich der wirtschaftlichen Beziehungen zur DDR 
weiterhin völlig unpolitisch. Mit einseitigen Zahlen-
darstellungen will sie über das extreme Mißverhält-
nis zwischen Geben seitens der Bundesrepublik und 
„Geben" seitens der DDR hinwegtäuschen. Z. B. ist 
die Steigerung des Volumens des Handels mit der 
DDR, das hier  so  herausgestellt worden ist, keines-
wegs so sensationell, wie dies die Bundesregierung 
glaubhaft machen möchte; denn die Bundesregie-
rung — und so vorhin auch Sie, Herr Bundesmini-
ster — benutzt hier zu Täuschungszwecken die Zah-
len des Jahres 1968, um verschweigen zu können, 
daß sich seit 1970 z. B. der Handel noch nicht einmal 
verdoppelt hat und daß er seit 1976 praktisch sta-
gniert. Im übrigen ist auch der Handel mit den an-
deren Ostblockländern — hier darf ich nur an die 
Feststellungen des Bundeskanzlers von heute mor-
gen erinnern; er hat darauf hingewiesen, der Han-
del mit der Sowjetunion habe sich seit 1970 vervier-
facht — sehr viel stärker gestiegen und hat sich 
besser entwickelt als der Handel mit der DDR. 

Dabei hat sich in den letzten Jahren auch die 
Struktur der Wirtschaftsbeziehungen mit der DDR 
verschlechtert, werden doch, wie ich glaube fest-
stellen zu müssen, in zunehmendem Maße Steinzeit-
praktiken eingeführt, wie etwa das Ansteigen des 
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sogenannten Tauschhandels in der Form von Kom-
pensationsgeschäften zeigt. 

Man fragt sich, meine Damen und Herren: Warum 
nimmt eigentlich die Bundesregierung die SED-Füh-
rung nicht beim Wort und stellt einen politischen 
Gesamtzusammenhang zwischen den rund 7 Mil-
liarden DM aus .den Taschen ,des deutschen Steuer-
zahlers und der Frage nach der Herstellung weiterer 
menschlicher Erleichterungen und vor allem auch 
der Einhaltung von internationalen Verträgen sei-
tens der DDR-Führung her? 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Man könnte sich dabei sogar auf Bekundungen eben 
dieser Führung berufen, die in einem Kommentar 
im „Neuen Deutschland" am 29. März dieses Jahres 
immerhin geäußert hat, ,daß sich —  so wörtlich — 
„der  wirtschaftliche Austausch entsprechend den 
Prinzipien der  friedlichen Koexistenz, wie sie in der 
Schlußakte von Helsinki verankert sind", entwickelt 
habe. Hier bietet doch im Grunde genommen die 
SED-Führung geradezu eine Verknüpfung von wirt-
schaftlichen und finanziellen Leistungen der Bundes-
republik mit den Ergebnissen etwa ,der KSZE an. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Hier ließe sich doch ohne weiteres  die  Forderung 
erheben, daß die DDR-Führung Menschen- und Bür-
gerrechte mehr als bisher repektieren müsse, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es!) 

um eben dem selbst herausgestellten Zusammen-
hang gerecht werden zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Doch die Bundesregierung nimmt es, meine Da-
men und Herren, sogar hin, daß das SED-Regime 
in seinen widerwärtigen und abscheulichen Schieß-
befehl noch folgenden Satz eingefügt hat — ich 
zitiere mit Genehmigung der Frau Präsidentin —: 

Befindet sich eine flüchtende Person bereits 
auf bundesdeutschem Gebiet und sind keine 
westdeutschen Sicherheitsorgane in der Nähe, 
so ist die Person nach Möglichkeit anzuschießen 
und sofort zu bergen. 

(Dr. Jaeger [CDU/CSU]: Unerhört! — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Eindrucksvoller, glaube ich, kann doch die Deutsch-
landpolitik der Bonner Regierung gar nicht wider-
legt werden. 

Die Bundesregierung nimmt es aber z. B. auch hin, 
daß in der DDR praktisch kein einziger Ausreise-
antrag, den deutsche Bürger in Mitteldeutschland 
gemäß den Vereinbarungen mit der Bundesrepublik 
Deutschland an die dortigen Behörden richten, sank-
tionslos bleibt. Viele müssen ihre berufliche Exi-
stenz aufs Spiel setzen und häufig auch ihre Frei-
heit opfern, obwohl sie hierbei nur ein ihnen gege-
benes Menschenrecht in Anspruch nehmen. Die 
Bundesregierung schweigt hierzu, und ich halte das 
angesichts der im Grundgesetz verankerten Ver-
pflichtung dieser Regierung, für das Wohl aller 
Deutschen einzutreten, für einen unwürdigen Sach-
verhalt. 

Auch im Bereich des so oft zitierten und so her-
vorgehobenen Umweltschutzes ist ja, Herr Bundes-
minister, bei weitem noch nicht alles geregelt. Das 
Ergebnis kann deshalb keineswegs so erfreulich 
genannt werden; ich würde es eher als sehr mager 
bezeichnen. 

Meine Damen und Herren, es klingt auch unwür-
dig, wenn die Bundesregierung angesichts dieser 
Sachverhalte — und die Aufzählung ließe sich bei-
nahe beliebig fortsetzen — in ihrer Antwort von 
„spürbaren Fortschritten", von lediglich „einzelnen 
negativen Beispielen", von „Unsachlichkeit" ihrer 
Kritiker oder gar von einem „positiven Gesamt-
urteil" spricht. Unter dem Strich einer solchen Bi-
lanz müßte ein ganz anderer Satz stehen: Diese 
Politik ist gescheitert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit diesem geschönten Druckwerk, meine Damen 
und Herren, und den kritiklosen Darlegungen hat 
die Bundesregierung weder sich noch der Bundes-
republik Deutschland noch den Deutschen in der 
Zone einen Gefallen erwiesen. 

Die im einzelnen in Art. 7 des Grundlagenver-
trages aufgezählten Bereiche hätten es geradezu 
nahegelegt, gegenüber den DDR-Machthabern nach-
haltig auf die Gemeinsamkeit der deutschen Nation 
hinzuweisen. Die Bundesregierung könnte sich da-
bei — was für sie von Vorteil wäre — auch der 
fast hundertprozentigen Unterstützung seitens der 
Bevölkerung, der Deutschen in der DDR, gewiß 
sein, die bis heute ihrerseits dem SED-Regime die 
Gefolgschaft bei seiner künstlichen Konstruktion 
einer sozialistischen Nation verweigert haben. 

Es wäre deshalb Aufgabe eben dieser Bundes-
regierung gewesen, auch an diesem Punkt das An-
liegen der Brüder und Schwestern in Mitteldeutsch-
land aufzugreifen und so gemeinsam mit der Be-
völkerung in der Zone die DDR-Führung zu veran-
lassen, die Unveränderlichkeit der gemeinsamen 
Nation endlich einzusehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Auch darauf hat die Bundesregierung in' ihrer Ant-
wort verzichtet. Sie droht damit in einem langfri-
stigen historischen Prozeß, nämlich dem Prozeß der 
Erhaltung der deutschen Nation und der Wieder-
herstellung der staatlichen Einheit für immer in 
die Defensive zu geraten. 

Mit der in der Deutschlandpolitik gezeigten Rea-
litätsferne und mit der Fortsetzung dieser Politik 
durch die Bundesregierung droht das einst durch 
Propaganda überzogene Werk der Verständigung 
mit dem Osten bestenfalls zu einer geschichtlichen 
Marginalie zu werden. 

Die Opposition in diesem Hause muß daher fest-
stellen, daß die Bundesregierung nach wie vor nicht 
bereit ist, aus den von ihr begangenen Fehlern 
und den Fehlentwicklungen zu lernen, und daß sie 
— wie ihre Antwort auf die Große Anfrage der 
Opposition zeigt — nicht in der Lage ist, den wich-
tigsten Interessen des deutschen Volkes in der 
Deutschlandpolitik Rechnung zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Diese Ausführungen können nicht unwider-
sprochen hingenommen werden. Darum gleich einige 
Richtigstellungen: Ihr Urteil über unsere Politik 
steht Ihnen frei. Es wäre für Sie auch unerträg-
lich, wenn Sie zugestehen müßten, daß da Erfolge 
erwirkt wurden. Das werden die Beteiligten viel 
besser beurteilen können. 
Ich finde, es ist immer wieder schlimm, wenn Sie 

darauf abheben, daß angeblich Euphorie und über-
steigerte Erwartungen bei der Bundesregierung Pa-
te gestanden hätten, als es darum ging, diese Po-
litik einzuleiten. Machen Sie sich doch bitte einmal 
die Mühe — wenn Sie es selber nicht lesen wollen, 
geben Sie dem. Wissenschaftlichen Dienst des Bun-
destages den Auftrag —, die Reden, die hier von 
Anbeginn zu diesem Thema gehalten wurden, durch-
zusehen. Da werden Sie sehen, daß wir uns immer 
darüber im klaren waren, daß wir uns auf einen 
steinigen, langen Weg begeben und daß wir große 
Geduld brauchen würden, um überhaupt voranzu-
kommen. 

(Zuruf des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

— Ja, Sie dürfen auch lesen, wenn Sie hier in die-
ser Weise kritisieren wollen. Ich habe Ihnen eben 
Quellen gewiesen und Ihnen empfohlen, nicht Par-
teiarchive, sondern die wissenschaftliche Abteilung 
des Hauses zu bemühen, damit Sie das nachprüfen 
können, was ich gesagt habe. 
Wir haben uns dieser Aufgabe gestellt, selbst, 

wenn wir nur millimeterweise vorankommen und 
die Ergebnisse nur so viel wie das Schwarze unter 
den Fingernägeln ausmachen würden. Dies können 
Sie doch nicht leugnen. Aber davon wollen Sie 
nichts wissen. 
Sie wollen Ihre Legende stützen. Sie haben Hoff-

nungen und Erwartungen hochstilisiert, die wir im-
mer wieder als nicht erreichbar zurückgewiesen 
haben. Darum gab es auch heute wieder den Tenor 
in unseren Aussagen, daß Wünschbares und Mach-
bares zweierlei sind. Aber das wollen Sie nicht 
hören. Sie wollen uns immer wieder zu überstei-
gerten Forderungen verleiten. 

Ich finde, es ist auch nicht sehr korrekt, Herr 
Kollege, daß Sie, als Sie eben hier von den Handels-
zahlen sprachen, sagten, ich hätte hier getäuscht. Sie 
haben wohl meine Ausführungen nicht gehört. Ich 
muß sie darum wörtlich wiederholen. Ich weiß schon, 
warum ich jedes Wort, das ich Ihnen hier sage, auf-
schreibe: weil Sie nicht bereit sind, korrekt zuzu-
hören. Ich habe gesagt: 

In den zehn Jahren von 1968 bis 1977 
— das sind die Zahlen, die vorliegen — 

hat sich der Umsatz des innerdeutschen Han-
dels verdreifacht. In absoluten Zahlen: Er ist in 
diesem Zeitraum von 2,9 Milliarden Verrech-
nungseinheiten auf 8,7 Milliarden Verrech-
nungseinheiten gestiegen. 

Dies zur Klarstellung. 

Weiter sprachen Sie hier von einem Untätigsein 
der Bundesregierung gegenüber den Bemühungen 
von DDR-Bürgern, ausreisen zu können, bzw. davon, 
daß diese Menschen dort drüben zum Teil Schikanen 
erleiden müssen. Auch wir beklagen das. Wir haben 
oft genug versucht, jene, die da meinen, dadurch, daß 
sie hier lamentieren, drüben eine Behörde bewegen 
zu können, dazu zu bringen, davon Abstand zu neh-
men. Dies geschah nicht. Wir haben ausreichende Do-
kumentationen von Betroffenen, die sich darüber be-
klagen, daß sie in dieser Weise hier mißbräuchlich 
für Propagandazwecke benutzt wurden und das sach-
liche Anliegen, ausreisen zu können, dadurch zum 
Teil sehr erschwert wurde. Aber wir bemühen uns 
um jeden, der dort 'rauskommen kann. 

Ein Wort zu der letzten Ungeheuerlichkeit, die 
Sie hier verbreitet haben. Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie uns die Quelle angäben, aus der Sie die 
Nachricht von dem angeblich so erweiterten Schieß-
befehl haben. Wir haben uns um diese Klärung 
sehr bemüht. Es gibt keine Stelle in der Bundes-
republik Deutschland, die das auch nur andeutungs-
weise bestätigen kann. Es gibt nur die Presseerklä-
rung, die Herr Präsident Jaeger zu diesem Thema 
von sich gegeben hat. Wir haben alle Quellen, die 
es zu diesem Thema geben kann, befragt. Weder 
vom Bundesgrenzschutz noch vom Bundesinnen-
ministerium, noch von einer anderen Stelle, die über 
Informationen verfügen kann, gibt es auch nur einen 
Hinweis, daß so etwas existiert. 

Ich denke, von solchen Aussagen sollten Sie an-
gesichts des Bemühens, in den Problemen, die zwi-
schen den beiden Staaten liegen, zu Lösungen zu 
kommen, Abstand nehmen. Denn dadurch, daß Sie 
hier einen Buhmann aufbauen, der in dieser Dimen-
sion und so nicht existiert, wird nichts besser. 

Auch uns paßt vieles von dem, was dort ist, nicht. 
Deshalb bemühen wir uns ja, durch sachliche Ver-
handlungen und Vereinbarungen zu Veränderungen 
zu kommen. Viele Tausende können erfreulicher-
weise daran schon teilhaben. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Ihr müßt Beifall 
klatschen! — Beifall von der SPD und der 
FDP — Dr. Möller [CDU/CSU] : Der Bei- 

fall kam erst auf Zuruf der CDU/CSU!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Bundesmi-
nister, Ihre Intervention war aufschlußreich — aller-
dings nur in der Weise, daß Sie die Ausführungen 
des Kollegen Lintner in bezug auf die von ihm vor-
gebrachten Zahlen und Daten bestätigt haben. Im 
übrigen wird, glaube ich, die Qualität Ihrer Politik 
nicht besser, wenn Sie immer den gleichen bekann-
ten Sachverhalt mit mehr oder minder großer Laut-
stärke wiederholen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Nach dem Grundlagenvertrag wollen die Bundes-
republik Deutschland und die DDR normale gutnach-
barliche Beziehungen entwickeln, und sie verpflich- 
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ten sich in Art. 7 desselben Vertrags, praktische und 
humanitäre Fragen zu lösen. Zugleich wurde Einver-
nehmen darüber erzielt, daß die Ausdehnung dieser 
Regelungen und Abkommen auf Berlin in Überein-
stimmung mit dem Viermächteabkommen jeweils 
vereinbart werden kann. Die Interessen Berlins wer-
den, so heißt es, durch die Ständige Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland in Ost-Berlin wahrge-
nommen. So weit, so gut — wenn es das Wörtchen 
„kann" nicht gäbe. Die Bundesregierung glaubte zu-
mindest damals, daß es mit dem deutsch-sowjeti-
schen Vertrag, mit dem Viermächteabkommen über 
Berlin und den deutsch-deutschen Verträgen gelin-
gen könnte, die Politik in und um  Berlin in eine 
krisenfreie, ruhigere Phase zu steuern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Wirklichkeit hat oftmals ganz andere Ergebnisse ge-
zeitigt. Heute, fünf Jahre nach dem Abschluß des 
Grundlagenvertrages, scheitert der Abschluß einer 
Reihe wichtiger Folgeverträge eben an der nach wie 
vor unvermindert andauernden Auseinandersetzung 
um Berlin. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

In ihrer Antwort auf die Große Anfrage der CDU/ 
CSU-Fraktion hat die Bundesregierung versichert: 

In keiner der noch laufenden Verhandlungen 
über den Abschluß von Folgevereinbarungen 
zum Grundlagenvertrag ist ein Abkommen so 
weit fertiggestellt, daß seinem Abschluß nur 
noch das Fehlen einer Vereinbarung über die 
Einbeziehung Berlins entgegensteht. 

Bei der Darstellung des Einzelsachverhalts, der 
Sachgebiete, stößt man allerdings sehr schnell und 
unmißverständlich auf das Pudels Kern. Bei dem 
Abkommen über Wissenschaft und Technik verweist 
die Bundesregierung auf die Weigerung der DDR, 
Berlin einzubeziehen, und sie verweist zugleich auf 
den Zusammenhang mit dem noch ausstehenden 
entsprechenden Vertrag mit der Sowjetunion. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das gleiche gilt aber doch, wie jedermann weiß, 
auch für die Abkommen über den Rechtsverkehr, das 
Kulturabkommen und das Umweltschutzabkommen. 
Dies sind doch nahezu die gleichen Felder, in denen 
sich auch die Sowjetunion hartnäckig weigert, Ver-
träge mit der Bundesrepublik Deutschland unter Ein-
schluß Berlin abzuschließen. 

Die Sowjetunion und die DDR verfolgen nach wie 
vor gemeinsam abgestimmt und vertragswidrig eine 
Politik der Diskriminierung des freien Teils von 
Berlin. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Dies ist auch durch den Staatsbesuch von Breschnew 
hart unterstrichen worden. Niemand in diesem Saal 
einschließlich der Koalition und der Bundesregie-
rung glaubt doch, daß, nachdem die Verträge mit 
der Sowjetunion nicht zustande gekommen sind, 
ausgerechnet die DDR nun in absehbarer Zeit bereit 
sein wird, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

die gleichen Materien mit uns vertraglich einwand-
frei, wozu sie sich verpflichtet hat, zu lösen. Bresch-
new äußerte zwar, daß West-Berlin kein weißer 
Fleck auf der Karte der Entspannung bleiben dürfe. 
Nach der Praxis der sowjetische n  und der sowjet-
deutschen Berlin-Politik muß man jedoch vielmehr 
zu dem Eindruck gelangen, daß nach ihren Intentio-
nen Berlin eines Tages ein roter Fleck auf der Land-
karte werden soll. 

Berlin, meine Damen und Herren, ist für die Op-
position — ich sage dies ganz bewußt — wie auch 
für die Bundesregierung eine Frage von vitaler 
Bedeutung. Berlin ist für die Politik der Bundesre-
publik Deutschland und ihrer Verbündeten nicht nur 
ein Prüfstein für die Entspannungspolitik, sondern 
auch ein Prüfstein für die Qualität, wie wir sie unter 
rechtem Verständnis dessen, was wahre Entspan-
nung ist, verstehen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Entwicklung normaler gutnachbarlicher Bezie-
hungen wird vornehmlich dadurch bestimmt, daß sich 
die DDR in bezug auf Berlin endlich entschließt, ver-
tragskonform zu handeln. Die sowjetische Kraftfeld-
theorie, wonach Berlin auf die Dauer seinem „natür-
lichen" — sprich: kommunistischen — Umfeld erlie-
gen wird, bleibt abwegige Spekulation. Die beim 
Herrn Bundespräsidenten gebildete Berlin-Kommis-
sion aller Parteien sollte auch in der DDR als ein 
Signal begriffen werden, daß es keine Chance gibt, 
Berlin wirtschaftlich oder finanziell abzuschnüren 
oder auszutrocknen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Nebenbemerkung: Für die Entgleisung des 
Berliner Senators Riebschläger, der die Ergebnisse 
der Kommission etwas voreilig und vielleicht etwas 
naßforsch als „abenteuerlich" bezeichnet hat, möchte 
ich mich als Berliner Abgeordneter auch vor diesem 
Hause für alle Berliner in aller Form entschuldigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
ist allerdings ihrerseits verpflichtet, der DDR zu 
verdeutlichen, daß die Ziele des Grundlagenvertra-
ges unerfüllt bleiben, solange  die  DDR im Beneh-
men mit der Sowjetunion ihre Politik fortsetzt, Ber-
lin über die Aushöhlung und Revision des Vier-
mächteabkommens vom Bund zu trennen. 

Die gemeinsame Dokumentation der DDR und der 
Sowjetunion über angebliche Vertragsverletzungen 
des Viermächteabkommens durch die Bundesrepu-
blik Deutschland definiert Berlin als eine selbstän-
dige politische Einheit und spricht vom vierseitigen 
Abkommen über West-Berlin. Meine Damen und 
Herren, ich glaube schon, daß die Bundesregierung 
gut beraten, ja sogar verpflichtet wäre, gegen die 
Dokumentation, die sich sicher später als ein poli-
tisches Aufrechnungspotential erweisen wird, we-
nigstens eine Rechtsverwahrung zu bewirken; und 
dies um so mehr, weil etwa zum gleichen Zeitpunkt 
der Sowjetbotschafter in Ost-Berlin, Abrassimow, 
vor dem Verein der Auslandspresse die klassische 
Formulierung gebraucht: 
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Die korrekte Behandlung Berlins durch die 
Sowjetunion wird schon dadurch ersichtlich, 
daß es keine westlichen Einsprüche und Pro-
teste gegen die sowjetische Politik gibt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Interessant!) 

Hinnehmen, Lavieren und  in  jedem Falle Zahlen 
sind ungeeignete Mittel, die DDR davon zu über-
zeugen, daß die Bundesregierung gewillt ist — jetzt 
hören Sie bitte genau zu —, ihre vertraglichen 
Rechte zu wahren und künftig die Beziehungen nach 
dem Prinzip der Gegenseitigkeit von Leistung und 
Gegenleistung zu gestalten. Das wollen wir mit 
Ihnen gemeinsam erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat beispielsweise dargelegt, 
daß sie in Verfolgung des Art. 7 des Grundlagen-
vertrages in den Verkehrsverhandlungen mit der 
DDR die Grunderneuerung der Transitautobahn 
Berlin — Helmstedt vereinbart hat. Die Kostenbetei-
ligung des Bundes beträgt zirka 260 Millionen DM. 
Ausgelassen dabei wurde — dies ist ein bezeichnen-
der Hinweis, wie die Verträge und Vereinbarungen 
gemacht wurden — doch jegliche Vereinbarung 
über die der  finanziellen Leistung entsprechende 
Qualität der Bauausführung. Also Zahlung ohne Ge-
währleistung! 

Ich sage das nicht, Herr Bundesminister, um nach-
zukarten. Wir sind wieder in Verkehrsverhandlun-
gen. An steht u. a. auch eine Autobahnverbindung 
von Berlin nach Hamburg. Ich will mich nicht dar-
über äußern, daß es offenbar noch immer keine Kon-
zeption der Bundesregierung gibt, wie man eigent-
lich in diese Verhandlungen mit der DDR hinein-
geht. Aber ich möchte schon heute darauf aufmerk-
sam machen, daß sich ein solcher Fehler, daß es 
nämlich keine Vereinbarung über die Gewährlei-
stung der Standards gibt, nicht noch einmal wie-
derholen darf. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ein anderer Punkt: Die DDR hat trotz des Vier-
mächteabkommens, des Grundlagenvertrages und 
der Verkehrsverträge zu keinem Zeitpunkt davon 
Abstand genommen, die empfindlichen Transitwege 
von und nach Berlin als Mittel der politischen Pres-
sion zu mißbrauchen. Störungen, Behinderungen und 
Sperrungen in massiver Form werden mit unter-
schiedlichen Argumenten begründet. Einmal war es 
die Maul- und Klauenseuche, dann war es die Suche 
nach Deserteuren. Aber es gab auch unverhüllte 
Drohungen, z. B. die Sperrung anläßlich der Errich-
tung des Umweltbundesamtes oder die Zurückwei-
sung bei der Sternfahrt der Jungen Union nach Ber-
lin. Im Jahre 1977 und am Beginn des Jahres 1978 
nahmen die Behinderungen auf der Autobahn uner-
trägliche Formen an. Die ungerechtfertigten Ver-
dachtskontrollen der Volkspolizei wegen angeb-
lichen Verdachts des  Mißbrauchs der Transitwege, 
also Personenkontrollen und Durchsuchungen der 
Fahrzeuge, überstiegen im Januar des Jahres das 
Dreißigfache des monatlichen Durchschnitts in all 
den zurückliegenden Jahren. Die Intervention von 
Staatsminister Wischnewski blieb ebenso erfolglos 

wie der Protest von Staatssekretär Gaus und der 
Protest in der Transitkommission. 

(Dr. Kreutzmann [SPD] : Das stimmt doch 
gar nicht!) 

— Ich komme gleich darauf. — Wir haben die Bun-
desregierung immer wieder darauf hingewiesen, daß 
die Transitkommission gar nicht in der Lage sein 
kann, Vorgänge mit gewollt politischem Hinter-
grund befriedigend zu regeln. Störungen des Transit-
verkehrs stellen einen unmittelbaren Angriff auf 
den Kern des Viermächteabkommens und der 
deutsch-deutschen Verkehrsvereinbarungen dar. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : So ist es!) 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung heute er-
neut auf, endlich ein Instrumentarium abgestufter 
Maßnahmen zu entwickeln, um den künftigen Behin-
derungen des Berlin-Verkehrs wirksam begegnen zu 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt komme ich zu Ihnen, Herr  Dr.  Kreutzmann. 
In der Zwischenzeit ist die Zahl der ungerechtfer-
tigten Verdachtskontrollen der Volkspolizei wieder 
erheblich zurückgegangen. War dies ein Erfolg der 
Bundesregierung auf Grund standhaften Handelns 
und Verhandelns? Die Entgegnung der Bundesregie-
rung auf die Vertragsverletzung war doch die Ein-
setzung einer interministeriellen Arbeitsgruppe aus 
der Verpflichtung des Art. 17 des Transitabkom-
mens. Diese Arbeitsgruppe hat die verfassungsrecht-
lich durchaus problematische Aufgabe, Möglich-
keiten zur Verhinderung von Fluchthilfe zu erarbei-
ten. Wir haben bereits an anderer Stelle darüber 
gesprochen. Wir haben unsere Einstellung zur 
Fluchthilfe deutlich gemacht. Wir sehen also auch 
hier ein erneutes Nachgeben auf Druck, und viel-
leicht kommt noch hinzu, daß gezahlt wird. Die 
Bundesregierung hat, trotz wiederholter Anmahnun-
gen bis heute nicht dargelegt, weshalb sie der un-
gerechtfertigten Forderung der DDR, 80 Millionen 
DM überzahlter Transitpauschale nicht vereinba-
rungsgemäß zu verrechnen, nachgekommen ist oder 
nachkommen wird. Im Jahre 1975 wurde die Transit-
pauschale mit jährlich 400 Millionen DM verein-
bart. Zugleich wurde festgelegt, daß in den Jahren 
1978 und 1979 eine entsprechende Kürzung oder 
Aufstockung des Pauschalbetrages stattzufinden 
habe, wenn das tatsächliche Verkehrsaufkommen 
gegenüber dem vorausgeschätzten in den Jahren 
1976 und 1977 um mehr als 6,25 % abweicht. Nach 
den Feststellungen der Bundesregierung beträgt die 
Abweichung im Minderaufkommen mehr als 6,25 %, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

so daß sich die Verpflichtung der Bundesregierung 
gegenüber der DDR in den Jahren 1978 und 1979 um 
jeweils 40 Millionen DM verringerte. Die DDR be- 
streitet diesen Vorgang. Die Bundesregierung muß 
nun endlich darüber Auskunft geben, weshalb das 
1975 angekündigte und gepriesene einheitliche neue 
Zählverfahren zu so unterschiedlichen Ergebnissen 
geführt hat. Sie muß darlegen, wie sie den strittigen, 
vertraglich nicht gerechtfertigten Betrag von 80 Mil- 
lionen DM vor dem Bundestag und dem deutschen 
Steuerzahler vertreten will. Sie muß auch darlegen, 
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wie sie sicherstellen wird, daß die Bundesrepublik 
künftig nicht erneut durch fehlerhafte Vereinbarun-
gen finanziell geschädigt wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, ich habe deutlich gemacht, daß die Christ-
lich-Demokratische Union, daß die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion bereit ist, mit Ihnen gemeinsam an 
der Entwicklung der deutsch-deutschen Beziehungen 
zu arbeiten, allerdings nur nach dem Prinzip der 
Ausgewogenheit von Leistung und Gegenleistung. 
Ich bitte Sie, Herr Bundesminister — und dies sei 
mein letzter Satz —, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
es die Aufgabe der Opposition ist, die Regierung 
kritisch zu begleiten; auch dies ist nach unserer 
Auffassung ein Dienst an den Menschen in beiden 
Teilen unseres Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Schulze (Berlin). 

Schulze (Berlin) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich würde zu Beginn gern drei 
Vorbemerkungen machen. 

Erstens würde ich an das kleine Häuflein der rech-
ten Opposition die Frage stellen, ob Ihnen eigentlich 
noch immer nicht aufgefallen ist, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

daß Sie mit Ihrem Stil der deutschlandpolitischen 
Debatte 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— ja, Sie zwingen uns so 'ne ulkige Debatte hier 
auf — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

keinen Hund hinter dem Ofen vorholen, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

noch nicht einmal Ihre führenden Leute aus der 
Fraktionsspitze. 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Jäger? 

Schulze (Berlin) (SPD) : Ich gestatte im Moment 
keine Zwischenfrage. 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Das ist aber nicht 
die feine Berliner Art!) 

Ich finde, dies sollte Ihnen erst einmal zu denken 
geben. 

Eine zweite Vorbemerkung: Der Kollege Abelein 
sprach von der medizinischen Versorgung der DDR-
Bürger. Der Kollege Büchler hat das hier auch an-
klingen lassen. Ich will nur noch einmal folgenden 
Hinweis geben: Es gibt in Berlin die Deutsche 
Ärztegemeinschaft für medizinische Zusammen-
arbeit, die eine großartige Versorgung der DDR-
Bürger mit Medikamenten, und zwar mit West-Medi-
kamenten, übernimmt. Es wäre vielleicht ganz gut, 

wenn die Fraktionskollegen der CDU dort einmal 
vorbeiguckten und sich informierten. 

Eine dritte Vorbemerkung ; ist an den Kollegen 
Straßmeir gerichtet: Ich halte das nicht für legitim, 
Herr Kollege Straßmeir, wie Sie hier das Thema 
Transitverkehr und Kontrollen behandelt haben. 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Das war ganz 
korrekt!) 

Erstens. Das Verkehrsaufkommen auf der Straße 
Berlin—Helmstedt ist zu 70 % Transitverkehr zwi-
schen Berlin und West-Deutschland. Insofern, so 
finde ich, muß man es ein bißchen anders bewerten, 
wenn man über Zahlungen redet. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Ich habe ja nicht 
über Zahlungen geredet!) 

— Auch über Zahlungen, Herr Kollege Straßmeir. 

Zweitens finde ich, daß es auch nicht legitim ist, 
so über die verstärkten Kontrollen der Organe der 
DDR im Transitverkehr zu reden, denn Sie wissen 
genau, welche Gefahr für die Stadt gerade im Hin-
blick auf die Transitwege besteht, wenn diese Tran-
sitwege durch kommerzielle Fluchthilfeunternehmen 
benutzt werden, die mit kriminellen Mitteln arbei-
ten. Hier ist doch die Freiheit Berlin, der Zugang 
nach Berlin 

(Straßmeier [CDU/CSU] : Darüber habe ich 
gar nicht gesprochen!) 

und die Versorgung Berlins gefährdet. Dies, so 
finde ich, muß noch einmal klargemacht werden, 
denn — — 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Können Sie das 
noch einmal differenziert ausdrücken?) 

— Ja, wir können es ja bei Gelegenheit auch diffe-
renzierter behandeln. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Straßmeir? 

Schulze (Berlin) (SPD) : Ja, eine Frage des Herrn 
Kollegen Straßmeir immer. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Kollege Schulze, ist 
Ihnen entgangen, daß ich ausschließlich über die 
Kontrollen gesprochen habe, die ungerechtfertigt 
stattgefunden haben, und nicht von den Dingen, die 
Sie hier eben behandelt haben? 

Schulze (Berlin) (SPD) : Herr Kollege Straßmeir, 
ich gehe davon aus, daß. Sie das Transitabkommen 
und auch die Voraussetzungen gelesen haben, die 
dort aufgezählt sind, unter denen die DDR diese 
Maßnahmen vornehmen kann. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : „In begrün

-

deten Verdachtsfällen"!) 

— Sicher, „in begründeten Verdachtsfällen", aber 
Herr Kollege Jäger, wir haben doch im Ausschuß 
genau erörtert, welche Schwierigkeiten wir dort ha-
ben, wie Leute hin und her geschleust worden sind, 
zum Teil unter Anwendung krimineller Methoden. 
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Dies war doch der Punkt. Ich bin froh, daß es dem 
Staatsminister Wischnewski und anderen gelungen 
ist, diesbezüglich dahin gehend verhandelt zu ha-
ben, daß es im Moment jedenfalls keine Gefährdung 
auf den Transitwegen gibt. Dieser Bereich ist nun 
einmal für die Stadt — das habe ich schon gesagt — 
lebenswichtig. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einmal zur Berlin- und Deutschlandpolitik zurück-
kommen. Sie hat in unserer Vorstellung die Aufga-
be, den Frieden zu sichern und die Entspannung 
zwischen den Staaten in Ost und West herbeizufüh-
ren. Entspannung und Gleichgewicht sind wesent-
liche Voraussetzungen für ein freies Leben der Bür-
ger Berlins und wesentliche Voraussetzungen für 
die Lebensfähigkeit der Stadt. Wir Berliner Sozial-
demokraten bekennen uns zu der Berlin- und 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung. Sie hat die 
Lebensfähigkeit der Stadt gesichert. Diese beruht 
auf zwei Säulen: 1. auf der obersten Verantwortung 
der drei alliierten Schutzmächte und ihren sich auch 
auf die Zufahrtswege erstreckenden Sicherheitsga-
rantien und 2. auf den engen politischen, rechtlichen, 
finanziellen und wirtschaftlichen Bindungen zur Bun-
desrepublik Deutschland. Dem wird mit dem Vier-
mächteabkommen über Berlin vom September 1971 
entsprochen. Der Status der Stadt ist also eindeutig 
gesichert und geregelt. Darüber bedarf es eigentlich 
keiner Diskussion. Daher auch meine Frage an die 
Kollegen der Opposition, welchen Sinn solch eine 
Debatte mit einer solchen Akzentverschiebung hier 
eigentlich haben soll. 

Mit dem Bau der Mauer am 13. August — dies ist 
heute vormittag schon einmal erörtert worden — 
wurde nun auch sichtbar, daß nicht nur mitten durch 
Deutschland, sondern auch mitten durch Berlin die 
Grenze zwischen zwei Blöcken in Europa vorhanden 
ist, eine Grenze, die auch die  Interessenssphären 
von zwei Machtblöcken teilt. Politisch hat sich der 
Mauerbau in zwei Richtungen ausgewirkt. Einmal, 
meine ich, wurde für jeden erkennbar, daß es für die 
Stadt lebensnotwendig ist,  die  Bindungen zum Bund 
aufrechtzuerhalten. Zum anderen wurde erkennbar, 
daß die unmittelbare Konfrontation dieser Blöcke 
im Raum Berlin einen gefährlichen Krisenherd dar-
stellt und daß gerade Berlin nicht die Konfrontation 
gebrauchen kann, sondern daß Berlin die Entspan-
nung notwendig hat. Aus dieser Erkenntnis heraus 
hat die sozialliberale Bundesregierung 1969 die Ent-
spannungspolitik eingeleitet, die sich in den Verträ-
gen zwischen der Bundesrepublik und der Sowjet-
union und der Volksrepublik Polen von 1970 mani-
festierte. Ein wesentliches Resultat dieser Verträge 
ist die neue Politik mit dem Viermächteabkommen 
vom 3. September 1971. Dieses Abkommen hat sich 
nach unserer Auffassung bewährt. Es hat Berlin 
eine sichere Zukunftsperspektive gegeben. Es hat 
die Lebensfähigkeit der Stadt gestärkt und die Vor-
aussetzungen für eine günstige Entwicklung von 
Wirtschaft, Kunst und Kultur verbessert. Im Inter-
esse der Stadt ist es zu begrüßen, daß in der am 
6. Mai vom Bundeskanzler Schmidt und vom Gene-
ralsekretär Breschnew unterzeichneten gemeinsamen 
Deklaration beide Seiten noch einmal ihre Auffas-
sung bekräftigten, daß die strikte Einhaltung und 

volle Anwendung des Viermächteabkommens eine 
wesentliche Voraussetzung für eine Verbesserung 
der Beziehungen zwischen der UdSSR und der Bun-
desrepublik Deutschland bleibt. 

Wir Berliner Sozialdemokraten danken an dieser 
Stelle der Bundesregierung, daß sie wie bisher kon-
sequent die Position Berlins vertreten und verdeut-
licht hat, daß Berlin Prüfstein der Entspannungs-
politik ist, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Seien Sie vorsich

-

tig! Herbert Wehner sagt „Wetzstein" !) 

daß Berlin der Prüfstein der Entspannungspolitik 
auch weiterhin sein wird und daß ohne Berlin keine 
Entspannungspolitik möglich ist. Es sei hier nur noch 
einmal kurz erwähnt, weil sehr viel Negatives ge-
sagt worden ist, daß seit Abschluß des Viermächte-
abkommens — ich will die Frage an die Opposition 
nicht weiter stellen, wie viele Abkommen sie ohne 
Berlin-Einbeziehung geschlossen hat — 27 Verträge 
mit osteuropäischen Staaten geschlossen worden 
sind, in denen Berlin einbezogen ist. Es sind 27, wo-
bei wir wissen: drei Verträge zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Sowjetunion sind 
unterschriftsreif, aber die Sowjetunion weigert sich 
noch, sie zu unterschreiben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie lange noch? 
Machen Sie mal eine Schätzung!) 

— Sie sollten zuhören, Herr Kollege. — Ich halte 
das nicht für gut. Ich habe die Hoffnung, daß die 
Sowjetunion darangeht, ihre Position an dieser 
Stelle zu korrigieren. 

Aber es gibt auch Anlaß zu Optimismus. In der 
vergangenen Woche ist die Stadt in das Wirtschafts-
abkommen mit der Sowjetunion mit einbezogen wor-
den. Das ist für Berlin ein wesentlicher Punkt. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Weil die Sowjet

-

union davon etwas haben will!) 

Seit Abschluß des Viermächteabkommens und mit 
der Vertragspolitik der Bundesregierung hat es un-
bestreitbare Verbesserungen gegeben. Die Opposi-
tion hat dies nur an einigen Stellen gemerkt. Ich 
erinnere an die Verbesserungen mit dem Transit-
abkommen in Verbindung mit dem Verkehrsabkom-
men. Die Verbesserungen sind für die Stadt von 
entscheidender Bedeutung. Sie bedeuten für die 
Menschen, die dort leben, Freiheit. 

An dieser Stelle sei noch einmal an den Kom-
promiß des Viermächteabkommens erinnert. Einer-
seits haben die Drei Mächte den besatzungsrecht-
lichen Status der Westsektoren bekräftigt. Aber sie 
haben auch erklärt, daß die Bindungen zwischen den 
Westsektoren Berlins und der Bundesrepublik auf-
rechterhalten und entwickelt werden, wobei sie be-
rücksichtigen, daß diese Sektoren wie bisher kein 
Bestandteil — kein konstitutiver Teil — der Bun-
desrepublik sind und auch weiterhin von ihr nicht 
regiert werden. Andererseits hat die Sowjetunion 
den freien Zugang von und nach Berlin garantiert. 

Mit dem Viermächteabkommen hat die UdSSR also 
nichts Neues erhalten. Das Verlangen der Drei 
Mächte war die Anerkennung des gewachsenen Zu-
stands, d. h. der bestehenden, Bindungen, und außer- 
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dem die Gewährung eines freien, ungehinderten und 
unkontrollierten Zugangs von und nach Berlin. Bei-
des wurde erreicht. 

Die Erfülllung des sowjetischen Interesses schuf 
also keinen neuen Zustand, während der Westen 
— dies ist wichtig — von der UdSSR etwas quali-
tativ Neues erhielt, nämlich den freien und ungehin-
derten Zugang von und nach Berlin. Bis dahin hat-
ten nämlich die Drei Mächte kein völkerrechtliches 
Instrumentarium, um den freien, ungehinderten und 
unkontrollierten Zugang für Zivilpersonen durchzu-
setzen. 
Ich finde, hier muß man sehen, wer denn nun 

wirklich etwas hingegeben hat. Hier muß man auch 
sehen, daß die DDR etwas hingegeben hat. Sie hat 
nämlich einen Teil ihrer Hoheit hingegeben, und 
zwar auf den Transitwegen und im Reise- und Be-
sucherverkehr. 

Ein wichtiges Ergebnis des Viermächteabkommens 
ist das Transitabkommen zwischen der Bundesrepu-
blik und der DDR. Es ermöglicht den schnellen und 
in hohem Maße unkomplizierten Zugang. Ich sagte 
schon: Davon hängt die Lebensfähigkeit dieser Stadt 
sehr wesentlich ab. 

Für die Versorgung der Stadt besonders wichtig 
ist das Verplombungsabkommen. Für den Transport 
von Versorgungs- und Wirtschaftsgütern werden 
verplombte Lkw's benutzt — das hängt mit den 
kommerziellen Fluchthilfeunternehmen zusammen —, 
die schnell abgefertigt und somit schnell am Bestim-
mungsort sind. Das ist bei zu transportierenden 
Frischgütern besonders vorteilhaft. Im letzten Jahr 
wurden davon bei 823 000 Durchfahrten knapp 8,5 
Millionen t Güter befördert. 

Ein weiteres positives Ergebnis für die Entspan-
nungspolitik ist der Reise- und Besucherverkehr. Im 
letzten Jahr gab es 3,4 Millionen Besuche von West-
Berlinern in Ost-Berlin und der DDR. 

Weiter: Die Telefonverbindungen, die wir inzwi-
schen wieder haben, werden als Selbstverständlich-
keit hingenommen. Wir hatten fast 20 Jahre keine 
Telefonverbindung mehr zwischen beiden Teilen der 
Stadt. Dies dürfte einigen wohl noch in Erinnerung 
sein. Heute haben wir täglich 20 000 Telefongesprä-
che, und diese Zahl wird noch steigen. 

Hier gäbe es noch eine ganze Menge weiterer 
Punkte aufzuzählen. Ich nenne die Nordautobahn, 
die Verhandlungen um die Spandauer Schleuse — 
Sie sagen immer, es gehe nicht weiter —, die Ver-
handlungen um das Südgelände, das Gesundheitsab-
kommen. Und es gibt andere Dinge, die der Stadt 
sehr dienlich sind. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Über die Fol

-

geabkommen, die noch nicht abgeschlossen 
sind, hätten wir gern etwas gehört!) 

— Herr Kollege Jäger, Sie können sich hierzu noch 
melden. 

Sichtbarer Ausdruck für die Entspannungspolitik 
sind, meine ich, auch die vielfältigen Veranstaltun-
gen, die  wir in der Stadt haben. Denken Sie an die 
Grüne Woche — vielleicht haben Sie sie besucht —, 
denken Sie an die Messen, Kongresse und Ausstel

-

lungen. Denken Sie z. B. an die Filmfestspiele oder 
an die demnächst stattfindende Schwimmweltmei-
sterschaft. 

Um diese positiven Entwicklungen fortzusetzen, ist 
es notwendig, daß die Entspannungspolitik fortge-
setzt und aus dem parteipolitischen Gezänk heraus-
gehalten wird. Ich sage dies hier ganz ausdrücklich 
an die Adresse der Opposition, die von Anfang an 
gegen diese Politik war 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Gegen die schlechte 
Politik, nicht gegen gute!) 

und heute die offenkundigen Ergebnisse für Berlin 
und für die Berliner ignoriert. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Ich komme zum Schluß, Frau Präsidentin. 

Uns geht es darum, daß die von der CDU/CSU 
bekämpfte Entspannungspolitik der Bundesrepublik 
fortgesetzt wird, weil sie für die Stadt wichtig ist. 
Die Verhandlungen zwischen der Bundesregierung 
und der Regierung der DDR sind Ausdruck unseres 
Willens, die Entspannungspolitik weiterzuentwic-
keln. Für uns Sozialdemokraten gibt es zu dieser 
Politik keine Alternative, 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Das ist eine Flos

-

kel!) 

um die Lage der Menschen in der geteilten Stadt 
zu verbessern. Wir arbeiten dafür, Berlin an der 
Entspannung zwischen Ost und West teilhaben zu 
lassen und die Entspannung für die Lebensfähigkeit 
der Stadt zu nutzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gradl. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Während dies hohen sowjetischen 
Besuches vor wenigen Tagen ist in Reden, Gesprä-
chen und Erklärungen wohl kein politischer Begriff 
so häufig gebraucht worden wie der der Entspan-
nung. Die weltweite Wirklichkeit, wie sie sich heute 
darstellt, zeigt ein genau entgegengesetztes Bild. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Zahl und Intensität der Spannungskomplexe haben 
beängstigend zugenommen. 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Sehr richtig! — Dr. 
Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Um so mehr besteht Anlaß, im Bereich unserer be-
sonderen Verantwortung auf Entspannung bedacht 
zu sein. Denn die aufgezwungene Spaltung eines 
großen Volkes mit alter Geschichte ist ohnehin ein 
schwerer Spannungsherd, 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

auch wenn Vernunft versucht, ihn unter Kontrolle 
zu halten. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Latente Spannung ist auch Spannung. Die Ereig

-

nisse des 17. Juni 1953, die sich in diesem Jahr zum 
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25. Male jähren, sollten Lehre, Mahnung und War-
nung sein. Solange die deutsche Spaltung andauert, 
ist für die innerdeutsche Entspannung der Freiraum 
menschlicher Existenz, menschlicher Begegnung, 
menschlichen Miteinanders beiderseits der Teilungs-
linie und über sie hinweg von entscheidender Be-
deutung. Diesen Freiraum zu erweitern und auszu-
füllen, ist doch der eigentliche Sinn der offiziellen 
Bereitschaftserklärungen des Art. 7 des Grundvertra-
ges und für uns, so möchte ich sagen, der Sinn des 
Grundvertrages überhaupt. 

In dem Zusatzprotokoll zu Art. 7 stehen Handel 
und Wirtschaft als Punkt 1 an der Spitze. Das ent-
spricht und entsprach dem besonderen Interesse der 
DDR. Tatsächlich haben sich die ökonomischen Be-
ziehungen erheblich erweitert, wobei wir aber nicht 
zu verstecken brauchen, daß diese Erweiterung nicht 
zuletzt den bundesdeutschen Finanzhilfen und den 
für die DDR von uns offengehaltenen Vorteilen des 
europäischen Marktes zu verdanken ist. 

Die meisten anderen Bereiche, auf die sich der 
Grundvertrag allgemein und Art. 7 besonders be-
zieht, bleiben demgegenüber weit zurück. Aber die 
sind gerade unser Interesse; denn hier geht es doch 
vornehmlich darum, den Menschen das Zueinander 
und Miteinander unmittelbar zu ermöglichen und 
leicht zu machen. 

In der Ratifizierungsdebatte vor jetzt fünf Jahren 
habe ich im Hinblick auf die ungenügende Verbind-
lichkeit und die fehlende Präzision zumal ,des Art. 7 
von dieser Stelle aus gesagt, der Vertrag sei in 
allem, was die menschlichen Begegnungen angehe, 
ein Torso. Die Antwort der Bundesregierung be-
weist, daß er auch nach fünf Jahren noch ein 
Torso ist. Gerade für die Bereiche, die menschlich 
vorrangig sind, fällt die Antwort der Bundesregie-
rung am unbefriedigendsten aus. Nehmen wir ein 
paar Beispiele. 

Kulturelle Zusammenarbeit: bisher noch nicht ge-
lungen, Stagnation in den Kulturverhandlungen zu 
überwinden;  so wörtlich. 

Wissenschaft und Technik: bisher kein Abkom-
men, wichtige Fragen noch offen einschließlich Ein-
beziehung Berlins. 

Erweiterung des gegenseitigen Bezugs von Zeit-
schriften und Büchern: Verhandlungen bisher in der 
Sache noch nicht in Gang gekommen. 

Sportbeziehungen: Begegnungen auf einen kleinen 
Kreis von Hochleistungssportlern begrenzt. — An-
ders ausgedrückt: Der normale breite Sportverkehr 
liegt praktisch völlig still. 

Meine verehrten Kollegen, wenn man an einem 
praktischen Beispiel demonstrieren will, wie die 
Wirklichkeit in absolutem Gegensatz zu dem steht, 
was man eigentlich nach Art. 7 des Grundvertrags 
zu diesem Thema erwarten könnte, dann muß man 
wissen, daß vor kurzem der Vizepräsident des Turn-
und Sportbundes der DDR, Günter Heinze, folgendes 
gesagt hat: Im Rahmen sportlicher Begegnungen der 
Bezirke, Kreise und Sportgemeinschaften mit ent-
sprechenden Partnern in sozialistischen Ländern, 
insbesondere Polen, der Tschechoslowakei und der 

UdSSR, sind — man höre — jährlich über 5 000 
Delegationen mit rund 100 000 Sportlern beteiligt. 

Im Jahre 1977 sah der entsprechende innerdeut-
sche Verkehr so aus: 62 Begegnungen mit 633 Teil-
nehmern. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dies ist ein überhaupt nicht zu überbietendes Sicht-
barmachen der Wirklichkeit auf diesem Feld. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Antwort der Bundesregierung ist anzumerken, 
wie glücklich sie ist, wenigstens im Reiseverkehr 
positiver berichten zu können. Die Reiseziffern von 
West nach Ost sind in der Tat erfreulich. Wenig-
stens auf diese Weise und — darauf ist eben von 
meinem Vorredner mit Recht hingewiesen worden 
— zusammen mit dem Fernsprechverkehr, der wie-
der möglich geworden ist, wird wenigstens ein Teil 
der menschlichen Not aus der Spaltung genommen. 
Aber von Ost nach West ist seit 1972/73, vom 
Fernsprechverkehr abgesehen, überhaupt kein Fort-
schritt gemacht worden. Das Rentenalter ist nach 
wie vor, wie wir alle wissen, die verbindliche Reise-
grenze. Die Rentnerreisen haben ursprünglich auch 
gar nichts mit dem Grundvertrag zu tun gehabt, wie 
jedermann weiß. Über die Reisen in Sonderfällen 
unterhalb des Rentenalters heißt es in der Antwort 
der Bundesregierung wörtlich: „Allein im abgelau-
fenen Jahr 1977 konnten von dieser Möglichkeit 
41 500 Deutsche aus der DDR Gebrauch machen." 
Dieses Wort „allein" als positive Hervorhebung die-
ser Zahl ist eine Selbsttäuschung. Es hätte gesagt 
werden müssen: nur eine verschwindend kleine 
Zahl; denn wenn man unter Berücksichtigung der 
verschiedenen Bevölkerungsgrößen und nach Abzug 
der Rentnerreisen abtastet, wie etwa ein normaler 
Reiseverkehr sein müßte, dann müßte die entspre-
chende Zahl von Ost nach West neben den Rent-
nerreisen mindestens 800 000 gegenüber jetzt 41 500 
im Jahr betragen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Die miserable Bilanz des Art. 7 des Grundvertra-
ges spiegelt wider, wie desolat die menschenrecht-
liche Situation in der DDR überhaupt ist. Dies ist 
immerhin ein Gebiet in der Mitte Europas. Es kann 
aber nicht — da liegt der eigentliche Grund unserer 
Entrüstung — der Sinn der Unterschrift der Bundes-
republik Deutschland unter den Grundvertrag ge-
wesen sein, mit der vertraglichen Respektierung der 
Unabhängigkeit und Selbständigkeit und mit der 
Garantie unverletzlicher Grenzen und des Gewalt-
verzichts nun erst recht die Isolierung und Entmün

-

digung in der DDR wider alle Menschenwürde zu 
konservieren. 

-(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genau dies ist geschehen. Oder ist die Grenze freier 
von Brutalität geworden? Ist der Reiseverkehr für 
DDR-Bürger in die Bundesrepublik freier gewor-
den? Sind mittlerweile kulturelle, wissenschaftliche, 
sportliche Begegnungen in der Breite möglich ge-
worden? Ist von Schriftstellern und Künstlern der 
Druck der mannigfaltigen Zensur genommen worden? 
Ist der selbständigen Meinungsbildung und kriti-
schen Meinungsäußerung der DDR-Bürger mehr 
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Raum gegeben worden? Haben die in allen Lebens-
bereichen üblichen Kontrollen nachgelassen? Haben 
entstellende und primitive Information und Propa-
ganda nachgelassen? Nichts davon ist geschehen. 

Wir haben als Partner der DDR — wir werden 
immer wieder darauf hinweisen — im Grundver-
trag und in den Menschenrechtskonventionen der 
Vereinten Nationen von 1966 ein Recht, auf mehr 
Verwirklichung der Menschenrechte in der DDR zu 
bestehen und die Verantwortlichen zur Rede zu 
stellen. Welchen Sinn sollte sonst die beiderseitige 
Verpflichtung des Art. 2 des Grundvertrages zur 
Wahrung der Menschenrechte haben? Auch mit 
dem Leitprinzip des Art. 1, der guten Partnerschaft, 
kann nicht nur gemeint sein, daß man nicht Gewalt 
und Feindschaft gegeneinander üben will oder daß 
man, was in Mitteleuropa selbstverständlich ist, bei 
offiziellen Begegnungen korrekt und höflich mitein-
ander umgeht. Damit ist doch vielmehr das Ver-
hältnis der Menschen zueinander gemeint. Nichts 
zeigt sich davon. 

Natürlich dürfen wir in unseren Erwartungen nicht 
— das ist heute betont worden — die machtpoliti-
sche Einbindung der DDR in den sowjetischen Block 
und seine Interessen übersehen. Auch die ideolo-
gische Fixierung auf sowjetische Orthodoxie, die 
Selbsterhaltungsangst der Kader des Systems dürfen 
wir nicht übersehen. Aber, meine Damen und Her-
ren von den Regierungsparteien und der Regierung, 
in den Grenzen realistischer Zumutung muß die 
DDR bedrängt werden, stetig, eindringlich und öf-
fentlich. Man stelle sich nur vor, die DDR wäre uns 
gegenüber in einer vergleichbaren Situation, sie 
hätte so viele positive Argumente auf ihrer Seite, 
und wir wären in einer vergleichbar schlechten 
Lage wie sie! Was würde sie aus dieser Position 
machen?! Vielleicht sollten wir darüber nachdenken. 

Offensichtlich wagt die DDR nicht, ihr System 
den Menschenrechten im ganzen auszusetzen. Also 
muß man zunächst einmal auf das ausgehen, was ihr 
trotzdem zugemutet werden kann und zugemutet 
werden muß. Aber die innere Bewegung in der DDR 
scheint auf seiten der Bundesregierung zu dem 
Schluß zu führen, die Labilität mache Ost-Berlin un-
beweglich, und dies müsse man verstehen und be-
achten. So hört man es jedensfalls aus dem ganzen 
publizistischen Umkreis dieser Bundesregierung — 
und nicht nur aus dem publizistischen. 

Nun habe ich selber von realistisch Zumutbarem 
gesprochen. Aber, verehrte Kollegen, so paradox ist 
die Situation: Mit zuviel Rücksicht erspart man der 
DDR die Anstrengung, sich zu konstruktivem Ver-
halten durchzuringen, und genau das müssen wir er-
reichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Tatsächlich ist doch die Unzufriedenheit der Men-
schen drüben nicht die Ursache, sondern die Folge 
der Immobilität des Systems; sie ist die Folge des 
starren Festhaltens der Machthabenden an ideolo-
gischen Zwängen, an Beengungen und Bedrückun-
gen. 

Es ist wirklich an der Zeit, daß die DDR-Führung 
den Menschen ihres Machtbereichs endlich zuver-

sichtlicher stimmende Zeichen gibt. Eine erste Her-
absetzung des Reisealters um 20 Jahre sowie Kultur-
und Sportaustausch in der Breite wären solche Zei-
chen. Aber in Wirklichkeit wird den Menschen drü-
ben zugemutet, jetzt bald 30 Jahre DDR so zu fei-
ern, als ob es auch weiterhin nur ein Leben hinter 
Wachtürmen und unter physischem und psychischem 
Zwang, unter Geheimpolizei und Indoktrination gä-
be, als ob es keinen Grundvertrag, keine UN-Charta, 
keine Menschenrechtskonvention der Vereinten Na-
tionen, keinen humanitären Teil der Deklaration 
von Helsinki gäbe. Das kann auf die Dauer nicht 
gutgehen. Gerade dann, wenn man explosive Aus-
brüche nicht will — und da stimmen wir mit der 
Aussage der Bundesregierung in der Erklärung zur 
Lage der Nation völlig überein —, muß man vor-
beugend auf Korrekturen des Systems in Richtung 
Menschenwürde drängen. Anders ist fundierte Ent-
spannung in der Mitte Europas nicht zu gewinnen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen und zusam-
menfassen. Die heutigen Schwierigkeiten der DDR 
sind originär DDR-bedingt. Ihre Ursachen — die 
Isolierung, die Bürokratisierung, die Zwänge und 
die Entmutigungen, die den Menschen jetzt schon 
seit Jahrzehnten auferlegt worden sind — sind 
nicht von uns geschaffen. Die Verantwortung für all 
das trägt die DDR-Führung. Von ihr muß auch die 
Wandlung kommen. Man kann sie nicht wegen 
ihrer selbstverschuldeten Schwierigkeiten unter 
Naturschutz stellen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und man darf nicht Menschenwürde und Menschen-
recht ihrer ideologisch-klassenkämpferischen Will-
kür überlassen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat — das sei 
abschließend noch einmal betont 

— 

 ihren Beitrag 
zur DDR-Stabilität nolens volens längst geleistet und 
leistet ihn weiter. Ich denke dabei an ihre Ver-
pflichtungen aus dem Grundvertrag von der Achtung 
der Selbständigkeit und territorialen Integrität bis 
hin zum Verzicht auf jegliche Art von Gewalt. Die 
Bundesregierung leistet darüber hinaus Stabilisie-
rungshilfe durch wirtschaftliche Großzügigkeit und 
noch mehr durch ein, wie ich meine, überhöhtes 
Maß an politischer Zurückhaltung. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Leider 
wahr!) 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Par-
teien sind von der Wirklichkeit herausgefordert, un-
sere legitimen menschlichen Ansprüche auf Völker-
recht und Grundvertrag offen und deutlich, fest und 
nachhaltig geltend zu machen. Aus menschlichen 
Gründen und auf Grund der Verbundenheit unseres 
Volkes dürfen wir uns, gerade wenn wir die Spal-
tung Deutschlands noch auf ungewisse Zeit zu er-
tragen haben, beim Thema „Menschenrecht in der 
DDR" durch keine unangebrachte, durch keine fal-
sche Rücksicht behindern .lassen, sondern müssen 
politisch offensiv sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute vormittag ist uns eine Politik des Plaka-
tierens und der Demonstration vorgeworfen worden. 
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Dazu sage ich schlicht: Dies ist absolut falsch. Ver-
ehrte Kollegen, der Weg, den wir für richtig halten, 
liegt genau in der Mitte zwischen Plakatieren und 
Demonstrieren einerseits und allzu rücksichtsvollem 
Schweigen andererseits. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir meinen den Weg intensiver, offener und öffent-
licher Argumentation gegenüber der DDR, den Weg 
moralischen Drucks, und dazu fordern wir die Bun-
desregierung und das Regierungslager im ganzen 
auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Jaeger. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe nicht die Absicht, zu 
so später Stunde noch eine Rede zu halten. Aber 
ich muß doch den Eindruck vermeiden, daß das, 
was mein Freund Eduard Lintner eben hier gesagt 
hat und was auch ich in einer Presseerklärung er-
wähnt habe, nicht substantiiert sei. Der Herr Bun-
desminister Franke war sehr erstaunt über die Be-
hauptung, daß im Schießbefehl der DDR auch der 
Satz enthalten sei, daß auch eine Person, die sich 
bereits auf bundesdeutschem Gebiet befinde, an-
geschossen werden solle. 

Die Quelle kann ich Ihnen nennen. Im ,,Fränki-
schen Tag" vom 12. April 1978 ist ein Bericht über 
die Oberfränkische Ausstellung 1978 in Kronach 
wiedergegeben. Dort ist eine DDR-Plakattafel photo-
graphisch reproduziert, die folgenden Wortlaut hat: 

Auf Deserteure ist das Feuer sofort zu eröff-
nen, das heißt ohne Anruf und Warnschuß. Auf 
Flüchtlinge, die sich der Festnahme durch Flucht 
in die Bundesrepublik zu entziehen versuchen, 
dürfen nach einem Warnschuß gezielte Schüsse 
abgegeben werden. Befindet sich eine flüch-
tende Person bereits auf bundesdeutschem Ge-
biet und sind keine westdeutschen Sicherheits-
organe in der Nähe, so ist die Person nach 
Möglichkeit anzuschießen und sofort zu bergen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Befindet sich ein Flüchtling kurz vor dem 
Grenzübertritt in die Bundesrepublik und es 
werden westdeutsche Sicherheitsorgane festge-
stellt, so ist die Person zu erschießen und an-
schließend sofort zu bergen, damit eine west-
deutsche Propaganda nicht möglich ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es freut mich, daß die Opposition besser infor-
miert ist als die Regierung. Ich glaube, die Oppo-
sition könnte auch besser regieren als die jetzige 
Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Frau Präsident! Meine Damen und Her

-

ren! Ich habe Veranlassung, die Pressemitteilung 
vom 10. Mai 1978, die Herr Dr. Jaeger herausgege-
ben hat, noch einmal zu zitieren und auf seine Aus-
führungen zu antworten. Da heißt es iii den letzten 
Zeilen: 

Der Schießbefehl wurde verschärft. Heute sind 
die Grenztruppen der NVA angewiesen, so-
gar . . . 

Dazu habe ich hier erklärt und wiederhole es: Der 
Bundesregierung ist davon nichts bekannt. Die Pra-
xis der letzten Jahre gibt auch keinen Anlaß zu 
derartigen Schlüssen oder Vermutungen. In dieser 
Presseerklärung ist der Eindruck erweckt worden, 
als handle es sich um eine neue Verschärfung an 
den Grenzen. Diese alten Dinge im Zusammenhang 
mit dem Schießbefehl haben wir gemeinsam behan-
delt und immer wieder zurückgewiesen. Wir haben 
in der Praxis der letzten Jahre von dieser Verschär-
fung oder der Anwendung einer angeblichen Anwei-
sung dieser Art keinerlei Kenntnis erlangt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, zur allgemeinen Aussprache liegt mir keine 
Wortmeldung mehr vor. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Wir haben einen Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 8/1787 vorliegen. 
Wird von der antragstellenden Fraktion das Wort 
zur Begründung gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann hat Herr Abgeordneter Hoppe das Wort. 

Hoppe (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Für die Koalition habe ich die Ablehnung 
des Entschließungsantrags zu begründen. Zustimmen 
kann diesem vorgelegten Entschließungsantrag 
eigentlich nur, wer den Salto mortale zur üblichen 
Bewegungsform der Politik machen will. Es ist ein 
Antrag des totalen Widerspruchs. Zunächst soll 
feierlich die Beerdigung der Vertragspolitik ver-
kündet werden und just anschließend soll unter Be-
rufung auf den Grundlagenvertrag für normale Be-
ziehungen gesorgt werden. Die Opposition muß sich 
endlich einmal entscheiden, ob sie nun mit dem 
Grundlagenvertrag oder gegen den Grundlagenver-
trag Politik machen will. 

(Sehr richtig! bei der  SPD) 

Das eine tun und das andere nicht lassen, ist ein 
Ding der Unmöglichkeit. 

(Zuruf von der SPD: Recht hat er!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, spricht es 
der Wirklichkeit hohn, wenn die Opposition uns 
weismachen will, die Vertragspolitik im innerdeut-
schen Verhältnis habe sich nicht bewährt. 

Was soll eigentlich der Hinweis, daß Berlin in 
alle Verträge und Vereinbarungen einbezogen wer-
den soll? Die CDU/CSU war, was die Außenvertre-
tung Berlins betrifft, kein guter Sachwalter dieser 
Politik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Hoppe 

Erst im Zuge einer realistischen Entspannungspo

-

litik konnte ein steter Wandel zum Besseren durch-
gesetzt werden. Für uns, meine Damen und Herren, 
gilt der Grundsatz, daß der Einheit und dem Zusam-
menhalt der Nation am besten gedient wird, wenn 
das Zusammengehörigkeitsgefühl der Menschen ge-
stärkt wird. 

Es wäre gut, wenn bei diesem zweifellos noch im-
mer schwierigen Unterfangen endlich auch einmal 
die Opposition nicht nur mit abgestandenen Vorwür-
fen, sondern mit der Bereitschaft zur grundsätz-
lichen Zusammenarbeit aufwarten würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da waren Sie ge

-

rade draußen!) 

Der Entschließungsantrag, über den wir hier ab-
stimmen, ist weder vom Geist der Zusammenarbeit 
noch von alternativen Ideen und. Vorschlägen ge-
prägt. Deshalb kann er nur der Ablehnung verfal-
len. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wir kommen zur Ab-
stimmung über den Entschließungsantrag. Wer ihm 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das. 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das zweite war die Mehrheit. Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Wir kommen nun zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (16. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Böhm (Melsungen), Dr. 
Marx und der Fraktion der CDU/CSU 

Beschwerdestelle für den innerdeutschen 
Reise- und Postverkehr 
— Drucksachen 8/1070, 8/1710 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Schulze (Berlin) 
Abgeordneter Lintner 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Zur Aussprache hat das Wort der Herr Abgeord-
nete Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bedauert, daß SPD 
und FDP in diesem Hause nicht bereit sind, dem 
Antrag der CDU/CSU auf Einrichtung einer Be-
schwerdestelle für den innerdeutschen Reise - und 
Postverkehr zu entsprechen. 

Ziel des am 21. Oktober 1977 vorgelegten Antrags 
war und ist es, einen konstruktiven Beitrag der 
Opposition zur Organisation der innerdeutschen 
Beziehungen zu leisten und dazu beizutragen, daß 
eine Verbesserung des Alltags in den innerdeut-
schen Beziehungen erreicht wird. 

Durch die Institutionalisierung der Beschwerde-
möglichkeiten wäre nach unserer Auffassung ein 
wichtiges Instrument bei der Praktizierung der mit 

der DDR geschlossenen Abkommen geschaffen, das 
den betroffenen Bürgern dienen, deren Mitarbeit 
fördern und der Bundesregierung eine ständige und 
aktuelle Ubersicht über Behinderungen und Schika-
nen im innerdeutschen Reise- und Postverkehr er-
möglichen würde. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Gerade die Zusammenarbeit mit den betroffenen 
Bürgern, die endlich eine einprägsame Adresse für 
ihre Sorgen und Probleme erhalten würden, die sie 
im Zusammenhang mit den innerdeutschen Kontak-
ten immer wieder haben, würde das notwendige 
Vertrauen schaffen, daß allen Beschwerden und An-
regungen gründlich nachgegangen wird und diese 
gegenüber der DDR mit Nachdruck vertreten wer-
den. 

Die DDR müßte erkennen, daß alle ihre Schikanen, 
Behinderungen und Nadelstiche sorgfältig registriert 
und zur Kenntnis genommen und als Vertragsver-
letzungen gewertet würden. Die Versuche der DDR, 
durch hohe Kosten auf der einen Seite und Willkür 
und persönliche Verunglimpfung auf der anderen 
Seite ständig künstlich neue Schranken gegen den 
innerdeutschen Reiseverkehr zu errichten, würden 
erschwert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sicher ist auch Ihnen, meine Damen und Herren 
der Koalitionsfraktionen, die Stellungnahme z. B. 
des ADAC zu unserer Initiative zugegangen, die für 
sich und in diesem Fall für uns spricht und aus der 
ich zitieren darf: 

Dem ADAC gehen zahlreiche Beschwerden über 
Schikanen und Behinderungen im Reiseverkehr 
auf den Transitstrecken aus dem Kreis der Mit-
glieder zu. Wir haben  diese Beschwerden 
regelmäßig sowohl an den Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen als auch an den Be-
auftragten für den Transitverkehr im Bundes-
ministerium für Verkehr weitergeleitet. Zu-
gleich stehen wir aber immer wieder vor der 
schwierigen Aufgabe, den Beschwerdeführern 
eine zufriedenstellende Antwort über den wei-
teren Verbleib bzw. Erfolg ihrer Eingaben ge-
ben zu können. 

Soweit dieses Zitat, das für sich spricht und auf das 
ich hier mit dem Hinweis zu sprechen komme, daß 
von gesellschaftlichen Organisationen in der Bun-
desrepublik Deutschland diese Initiative der CDU/ 
CSU als notwendig eingestuft wird. 

Die Bemühungen der CDU/CSU, mit der Be-
schwerdestelle ein praktikables Instrument für die 
Organisation der innerdeutschen Beziehungen auf 
unserer Seite zu schaffen, gehen auf Anregungen zu-
rück, die aus Berlin kommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schulze? 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Ja. Bitte. 

Schulze  (Berlin) (SPD) : Herr Kollege, ist Ihnen 
bekannt, daß diese Eingabe des Bonner ADAC in- 
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haltlich von der Zentralstelle des ADAC überhaupt 
nicht geteilt wird? Wenn Ihnen das nicht bekannt 
sein sollte, leite ich Ihnen gern das Schreiben des 
ADAC München zu. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich 
würde mich wundern, wenn eine Zentrale hier eine 
andere Stellungnahme abgeben würde als die Stelle, 
die offenbar hier in Bonn ständig schlechte Erfah-
rungen im Umgang mit dem innerdeutschen Ministe-
rium gehabt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sagte eben, daß die Anregungen für diesen 
Antrag aus Berlin kommen. Dort, in Berlin, wurde 
auf Antrag der CDU-Fraktion des Abgeordneten-
hauses vom 21. Juni 1972 eine Zentralstelle für 
Ost-West-Fragen errichtet, die Beschwerden im Zu-
sammenhang mit dem Post- und Reiseverkehr sam-
melt und zugleich für die Beratung und Betreuung 
der Bevölkerung in allen mit dem West-Ost-West-
Reiseverkehr zusammenhängenden Fragen zur Ver-
fügung steht. 

In dem Bemühen, Argumente gegen die Vor-
schläge der CDU zur Einrichtung einer solchen Be-
schwerdestelle auch in Bonn zusammenzutragen, 
kam es in den letzten Monaten aus den Reihen der 
Bundesregierung und der Koalitionsfraktionen zu 
einer solchen Fülle von Widersprüchlichkeiten, daß 
man sie heute bei der Schlußberatung über den An-
trag als geradezu grotesk bezeichnen muß. Nach-
dem der Berliner Senator für Inneres, Peter Ulrich, 
am 22. Septèmber 1977 unter Hinweis auf die zen-
trale Melde-, Beratungs- und Beschwerdestelle in 
Berlin den Vorsitzenden der CDU-Fraktion im Abge-
ordnetenhaus von Berlin, Lummer, darauf hinge-
wiesen hatte, daß sich eine ähnliche Stelle beim 
Bundesministerium für Verkehr in Bonn befinde und 
zwischen diesen Stellen ein ständiger reibungsloser 
Informationsaustausch herrsche, erklärte am 10. Ok-
tober 1977 der Staatsminister beim Bundeskanzler, 
Hans-Jürgen Wischnewski, ebenfalls gegenüber dem 
Vorsitzenden der CDU-Fraktion im Berliner Abge-
ordnetenhaus, Lummer, eine solche Beschwerde-
stelle wäre nicht geeignet, der Bundesregierung 
zusätzliche Informationen zu übermitteln, ja, sie 
würde möglicherweise dazu führen, daß die Bun-
desregierung von manchem Abkommensverstoß 
keine Mitteilung erhielte und ihn deshalb nicht ge-
genüber der DDR ansprechen könnte. Offenbar war 
dem Staatsminister die Existenz der Beschwerde-
stelle beim Bundesminister für Verkehr überhaupt 
nicht bekannt. Wenn Sie aber selbst dem Staats-
minister im Bundeskanzleramt bisher verborgen 
blieb, woher soll sie dann der Bürger kennen? 

(Katzer [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Doch die Verwirrung geht weiter. Während der 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen, 
Egon Franke, in seinen Ausführungen zum Antrag 
der CDU/CSU-Fraktion im Plenum des Bundestages 
am 25. November 1977 mit keinem einzigen Wort 
das ihm unterstellte Gesamtdeutsche Institut als Be-
schwerdestelle erwähnte, erklärte der Sprecher der 
FDP-Fraktion, der Kollege Hoppe, hier im Plenum, 
eben dieses Gesamtdeutsche Institut sammle alle 

Beschwerdefälle und dokumentiere sie. Aus diesem 
Grunde sei der Antrag der Opposition überflüssig. 
Auch die Tageszeitung „Die Welt" teilte am 12. De-
zember 1977 der staunenden Öffentlichkeit mit, daß 
das Gesamtdeutsche Institut in Bonn schon seit meh-
reren Monaten als Anlaufstelle für Beschwerden 
von innerdeutschen Reisenden tätig sei, was aller-
dings der Öffentlichkeit weitgehend unbekannt ge-
blieben sei. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Offenbar auch 
dem Minister!) 

Dennoch könnten sich die Bediensteten im Gesamt-
deutschen Institut über mangelnde Arbeit nicht be-
klagen, denn mehr als 3 000 Beschwerden seien dort 
seit Übertragung dieser Aufgabe aus dem inner-
deutschen Ministerium bisher beantwortet worden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Dieses Gesamtdeutsche Institut also, das zentral 
Beschwerden sammelt und damit etwas tut, was 
nach Angaben von Staatsminister Wischnewski ge-
genüber dem Berliner CDU-Fraktionsvorsitzenden 
Lummer für die innerdeutsche Politik nicht geeig-
net und geradezu schädlich ist, ist hinsichtlich seiner 
Funktion als zentrale Beschwerdestelle so gut ge-
tarnt, daß selbst der verantwortliche Minister Egon 
Franke diese Aufgabe bei ihm bisher noch nicht 
entdeckt hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Der weiß doch nichts!) 

Auch in den Publikationen des Bundesministe-
riums für innerdeutsche Beziehungen ist von irgend-
einer Beschwerdestelle keine Rede. Die offizielle 
Broschüre „Reisen nach und von West-Berlin" bringt 
für Beschwerden die Anschriften von drei verschie-
denen Ministerien, an die sich der Bürger wenden 
soll oder kann, wenn er sich durch Maßnahmen der 
DDR-Behörden beschwert fühlen sollte. Die Informa-
tionsbroschüre „Reisen in die DDR" bringt keinen 
einzigen Hinweis auf eine solche Beschwerdemög-
lichkeit. Eine andere offizielle Broschüre, die den 
Titel „77 praktische Tips" trägt, die auch vom Bun-
desministerium für innerdeutsche Beziehungen her-
ausgegeben wird und sich an Reisende wendet, die 
„in die DDR fahren oder aus der DDR in die Bundes-
republik kommen, gibt sogar fünf Anschriften be-
kannt, bei denen die Bürger Auskünfte zu Fragen 
der innerdeutschen Beziehungen erhalten. Darunter 
taucht dann auch das Gesamtdeutsche Institut als 
Beschwerdemöglichkeit auf. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das ist ja 
grotesk!) 

Einem solchen Wirwarr, meine Damen und Her-
ren, der offensichtlich nicht einmal von den Poli-
tikern der Regierung und der Koalition übersehen 
werden kann, sieht sich der Bürger gegenwärtig 
gegenüber. Ziel unseres Antrages war und ist es 
deshalb, Klarheit, Übersichtlichkeit und Durchschau-
barkeit für die Bürger zu schaffen und sie dazu auf-
zurufen, aktiv an der Gestaltung der innerdeutschen 
Beziehungen und an der Abwehr von Schikanen mit-
zuwirken. Bundesregierung und Koalitionsfraktio-
nen haben sich dagegen mit Ausreden zur Wehr 
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gesetzt, die deshalb so unglaubwürdig sind, weil 
versucht wurde, den CDU-Vorschlag mit einander 
ausschließenden Argumenten zurückzuweisen. Ent-
weder gibt es eine zentrale Beschwerdestelle; dann 
frage ich, warum der Bundesminister für innerdeut-
sche Beziehungen sie uns hier im Hause verschweigt 
und sie vor der Öffentlichkeit versteckt, während 
der Kollege Hoppe von der FDP sie hoch lobt. Oder 
es gibt keine zentrale Beschwerdestelle, und zwar 
deshalb nicht, weil, wie es der Herr Staatsminister 
Wischnewski im Kanzleramt sagt, eine solche Stelle 
nicht geeignet, ja sogar hinderlich für die innerdeut-
sche Politik sei. 

Bei den Beratungen über unseren Antrag in den 
Ausschüssen herrschte wenigstens in einem Punkt 
Einmütigkeit, nämlich darüber, daß die Öffentlich-
keit über die sich heute bietenden Beschwerdemög-
lichkeiten wirksamer unterichtet werden sollte als 
bisher. Die Bundesregierung, so hieß es in dem 
Bericht der Kollegen Schulze (Berlin) und Lintner, 
der uns heute vorliegt, habe zugesagt, dem im Rah-
men ihrer Möglichkeiten auch Rechnung zu tragen. 

Diese Möglichkeiten wiederum scheinen sehr be-
schränkt zu sein. Im April 1978, also vor wenigen 
Tagen, wurde die zehnte Auflage des offiziellen 
Merkblatts „Reisen in die DDR" vom Bundesmini-
sterium für innerdeutsche Beziehungen herausgege-
ben, die nunmehr an die Stelle der neunten Auf-
lage tritt, die vom Oktober 1977 stammt. Man sollte 
annehmen, daß die in den letzten Monaten geführte 
Diskussion über die Beschwerdestelle wenigstens 
dazu geführt habe, die Bürger in der neuen Auflage 
dieses Merkblattes auf die Möglichkeit und die Not-
wendigkeit der Beschwerde im Einzelfall hinzuwei-
sen. Nichts dergleichen ist geschehen. Kein Wort 
von Beschwerdemöglichkeiten oder Adressen ist in 
diesem neuen Merkblatt zu finden. 

Sie werden deswegen Verständnis dafür haben, 
meine Damen und Herren, daß wir dem Verspre-
chen der Bundesregierung, das sie in den Ausschuß-
beratungen abgegeben hat, angesichts dieser Praxis 
keine Glaubwürdigkeit zumessen können. Vielmehr 
stehen wir vor der Frage, ob der von mir darge-
stellte allgemeine Zustand der Beschwerdemöglich-
keiten auf die mangelhafte Fähigkeit der Verant-
wortlichen zurückzuführen ist, die organisatorischen 
und verwaltungsmäßigen Voraussetzungen für eine 
Erfassung aller Beschwerden zu schaffen und zu ge-
stalten und somit das Problem insgesamt in den 
Griff zu nehmen, oder aber auf den mangelnden 
Willen der Bundesregierung, den Bürgern Be-
schwerdemöglichkeiten im Rahmen des innerdeut-
schen Reise- und Postverkehrs und der sonstigen 
innerdeutschen Beziehungen zu schaffen. Wer sich 
durch Beschwerden der Bürger in seinen Wunsch-
vorstellungen über den Lauf der politischen Ent-
wicklung gestört fühlt, wer es deshalb bewußt hin-
nimmt, bei vielen Bürgern auch weiterhin Unkennt-
nis über Beschwerdemöglichkeiten zu lassen, und 
deshalb darauf verzichtet, den Bürgern das Instru-
ment einer Beschwerdestelle anzubieten, setzt sich 
damit dem Verdacht aus, den Schikanen der kom-
munistischen Machthaber nicht mit allen erdenk-

lichen Mitteln entgegentreten und mit Schweigen 
darüber hinweggehen zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit Rücksicht auf solche möglichen Empfindlich-
keiten bei Ihnen haben wir während der Ausschuß-
beratungen mehrfach erklärt, daß es uns nicht auf 
die Bezeichnung Beschwerdestelle ankommt, son-
dern daß wir auch bereit seien, diese institutionali-
sierte Beschwerdemöglichkeit entsprechend der all-
gemeinen Aufgabenstellung, die sie nach unserem 
Willen haben soll, auch z. B. „Beratungs- und Infor-
mationsstelle für den innerdeutschen Reise- und 
Postverkehr" zu benennen. Aber leider waren Sie 
auch unter dieser Bezeichnung nicht bereit, diesen 
Schritt mit uns gemeinsam zu gehen. 

Meine Damen und Herren, für Fortschritte auf 
dem Gebiet der menschlichen Kontakte zwischen 
den Bürgern der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR sind von unserer Seite hohe Preise gezahlt 
worden. Nicht durch die Verträge, sondern allein 
gegen D-Mark hat sich die DDR zu bescheidenen 
menschlichen Erleichterungen bereit erklärt, und 
zwar D-Mark aus den Kassen der öffentlichen Hand 
in der Bundesrepublik Deutschland und D-Mark aus 
dem Portemonnaie der Bürger, die in die DDR rei-
sen. Diesen geschröpften Bürgern sollte Gelegenheit 
gegeben werden, über die bestehenden Möglichkeiten 
hinaus ihre Sorgen, ihre Probleme und ihre Nöte 
und alles das, was  sie bei der praktischen Ausge-
staltung innerdeutscher Beziehungen bedrückt, den 
politisch Verantwortlichen auf einfache, durchschau-
bare Art und Weise mitzuteilen, damit diese Bürger 
die Gewißheit erhalten, daß von den politisch Ver-
antwortlichen alles erdenklich Mögliche getan wird, 
um das menschliche Miteinander in Deutschland zu 
fördern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat  Herr 
 Abgeordneter Augstein. 

Augstein (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Opposition beantragt also, eine 
Beschwerdestelle für den innerdeutschen Reise- und 
Postverkehr beim Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen einzurichten. Sie begründet ihren An-
trag damit, daß bei dieser Beschwerdestelle alle Be-
hinderungen im Reise- und Postverkehr erfaßt wer-
den sollen, um sie in Verhandlungen zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR einzubringen und auf 
ihre Abstellung hinzuwirken. Das klingt recht für-
sorglich und bürgernah, wäre es nicht, wie es Kol-
lege Hoppe bei der ersten Behandlung des Antrags 
hier im Bundestag am 25. November vorigen Jahres 
nannte, „reine Windbeutelei", und würden damit 
nicht, wie Kollege Mattick damals treffend vermerk-
te, „offene Türen" eingerannt. Diese Einschätzung 
des Oppositionsantrags durch die beiden Kollegen 
hat sich bei der weiteren Beratung in den Parla-
mentsausschüssen vollauf bestätigt. 

Mit dem Antrag bezweckt die Opposition nichts 
anderes, als in der Öffentlichkeit den  Eindruck zu 
erwecken, als gäbe es — im Gegensatz zum rei-
bungslos verlaufenden Verkehr — unzählige Behin- 
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derungen im innerdeutschen Reise- und Postver-
kehr, als gäbe es überhaupt keine Instanz, wo man 
sich darüber beschweren könnte, und als täte die 
Bundesregierung aber auch rein gar nichts, um die-
sen Behinderungen entgegenzutreten. Suggeriert 
man der Öffentlichkeit soviel Negatives auf einmal, 
so offenbar das Kalkül der Opposition, dann wird 
schoneiniges davon haften bleiben. Sie, meine Da-
men und Herren von der Opposition, übersehen da-
bei, daß Sie unis, der Koalition, damit die Chance 
einräumen, nicht nur aufzuzeigen, sondern auch zu 
beweisen, wie wenig seriös Sie mit der Öffentlich-
keit umgehen und daß Sie in Ihrem kleinkarierten 
Parteiinteresse vor nichts zurückschrecken. 

Zunächst zu den Größenordnungen, um die es 
hier eigentlich geht — ,gegenüber Ihrem Kolossal-
gemälde von den zahllosen Behinderungen. Im Tran-
sitverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und Berlin gibt es seit Inkrafttreten des Tran-
sitabkommens im Sommer 1972 jeden Monat mehr 
als eine Million Reisende. Von diesen monatlich 
über eine Million Transitreisenden berichten durch-
schnittlich ganze 50 über Besonderheiten, sei es bei 
der Abfertigung oder während der Durchfahrt durch 
die DDR. Häufigste Ursachen sind dabei — wie hin-
terher festgestellt wurde — Verstöße gegen die 
Straßenverkehrsordnung der DDR oder gegen die 
dortigen Strafgesetze. 

In ,der Größenordnung nicht anders sind die Zah-
len im innerdeutschen Postverkehr. Im Jahre 1977 
wurden 25 bis  30 Millionen Pakete und Päckchen 
von hier nach drüben gesandt. Dabei gehen von 
10 000 Päckchen und Paketen ganze sechs verloren 
und 15 werden zurückgewiesen. Diese Zurückwei-
sungen und Verluste sind in aller Regel darauf zu-
rückzuführen, daß die Absender hier in der Bundes-
republik Gegenstände oder Druckschriften mitschic-
ken, deren Einfuhr in die DDR leider beschränkt 
oder verboten ist. 

Wie diese Größenordnungen ausweisen, ist also 
nichts, aber auch gar nichts dran an dem Eindruck, 
den ,die Opposition der Öffentlichkeit suggerieren 
möchte, dem Eindruck nämlich, es gäbe unzählige 
Behinderungen, wenngleich wir natürlich darin 
übereinstimmen, daß jedes einzelne Vorkommnis, 
soweit ungerechtfertigt, noch zuviel ist. 

Ebenso irreführend ist es, wenn die Opposition 
ihren Antrag damit begründet, daß unsere Bevölke-
rung gar nicht so recht wisse, wo man sich eigent-
lich über Behinderungen beschweren könne. Das 
zeigt eigentlich nur, wie wenig Volksvertreter der 
CDU/CSU mit dem Volk zu tun haben 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das ist doch 
dummes Zeug!) 

Ich komme gleich zu Ihrem „dummen Zeug" : die 
Mitbürger, die von solchen Beschwernissen im 
Reise- und Postverkehr betroffen sind, tun einfach 
das Nächstliegende: Ereignisse im Reiseverkehr 
melden sie in der Regel an  den  Grenzübergangsstel-
len bei Zoll, Bundesgrenzschutz, Bayerischer Grenz-
polizei und Berliner Polizei. Gehen Pakete oder 
Päckchen verloren, so wendet man sich an sein 
Postamt, dort gibt es Formulare für sogenannte 

Nachforschungsanträge. Wird das Paket oder Päck-
chen nicht aufgefunden, so leistet die Bundespost 
Schadensersatz. Auf diese Weise werden übrigens 
mehr als 90 % der Verluste geregelt. Einig sind wir 
unis natürlich mit der Opposition wieder darüber, 
daß es besser überhaupt keine Zurückweisungen 
oder Verluste im Postverkehr gäbe. 

Wie gesagt, gehen die Leute, die sich beschwert 
fühlen, zu ihrem Postamt oder zu den Beamten der 
Grenzübergangsstellen. Man wendet sich aber auch 
an die Bundesministerien für innerdeutsche Bezie-
hungen, für Verkehr und für das Post- und Fernmel-
dewesen, für Finanzen und an das Bundesministe-
rium des Innern, an das Gesamtdeutsche Institut und 
die Ständige Vertretung. 

Auf all ,diese zahlreichen Beschwerdemöglichkei-
ten wird in Merkblättern und Broschüren hingewie-
sen, die vom Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen und vom Gesamtdeutschen Institut in 
Millionenauflagen vertrieben werden und für jeden 
Inrteressierten zu erreichen sind.  Wo der Hinweis 
auf solche Beschwerdemöglichkeiten fehlt, wird das 
so bald wie möglich in den Neuauflagen nachgeholt. 

(Zuruf von !der CDU/CSU) 

— Auch der Hinweis auf die zentrale Beschwerde-
stelle in Berlin geht fehl, Herr Kollege. Wie Kollege 
Hoppe bei der  ersten Diskussion über ihren Antrag 
erwähnte, liegen die Verhältnisse in Berlin ganz 
anders. — Wenn die CDU/CSU schließlich mit dem 
Antrag auf Einrichtung einer Beschwerdestelle den 
Eindruck zu ,erwecken sucht, als gehe die Regierung 
den einzelnen Beschwerden nicht hinreichend nach, 
so 'ist das einfach nicht wahr. Alle Beschwerden, 
Eingaben und Informationen werden ausgewertet 
und für Verhandlungen und Gespräche mit der DDR 
aufbereitet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Jäger? 

Augstein (SPD) : Ja, bitte schön. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Aug-
stein, ist Ihnen nicht bekannt, daß die Bundesregie-
rung schon in verschiedenen Fällen zu Anfragen 
der Opposition erklärt hat, über Beanstandungen 
dieser und anderer Art habe man keine genaue 
Kenntnis, weil für eine Statistik zur Erfassung von 
Beschwerden keine Möglichkeit bestehe? Wider-
legt nicht allein dies schon Ihre Behauptung, daß die 
Beschwerdestelle überflüssig und unnötig sei? 

Augstein (SPD) : Das vermag ich nicht einzuse-
hen. Die Logik leuchtet mir nicht ein, was daran — 
selbst wenn ich Ihnen folgen würde — eine Statistik 
ändern würde. 
Ich darf fortfahren. Erst einmal generell: Alle Be-

schwerden, Eingaben und Informationen werden 
ausgewertet und für Verhandlungen und Gespräche 
mit der DDR aufbereitet. Es wird auch dafür ge-
sorgt, daß jeder Einzelfall, in dem Hilfe möglich ist, 
auf der dafür vorgesehenen Ebene gegenüber der 
Regierung der DDR angesprochen wird. Einzelfälle 
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aus dem Bereich des Berlin-Verkehrs werden in der 
Transitkommission vorgebracht, Anliegen aus dem 
Wechselverkehr zwischen der Bundesrepublik und 
der DDR in der Verkehrskommission und über die 
Ständige Vertretung, Fälle aus dem grenznahen Ver-
kehr in den Expertengesprächen mit der DDR und 
über die Ständige Vertretung, Probleme aus dem 
Bereich des Postverkehrs über die Ständige Vertre-
tung oder in Gesprächen mit der Deutschen Post der 
DDR. 

Frau Präsident, meine Damen und Herren, ich 
durfte Ihnen die Größenordnungen aufzeigen, um 
die es hier geht, das zahlenmäßige Verhältnis zwi-
schen dem meist reibungslos verlaufenden Reise-  
und Postverkehr und den auftretenden Behinderun-
gen. Ich durfte Ihnen die Vielzahl und Vielfalt von 
Beschwerdemöglichkeiten aufzählen, die den Bun-
desbürgern im Falle von Behinderungen offenste-
hen. Schließlich durfte ich dartun, daß die Bundes-
regierung bemüht ist, jeder einzelnen Behinderung 
nachzugehen und auf ihre Abstellung hinzuwirken. 

Es sah auch zunächst so aus, als ob sich die 
Opposition dieser Argumentation nicht verschließen 
würde. Sie hat in der Tat während der Beratungen 
ihren Standpunkt mehrmals geändert. Bei der Be-
gründung des Antrages im Bundestag am 25. No-
vember vergangenen Jahres hatte es zunächst noch 
den Anschein, als ob die Beschwerdestelle an die 
Stelle aller anderen Beschwerdeinstanzen treten 
sollte. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Haben wir nie 
behauptet!) 

— Herr Jäger (Wangen), ich darf darauf folgendes 
erwidern. Ihr Kollege Böhme — das können Sie im 
Protokoll nachsehen — hat eigentlich acht Hin-
weise darauf gegeben, daß er dies meinte. Sie wa-
ren der einzige, der seinen „Fauxpas" erkannt und 
daraufhin eine Zwischenfrage gestellt hat. Das kön-
nen Sie im Protokoll nachlesen. 

Die erste Lösung war also: Beschwerdestelle an 
Stelle aller anderen Beschwerdeinstanzen. Diese Lö-
sung wurde dann bei der Beratung im Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen dahin variiert, daß die 
Beschwerdestelle lediglich neben die jetzt schon 
vorhandenen Beschwerdemöglichkeiten treten sollte, 
also als zusätzliche Instanz mit zusätzlicher Büro-
kratie — so ganz im Sinne Ihres kürzlichen Kon-
gresses gegen Verbürokratisierung. Und schließlich, 
wiederum im Ausschuß für innerdeutsche Beziehun-
gen, schien man sich damit begnügen zu wollen — 
das ist auch heute wieder angeklungen —, durch 
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit besser bekanntzu-
machen, wo man überall Beschwerden über Behin-
derungen im innerdeutschen Reise- und Postverkehr 
anbringen könne. 

(Zuruf des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU]) 

Insgesamt drängt sich der Eindruck auf, daß die 
Opposition ihren eigenen Antrag nicht nur mit 
nichtstichhaltigen Gründen verfolgt, sondern auch 
recht halbherzig für ihn eintritt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sie haben den 
Kollege Böhme schlecht verstanden!) 

Gleichwohl kann sie sich nicht dazu durchringen, 
den Antrag zurückzuziehen oder doch wenigstens 
abzuändern und konsequenterweise bei den Haus-
haltsberatungen für 1979 auf verstärkte Mittel für 
diese Öffentlichkeitsarbeit zu drängen. So bleibt 
uns, der Koalition, nur die Erklärung, daß es Ihnen 
einzig und allein um einen Schauantrag zu tun ist, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört!) 

der idemonstrieren soll, wie sich die Union um die 
Dinge kümmert, während die Bundesregierung die 
Hände in den Schoß legt und Willkürakte der DDR 
hinnimmt. Dies aber, Frau Präsident und meine Da-
men und Herren, ist objektiv unrichtig, dient ledig-
lich unnötiger Konfrontation und hilft keinem einzi-
gen Mitbürger bei Behinderungen im innerdeut-
schen Reise- und Postverkehr weiter. Folglich ist 
der Antrag politisch und auch sonst in jeder Hin-
sicht völlig nutzlos. Die Sozialdemokraten und die 
Freien Demokraten werden ihn deshalb ablehnen. 

(Beifall bel der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wird das Wort noch 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann kommen 
wir zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses, den Antrag abzulehnen. Wer die-
ser Beschlußempfehlung zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Das erste war die Mehrheit. Die 
Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, FDP zu den dem Deutschen Bundestag 
zugeleiteten Streitsachen vor dem Bundes-
verfassungsgericht 

a) Verfassungsbeschwerden der Firma B. 
Braun Melsungen AG, gesetzlich vertre-
ten durch den Vorstand, dieser vertreten 
durch Ludwig Georg Braun, Sprecher des 
Vorstands, und Dr. Joachim Schnell, stell-
vertretender Sprecher des Vorstands, 
Karl-Braun-Straße 1, Melsungen, 

und 8 weiterer Beschwerdeführerinnen 

gegen §§ 1, 7 Abs. 1, §§ 27, 29, 31 und 33 
des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer (MitbesG) vom 4. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1153) 
Az. 1 BvR 532/77 

b) Verfasungsbesçhwerden des Verbandes 
Metallindustrieller Arbeitgeberverbände 
Nordrhein-Westfalen e. V., vertreten durch 
den Vorsitzenden Dr. Neumann und den 
Hauptgeschäftsführer Dr. Krause, Uerdin-
ger Straße 58-62, Düsseldorf 30, 

und 29 weiterer Arbeitgebervereinigungen 
gegen das genannte Gesetz 
Az. 1 BvR 533/77 

— Drucksache 8/1655 (neu) — 

Zur Begründung, Herr Abgeordneter Porzner. 
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Porzner (SPD) : Frau Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Das Gesetz über das Bundes-
verfassungsgericht räumt dem Deutschen Bundestag 
das Recht ein, den Verfahren über die Verfassungs-
mäßigkeit von Bundesgesetzen beizutreten, und 
zwar zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens. Zu diesem 
Recht gehört, daß der Deutsche Bundestag bei Ver-
fahren vor dem Bundesverfassungsgericht in Karls-
ruhe Anträge stellen und darlegen kann, daß ein 
von ihm beschlossenes Gesetz mit dem Grundgesetz 
in Übereinstimmung steht. 

Ich will jetzt nicht in die Unart verfallen und auf 
die Antwort eingehen, die der Redner der Opposi-
tion auf meine Begründung hin schon im voraus 
schriftlich hat verteilen lassen. Ich will nur folgendes 
kurz dazu sagen, Herr Dr. Jenninger: Sie bezeich-
nen dieses Verfahren als undemokratisch. Dazu 
möchte ich genauso kurz anworten: Es ist nicht un-
demokratisch und schon gar nicht verfassungswidrig, 
wenn Abgeordnete des Bundestages, d. h. wenn der 
Deutsche Bundestag, bekräftigt, daß er ein von allen 
Fraktionen dieses Hauses beschlossenes Gesetz für 
verfassungsgemäß hält und daß er sich beim Ver-
fassungsgericht dafür einsetzt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Uns ist bewußt, daß dieser Weg vom Bundestag zum 
erstenmal begangen wird, aber die Bedeutung der 
Mitbestimmung in großen Unternehmungen recht-
fertigt das auch. 

Wir bestreiten auch nicht, daß wir hinsichtlich des 
Verfahrens unsere Meinung geändert haben. Wir 
hielten nämlich im Herbst einen Beitritt zum Ver-
fahren vor dem Verfassungsgericht nicht für erfor-
derlich, aber inzwischen hat sich einiges in der 
Bundesrepublik geändert. Erstens. Der Wirtschafts-
rat der CDU und ihm nahestehende Kreise haben 
ihre Angriffe auf das Mitbestimmungsgesetz als ein 
angeblich verfassungswidriges Gesetz verschärft und 
öffentlich den Eindruck erweckt, Mitbestimmung sei 
illegitim. Die Verteufelung — wir nehmen das sehr 
ernst — des Mitbestimmungsgesetzes als Ermäch-
tigungsgesetz für Fremdbestimmung durch den Ab-
geordneten der CDU/CSU-Fraktion, Herrn von Bis-
marck, wirkt offensichtlich weiter. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
von Bismarck? 

Porzner (SPD) : Frau Präsident, bei der Begrün-
dung möchte ich keine Zwischenfrage zulassen, weil 
ich mich gern an die Geschäftsordnung halten möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. von 
Bismarck [CDU/CSU] : Dann mache ich den 
Zuruf, daß Sie soeben die Unwahrheit ge-

sagt haben! Ich habe das nie gesagt!) 

Zweitens. Obwohl 157 Abgeordnete der CDU/CSU 
am 18. März 1976 dem Gesetz zugestimmt haben, hat 
niemand von Ihnen — von einer Ausnahme abge-
sehen: Herr Blüm — öffentlich diese Angriffe auf 
das Mitbestimmungsgesetz abgewehrt und das Ge-
setz verteidigt. Dazu war niemand bereit. 

Wir haben deswegen Zweifel, ob Sie noch zum 
Mitbestimmungsgesetz stehen, das Sie mit uns be-
schlossen haben. Diese Entwicklung macht es not-
wendig, daß der Deutsche Bundestag das weitere 
Schicksal des Mitbestimmungsgesetzes aktiv ver-
folgt und vor dem Verfassungsgericht für das Gesetz 
eintritt. 

Daß die Opposition schon vor Wochen angekün-
digt hat, sie werde gegen den Verfahrensbeitritt 
stimmen, kann sie nicht überzeugend begründen. 
Herr Kollege Franke aus Osnabrück hat in der Sit-
zung vom 18. März 1976 die Zustimmung der CDU/ 
CSU-Fraktion ausdrücklich mit der Beseitigung an-
geblich verfassungswidriger Bestimmungen des Re-
gierungsentwurfs durch die Ausschußberatung be-
gründet und die Verfassungsmäßigkeit des Geset-
zes zusammen mit mit 156 seiner Fraktionskollegen 
bejaht. 

(Franke [CDU/CSU] : Es waren einige Kolle

-

gen, die verfassungsrechtliche Bedenken 
hatten! Das stand auch in der Rede!) 

— Das stimmt. 

Ich fordere Sie auf: Stimmen Sie diesem Antrag 
zu, stimmen Sie zu, daß der Bundestag auch dem 
Verfassungsgericht gegenüber die Haltung ein-
nimmt, die Sie selbst im Bundestag eingenommen 
haben. Andernfalls erwecken Sie den Eindruck, als 
ob die damalige Zustimmung ein halbes Jahr vor der 
Bundestagswahl nur taktisch bestimmt war. 

(Sehr wahr! bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist eine Logik!) 

Heutzutage ist es Mode geworden, daß Reform-
gesetze von Belang mit der Behauptung, sie seien 
verfassungswidrig, zum Gegenstand von Verfas-
sungsprozessen gemacht werden. 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Habt ihr schon mal 
einen gewonnen?) 

Ich will das jetzt nicht weiter werten. Ich will nur 
soviel sagen: Es ist aus den Reihen der Opposition 
gesagt worden, es könne doch nicht negativ beurteilt 
werden, daß sich jemand ans Verfassungsgericht wen-
det, um die Verfassungsgemäßheit einer Bestimmung 
prüfen zu lassen oder die Verfassungswidrigkeit von 
Gesetzen oder einzelner Teile von Gesetzen feststel-
len zu lassen. 

Ich kehre das um und sage: Dann kann es ja 
wohl auch nicht gegen das Gesetz und gegen die 
Verfassung verstoßen oder gar undemokratisch sein, 
Herr Dr. Jenninger, wenn der Deutsche Bundestag 
beim Verfassungsgericht darlegt, daß und warum er 
das Mitbestimmungsgesetz für verfassungsgemäß 
hält. 

Ich bitte Sie, dem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Der Antrag 
der Koalition, über den wir heute debattieren, ist in 
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der Geschichte des Deutschen Bundestages ein abso-
lutes Novum. Dieser Antrag bzw. das, was er be-
zweckt, ist — um es vorweg zu sagen — aus der 
Sicht meiner Fraktion überflüssig, schädlich, intole-
rant und auch undemokratisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Verfassungswidrig!) 

— Ich werde das gleich begründen, Herr Wehner. 

Meine Fraktion wird deshalb diesem Antrag nicht 
zustimmen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Meine •Damen und Herren, wir denken nicht daran, 
wegen eines ungelenken Kniefalls gegenüber dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund 

(Zurufe von der SPD: Pfui! — Weitere Zu- 
rufe) 

mit einer guten und sinnvollen Tradition dieses 
Hauses zu brechen und einem Verfahren in Karls-
ruhe beizutreten, das den Deutschen Bundestag 
rechtlich in keiner Weise tangiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Erneute Zurufe 
von der SPD) 

Um das gleich klarzustellen: Mit diesem Antrag 
steht nicht die Frage der Mitbestimmung erneut auf 
dem parlamentarischen Prüfstand; hier geht es nicht 
noch einmal um das Für und Wider des sogenannten 
Mitbestimmungsgesetzes. Hierüber hat der Deutsche 
Bundestag am 18. März 1976 abschließend entschie-
den, und eine große Mehrheit der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion hat dem Gesetz zugestimmt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Friedrich? 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Nein, Frau Präsidentin. 

Eine große Mehrheit unserer Fraktion hat dem 
Gesetz zugestimmt, insbesondere nachdem es uns 
gelungen war, den Gesetzentwurf wesentlich zu ver-
bessern. 

(Lachen bei der SPD) 

— Meine Damen und Herren, Sie können nicht be-
streiten, daß dies geschehen ist. Das Ausmaß Ihrer 
Einsichtsfähigkeit ist gelegentlich zwar sehr be-
grenzt, aber gelegentlich haben Sie auch „lucida in-
tervalla" aufzuweisen. 

Diese Zustimmung zählt, und das ist auch durch 
noch soviel Gerede und durch noch soviel Presse-
erklärungen nicht aus der Welt zu schaffen, um so 
mehr, als wir im Gegensatz zu Ihnen in diesem Haus 
einmal gefaßte Beschlüsse nicht von heute auf mor-
gen ins Gegenteil verkehren. Dazu komme ich gleich 
noch. 

Die eigentliche und entscheidende Frage, die sich 
mit dem heutigen Koalitionsantrag stellt, ist: Wie 
soll sich das Verfassungsorgan Bundestag gegen-
über Verfassungsbeschwerden einzelner Bürger oder 
privatrechtlicher Vereinigungen gegen Gesetze ver-
halten? Dazu vertritt meine Fraktion ganz grund-
sätzlich und völlig unabhängig davon, welche Ge

-

setze von welchen Bürgern oder privatrechtlichen 
Vereinigungen angegriffen wurden, die Auffassung, 
daß der Bundestag allenfalls solchen Verfahren des 
Bundesverfassungsgerichts beitreten oder eine Stel-
lungsnahme abgeben sollte, in denen Rechte und 
Pflichten des Parlaments, seiner Fraktionen oder 
einzelner Mitglieder dieses Hauses tangiert sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diesem allein vernünftigen Grundsatz entspricht 
auch voll und ganz die bisherige in diesem Haus 
gemeinsam geübte Praxis. Bis zum heutigen Tage ist 
der Deutsche Bundestag noch nie einem Verfahren 
über eine Verfassungsbeschwerde beigetreten. Auch 
von seinem Recht, wenigstens eine Stellungnahme 
abzugeben, hat dieses Parlament in seiner bisherigen 
Geschichte lediglich in zwei Fällen Gebrauch ge-
macht. Dabei ging es in einem Fall um eine Ver-
fassungsbeschwerde gegen das Abgeordnetengesetz 
und in einem anderen Fall um eine solche gegen 
einen Beschluß des Bundestages, die Immunität eines 
Kollegen zum Zweck der Strafverfolgung nicht 
aufzuheben. Beides waren also eindeutig Klagen von 
Bürgern in unmittelbar das Haus betreffenden An-
gelegenheiten. 

Das Mitbestimmungsgesetz tangiert aber dieses 
Haus rechtlich ebensowenig wie die zahllosen an-
deren Gesetze und Beschlüsse des Deutschen Bun-
destages, gegen die Verfassungsbeschwerden erho-
ben worden sind, denen der Bundestag ausnahmslos 
durch ausdrücklichen Beschluß nicht beigetreten ist. 
Das Mitbestimmungsgesetz richtet sich, wie wir wis-
sen, ausschließlich an die Adresse der deutschen 
Wirtschaft und mutet dieser zum Wohl, zum Vor-
teil der Arbeitnehmer einschneidende Veränderun-
gen in der Zusammensetzung ihrer Führungsstruktur 
zu. Wenn aber der Gesetzgeber aus höherrangigem 
Interesse bestimmten Gruppen unserer Gesellschaft 
solche Beschränkungen der bisherigen Rechte und 
Befugnisse zumutet, dann sollte, meine Damen und 
Herren von der sozialliberalen Koalition, dieser 
gleiche Gesetzgeber — gewissermaßen als der Ver-
ursacher — dem Versuch der Betroffenen, die für 
sie nachteiligen Gesetzmaßnahmen durch unabhän-
gigen Richterspruch doch noch abzuwenden, mit 
mehr Toleranz, mit Gelassenheit und auch mit der 
notwendigen Zurückhaltung begegnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Verfassung ist auch zum Schutze der Arbeit-
geber und der Anteilseigner an Industriebetrieben 
geschaffen. Ich weiß, daß das einigen von Ihnen 
nicht paßt; aber so ist das. 

(Wehner [SPD] : Was soll denn das? — 
Zuruf von der SPD: So ein Quatsch!) 

Es ist in unserer rechtsstaatlichen Demokratie das 
gute Recht eines jeden Bürgers, sich zur Abwehr 
staatlicher Angriffe auf die Verfassung zu berufen 
und auch ein ihn unmittelbar betreffendes Gesetz 
vom Bundesverfassungsgericht auf seine Verfas-
sungsmäßigkeit hin überprüfen zu lassen. Nachdem 
es dem Deutschen 'Bundestag bisher auch stets ge-
lungen ist, die notwendige Toleranz und Gelassen-
heit gegenüber solchen Verfassungsbeschwerden 
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aufzubringen, fragt man sich, warum nun plötzlich 
dieser heutige Antrag gestellt wird. 

(Wehner [SPD] : Sie verkörpern die Tole

-

ranz!?) 

— Herr Wehner, was ist das für ein Demokratie-
verständnis, 

(Zuruf von der SPD: Das Sie haben!) 

das Sie hier praktizieren? Was ist das für ein Ver-
ständnis unserer Verfassung? Warum wollen Sie den 
Pfad der rechtspolitischen Tugend verlassen? 

(Wehner [SPD] : Warum regen Sie sich so 
auf? Reden Sie doch ruhig!) 

Das besondere Interesse an dem Mitbestim-
mungsgesetz und die Sorge um dieses Gesetz sind 
es sicherlich nicht; denn warum haben Sie am 15. De-
zember 1977 den Verfahrensbeitritt oder wenigstens 
eine Stellungnahme nicht gefordert? Ich nehme nicht 
an, daß Sie geschlafen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer weiß?) 

An diesem Tag hatte sich nämlich der Deutsche Bun-
destag auf Veranlassung des Bundesverfassungsge-
richts mit dieser Frage zu befassen. Damals haben 
Sie einen solchen Schritt aber nicht gefordert, son-
dern im Gegenteil sowohl im Rechtsausschuß — und 
hier gleich zweimal — als auch danach im Plenum 
einstimmig gegen einen Verfahrensbeitritt gestimmt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dies geschah, wie ich annehme, aus denselben guten 
Gründen heraus, aus denen wir heute Ihren Antrag 
ablehnen und an dem gemeinsamen Beschluß aller 
Fraktionen dieses Hauses vom 15. Dezember 1977 
festhalten werden. 

Was hat sich denn seit diesem Tag verändert? 
Herr Kollege Porzner, Sie haben hier den Kollegen 
von Bismarck zitieren wollen; ich sage „zitieren wol-
len", weil das, was Sie gesagt haben, nicht wahr ist. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Herr Kollege von Bismarck hat dies, was Sie ihm 
unterstellt haben, niemals gesagt und auch niemals 
gefordert. Ich bitte Sie, dies richtigzustellen. 

Seit diesem Tag hat sich nichts ereignet, was die 
erstaunliche Kehrtwendung der Koalitionsfraktionen 
in dieser Frage plausibel macht. Das Mitbestim-
mungsgesetz ist nicht mehr gefährdet, als es im De-
zember 1977 war, im Gegenteil, die Bundesregierung 
hat ja dem Verfassungsgericht mittlerweile umfang-
reiche, von ihr in Auftrag gegebene Gutachten vor-
gelegt, in denen die Verfassungsmäßigkeit des Mit-
bestimmungsgesetzes bejaht wird. 

Geändert hat sich allenfalls, wenn ich das anmer-
ken darf, die Haltung der Gewerkschaften gegen-
über der gegenwärtigen Regierung und den sie tra-
genden Parteien. Dies hat aber mit dem Karlsruher 
Verfahren um das Mitbestimmungsgesetz recht we-
nig zu tun. Ich fürchte allerdings, daß dies gleich-
wohl der eigentliche Grund des heutigen Antrages 
und des plötzlichen Sinneswandels der Koalition ist. 
Meine Damen und Herren, die Parteinahme in einem 
die Gewerkschaften unmittelbar interessierenden 

Rechtsstreit soll ganz offenkundig die Gunst des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes erhalten, die we-
gen der politischen Hilflosigkeit gegenüber Arbeits-
losigkeit und Rentensanierung zunehmend schwin-
det. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, meine Damen und Herren, diese Hoffnung 
trügt. Ich kann mir beim besten Willen nicht vorstel-
len, daß sich die deutschen Gewerkschaften durch 
eine derartige billige Pflichtübung von der entschie

-

denen Vertretung der Interessen ihrer Mitglieder 
abhalten lassen werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Die werden sich für Ihre Vormund

-

schaft bedanken!) 

Lassen Sie mich, Herr Wehner, abschließend zu 
der Verfassungsbeschwerde der Firma Braun und 
des Verbandes Metallindustrieller Arbeitgeberver-
bände Nordrhein-Westfalen noch folgendes sagen: 
Die Koalition hat wiederholt erfahren müssen, daß 
das, was sie als politisch Gewolltes hier in Gesetzes-
form in diesem Hause gegen unseren Widerstand 
verabschiedet hat, einer verfassungsrechtlichen 
Überprüfung nicht standgehalten hat. Die Mitbe-
stimmung haben auch wir gewollt, und wir wollen 
sie auch heute noch. Wir sind doch aber nicht so 
vermessen, deshalb etwa Zweifel anderer an der 
Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes für völlig ab-
wegig zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Porzner, bei der zweiten und der 
dritten Lesung damals haben Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion auf verfassungsrechtliche 
Bedenken ausdrücklich hingewiesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Es hat Kollegen meiner Fraktion gegeben — und 
das kann man ja auch sagen —, die dem Gesetz we-
gen dieser rechtlichen Bedenken nicht zugestimmt 
haben. 

Mit den genannten Verfassungsbeschwerden aber 
ist doch keine Welt zusammengebrochen. Wir haben 
— offenbar ganz im Gegensatz zu vielen anderen — 
nicht von allen von der Mitbestimmung betroffenen 
Firmen erwartet, daß sie unserem politischen Wil-
len zuliebe wie selbstverständlich von einer ja kei-
neswegs offenkundig unbegründeten Verfassungs-
beschwerde Abstand nehmen. Diese Klage ist doch 
kein Unheil. Sie wird in bezug auf das Mitbestim-
mungsgesetz ein Mehr an Rechtssicherheit, ein 
Mehr an Rechtsklarheit für alle Beteiligten bringen. 
Wenn ich daran denke, in welch unterschiedlicher 
Weise zwischen den Koalitionsparteien und auch 
innerhalb der Bundesregierung einzelne Bestimmun-
gen dieses Gesetzes ausgelegt wurden 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

und noch werden, so kann hier verbindliche Klarheit 
wirklich nicht schaden. Dem Bundesverfassungsge-
richt — im Gegensatz zu Ihnen — trauen wir zu, 
daß es auch ohne Hilfe des Bundestages ein gerech-
tes Urteil fällen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Wenn ich mir die 
Rede des Kollegen Jenninger jetzt angehört habe, 
kann ich eigentlich nur feststellen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Daß er recht hat!) 

daß in der zweiten und dritten Lesung des Mitbe-
stimmungsgesetzes, nämlich schon am 18. März 
1976, der Kollege Franke aus Osnabrück bereits 
beinahe die Begründung dafür vorweggeliefert hat, 
daß die Koalitionsfraktionen heute diesen Antrag 
zur Abstimmung stellen. Er hat nämlich gesagt — 
das können Sie nachlesen — , daß einige Kollegen 
seiner Fraktion wegen der nicht durchgängig ge-
regelten Urwahl nicht zustimmen könnten, und er 
hat ausgeführt, daß andere wegen nicht ausge-
räumter Zweifel an der endgültigen Verfassungs-
mäßigkeit nicht zustimmen würden. Diese Kritik hat 
sich seit damals auf seiten der Opposition nicht ver-
ringert. Im Gegenteil. Inzwischen hat sich der 
Druck innerhalb der eigenen Reihen noch verstärkt, 
der Druck von denjenigen in der Opposition, die 
das Gesetz ablehnen, ohne daß — dies ist das Ent-
scheidende, Herr Kollege Jenninger — ihnen von 
den Abgeordneten der Opposition, die dem Mitbe-
stimmungsgesetz seinerzeit zugestimmt haben — 
und das war die große Mehrheit der CDU/CSU —, 
die Haltung der Fraktion noch einmal laut und un-
überhörbar ins Gedächtnis gerufen worden wäre. 

Ich möchte mit Genehmigung der Frau Präsidentin 
einige Zitate aus den letzten Monaten anführen. 
Herr Schröder (Lüneburg), Vorsitzender der Ver-
einigung der leitenden Angestellten, hat am 17. Ok-
tober 1977 im „Handelsblatt" das Wahlverfahren so 
kommentiert — ich zitiere —: 

Vielmehr ist ein Weg beschritten worden, der 
Demokraten im Gewande mächtiger Gewerk-
schaftsfunktionäre Tür und Tor öffnet und dazu 
führt, daß der Belegschaft externe Vorstände 
aufgenötigt werden. 

Das sind dann aber jene externen Vorstände, die 
von der Mehrheit der CDU/CSU mit getragen wor-
den sind. Niemand hat sich laut und vernehmlich 
gegen diese Meinung eines Einzelgängers gestellt. 

Herr Professor Dr. Biedenkopf — nicht irgend 
jemand, sondern ein Prominenter aus der CDU/CSU 
— hat in einem Interview mit dem Sender Freies 
Berlin am 15. April dieses Jahres behauptet, daß die 
Verfassungsklage bei vielen Gewerkschaftern dazu 
geführt habe, sich nicht mehr an der Konzertierten 
Aktion zu beteiligen und sich aus Bindungen zu 
lösen, die sie schon lange als Belastung empfunden 
hätten. 

(Abg. Franke [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Sie wissen, daß dies eine Erklärung ist und des-
halb keine Zwischenfragen gestellt werden können. 

(Franke [CDU/CSU] : Das sind keine Erklä-
rungen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Es steht dem Abge-
ordneten frei, eine Frage zuzulassen. 

(Franke [CDU/CSU] : Es steht Ihnen frei, 
eine Frage zuzulassen!) 

Spitzmüller (FDP) : Herr Kollege, die beiden Vor-
redner haben keine Fragen zugelassen. Ich bitte um 
Verständnis, daß ich mich auch daran halte. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Sie sind doch 
liberal!) 

Noch immer haben wir das schlimme Wort des 
damaligen Geschäftsführers des CDU-Wirtschafts-
rates, Haimo George, im Ohr , . der von einem Er-
mächtigungsgesetz zur Fremdbestimmung gespro-
chen hatte. Allerdings bezog sich dieses Wort da-
mals auf den Gesetzentwurf, nicht auf das Gesetz, 
nachdem es einige beachtliche Veränderungen — 
auch mit unserer Mithilfe — im Ausschuß erfah-
ren hatte. Ich habe heute erfahren, daß der Kollege 
von Bismarck dieses Wort nicht vertieft hat, son-
dern einiges Bereinigende dazu gesagt hat. Ich 
stelle dies hier ausdrücklich fest, nachdem wir mit 
Herrn von Bismarck ein Gespräch darüber hatten. 

Meine Damen und Herren, solche Stimmen aus 
den Reihen der Opposition, wie ich sie zitiert habe, 
machen es nun aber einfach notwendig, zu verdeut-
lichen, daß der Deutsche Bundestag und die in ihm 
vertretenen Fraktionen nach wie vor von der Ver-
fassungsmäßigkeit des verabschiedeten Gesetzes 
überzeugt sind. Wer heute anderer Meinung ist als 
damals, mag dies bei der Abstimmung zeigen. Die 
Koalitionsfraktionen jedenfalls wollen mit  der  Ent-
scheidung, die heute zu treffen ist, klarmachen, daß 
sie nach wie vor zu diesem bedeutsamen Gesetz 
stehen, das unserer Wirtschaftsordnung eine der mo-
dernsten Mitbestimmungsregelungen der Welt ge-
geben hat. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU] : Die Ver

-

fassungsbeschwerde stammt auch von 
FDP-Mitgliedern!) 

— Herr Kollege, der Sie aus Melsungen sind, selbst-
verständlich stellt die FDP das Recht der Betroffe-
nen, die Verfassungsmäßigkeit des Mitbestimmungs-
gesetzes durch das Verfassungsgericht überprüfen 
zu lassen, nicht in Frage. Ebensowenig läßt sich die 
FDP-Fraktion aber auch ihr Recht bestreiten, dem 
Verfahren betreffend die Beschwerde über das Mit-
bestimmungsgesetz beizutreten und ihren Stand-
punkt, daß die Neuregelungen verfassungskonform 
sind, vor dem Verfassungsgericht zu vertreten. 

(Beifall bei der FDP) 

Eines aber — dies geht an die Adresse des Kolle-
gen Jenninger und des Kollegen Dr. Blüm — ist in 
meinen Augen schlechthin Demagogie. Sie, Herr 
Kollege Jenninger, haben heute teilweise wieder-
holt, was  Sie  bereits in der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung" vom 11. März dieses Jahres gesagt ha-
ben: Dieser Antrag der Koalitionsfraktionen sei eine 
völlig überflüssige, schädliche, undemokratische und 
eine dem Rechtsstaatsprinzip hohnsprechende Be- 
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einflussung des Karlsruher Verfahrens und eine 
Einschüchterung rechtsuchender Bürger. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das stimmt 
doch auch!) 

Herr Dr. Blüm hat diesen ungeheuerlichen Vorwurf 
gegenüber der „Wirtschaftswoche" noch bekräftigt. 
Diese Aussagen sind in meinen Augen ebenso zy-
nisch wie falsch, denn das Bundesverfassungsge-
richtsgesetz sieht bei Verfassungsbeschwerden die 
Möglichkeit des Verfahrensbeitritts des Bundes-
tages als Verfassungsorgan ausdrücklich vor. Herr 
Kollege Jenninger, was das Bundesverfassungsge-
richtsgesetz ausdrücklich zuläßt, kann nicht über-
flüssig, nicht schädlich und schon gar nicht unde-
mokratisch sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es kann auch nicht als hohnsprechende Beeinflus-
sung deklariert werden. 

(V o r sitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Wer hier, Herr Kollege Jenninger, wie Sie, von 
einem Abweichen vom Pfade der rechtspolitischen 
Tugend spricht, zeigt, welche Bedeutung er Bestim-
mungen des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes bei-
mißt. Herr Kollege Jenninger, ob der Bundestag be-
rührt oder nicht berührt ist,  läßt sich doch aus dem 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz ablesen. § 74 sagt 
ausdrücklich, daß wir berührt sind. Sonst könnten 
wir diesen Antrag gar nicht stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb, Herr Kollege Jenninger, frage ich Sie: 
Sind Sie angesichts dieser eindeutigen Rechtslage 
wirklich der eben zitierten Meinung? Ich habe ,den 
Eindruck und möchte zu Ihrer Entlastung anneh-
men, daß Ihnen diese Rechtslage immer noch nicht 
voll gegenwärtig ist.  

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion 
stimmt dem Antrag auf der Drucksache 8/1655 (neu) 
zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Blüm. 

Dr. Blüm (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit diesem Antrag, über den wir 
hier beraten, wird nicht entschieden, ob dieses Par-
lament für oder gegen die Mitbestimmung ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Der Antrag, der hier zur Debatte steht, soll auch 
nicht klären, was der Bundestag von der Mitbestim-
mungsklage der Arbeitgeber hält. Zur Debatte steht 
einzig und allein das Verhalten des Parlaments bei 
Verfassungsklagen von Bürgern. Das ist der Punkt, 
über den wir heute diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es sind drei Gesichtspunkte, meine verehrten Kol-
leginnen und Kollegen, über die wir uns hier unter-
halten sollten: erstens über die Gewaltenteilung — 
auch über den ungeschriebenen Teil der Gewalten-

teilung —, zweitens über unser Verständnis von 
Toleranz und vielleicht auch noch kurz über poli-
tische Redlichkeit. 

Zunächst zum Thema Gewaltenteilung: Meine Da-
men und Herren, das Parlament hat eine Aufgabe, 
und das Bundesverfassungsgericht hat eine andere. 
Das Parlament macht Gesetze, und das Bundesver-
fassungsgericht überprüft sie, wenn sie von Bürgern 
in Zweifel gezogen werden. Diese simple Arbeitstei-
lung ist die Elementarform der Gewaltenteilung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokra-
tischen Partei, zu dieser Gewaltenteilung zählen 
nicht nur die verbrieften Rechte, die juristisch 
fixierten Pflichten, sondern in unserem Verständ-
nis auch der nicht formulierte Teil eines politischen 
Taktes des Parlaments, eines institutionellen Fair 
play, nämlich die Zurückhaltung, wenn Bürger vor 
dem Verfassungsgericht klagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis zum heutigen Tag ist das Parlament in seiner 
langen Praxis in keinem einzigen Fall einem Ver-
fahren über eine Verfassungsbeschwerde von Bür-
gern, natürlichen oder juristischen Personen oder 
Personenvereinigungen beigetreten. 

Der große sozialdemokratische Rechtspolitiker — 
ich sage das voller Respekt — Adolf Arndt, eine 
Leitfigur Ihrer Rechtspolitik, hat sich immer dage-
gen gewehrt, daß sich der Bundestag in Verfas-
sungsbeschwerden von Bürgern einmischt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Hier steht nicht eine Klage zur Diskussion, in der 
die Fraktionen Kontrahenten vor dem Verfassungs-
gericht sind. Hier steht nicht ein Streit zwischen 
Verfassungsorganen zur Diskussion. Hier stehen 
auch nicht die Rechte dieses Hohen Hauses zur 
Diskussion. Hier stehen lediglich das Recht des Bür-
gers, vor dem Verfassungsgericht zu klagen, und 
das Verhalten des Hohen Hauses dabei zur Diskus-
sion. 

Ich finde, die bisher geübte Enthaltsamkeit ist ein 
Stück praktizierter Gewaltenteilung. Die Zurückhal-
tung würde auch den Eindruck einer etablierten 
Übermacht der Verfassungsorgane gegenüber dem 
Rechtsbegehren des einzelnen vermeiden. Auch das, 
meine ich, gehört zur politischen Konvention. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sollten eine öffentliche Meinung unterstützen 
und stärken, die gegen jede Form von Gewalten-
vermischung empfindlich ist. Je stärker diese allge-
meine Achtung ist, um so weniger muß mit Sank-
tionen gearbeitet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und je größer die Selbstverständlichkeiten der 
Gewaltenteilung sind, um so unwichtiger werden 
die Regeln. 

Der Bundestag hat zur Mitbestimmung gespro-
chen. Wir haben ausführlich diskutiert. Die Motive 
zur Mitbestimmung sind bekannt. Ich kann mir nicht 
vorstellen, welche neuen Gründe dieses Haus vor 
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dem Verfassungsgericht vortragen könnte. Deshalb 
empfiehlt es sich, in großer, souveräner Gelassen-
heit dieses Hauses dem Spruch des Verfassungs-
gerichts entgegenzusehen. 

Und nun zu dem Thema Toleranz. Toleranz ge-
genüber der Verfassungsbeschwerde der Arbeit-
geber wird gerade von denen verlangt, die sie nicht 
billigen. Freiheit ist die Freiheit der Andersdenken-
den. Das ist die Elementarformel der Toleranz von 
Rosa Luxemburg. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— Sie sollten nicht lachen, Herr Kollege Wehner, 
wenn ich Rosa Luxemburg zitiere. 

(Wehner [SPD] : Nein, nein, ich bitte um 
Entschuldigung, Blümchen!) 

— Der Unterschied ist: Ich ertrage Ihre Zwischen-
rufe; ich billige sie nicht. Wenn ich sie billigen 
würde, wäre das Dummheit. Da ich sie aber nur 
ertrage, ist es Toleranz. 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Ertragen, was sowieso gebilligt wird, ist nichts 
anderes als eine Form von Zustimmung. Ertragen, 
was uns gleichgültig läßt, ist eine Form von Des-
interesse. Toleranz als hohe Anstrengung der Duld-
samkeit wird wichtig und politisch fruchtbar erst, 
wo ertragen wird, was nicht gebilligt wird — so-
lange es rechtlich zulässig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier findet keine Debatte über Mitbestimmung 
statt. Verwechseln Sie nicht die Schlachtfelder! Hier 
findet eine Debatte über Toleranz statt. 

(Lachen bei der SPD) 

Und deshalb streite ich für das Recht der Arbeit-
geber, vor dem Verfassungsgericht zu klagen, und 
gegen die Einmischung des Bundestags, auch wenn 
ich die Verfassungsklage der Arbeitgeber nicht bil-
lige. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen zur 
politischen Redlichkeit machen. 

(Zuruf von der SPD: Um die Ecke fahren! 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

Die Verfassungsklage hat einen merkwürdigen 
Gang genommen. Am 29. Juni 1977 haben die Ar-
beitgeber geklagt. Am 15. Dezember hat dieses 
Haus den Beitritt zum Verfahren über die Verfas-
sungsbeschwerde einstimmig abgelehnt. Im März 
widerruft die SPD diese ihre Einstellung. Und jetzt 
im Mai beraten wir über diesen Antrag. 

Die einzige Linie, die bei dieser Bewegung er-
kennbar wird, ist eine krumme Linie. Denn wenn 
mit der Ablehnung eines Verfahrensbeitritts eine 
Bewertung des Beschwerdeinhalts verbunden wäre, 
dann hätten Sie, meine Damen und Herren von der 
Sozialdemokratischen Partei, im Dezember die Klage 
der Arbeitgeber für richtig und im Mai für unrichtig 
befunden. Soviel Wankelmut traue selbst ich Ihnen 
nicht zu. 

Es muß andere Gründe für das  Hin  und Her 
geben. Und bei diesen anderen Gründen muß auf 
einen weiteren Termin in meiner Liste aufmerksam 
gemacht werden. Wir schreiben heute den 11. Mai. 
In zehn Tagen beginnt der Kongreß des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes. 

Arbeitslosigkeit und Abbau des Rentensystems 
haben die Beziehungen zwischen SPD und DGB dem 
Gefrierpunkt genähert. Ich habe Verständnis dafür, 
daß die SPD dem DGB-Kongreß mit gemischten Ge-
fühlen entgegensieht. Denn wenn die Delegierten 
diese SPD-geführte Regierung genauso behandeln, 
wie sie früher CDU/CSU-geführte Regierungen in 
vergleichbaren Situationen, aber bei weit geringe-
rem Anlaß behandelt haben, dann stehen Ihnen 
unfreundliche Tage ins Haus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber in der Erfindung von Scheingefechten war die 
Generalstabsleitung der SPD noch nie zu über-
bieten. Deshalb hat ihre Nebelwerferkompanie 
heute hier ein Scheingefecht oder ein Gefecht auf 
einem Schlachtfeld veranstaltet, auf dem gar kein 
Krieg stattfindet; denn es wird heute nicht über 
Mitbestimmung diskutiert, sondern man versucht, 
ein kostenloses und folgenloses Gastgeschenk für 
den DGB-Kongreß zu liefern. 

(Gerster [Mainz] : [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, das erinnert mich an eine 
Kraftprobe, die nichts bewirkt, nichts bewegt. Das 
erinnert an eine Varietévorstellung eines Gewicht-
hebers, der schweißtriefend die Hantel zur Strecke 
bringt und beifallumrauscht die Bühne verläßt. An-
schließend kommt der schmächtige Hausmeister und 
räumt die Hantel weg; sie war aus Pappe. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

So ähnlich ist Ihre Kraftprobe. 

(Wehner [SPD]: In bezug auf Varieté kann 
doch keiner mit Ihnen konkurrieren!) 

— Sie schon, Herr Wehner! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Nein, nein!) 

— Sie nehme ich schon als Gegner ernst. 

(Wehner [SPD]: Obwohl der Titel „Clown" 
hier ein Ehrentitel wäre!) 

— Vielleicht darf ich mit Ihrer gütigen Erlaubnis 
noch ein paar Worte an die Adresse Ihres Koali-
tionspartners sagen. 

Ich habe bisher zur FDP noch nichts gesagt. Halten 
Sie das nicht für eine Unhöflichkeit. Aber in diesem 
Stück spielt die FDP wie so oft in der Nebenrolle 
eine Doppelrolle. Auf der Koalitionsbühne heißt der 
Text „In Treue fest" ; hinter den Kulissen erzählen 
Sie Ihren Souffleuren, Sie hätten mit dem ganzen 
Stück nichts zu tun. Sie kassieren doppelten Ein-
tritt, von der SPD und von den Unternehmern. 

(Widerspruch bei der FDP — Zuruf des 
Abg. Dr. Ehmke [SPD]) 

Diese Darstellungskunst ist unüberbietbar. Sie hat 
sich schon immer am schönsten in Stücken wie „Für 
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jeden etwas" oder „Wie es euch gefällt" entfaltet. 
Darüber muß heute hier auch gesprochen werden. 

Wir sollten bei der guten Tradition dieses Hauses 
bleiben, bei der Achtung vor der Praxis der Gewal-
tenteilung und der Toleranz. Toleranz und Achtung 
vor der Gewaltenteilung sind kein Monopolan-
spruch der CDU/CSU-Fraktion, sondern es sollte 
das Gemeingut aller Fraktionen bleiben. Deshalb 
sollten wir an dem Verfahrenskonsens in Sachen 
Verfassungsbeschwerde aus Achtung vor dem Bür-
ger und seinen Rechten festhalten. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Jahn (Marburg). 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Jahn (Marburg) (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Gut kann es um Sie nicht be-
stellt sein, wenn Sie auch noch den Ruf von Herrn 
Blüm hier aufs Spiel setzen müssen, indem Sie ihn 
eine weitere Runde eröffnen lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU] : Herr Jahn, der hat aber einen 

Ruf zu verlieren!) 

Wir haben von dem Recht Gebrauch gemacht, eine 
Entscheidung — darüber rechte ich mit Ihnen nicht 
einen Augenblick —, die getroffen worden war, zu 
überdenken und sie heute zu berichtigen. Dieses 
ist in Ordnung. Sie sollten einmal darüber nachden-
ken, ob die Art, wie von Ihrer Seite die Debatte 
über das von einem großen Teil von Ihnen mitver-
abschiedete Mitbestimmungsgesetz geführt worden 
ist, nicht auch ein Grund dafür gewesen ist, hier 
deutlich zu machen, wie sich das Parlament eigent-
lich nach der Verabschiedung des Gesetzes zu seiner 
eigenen Entscheidung stellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Blüm hat hier hehre Begriffe ins Gefecht 
geführt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Welcher Ni-
veauverlust bei Ihnen!) 

Aber, Herr Blüm, mit Gewaltenteilung hat das, wor-
über wir hier zu entscheiden haben, nun wirklich 
überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU] : Nach dieser Bemerkung kann man 
nur froh sein, daß Sie nicht mehr Justizmi-
nister sind! Das ist doch wirklich unter 
Ihrem Niveau! Wie können Sie so etwas 

sagen?) 

Gewaltenteilung bedeutet doch nicht, daß das Par-
lament, wenn eine seiner Entscheidungen kritisiert 
wird, gefälligst den Mund zu halten hat. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

So wie der einzelne Bürger das unbezweifelbare 
Recht hat, seine Auffassung vor dem Bundesver-
fassungsgericht darzulegen, hat auch dieses Parla- 

ment das Recht, seine Auffassung vor dem Bundes-
verfassungsgericht darzulegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies hat mit der Gewaltenteilung überhaupt nichts 
zu tun. Bringen Sie doch nicht mit falschen Begrif-
fen hier einen Dreh in die Debatte, der doch nur 
von Ihren eigenen Schwierigkeiten ablenken soll. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Darüber hinaus hat das Parlament ebenso wie 
diejenigen, die ihre Auffassung als Bürger vor dem 
Verfassungsgericht darlegen, das Recht, dem Ge-
richt gegenüber dadurch in einer sehr grundlegen-
den Frage eine Hilfestellung zu geben, daß es die 
Auseinandersetzung über diese Frage vor dem Ge-
richt und nicht nur in diesem Hause mit denjenigen 
fortführt, die ihre Einwendungen gegen das Gesetz 
geltend machen wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Blüm hat hier erklärt, heute gehe es nicht 
um eine Entscheidung für oder gegen die Mitbe-
stimmung. Darüber will ich mit Ihnen nicht strei-
ten. Um eines geht es aber ganz bestimmt, um eine 
Klärung der Frage, ob dieses Parlament zu dem 
Wort steht: das es selbst gesprochen hat. Darüber 
möchten wir keinen Zweifel lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Zustimmung zu unserem Antrag bedeutet ein 
klares Ja zu der Entscheidung, die wir einmal ge-
troffen haben, und das heißt, wir bleiben dabei, 
unser Wort auch dann zu vertreten, wenn es nach-
träglich in den Streit geraten ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Warum denn dann 
nicht im Dezember?) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Debatte. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An-
trag auf Drucksache 8/1655 (neu). Wer diesem An-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das erste war die große Mehrheit. 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt Punkt 6 
der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Investi-
tionszulagengesetzes 

— Drucksache 8/1409 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
—Drucksache 8/1788 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Waigel 
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bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 

Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksachen 8/1765, 8/1781 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. von Wartenberg 
Abgeordneter Kühbacher 

(Erste Beratung 75. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des von den Abgeord-
neten Dr. Warnke, Böhm (Melsungen), 
Dr. Sprung, Dr. von Wartenberg, Glos, 
Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Kunz (Wei-
den), Lintner, Röhner, Sauer (Salzgitter), 
Schröder (Lüneburg), Dr. Waigel, Lemm-
rich und der Fraktion der CDU/CSU ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Investitionszulagengesetzes 
und des Zonenrandförderungsgesetzes 

— Drucksache 8/1527 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache 8/1788 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Waigel 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksachen 8/1765, 8/1781 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. von Wartenberg 
Abgeordneter Kühlbacher 

(Erste Beratung 75. Sitzung) 

Ich eröffne die Debatte. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das uns 
vorliegende Investitionszulagengesetz geht auf die 
Ankündigung in der Regierungserklärung zurück, 
ein Gesamtkonzept zur Verbesserung der For-
schungs- und Entwicklungstätigkeit bei kleinen und 
mittleren Unternehmungen vorzulegen und eine 
regionalpolitische Anpassung an den 6. Rahmen-
plan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" vorzunehmen. Wie 
Sie dem Bericht entnehmen können, halten alle drei 
Fraktionen des Hauses diese Ziele für notwendig, 
sie werden unterstützt. Aber wir von der Opposition 
üben Kritik daran, daß manches von dem, was not-
wendig ist, nur halbherzig, nur zaghaft in Gang 
gesetzt wird. 

Wir haben bei der Einbringung des Gesetzes am 
23. Februar dieses Jahres durch einen eigenen Ge-
setzentwurf schon auf die notwendigen regional-
politischen mittelstandsfördernden Alternativen auf-
merksam gemacht. Bei der Debatte über den Antrag 
betreffend Förderung von Forschung und Entwick-
lung haben wir auf die Einseitigkeit des Programms 
der Bundesregierung hingewiesen. Die Beratungen 
in den Ausschüssen, vor allem manche einstimmi-

gen Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse, 
auch die Eingaben der Betroffenen haben diese 
Kritik bestätigt. Es war keine vernichtende, keine 
verneinende Kritik, sondern es wurden konstruktive 
Alternativen aufgeführt, die leider abgelehnt wur-
den. 

Erlauben Sie mir, zu dem regionalpolitischen Teil 
noch einmal die Begründung vorzubringen. Wie Sie 
wissen, hat die CDU/CSU eine Erhöhung der Inve-
stitionszulage für die Fördergebiete von 7,5 auf 
10 % vorgeschlagen. Wir haben vorgeschlagen, die 
Ersatzbeschaffungen für Umstellungs- und Rationali-
sierungsinvestitionen in den Förderkatalog aufzu-
nehmen, die Abschreibungen im Zonenrandgebiet 
zu verbessern und den Mittelstandseffekt mit einzu-
bauen, weil wir in der Strukturpolitik klare Präfe-
renzen für notwendig halten. Wir halten diese kla-
ren Präferenzen für notwendig nicht nur, weil im 
Grundgesetz gleiche Lebensbedingungen gefordert 
werden, nicht nur, weil die Arbeitslosigkeit in den 
strukturschwachen Gebieten besonders hoch ist, 
nicht nur, weil die Ausbildungsplätze dort nicht vor-
handen sind und die jungen Leute abwandern, die 
Jugendarbeitslosigkeit in diesen Gebieten besonders 
hoch ist, weil die Facharbeiter dort nicht unterkom-
men, sondern wir halten die Präferenzen deshalb für 
notwendig, weil deutlich wird, daß der Abstand zwi-
schen den Fördergebieten und dem übrigen Bundes-
gebiet nicht kleiner wird, sondern eher größer zu 
werden scheint. Das ist gewiß auch eine Folge des 
Gegeneinanders der Gemeinschaftsaufgabe auf der 
einen Seite und der Länderprogramme mit unter-
schiedlichem Umfang und anderen Maßstäben auf 
der anderen Seite. Wir sind überzeugt davon, daß 
die Positionen langfristig erst verändert werden kön-
nen, wenn in der Regionalhilfe überall gleiche Maß-
stäbe gelten. 

Wir haben auch ausdrücklich darüber debattiert — 
wir sind uns der Problematik bewußt —, ob sich auf 
Grund der Entwicklung die Strukturpolitik über-
haupt lohnt. Wir wissen, daß alle strukturpolitischen 
Hilfen — seien es nun direkte Subventionen oder 
indirekte Hilfen über Steuererleichterungen — 
volkswirtschaftlich gesehen nur flankierende Maß-
nahmen sein können. Wir wissen auch, daß wir 
gegen nüchterne wirtschaftliche Überlegungen nicht 
gegenanfördern können. Man sollte immer beachten, 
daß ein Investitionszuschuß, wie er geplant ist, oder 
eine Steuererleichterung niemals allein investitions-
entscheidend sein kann. Im Gegenteil: Ein zu hoher 
Investitionszuschuß müßte auf unsere Bedenken sto-
ßen und von uns aus ordnungspolitischen Gründen 
wiederum abgelehnt werden, weil einfach die Ge-
fahren einer Investitionslenkung aufträten. 

Investitionszuschüsse, strukturpolitische Hilfen 
sollen anregen, sollen vorhandene strukturpolitische 
Nachteile ausgleichen, sollen gewünschte Struktu-
ren unterstützen. Wer also, wie die SPD und FDP, 
in den Ausschußberatungen gegen eine Erhöhung 
der Investitionszulage gestimmt hat, kann das sau-
ber nur begründen mit der marktwirtschaftlichen, 
ordnungspolitischen Argumentation und nicht mit 
haushaltspolitischen Bedenken; denn angenommen, 
dieses Instrument ist wirklich richtig, die Investitio- 
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nen werden durch dieses Gesetz initiiert, dann flie-
ßen doch die Kosten, d. h. die Steuermindereinnah-
men, über den Multiplikator, über den Akzelerator, 
über mehr Nachfrage, über mehr Investitionen, über 
mehr Steuereinnahmen wieder zurück. Die Kosten 
für ein Investitionszulagengesetz könnten unter die-
ser Prämisse also gar nicht hoch genug sein. Daher 
ist es eine unlogische Argumentation, aus diesem 
Grunde die Erhöhung von 7,5 auf 10 % abzulehnen. 

Umgekehrt wissen wir auch, daß eine Investi-
tionszulage zu niedrig sein kann. Sie hat dann nichts 
mit der Investitionsentscheidung zu tun, sondern 
wird nur als ein Mitnahmeeffekt in die Investitions-
planung als Erleichterung eingebaut. Strukturpoli-
tisch gesehen ist das Ergebnis dann, daß man dieses 
Geld hätte sparen können. Inzwischen vorgelegte 
Untersuchungen weisen auf diese Gefahren hin. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß sich die In-
vestitionszulage bewährt hat; man sieht das an der 
Entwicklung 1973/74, als die förderungswürdigen In-
vestitionen in den Fördergebieten stärker gestiegen 
sind als im übrigen Bundesgebiet. Aber dennoch 
konnte diese Investitionszulage den schweren Ein-
bruch von 1975 nicht verhindern. Deshalb fordern 
wir aus struktur- und aus konjunkturpolitischen 
Gründen diese Erhöhung der Investitionszulage. 

Meine Damen und Herren, wer die Investitions-
neigung in den Fördergebieten verbessern will, muß 
die Liquidität und die Rentabilität der Unternehmen 
dort fördern. Die Investitionszulage verbessert die 
Rentabilität und die Liquidität, also müssen wir die 
Investitionszulage verbessern. Wer in der Überwin-
dung der gegenwärtigen Rezession nicht nur ein 
kurzfristiges, konjunkturelles Problem sieht, son-
dern eine langfristige, wachstumspolitische Aufgabe, 
der sollte sich wirklich ernsthaft Gedanken über die 
Verbesserung dieser regionalpolitischen Kompo-
nente des Gesetzes machen. 

Wir haben den Eindruck, es werden heute nur 
Lippenbekenntnisse abgegeben. Wir hatten die In-
vestitionszulagenerhöhung für die gesamten Förder-
gebiete vorgeschlagen. Sie haben das mit dem Hin-
weis abgelehnt, daß dies eine Verteilung nach dem 
Gießkannenprinzip zur Folge hätte. Sie hatten mit 
angeregt, diese Investitionszulagenerhöhung auf das 
Zonenrandgebiet alleine zu konzentrieren. Wir ha-
ben diesen Antrag gestellt, aber mit einer Enthal-
tung von Ihnen wurde das abgelehnt, obwohl dieser 
Gedanke mit von Ihnen geboren wurde, obwohl ge-
rade das Zonenrandgebiet von Auszehrung geplagt 
ist. 

Wir haben auch andere Anträge gestellt, um die 
regionalpolitische Bedeutung und die mittelstands-
politischen Belange der Strukturförderung stärker zu 
berücksichtigen. Ich erwähnte bereits die Einbezie-
hung der Ersatzinvestitionen bei Rationalisierung 
und Umstellung. Wir waren der Meinung, durch 
die Ersatzinvestitionen werde ein Eintritt für den 
technischen Fortschritt geschaffen. Sie sagten, dies 
führe nicht zu neuen Arbeitsplätzen. Dies ist ja gar 
nicht das Problem in den strukturschwachen Gebie-
ten, im Zonenrandgebiet. Es kommt dort darauf an, 
die Arbeitsplätze, die vorhanden sind, zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir hatten zweitens angeregt, die Förderschwelle 
von 50 auf 30 % herabzusetzen. Die Wirtschaftskraft 
der betreffenden Region, des betreffenden Gebietes 
wird doch auch dann gestärkt — das bezeichnet man 
als Primäreffekt —, wenn der Anteil der Erstellung 
von Gütern, die ihrer Art nach regelmäßig über-
regional abgesetzt werden, nicht über 50 % beträgt. 
Eine Reduzierung auf 30 % käme insbesondere dem 
Handwerk, dem mittelständischen Bereich zugute 
und würde wie ein Fahrstuhl wirken, der dem klei-
nen Betrieb die Förderung gibt, um eben überregio-
nal abzusetzen. Das hätte zudem eine starke psycho-
logische Bedeutung. Aber wenn man nur materia-
listisch Wirtschaftspolitik betreibt, vergißt man die-
se psychologischen Bedeutungen und Fundamente 
unserer Marktwirtschaft. 

Sie haben drittens unsere Vorschläge abgelehnt, 
die dahin gingen, die Verlagerung von Betrieben 
innerhalb der Fördergebiete mit der Errichtung 
eines Betriebes gleichzusetzen, auch wenn dort in-
nerstädtische Notwendigkeiten vorliegen, einem 
Vorschlag des Wirtschaftsausschusses folgend. Sie 
haben die Kumulationsmöglichkeiten im Zonen-
randgebiet abgelehnt, haben es abgelehnt, dort die 
Gebietszulage mit der Forschungszulage zu verein-
heitlichen. Daß Sie das abgelehnt haben, zeigt, 
meine Damen und Herren, daß Sie sich in die Struk-
tur dieses Gebietes, insbesondere des Zonenrand-
gebietes, Herr Kühbacher, überhaupt nicht einfinden 
können, daß Sie überhaupt nicht bereit sind, irgend-
welche Präferenzen für diese Gebiete einzuräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 
[SPD] : Das müssen Sie als Hannoveraner 

sagen!) 

— Ich sage das als Hannoveraner, aus einem Gebiet 
welches nicht Fördergebiet ist. Es hat mich sehr ge-
wundert, daß Sie als Braunschweiger als Bewohner 
des Zonenrandgebietes diese Notwendigkeiten der 
Präferenzen überhaupt nicht erkannt haben. Es ist 
nur ein schwacher Trost für uns, daß Sie den Ab-
schreibungsverbesserungen für unbewegliche Wirt-
schaftsgüter, die wir vorgeschlagen haben, zuge-
stimmt haben. 

Zusammengefaßt: Diesen ersten Teil der regional-
politischen Komponente dieses Gesetzespaktes müß-
ten wir ablehnen, weil er die Notwendigkeiten über-
haupt nicht erkennt. 

Nun war Ihr Anliegen im zweiten Teil, die Inve-
stitionszulage für Forschung und Entwicklung und 
die Investitionszulage im Bereich der Energieeinspa-
rung und -verteilung zu erhöhen und zu verbessern. 
Wir halten diesen Schritt für einen Schritt in die 
richtige Richtung. Aber, meine Damen und Herren, 
Sie müssen sich selbst fragen, ob dies nicht auch 
wieder ein zu kleiner Schritt ist. Der Bundesrat hat 
ausführliche Vorschläge gemacht, denen wir nicht 
überall gefolgt sind, die aber doch bedenkenswert 
sind. Die Fachverbände, zum Teil unsere parallel 
arbeitenden Fachausschüsse haben einstimmig ein 
deutliches Mehr in diesem Bereich gefordert. Die 
SPD/FDP hat doch nicht nur aus haushaltspolitischen 
Überlegungen heraus diese Erhöhungen abgelehnt, 
sondern einfach deshalb, weil Sie eben für die 
direkte Förderung eintreten und wir für die indi- 
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rekte Förderung uns stärker einsetzen. Sie wollen 
mit der direkten Förderung doch einen indirekten 
Weg der Investitionslenkung finden. 

(Kühbacher [SPD]: Na so was!) 

Wir haben als CDU/CSU einen Antrag des Bun-
desrates übernommen, quasi als Testfall den preis-
wertesten Antrag, der dort zur Debatte stand. Es 
ging um die Erhöhung der Investitionszulage für For-
schung und Entwicklung, die von 7,5 auf 15 % bis 
zu 500 000 DM erhöht werden soll; diese Grenze soll 
auf 1 Million DM erhöht werden. Wir sind grund-
sätzlich nicht gegen die Einführung einer Staffelung. 
Wir begrüßen sie als eine mittelstandspolitische Va-
riante. Aber wenn man bedenkt, daß in diesen Be-
trag bereits Gebäude einbezogen werden, wenn man 
bedenkt, daß im Bereich der doch sehr forschungs-
intensiven chemischen Industrie bereits die ab-
schreibungsfähigen Anschaffungs- und Wiederher-
stellungskosten für einen Forschungsarbeitsplatz 
zwischen 300- und 500 000 DM betragen, dann sind 
500 000 DM einfach zu wenig. Das ist die Begrün-
dung für die Erhöhung. Die Stimulierung der For-
schungs- und Entwicklungstätigkeit erfordert eben 
eine Anhebung der Fördermaßnahmen auf ein Ni-
veau, das als Anreiz gilt. 

Im Bereich der Forschung und Entwicklung gilt 
dies um so mehr, als wir das größte Problem in die-
sem Bereich doch noch gar nicht gelöst haben. Bis-
her werden nur Investitionen für die Forschung 
steuerlich erleichtert. Es müßten — das wissen wir 
doch alle — aber auch die Personalkosten in der 
Forschungsförderung mit berücksichtigt werden. 
Wir kennen die Schwierigkeiten; darüber brauchen 
wir nicht zu streiten. Es gibt Abgrenzungsschwierig-
keiten. Wir wollen keine allgemeine Förderung bei 
den Personalkosten haben. Wir wissen aber auch, 
daß wir hier in den nächsten Monaten eine Lösung 
bringen müssen. 

Die erhebliche Kürzung der steuerlichen For-
schungshilfen des Jahres 1973 hat sich eben als zu 
kurzsichtig erwiesen. Jetzt drängt es, einfach des-
halb, weil man über eine Förderung mit einem be-
stimmten Betrag in diesem Bereich wesentlich mehr 
erreichen kann, als wenn es um den investiven Be-
reich geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, ab-
schließend noch zwei Punkte anzusprechen. 

Das Gesetz sieht eine Zulage für energiesparende 
Maßnahmen vor, vor allem für die verstärkte Eigen-
nutzung vorhandener Energiequellen. Wir sind der 
Meinung, daß dies auch für Wasserkraftwerke gilt; 
denn die Wasserkraftenergie kann ohne den Bau 
von Wasserkraftwerken überhaupt nicht genutzt 
werden. Daß es sich hierbei um eine sehr saubere, 
sehr sichere ' Energiequelle handelt, brauche ich 
Ihnen nicht näher zu erläutern. Sie haben die Einbe-
ziehung in die Förderung abgelehnt, weil Sie mein-
ten, es bestehe eine Doppelförderung, und zwar 
auf Grund der Steuererleichterung nach der Wasser-
kraftverordnung des Jahres 1944. Die Steuervergün-
stigung gleicht Belastungen des hohen Kapitalein-
satzes in den ersten 20 Betriebsjahren aus. Sie ha- 

ben versucht, für die Bundesregierung eine Ver-
gleichsrechnung vorzulegen, die die Doppelförde-
rung mit beinhaltet. Diese Vergleichsrechnung be-
sagt im Ergebnis, daß die abgezinste Summe der 
steuerlichen Vergünstigung in 20 Jahren in der glei-
chen Größenordnung wie die Investitionszulage von 
7,5 % der Investitionssumme liegen dürfte. Wissen 
Sie, dieses Ergebnis ist mir zu zufällig. Man kann 
die Weitsicht der Verfasser der Verordnung des Jah-
res 1944 nur loben, die genau auf Punkt und Komma 
die gleiche Entlastung ausgerechnet haben, wie sie 
eine Investitionsförderung von 7,5 % im Jahre 1978 
ausmacht. Es ist einfach zu häufig dargestellt wor-
den, ,daß in diesem Papier die Annahmen der Ver-
gleichsrechnung letzten Endes das Ergebnis bringen, 
das man vorher als Wille hineingegeben hat. 

Zweitens komme ich zur Berlin-Förderung. Wir 
haben beim Paket der Berlin-Förderung — ich brau-
che die einzelnen Positionen nicht aufzuzählen —
nach Beratung mit dem Berliner Senat, der Bundes-
regierung, der Industrie- und Handelskammer Ber-
lin und in den Fraktionen dieses Hauses einmütig 
einige Dinge verbessern können. Ich habe mit Inter-
esse die Presseerklärung von Herrn Huonker am 
Montag dieser Woche zur Kenntnis genommen, wo-
nach er weitere Steuererleichterungen bzw. beson-
dere Zuschüsse über dieses Gesetz hinaus verwirk-
licht sehen möchte. Herr Huonker, Sie haben nur 
das aufgeführt, was wir vor 14 Tagen gemeinsam be-
schlossen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn Sie weitere steuerliche Maßnahmen fordern, 
dann kann ich Ihnen nur empfehlen, sich den An-
trägen der Berliner Kollegen betreffend Altbausanie-
rung und Forschung und Entwicklung anzuschlie-
ßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das Investitionszula-
gengesetz ist ein Gesetz, das in die richtige Richtung 
geht. Wir werden diesen Weg mitgehen. Wir mei-
nen aber, daß in den angeschnittenen Punkten Ver-
besserungen notwendig sind und die Anträge be-
gründet werden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Huonker. 

Huonker (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr von Wartenberg, ich will jetzt mit 
Ihnen nicht über das streiten, was in meiner Presse-
erklärung in punkto Berlin-Förderung steht. Wenn 
Sie die Presseerklärung genau lesen, werden Sie 
feststellen, daß keine Rede davon ist, daß wir mehr 
als das,  was jetzt gemacht worden ist, für Berlin tun 
wollen. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Warum haben Sie 
es dann nicht gleich gemacht?) 

Im übrigen scheuen wir natürlich keinen Wettbe

-

werb, auch nicht den Wettbewerb mit der CDU/ 
CSU, wenn es darum geht, das zu tun, was für die 
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Wirtschaft von Berlin und für die dort beschäftigten 
Arbeitnehmer nötig ist. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Das wird sich zei-
gen!) 

Ich rede jetzt, meine Damen und Herren, nicht 
im einzelnen über die Änderungen, die wir im Zo-
nenrandförderungsgesetz vornehmen, auch nicht 
über das Thema Berlin-Hilfe. Schwerpunkt des 
heute zu verabschiedenden Änderungsgesetzes zum 
Investitionszulagengesetz ist die verstärkte Förde-
rung von Forschung und Entwicklung im Bereich 
kleinerer und mittlerer Unternehmen, also im Be-
reich der mittelständischen Wirtschaft. Das ist das 
Hauptthema heute abend, und dazu will ich einiges 
sagen.  

Der Gesetzentwurf sieht erstens vor, daß die In-
vestitionszulage für die ersten 500 000 DM des Inve-
stitionsaufwandes im Bereich von Forschung und 
Entwicklung von 7,5 % auf 15 % verdoppelt wird. 
Der Entwurf sieht zweitens die Erweiterung der Be-
günstigung von Gebäuden vor, die der Forschung 
und Entwicklung dienen. Bisher mußten diese Ge-
bäude zumindest zu zwei Dritteln für diesen Zweck 
benutzt werden. Künftig reicht es aus, daß sie min-
destens zu einem Drittel der Forschung oder Ent-
wicklung dienen. Der Gesetzentwurf sieht drittens 
vor, daß die Investitionszulage auf bestimmte imma-
terielle Wirtschaftsgüter ausgedehnt wird. Auf die 
weiteren Bestimmungen des Gesetzentwurfs, die 
z. B. energiesparende Investitionen betreffen, die die 
Förderung der Berliner Wirtschaft sowie die Ver-
besserung des Zonenrandgesetzes zum Gegenstand 
haben, komme ich später kurz, aber nicht in Ein-
zelheiten zurück. 

Meine Damen und Herren, kleine und mittlere 
Unternehmen sind ein entscheidender Teil der deut-
schen Wirtschaft. So ist bekannt — wer wie ich aus 
Baden-Württemberg kommt, weiß das besonders —, 
daß in der verarbeitenden Industrie rund 95 % der 
42 000 Unternehmen mit mehr als zehn Arbeitneh-
mern weniger als 500 Mitarbeiter beschäftigen. 
Ohne hier auf das 'schwierige Thema „Wie 'definiert 
sich Mittelstand?" eingehen zu wollen — — 

(Zuruf des  Abg. Dr. Schäuble [CDU/CSU]) 

— Herr Schäuble, wir kennen uns gut genug. Da 
nützen jetzt keine Zwischenrufe, ich bleibe beim 
Thema. Ich rede darüber, was diese Koalition für 
den Mittelstand tut, während Sie darüber nur reden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei diesem Thema werde ich auch bleiben, da kön-
nen Sie Zwischenrufe machen, so viel Sie wollen. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

— Werden Sie nicht aufgeregt! — Ich wiederhole: 
Ich will mich nicht auf die Fragen der Definition 
des Mittelstands einlassen, sondern stelle für die 
SPD-Fraktion fest: Wir wissen um die Bedeutung 
der kleinen und mittleren Unternehmen, insbeson-
dere auch des Handwerks, für die deutsche Volks-
wirtschaft und für die Arbeitnehmer. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Wann tun Sie 
etwas?) 

Wir wissen auch um die besondere Bedeutung hoch

-

entwickelter  Technologien für die künftige Lei-
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mitt-
lerer Unternehmen. Um diese Leistungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit zu erhalten und zu stärken, zielt 
der Gesetzentwurf exakt auf diesen Unternehmens-
bereich ab, indem er die Verdoppelung der Investi-
tionszulage eben nur für die ersten 500 000 DM der 
Investition pro Jahr vorsieht. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Das reicht nicht 
aus!) 

Ein Wort zu Herrn von Wartenberg: Nach einer 
Untersuchung des Stifterverbandes für die Deut-
sche Wissenschaft — gewiß ein unabhängiges und 
auch für Sie von der Opposition unverdächtiges 
Gremium — betrugen die Aufwendungen für For-
schung und Entwicklung im Jahre 1973 bei Unter-
nehmen mit weniger als 500 Beschäftigten rund 
183 Millionen DM. Der Investitionsanteil belief sich 
auf rund 24 Millionen DM, also nur auf etwas mehr 
als 10 %. Das sind natürlich Durchschnittszahlen; 
wir haben im Finanzausschuß darüber geredet. 

Dennoch kann festgehalten werden: Bei einer Be-
günstigungssumme von 500 000 DM pro Jahr für 
Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen werden 
in der Regel die Unternehmen besonders begünstigt, 
die für Forschung und Entwicklung jährlich nicht 
mehr als 5 Millionen DM aufwenden. Daran wird 
klar, daß das typische mittelständische Unterneh-
men in diesen Bereich nicht mehr investiert als 
diese Summe. Sie fordern — das haben Sie heute 
wiederholt —, die begünstigte Investitionssumme 
auf 1 Million DM zu erhöhen. Dies bedeutet, daß 
Sie die Maßnahme auf Unternehmen ausdehnen 
wollen, die pro Jahr für Forschung und Entwicklung 
zwischen 5 Millionen DM und 10 Millionen DM 
aufwenden. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
ganz abgesehen von den zusätzlichen Kosten dieser 
Forderung — darauf komme ich nachher noch zu-
rück —: Der Bereich der klassischen mittelständi-
schen Unternehmen würde verlassen, wenn dieser 
Forderung stattgegeben würde. Der „Mitnehmer-
effekt" großer Unternehmen würde überwiegen und 
damit der Konzentrationseffekt in der deutschen 
Wirtschaft zu Lasten der kleinen und mittleren 
Unternehmen verstärkt, 

(Beifall bei der SPD) 

den niemand will. Wer hier ungeschützt und ohne 
irgendwelche Zahlen wie Sie, Herr von Wartenberg, 
eine Erhöhung des begünstigten Investitionsvolu-
mens fordert, der muß sich entgegenhalten lassen: 
Wer dies will, darf sich nicht, wie Sie das tun, als 
der Hüter der mittelständischen Industrie in der 
Öffentlichkeit aufspielen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. von Warten

-

berg [CDU/CSU]: Kleingewerbe ist das! — 
Kittelmann [CDU/CSU] : Haben Sie das 
schon vor seiner Rede formuliert? — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Er hat kein Argument gebracht, das nicht schon 
im Finanzausschuß vorgekommen ist. Deswegen war 
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es gar nicht nötig, irgend etwas vorher zu formu-
lieren. 

Das zweite Argument, daß nämlich dieser Be-
günstigungsrahmen im Hinblick auf die hohen Bau-
kosten von Gebäuden auf 1 Million DM erhöht 
werden müßte, stimmt schon deshalb nicht, weil 
— das weiß jeder, der die mittelständische Wirt-
schaft ein bißchen kennt — nur in ganz seltenen 
Ausnahmefällen erhebliche Teile von Gebäuden in 
diesem Bereich der Forschung und Entwicklung die-
nen. Von daher trägt unser Vorschlag, das Förde-
rungsvolumen auf 500 000 DM zu begrenzen, zu-
gleich aber den Prozentsatz für den Teil des Gebäu-
des herabzusetzen, der zur Forschung und Entwick-
lung dienen muß, exakt und zielgenau den Forde-
rungen und Bedürfnissen der mittelständischen 
Wirtschaft Rechnung. 

Mittelstandspolitisch richtig ist auch die Ausdeh-
nung der erhöhten Investitionszulage auf den Er-
werb bestimmter immaterieller Wirtschaftsgüter, 
z. B. auf Patente und Lizenzen. Es ist bekannt, daß 
gerade kleine und mittlere Unternehmen häufig 
nicht über eigene Forschungs- und Entwicklungs-
kapazitäten verfügen, die in Anbetracht des raschen 
Wandels des Binnen- und des Weltmarktes eigent-
lich erforderlich wären. Kleine und mittlere Unter-
nehmen sind wegen der durch steigende Rohstoff-
und Energiekosten, durch Veränderungen der Wäh-
rungsrelationen und der damit zusammenhängenden 
Exportprobleme, ferner durch generelle Nachfrage-
veränderungen, aber auch durch den rasanten tech-
nischen Fortschritt auf den Erwerb von Patenten 
und Lizenzen in besonderem Maße angewiesen. Ins-
besondere beim Auftreten spezieller Forschungs-  
und Entwicklungsprobleme brauchen diese Unter-
nehmen deshalb extern geschaffene Technologien, 
und zwar anders als die meisten Großunternehmen, 
die über das für solche Aufgaben notwendige Per-
sonal verfügen. 

Meine Damen und Herren, das auf kleine und 
mittlere Unternehmen gezielte Gesetz, über das wir 
heute abend beraten, paßt sich nahtlos in das von 
der Bundesregierung am 12. April 1978 verabschie-
dete Forschungs- und technologische Gesamtkon-
zept für kleine und mittlere Unternehmen ein. An 
dieser Stelle möchte ich — obwohl es schon spät am 
Abend ist —, jedem mittelständischen Unternehmer, 
jedem leitenden Mitarbeiter dieser Unternehmen, 
dringend empfehlen, dieses Konzept sorgfältig zu 
lesen und zugleich die von Bundesminister Völker 
Hauff — daran ist natürlich sein Amtsvorgänger 
nicht ganz „unschuldig" — herausgegebene und, ich 
sage: hervorragende Fibel genau zu studieren, die 
Informationen über die Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovationen in der Bundesrepu-
blik Deutschland gibt. Dann wird erneut deutlich, 
meine Damen und Herren, daß die Bundesregierung 
und die sie tragende Koalition im Gegensatz zu den 
früheren CDU-geführten Regierungen von der Be-
deutung des gewerblichen Mittelstandes für die 
Volkswirtschaft und für die Marktwirtschaft nicht 
nur redet, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das ist doch 
unglaublich!) 

sondern durch eine Fülle konkreter und auf diesen 
Wirtschaftsbereich gezielter Maßnahmen eine 
Menge tun. Dies ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu nur in Stichworten einige wenige Beispiele. 

Erstens. Durch das Steueränderungsgesetz 1977 
wurde die Gewerbesteuer erheblich gesenkt, und 
zwar zielgerichtet für den Mittelstand. Wenn jetzt 
Herr Strauß erneut fordert, die Gewerbesteuer um 
8,5 Milliarden DM zu senken, dann müssen die mit-
telständischen Unternehmen, aber auch die Arbeit-
nehmer und die Rentner wissen, daß sich die Ge-
werbesteuer durch unsere Politik zunehmend zu 
einer Großbetriebssteuer entwickelt. Weiter: Wer 
jetzt eine Gewerbesteuersenkung im Sinne von 
Herrn Strauß fordert, muß zugleich sagen, daß er 
die Mehrwertsteuer um 2 Punkte erhöhen will; denn 
alles andere ist finanzwirtschaftlich unaufrichtig. 
Weder der gewerblichen mittelständischen Wirt-
schaft noch den Arbeitnehmern und Rentnern kann 
die Zeche des CDU/CSU-Versuchs aufgebürdet wer-
den, jetzt nach der öffentlichen Diskussion um eine 
Steuertarifreform, die Steuerausfälle zwischen 12 
und 20 Milliarden DM nach den Oppositionsvorstel-
lungen zur Folge hätte, auch noch auf dem Gebiet 
der Gewerbesteuersenkung ein Klima zu schaffen, 
das, wenn man es ganz ernst nimmt, in die Nähe 
dessen gerückt werden muß, was wir in Frankreich 
unter dem Stichwort Poujadismus erlebt haben. 

(Beifall bei der SPD) . 

Damit ist niemandem gedient, ganz zuletzt dem ge-
werblichen Mittelstand, über den wir heute reden. 

(Zuruf von der SPD: Leichtfertig ist das! — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Als zweiten Punkt körte ich hier die Änderung 
des Wettbewerbsrechts zugunsten der mittelständi-
schen Unternehmen nennen. Ich könnte darüber 
reden, daß mittelständische Unternehmen auf Grund 
eines Beschlusses der Bundesregierung stärker als 
bisher an öffentlichen Aufträgen beteiligt werden. 

Ich könnte über die Erhöhung der ERP-Programme 
zugunsten des Mittelstandes reden. Ferner könnte 
ich darüber reden, daß es die Bundesregierung mit 
Erfolg auf den Weg gebracht hat, die Gründung 
neuer mittelständischer Unternehmen zu fördern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie waren nicht 
beim Hearing!) 

Sie wissen auch, daß die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau und die Lastenausgleichsbank die Darlehens-
programme für die mittelständische Wirtschaft wei-
ter ausgebaut haben. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU] : Nennen Sie mal 
die Konkurszahlen!) 

— Wenn Sie zu den Konkurszahlen eine Frage stel-
len, Herr Dr. Schäuble, dann will ich Ihnen sagen, 
daß nach Meinung all derer, die etwas von Wirt-
schaft verstehen, das Fehlengagement vieler Be-
triebsinhaber eine der Hauptursachen von Konkur-
sen war; dies ist Ihnen bekannt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Diese Behauptung ist eine Zu- 
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mutung! — Das ist eine Frechheit! — Ger-
ster [Mainz] [CDU/CSU] : Management im 
kleinen Mittelstand — hören Sie auf! In 
welcher Welt leben Sie? — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wenn Sie gestern beim Anhö-
rungsverfahren gewesen wären, würden 
Sie anders sprechen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Sie können mich erstens nicht drausbringen, und 
zweitens würde ich Ihnen empfehlen, den sehr in-
teressanten Bericht zu diesem Thema in der „Wirt-
schaftswoche", einem für Sie von der CDU/CSU 
wirklich unverdächtigen Presseorgan, zu lesen; dann 
werden Sie sehen, daß Sie weniger Anlaß zu er-
regten Zwischenrufen haben, als Sie jetzt zu haben 
glauben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Das heute zur Entscheidung anstehende Gesetz 
beweist erneut, daß die Bundesregierung und die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion die beson-
deren Probleme der kleinen und mittleren Unter-
nehmen kennt, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

sie ernst nimmt und dementsprechend zielgerichtet in 
deren Interesse und im Interesse der dort beschäf-
tigten Arbeitnehmer handelt. 

Dies gilt auch für die Wirtschaft in Berlin und im 
Zonenrandgebiet. 

Entsprechend der Ankündigung von Bundesfinanz-
minister Matthöfer in der ersten Lesung des Ge-
setzes — und deswegen will ich korrigieren, was 
Sie, Herr von Wartenberg, hierzu gesagt haben — 
wurden in dieses Gesetz Bestimmungen zur Förde-
rung der Berliner Wirtschaft aufgenommen. Ich stelle 
hier fest, daß die Bundesregierung und die SPD-
Fraktion für die Belange Berlins, seiner Wirtschaft 
und der dort beschäftigten Arbeitnehmer das finanz-
wirtschaftlich und wettbewerbspolitisch Vertretbare 
tun, damit Berlin auch in Zukunft ein attraktiver 
Unternehmensstandort bleibt. 

Für das Zonenrandgebiet wird die Erhöhung der 
Sonderabschreibung für unbewegliche Wirtschafts-
güter von 30 auf 40 % vorgeschlagen. Damit soll 
der Präferenzvorsprung dieses Gebiets nach der all-
gemeinen Verbesserung der degressiven Abschrei-
bung in diesem Bereich durch die Steuergesetzge-
bung des vergangenen Jahres im Prinzip wiederher-
gestellt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Wohlrabe? 

Huonker (SPD) : Von Herrn Wohlrabe immer, 
wenn es um Berlin geht. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt der Graf 
von Spandau!) 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Kollege Huonker, ich 
wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie dem Hause be-
stätigen könnten, daß die Vorlagen, die Berlin be- 

treffen, einvernehmlich von allen Fraktionen ge-
tragen worden sind und nicht eine Erfindung der 
SPD-Fraktion alleine sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Huonker (SPD) : Sehr geehrter Herr Kollege Wohl-
rabe, ich will hier nicht darüber streiten, wer was 
erfunden hat. Ich kann Ihnen aber gern bestätigen, 
daß die Punkte, die jetzt in diesem Gesetz stehen, 
einvernehmlich von allen Fraktionen des Hauses im 
Finanzausschuß verabschiedet worden sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Huonker? — 
Bitte schön, Herr Wohlrabe. 

WOhlrabe (CDU/CSU) : Können Sie uns dann auch 
bitte mitteilen, warum Sie im Gegensatz zu dieser 
Aussage, die richtig ist, in der Berliner Presse ver-
breiten, so im „Tagesspiegel" vom 10. Mai 1978, also 
gestern, daß die Steuererleichterungen und Hilfen 
für die Berliner Wirtschaft allein von der SPD be-
antragt worden seien, daß dies ein Beschluß der 
SPD-Fraktion sei — so der Obmann der Partei, Herr 
Huonker —, und alle anderen Bemühungen damit 
unter den Teppich gekehrt werden? Finden Sie, daß 
das redlich ist? 

Huonker (SPD) : Herr Wohlrabe, ich würde nun 
gerade mit Ihnen ungern über Redlichkeit streiten. 
Fest steht jedenfalls, daß wir das, was wir in diesem 
Gesetz für Berlin machen, in der Berlin-Sitzung der 
SPD-Bundestagsfraktion einstimmig beschlossen ha-
ben. Dies habe ich gesagt, und dies sollen die Bürger 
von Berlin auch wissen. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Wohlrabe 
[CDU/CSU] : Es war also alles gelaufen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Moment, Herr Kollege 
Wohlrabe, Sie sind nicht mehr dran. Dann müßte 
ich erst noch einmal fragen. 

Huonker (SPD) : Herr Wohlrabe, daß Sie das är-
gert, daß den Berliner Bürgern über die Presse klar-
geworden ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für die Wahrheit 
sind wir!) 

daß wir in diesem Gesetz das für die Wirtschaft und 
für die Arbeitnehmer Berlins Mögliche getan ha-
ben, dies verstehe ich. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sie sind unredlich! 
— Abg. Dr. von Wartenberg [CDU/CSU] 

meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Jetzt möchte ich zum Schluß kommen, Herr von 
Wartenberg, und zwar mil folgenden Bemerkungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zwischenfrage 
mehr. Die rote Lampe leuchtet bereits auf. 

Huonker (SPD) : Ich will noch ein Wort zu den Aus-
führungen des Kollegen von Wartenberg zum Zo- 
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nenrandförderungsgesetzsagen. Die CDU/CSU-  
Opposition fordert natürlich auf diesem Gebiet 
mehr, als die Regierung und die sozialliberale Koali-
tion tun kann, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Tut! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Tun will!) 

und zwar deshalb, weil Sie — wie stets — Steuer-
mindereinnahmen oder Mehrausgaben mit leichter 
Hand in Kauf zu nehmen gewillt sind.  

(Zuruf von der  CDU/CSU: Ihr müßt von 
„leichter Hand" reden!) 

Ich füge hinzu: Dies könnte, auf den hier anstehen-
den Einzelfall beschränkt, diskutabel sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist nicht zu 
fassen!) 

Nur, wir als sozialliberale Koalition haben es mit 
einer Opposition zu tun 

(Zuruf von der CDU/CSU: . . . die ehrlich 
ist!) 

— Stichwort: Tarifreform mit Steuerausfällen in 
Höhe von 10 bis 22 Milliarden DM; ich nenne die 
Gewerbesteuersenkung, die Herr Strauß gefordert 
hat, mit Steuerausfällen in Höhe von 8,5 Milliarden 
DM —, die die Finanzpolitik ohne Rücksicht auf die 
staatspolitische Verantwortung aller demokrati-
schen Parteien 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Reden Sie doch 
einmal zum Thema!) 

zum Hebel zu machen versucht, um einen Macht-
wechsel in Bonn herbeizuführen. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Wer hat Ihnen 
denn den Satz aufgeschrieben?) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Dies werden Sie nicht 
schaffen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP 	Zu- 
rufe von der CDU/CSU: Das war doll!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Laermann. 

Dr. -Ing. Laermann (FDP) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nach den Aus-
führungen des Herrn Kollegien Wartenberg hätte 
man eigentlich annehmen müssen, daß er den An-
trag der Opposition, den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Investitionszulagengesetzes und ,des 
Zonenrandförderungsgesetzes, nunmehr zurückzie-
hen will. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Denn im Grunde genommen hat er Argumente ge-
bracht — man braucht sie nicht zu wiederholen —, 
die durchaus gegen diesen Antrag sprechen.  

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU] : . . . die 
für mehr sprechen!) 

Ich wundere mich, Herr Kollege von Wartenberg, 
daß Sie jetzt hier sozusagen als Gralshüter der Mit-
telstandsförderung auftreten, insbesondere auch im 
Hinblick auf die Fragen, (die mit der Forschungs-  
und Entwicklungsförderung in diesem Bereich ver- 

bunden sind; denn in diesem Antrag, dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Investitionszula-
gengesetzes und des Zonenrandförderungsgesetzes, 
nehmen Sie darauf überhaupt keinen Bezug. Ich 
werde aber auf Einzelheiten im Verlaufe meiner 
weiteren Ausführungen noch gerne zu sprechen 
kommen. 

Bei der parlamentarischen Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzes zur An-
derung des Investitionszulagengesetzes unter Ein-
beziehung des von der Opposition eingebrachten 
Gesetzentwurfes — dies bitte ich doch zu beach-
ten — stellte sich einmal mehr heraus, daß jede 
steuertechnische Maßnahme nicht isoliert in einem 
Bereich betrachtet werden kann, sondern Auswir-
kungen im gesamten System hat. Dreht man an der 
einen Schraube, müssen auch die anderen Schrauben 
nachgezogen werden. So mußten konsequenter-
weise auch Änderungen des Berlinförderungsgeset-
zes vorgenommen werden, damit die Verminderung 
des Präferenzvorsprungs Berlins ausgeglichen wer-
den konnte. Da ich kein Steuerfachmann bin, möchte 
ich zu den steuertechnischen Fragen nicht Stellung 
nehmen. Das Steuerdeutsch der nunmehr vorliegen-
den Formulierungen verstehe ich, offen gestanden, 
auch nicht einmal von der Sprache her. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Ich möchte mich mehr zu den eigentlichen politischen 
Ansätzen äußern. Ich beziehe mich in erster Linie 
— wie auch mein Vorredner, der Kollege Huonker 
- auf die Ansätze zur Verbesserung der For- 
schungs- und Entwicklungstätigkeit vor allem bei 
den kleinen und mittleren Unternehmen. Damit 
möchte ich mich etwas befassen. 

Die Bundesrepublik rangiert an der Spitze der 
internationalen Lohnskala. Hohe Soziallasten, stän-
dig steigende Rohstoffpreise sowie die fortschrei-
tende wirtschaftliche Entwicklung in den sogenann-
ten Schwellenländern auf Niedriglohnniveau erzwin-
gen weitestgehende Rationalisierung. Der technische 
Fortschritt wirkt sich in zunehmender Automatisie-
rung aus, und einschneidende Veränderungen in der 
Wirtschaftsstruktur sind schon heute vorhersehbar. 
Alles dies erfordert Umstellungen, Spezialisierun-
gen, Innovationsinvestitionen, wenn die Stellung der 
Bundesrepublik auf dem Weltmarkt und, damit ver-
bunden, der Lebensstandard der Bürger unseres 
Landes gehalten werden sollen. Eine Unterlassung 
oder zu lange Verzögerungen dieses Umstruktu-
rierungs- und Anpassungsprozesses bedeutet lang-
fristigen Verzicht auf Wachstumsmöglichkeiten und 
auf den Erhalt und die Sicherung der Arbeitsplätze 
von morgen. 

Von daher besteht eine Notwendigkeit, durch 
Anreize, durch politische Entscheidungen und Maß-
nahmen derartige Prozesse in volkswirtschaftlichem 
Interesse zu fördern. Alle Förderungsmaßnahmen 
— Herr Kollege von Wartenberg, darin sind wir uns 
sicherlich einig —, insbesondere zugunsten der mit-
telständischen Wirtschaft, müssen sich aber in den 
vorgegebenen ordnungspolitischen Rahmen einpas-
sen. In einer marktwirtschaftlichen Ordnung gibt es 
nur einen Weg, der marktkonform ist, den Weg der 
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Hilfe zur Selbsthilfe. Dies ist auch die Form der 
Unterstützung, die das bestmögliche gesamtwirt-
schaftliche Ergebnis bringt. Mit Erhaltungssubven-
tionen ist niemandem gedient, auch und insbeson-
dere der mittelständigen Wirtschaft nicht. Sie füh-
ren im Grunde genommen nur zu einer Verfestigung 
von Besitzständen und überkommenen Strukturen, 
die von der Marktsituation her nicht mehr gerecht-
fertigt sind. 

Das Gesetz sieht in der in der Form der Beschluß-
empfehlung des Finanzauschusses nunmehr vorlie-
genden Fassung folgendes vor: erstens eine Ver-
doppelung des Zulagensatzes von 7,5 v. H. auf 
15 v. H. für begünstigte Investitionsaufwendungen 
bis zur Höhe von 500 000 DM im Wirtschaftsjahr, 
zweitens die Ausdehnung der Begünstigung auf Ge-
bäude sowie Ausbauten und Erweiterungen, die zu 
einem Drittel bis zwei Dritteln der Forschung und 
Entwicklung dienen, und drittens die Ausdehnung 
der Begünstigung auf bestimmte immaterielle Wirt-
schaftsgüter, die der Forschung und Entwicklung 
dienen. 

Die Anhebung der Investitionszulage, in der Höhe 
begrenzt, kommt insbesondere den kleinen und mitt-
leren Unternehmen zugute, bei denen die bishe-
rigen steuerlichen Vergünstigungen wegen Umfang 
und wirtschaftlicher Lage nicht zu den erwarteten 
Wirkungen führen konnten. Auch gab und gibt es 
bei diesen mittelständischen Unternehmen selten eine 
Nutzung von Gebäuden für Forschung und Entwick-
lung über einen Gebäudeanteil von zwei Dritteln 
hinaus, so daß gerade die Herabsetzung der Unter-
grenze auf ein Drittel eine wesentliche Verbesse-
rung  für diese kleinen und mittleren Unternehmen 
darstellen wird. 

Es mag eingewandt werden — Sie haben darauf 
ja hingewiesen, Herr von Wartenberg —, daß dies 
unter Umständen gerade bei kleinen und mittleren 
Unternehmen nur zu relativ geringen Entlastungen 
führe, die keinen ausgesprochenen Anreiz darstell-
ten. Ich meine aber, wir müssen das ganze Maß-
nahmenpaket in seiner Gesamtwirkung sehen. Dann 
dürfte auch die Herabsetzung der Schwelle eine er-
hebliche Verbesserung der bisherigen Situation dar-
stellen. 

Die Einbeziehung erworbener aktivierungspflich-
tiger immaterieller Wirtschaftsgüter in die Begün-
stigung würde den Unternehmen zugute kommen, 
die nicht über eigene Forschungs- und Entwicklungs-
kapazität verfügen. Dadurch würde eine wün-
schenswerte und seit langem von der FDP immer 
wieder geforderte Verbesserung des Transfers von 
Forschungsergebnissen, eine Verbesserung der 
Verfügbarkeit, insbesondere der staatlich geförder-
ten technischen Entwicklungen, zu erzielen sein. 

Darüber hinaus aber teilt die FDP-Fraktion die 
Auffassung der Bundesregierung, daß die in der 
jetzigen Fassung des Gesetzes vorgesehenen Maß-
nahmen allein nicht ausreichen. Deshalb fördert die 
Bundesregierung über das Rationalisierungskurato-
rium, die Industrie- und Handelskammern die Bera-
tungen über Innovations- und Förderungsmöglich-
keiten. Dieses Instrumentarium wird weiter ausge

-

baut werden — und es muß stärker ausgebaut wer-
den. 
Weiterhin ist die Bezuschussung der Auftrags-

forschung gerade für die Unternehmen, die keinen 
ständigen Bedarf an eigener Forschungs- und Ent-
wicklungskapazität haben, also wiederum vorwie-
gend kleine und mittlere Unternehmen, eine be-
grüßenswerte Maßnahme. 
Das inzwischen vorliegende forschungs- und tech-

nologiepolitische Gesamtkonzept der Bundesregie-
rung für kleinere und mittlere Unternehmen ent-
hält den umfassenden Maßnahmenkatalog, der bei 
der Beurteilung der neuen Regelungen des § 4 des 
Investitionszulagengesetzes zu beachten ist. Dabei 
sollte noch einmal klar herausgestellt werden, daß 
die Personalkosten in Forschung und Entwicklung 
als inzwischen wesentlicher Kostenfaktor in einer 
noch zu bestimmenden Form in eine Begünstigung 
einbezogen werden sollten. 

Aus steuersystematischen Gründen und wegen 
verfassungsrechtlicher Bedenken ist dies im Investi-
tionszulagengesetz nicht möglich gewesen. Aber 
den inzwischen vom Kabinett beschlossenen Prüf-
auftrag verstehen wir so, daß wohl ein positives 
Ergebnis zu erwarten ist. 
Die noch bestehenden Bedenken bezüglich Ab-

grenzungsschwierigkeiten, bezüglich der Kontrolle 
und der Mißbrauchsverhinderung können, wie ich 
meine, ausgeräumt werden. Ich bin überzeugt, daß 
sich praktikable Lösungen finden lassen; denn alle 
Einwände, die hier erhoben werden, müßten glei-
chermaßen auch gegenüber der direkten Forschungs-
förderung erhoben werden. 

Bei der Einbeziehung der Personalkosten geht es 
nur um die reinen Personalkosten im Forschungs-  
und Entwicklungsbereich, nicht um Nebenkosten, 
während bei der direkten Forschungsförderung die 
gesamte Kostenstruktur, also auch die Nebenkosten, 
mit der Förderung einbezogen werden. 

Eine weitere Ergänzung bzw. Änderung des In-
vestitionszulagengesetzes, die Investitionszulage für 
bestimmte Investitionen im Bereich der Energie-
erzeugung und -verteilung, ist energiepolitisch von 
besonderer Bedeutung. Die rückwirkende Ausdeh-
nung der Zulage auf die Erweiterung von Fern-
wärmenetzen sowie die Ausdehnung auf Anlagen 
zur Rückgewinnung von Abwärme und dies 
möchte ich ganz besonders herausstellen — die 
Einbeziehung von Solar- und Windkraftanlagen, die 
der Strom- und Wärmeerzeugung dienen, ist nach-
drücklichst zu begrüßen. 
Die Änderungen zum Berlin-Förderungs-Gesetz 

sind notwendig geworden, um den Präferenzvor-
sprung Berlins zu erhalten bzw. ein Äquivalent für 
die Verringerung des Vorsprungs zu liefern, die 
inzwischen wegen verschiedener Maßnahmen zur 
Verbesserung der Abschreibungsmöglichkeiten im 
übrigen Bundesgebiet und insbesondere im Zonen-
randgebiet eingetreten sind. Diese Änderungen sind 
in Einvernehmen mit dem Senat von Berlin und der 
Industrie- und Handelskammer Berlin vorgenommen 
worden. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Nicht von der SPD 
allein!) 
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Es konnten deshalb auch nicht die im CDU-Antrag 

zur Änderung des Zonenrandförderungsgesetzes ent-
haltenen Forderungen insgesamt erfüllt werden. 

Ich möchte dazu bemerken, daß die Freien De-
mokraten die besondere Situation und die Schwie-
rigkeit der peripheren Regionen nicht verkennen. 
Sie haben sich deshalb stets für solche Maßnahmen 
und Regelungen eingesetzt, die dem Auftrag des 
Grundgesetzes entsprechen, gleiche Lebensbedin-
gungen in unserem Lande zu schaffen bzw. zu er-
halten. Wir werden dies auch weiterhin tun. 

Hierbei ist aber auch zu bedenken: 

Erstens. Wir stoßen an die Grenzen dessen, was 
die Haushaltssituation in Bund und Ländern erlaubt. 
Wer höhere Ausgaben verlangt, muß dafür auch die 
entsprechenden Deckungsvorschläge machen. Eine 
Spekulation auf zukünftig höhere Steuereinnahmen 
dürfte haushaltspolitisch nicht vertretbar sein. 

Zweitens. Gerade wegen der Verpflichtung, glei-
che Lebensbedingungen in unserem Land zu schaf-
fen und zu erhalten, kann den Anträgen der Op-
position nicht entsprochen werden, weil sie zu einer 
Verschiebung der Präferenzen führen, die dann ins-
besondere die Abstimmung zum Berlinförderungsge-
setz wieder in Frage stellt. 

Drittens sind die Auswirkungen im Gesamtgefüge 
der Förderungsmöglichkeiten kaum noch zu über-
sehen. 

Ich bin deshalb der Meinung — ich bringe hier 
meine persönliche Meinung zum Ausdruck —, daß 
es an der Zeit ist, eine Flurbereinigung im gesamten 
Fördergefüge durchzuführen, damit insgesamt die 
Möglichkeiten wieder überschaubar und handhabbar 
werden. Die Vielzahl der Töpfe und Töpfchen macht 
das ganze Instrumentarium fragwürdig. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die nunmehr in der zweiten Lesung vorliegende 
Beschlußempfehlung des Finanzausschusses zu dem 
Gesamtpaket berücksichtigt erstens die Änderun-
gen, die zur Anpassung an den sechsten Rahmenplan 
und eine geänderte Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs notwendig waren, und zweitens die Ände-
rungen, die im Hinblick auf die Haushaltslage von 
Bund und Ländern zur Zeit möglich sind. Drittens. 
Damit ist ein deutlicher Schritt auf einem richtigen 
und notwendigen Weg getan worden — im Sinn 
eines forschungs- und technologiepolitischen Ge-
samtkonzepts der Bundesregierung für kleine und 
mittlere Unternehmen, zur Stimulierung der Ent-
wicklungs- und Innovationsaktivitäten der Wirt-
schaft, aber auch im Sinn der energiepolitischen 
Grundsätze gemäß der zweiten Fortschreibung des 
Energieprogramms. Viertens. Zwischen Berlin-För-
derung, Zonenrandförderung und der Situation im 
übrigen Bundesgebiet sind vertretbare Relationen 
wiederhergestellt worden. 

Die Fraktion der Freien Demokraten stimmt der 
Beschlußempfehlung in der vorliegenden Fassung 
zu. 

(Beifall bei der FDP und  der  SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Matthöfer. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Frau Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit diesem Gesetzentwurf zur Änderung des Inve-
stitionszulagengesetzes hat die Bundesregierung ei-
nige Maßnahmen zur Verbesserung der Forschungs-  
und Entwicklungstätigkeit insbesondere bei kleinen 
und mittleren Unternehmen, zur Energieeinsparung 
und — auf dem Gebiet der regionalen Wirtschafts-
förderung — Anpassung des Investitionszulagenge-
setzes an den sechsten Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" vorgeschlagen. 

Wie von den Sprechern der Koalitionsfraktionen 
schon festgestellt, sind diese Vorschläge zur Ver-
besserung der Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsinvestitionen Teil des vom Bundeskanzler 
in seiner Regierungserklärung angekündigten und 
inzwischen beschlossenen Gesamtkonzepts zur Ver-
besserung der Forschungs- und Entwicklungstätig-
keit bei kleinen und mittleren Unternehmen. Die 
Vorschläge sollen in besonderem Maß die For-
schungs- und Entwicklungstätigkeit der mittelstän-
dischen Wirtschaft erleichtern. 

Die verbesserte Investitionszulage soll für die 
Unternehmen ein zusätzlicher Anreiz sein, ihre viel-
fältigen technischen Kenntnisse und Erfahrungen 
weiterzuentwickeln, sie in wirtschaftliche Innovatio-
nen umzusetzen und am Markt durchzusetzen. Die 
vorgeschlagenen Verbesserungen sollen die Inno-
vationsbereitschaft und die Innovationsfähigkeit der 
mittelständischen Wirtschaft stärken, damit von hier 
aus Impulse für wirtschaftliches Wachstum, für die 
Belebung des Wettbewerbs und damit auch für 
Strukturveränderungen ausgehen können, die sich 
an den Erfordernissen veränderter weltwirtschaft-
licher Rahmenbedingungen orientieren, die die Vor-
aussetzung für die Wiederherstellung und die lang-
fristige Sicherung der Vollbeschäftigung sind. 

Ich freue mich, daß der federführende Finanzaus-
schuß diese Vorschläge inhaltlich unverändert über-
nommen hat und den wesentlich weitergehenden 
Vorschlägen des Bundesrats und der Opposition 
nicht gefolgt ist. Das bedeutet nicht, daß die Bun-
desregierung eine weitergehende Förderung der be-
trieblichen Forschungs- und Entwicklungstätigkeit 
grundsätzlich ausschließt. Im Gegenteil: Die Bun-
desregierung ist sich bewußt, daß der Anteil und 
die Bedeutung der Personalkosten am gesamten For-
schungs- und Entwicklungsaufwand der Wirtschaft 
ständig gestiegen sind.  Sie ist nach wie vor bereit, 
sich konstruktiv mit der Frage zu befassen, wie die 
Förderungsmaßnahmen in diesem Bereich zusätz-
liche Anreize schaffen können. Eine zufriedenstel-
lende Lösung ist leider bisher nicht gefunden wor-
den, weil Abgrenzungsprobleme und Mißbrauchs

-

gefahren hier besonders groß sind und auch präju-
dizierende Wirkungen bedacht werden müssen. 

Entsprechend den Prüfungsanregungen der Bun-
destagsausschüsse für Wirtschaft und für Forschung 
und Technologie wird die Bundesregierung gleich- 
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wohl den gesamten Fragenkomplex eingehend un-
tersuchen und bei einem positiven Ergebnis dieser 
Untersuchung entsprechende Vorschläge machen. 

Die von der Bundesregierung bei der Investitions-
zulage für bestimmte Investitionen im Bereich der 
Energieerzeugung und Energieverteilung vorge-
schlagenen Verbesserungen entsprechen den im 
März 1977 beschlossenen Grundlinien und Eckwer-
ten für die Fortschreibung des Energieprogramms. 
Sie sehen im Interesse einer verstärkten Energie-
einsparung die Ausdehnung der Investitionszulage 
auf Erweiterung in Fernwärmenetzen, gleichgültig, 
wann mit ihrer Herstellung begonnen worden ist, 
sowie auf Anlagen zur Rückgewinnung von Ab-
wärme vor. In ihrer Gegenäußerung zur Stellung-
nahme des Bundesrates hat die Bundesregierung 
dessen Vorschlag, auch Solarenergieanlagen und 
Windkraftanlagen in die Begünstigungen einzube-
ziehen, befürwortet, jedoch den Vorschlag, die In-
vestitionszulage auch für Wasserkraftwerke zu ge-
währen, im Hinblick auf die bereits bestehende 
steuerliche Begünstigung von Wasserkraftwerken 
abgelehnt. Ich freue mich, daß der federführende 
Finanzausschuß auch diesen Vorschlägen gefolgt 
ist. 

Im Hinblick auf die allgemeine Verbesserung der 
Abschreibungsmöglichkeiten im gesamten Bundes-
gebiet durch das Gesetz zur Steuerentlastung und 
Investitionsförderung vom 4. November 1977 hat der 
Deutsche Bundestag durch eine Entschließung die 
Bundesregierung aufgefordert, im Zusammenhang 
mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Investitionszulagengesetzes die weitere Wirksam-
keit der Berlin- und Zonenrandförderung zu prüfen 
und gegebenenfalls Vorschläge zu unterbreiten, die 
eine ausreichende Förderung auch künftig sicher-
stellen sollen. 

Ein Bleichlautendes Ersuchen hat der Bundesrat 
in seiner Stellungnahme zum vorliegenden Gesetz-
entwurf an die Bundesregierung gerichtet. Die im 
Hinblick auf diese Entschließung dem Finanzaus-
schuß vorgeschlagenen Gesetzesänderungen sind 
das Ergebnis eingehender Beratungen mit den betei-
ligten Ressorts und, soweit sie Berlin betreffen, 
selbstverständlich auch mit dem Berliner Senat. Bei 
diesen Beratungen bestand Einvernehmen, daß die 
Wiederherstellung eines angemessenen Präferenz-
vorsprungs Berlins nicht durch Parallelanhebungen 
bei den dort bestehenden Abschreibungsvergünsti-
gungen erreicht werden kann, weil wegen der Höhe 
der bereits geltenden Abschreibungsvergünstigun-
gen hiervon kaum zusätzliche Investitionsanreize 
ausgegangen wären. 

Die Bundesregierung hat deshalb im Einverneh-
men mit dem Berliner Senat ein Bündel anderer 
Verbesserungen vorgeschlagen, insbesondere eine 
Ausweitung der zu erhöhten Absetzungen und Inve-
stitionszulagen berechtigenden Sachverhalte. Nur 
bei der Investitionszulage für Forschungs- und Ent-
wicklungsinvestitionen ist auch eine Erhöhung der 
Zulagensätze vorgesehen. Von den vorgeschlagenen 
Verbesserungen sind hier besonders hervorzuheben: 
die Ausdehnung der erhöhten Absetzung nach § 14 
des Berlinförderungsgesetzes auf den Erwerb von  

begünstigten Zwecken dienenden Gebäuden, um die 
Mobilität insbesondere auch älterer Fabrikgebäude 
zu verbessern, die Ausdehnung der Abschreibungs-
vergünstigung auf bestimmte Baumaßnahmen an 
Gebäuden, die überwiegend der Beherbergung die-
nen, um zur Erweiterung und Verbesserung der Be-
herbergungskapazität in Berlin beizutragen, die Er-
höhung der Investitionszulage für Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen in Berlin für unbeweg-
liche Wirtschaftsgüter von 10 % auf 15 % und für 
bewegliche Wirtschaftsgüter von 30 v. H. auf 35 v. H., 
wobei die letztere Verbesserung entsprechend der 
für das übrige Bundesgebiet getroffenen Rege-
lung nur für die ersten 500 000 DM der begünstigten 
Investitionskosten eines jeden Jahres gelten sollen. 

Aus gesetzesökonomischen Gründen enthalten 
die Vorschläge der Bundesregierung zur Änderung 
des Berlinförderungsgesetzes auch Änderungen, 
durch die die bereits im Zusammenhang mit der 
Körperschaftsteuerreform angestrebte Neuregelung 
der Körperschaftsteuerpräferenz für Berlin verwirk-
licht wird, sowie die Klarstellung zur Arbeitnehmer-
zulage und Anpassungen an die Entwicklung der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung. Hinzu kommen 
einige Änderungen bei den Umsatzsteuerpräferen-
zen, bei denen einige Korrekturen bei Berliner Er-
zeugnissen erforderlich geworden sind. Es handelt 
sich zunächst um Einschränkungen bei den Umsatz-
steuerpräferenzen für Tabakwaren, Spirituosen usw. 
Ich weiß, daß diese Regelung keine ungeteilte Zu-
stimmung findet. Sie stellt jedoch einen vertretba-
ren Kompromiß zwischen den unterschiedlichen In-
teressen dar. Auch diese Änderungen des Berlin-
förderungsgesetzes sind in vollem Umfang mit dem 
Berliner Senat abgestimmt worden. 

Die Bundesregierung ist mit dem Berliner Senat 
der Überzeugung, daß mit den vorgesehenen Ände-
rungen des Berlinförderungsgesetzes ein ausreichen-
der Präferenzvorsprung Berlins gegenüber den übri-
gen Fördergebieten gewährleistet ist. 

Hinsichtlich des Zonenrandgebietes hat die Bun-
desregierung eine Anhebung des Sonderabschrei-
bungssatzes für unbewegliche Wirtschaftsgüter von 
30 v. H. auf 40 v. H. vorgeschlagen. Die Verbesse-
rung gleicht die durch die allgemeine Anhebung der 
degressiven Abschreibung eingetretene Präferenz-
einbuße ides  Zonenrandgebietes voll aus, zugleich 
wahrt sie aber auch den erforderlichen Präferenz-
abstand gegenüber Berlin. 

Wie aus den verschiedenen Anträgen der Oppo-
sition zu ersehen ist, hält diese die vorgeschlagenen 
Verbesserungen der regionalen Förderungsmaßnah-
men für Berlin und für das Zonenrandgebiet nicht 
für ausreichend, sondern wünscht eine massive An-
hebung dieser Präferenzen, insbesondere für das 
Zonenrandgebiet. Diesen Forderungen muß jedoch 
entgegengehalten werden, daß das Ziel der vorge-
schlagenen Maßnahmen nur die Aufrechterhaltung 
eines angemessenen Präferenzgefälles und nicht 
eine darüber gehende Ausweitung der Präferenzen 
für Berlin und für das Zonenrandgebiet sein kann. 
Solche weitergehenden Verbesserungen sind nicht 
nur wegen der schwierigen Haushaltslage von Bund 
und Ländern zur Zeit abzulehnen, sie begegnen auch 
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deshalb erheblichen Bedenken, weil sie das bewähr-
te Präferenzgefälle zwischen Berlin, dem Zonen-
randgebiet, den übrigen Fördergebieten und dem 
Rest des Bundesgebietes in Frage stellen würden. 

Die Bundesregierung nimmt ihre gesamtstaatliche 
Verantwortung ernst, die Wirtschaftskraft und da-
mit die Lebensfähigkeit Berlins zu stärken. Sie 
nimmt ebenfalls die Aufgabe ernst, Nachteile im 
Grenzgebiet zur DDR zu überwinden, um auch hier 
wirtschaftliche Chancen zu wahren. Dies wird aber 
nicht durch einen sich ständig überbietenden Inve-
stitionswettlauf allein erreicht werden können. 

Die Opposition macht es sich, glaube ich, ein 
wenig zu leicht, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn sie glaubt, sich durch Anträge für noch hö-
here Investitionssätze, die sie ja bekanntlich mit 
weniger Steuern und weniger Staat finanzieren will, 
als Anwalt für Berlin und Zonenrandgebiet bewäh-
ren zu können. Es muß möglich sein, auch noch so 
gut gemeinte Vorschläge für neue Subventionen dar-
aufhin zu überprüfen, ob sie wirklich Aussicht auf 
nachhaltigen Erfolg bieten. Es muß auch möglich 
sein, immer wieder zu überprüfen, ob sich Förder-
tatbestände bewährt haben oder ob sich andere, er-
folgversprechende Wege anbieten. 

Die Bundesregierung wird in diesem Sinne weiter-
hin sorgfältig mit allen Beteiligten, d. h. insbeson-
dere mit der Wirtschaft selbst, prüfen, wo die besten 
Ansatzpunkte liegen, um in Berlin und in anderen 
strukturschwachen Räumen die Wirtschaftskraft 
lebendig zu erhalten und wettbewerbsfähig zu ma-
chen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Warnke. 

Dr. Warnke (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nach dem Kriege hat es einmal 
die Geschichte gegeben, daß sich ein Amerikaner, 
ein Russe und ein Deutscher getroffen haben. Und 
der Russe sagte zu dem Deutschen: „Der Amerika-
ner spricht immer von der Kultur, wir sprechen von 
der Freiheit, und du sprichst immer vom Essen." Da 
hat der Deutsche geantwortet: „Kein Wunder, je-
der spricht von dem, was er nicht hat." Daran habe 
ich mich erinnert gefühlt, Herr Kollege Huonker, 
als Sie hier während einer Technologiedebatte die 
ganze Zeit vom Mittelstand gesprochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Huonker, wenn wir hier über ver-
besserte Förderung von Forschung und Entwicklung 
sprechen, und Sie strapazieren Senkungen der Ge-
werbesteuer und Wettbewerbsregelungen, die in 
diesem Hause vielleicht irgendwann einmal vorge-
nommen worden sind, dann zeigt sich doch, daß es 
eben eine Seite gibt, bei der der Mittelstand offen-
sichtlich ein Trauma ist, mit dem man nicht ganz 
fertig wird, und eine andere Seite dieses Hauses, 
die dort, wo sie die Verantwortung hat, z. B. in Ba-
den-Württemberg, aber auch in Bayern, jenes Mit-

telstandsförderungsgesetz verabschiedet hat, das 
Sie und Ihre Fraktionskollegen hier im Deutschen 
Bundestag bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Da steht doch gar nichts drin!) 

Wenn Sie ausgerechnet die Auseinandersetzung um 
den Entwurf eines Investitionszulagengesetzes be-
nutzen, um denjenigen mittelständischen Unterneh-
men, die im konzentrierten Angriff von Lohnerhö-
hungen, ,dem Würgegriff der Hochzinspolitik und 
von Aktionen wie „Gelber Punkt", gestartet von 
Ihrer Partei, in den letzten Jahren aufgeben muß-
ten, zu bescheinigen, • 

(Zurufe von der SPD) 

daß sie Fehlmanagement betrieben hätten, dann 
zeigt das, daß Sie von der Lage des Mittelstands 
nicht nur nichts wissen, sondern daß Sie für ihn auch 
kein Herz besitzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Ke

m-

pen] [SPD] : Sie sollten einmal die „FAZ" 
zu diesem Thema lesen!) 

Sie hätten Gelegenheit gehabt, auch bei diesem Ge-
setzentwurf Ihr mittelstandspolitisches Engagement 
unter Beweis zu stellen. 

Unsere Berliner Kollegen haben beantragt, die 
Althaussanierung in Berlin mit Hilfe dieses Gesetzes 
zusätzlich zu fördern. 

(Zuruf von der SPD: Alte Ladenhüter! — 
Stahl  [Kempen] [SPD] : Sie wollen die ganze 

Welt verbessern!) 

Sie haben den Antrag niedergestimmt, obwohl es in 
Ihrer Hand gelegen hätte, keine mittelständischen 
Parolen zu schwingen, sondern mittelständische Ta-
ten zu zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen]  [SPD] : Wolkenschieber!) 

Aber das war ja nicht das einzige. Wir haben auch 
im Zusammenhang mit der Regionalzulage einen 
Antrag eingebracht, der darauf abzielt, daß das 
Handwerk etwas stärker in die Förderung einbe-
zogen wird — einen Antrag, der nach der Zusam-
menstellung zumindest der Beamten des Finanzmini-
steriums — der Herr Minister hat es vorgezogen, 
uns zu verlassen, was ich bedaure; die Beamten 
haben hierbleiben müssen — den Bund 

(Zuruf von der SPD) 

— die gehobenen Beamten sind selbstverständlich 
eingeschlossen, Herr Kollege Haehser — ganze 11 
Millionen DM an Steuerausfällen im Jahr gekostet 
hätte. 11 Millionen DM dafür, daß wir die Handwerks-
unternehmen in den Fördergebieten stärker in die 
Regionalförderung hätten einbeziehen können! Sie ha-
ben den Antrag niedergestimmt, und der Herr Bun-
desminister der Finanzen hat wiederholt seine Ge-
nugtuung zum Ausdruck gebracht, daß das nieder-
gestimmt worden ist. Da können Sie sich doch nicht 
als die „Champions des Mittelstands" hier im Hause 
aufspielen. Das sind sie nicht, und das werden Sie 
auch nie werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Was wir mit unserem Gesetzentwurf beabsichti-

gen, der ja ganz bewußt in einer Aufgabenteilung 
zu Ihrem eingebracht worden ist, 

(Zuruf von der SPD: Angehängt haben Sie 
ihn!) 

war, eine dringend notwendige Wiedergutmachungs-
novelle für den Flurschaden zu verabschieden, den 
Sie 1973 in der Regionalpolitik angerichtet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wolfram [Recklinghausen] [SPD]) 

— Zu Ihnen komme ich noch, Herr Kollege Wolfram; 
ich habe Sie während dieser Debatte sehr aufmerk-
sam beobachtet. — Wir haben Ihnen eine Chance 
geboten und Ihnen bei der ersten Lesung dieses Ge-
setzentwurfes goldene Brücken gebaut. 

(Wehner [SPD] : Woher hatten Sie denn das 
Gold?) 

— Herr Kollege Wehner, als Sie innerdeutscher Mi-
nister waren, ist jenes Zonenrandförderungsgesetz 
konzipiert worden — in Ihrem Haus —, dessen Wir-
kungen in den letzten Jahren systematisch ausge-
höhlt und kaputtgemacht worden sind. Ich hatte mir 
eigentlich von Ihnen Unterstützung für diesen Ge-
setzentwurf versprochen 

(Lachen bei der SPD) 

— da lachen einige Ihrer Kollegen, die nicht ganz 
unterrichtet sind über Ihr Engagement für das Zo-
nenrandgebiet seit dem Jahr 1952; ich habe das mit-
verfolgt, und ich weiß um Ihr Engagement —, ich 
hätte eigentlich erwartet, daß Förderungsmaßnah-
men, die maßvoll — darauf komme ich gleich 
noch —, die berechtigt sind und im Grunde nur das 
wiederherstellen, was es bis 1973 gegeben hat, von 
der SPD-Fraktion in stärkerem Maße mitgetragen 
werden, als das der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bedaure, daß den Kollegen aus der SPD die 
Dinge nicht mit der Klarheit vorgetragen worden 
sind, wie es notwendig gewesen wäre; denn Sie hät-
ten das Format gehabt, sich gegen einen Bundes-
finanzminister durchzusetzen, der heute bewiesen 
hat, daß er zum Zonenrandgebiet wie zu den übrigen 
strukturschwachen Gebieten kein Engagement auf-
bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Und keine Ahnung hat!) 

Aber, meine Damen und Herren, wir haben in den 
Ausschußberatungen von den Herren des Finanz-
ministeriums erklärt bekommen, 

(Stahl [Kempen] [SPD] : Sie sind doch nicht 
auf einer Wahlversammlung!) 

daß Sie 1973 nicht aus konjunkturellen Gründen 
die Investitionszulage von 10 auf 7,5 % herunter-
gesetzt hätten, sondern daß das heruntergesetzt 
worden sei, weil es zuviel Geld gekostet hat, weil 
Sie der Meinung waren, es würde von der Bundes-
regierung zuviel für die Arbeitsplätze in den struk-
turschwachen Gebieten getan und nicht zuwenig, 
und weil Sie der Meinung waren, man müßte das, 
was hier zuviel geleistet wird, endlich einmal be-

schneiden. Sie haben jetzt im Jahr 1978 angesichts 
einer Million Arbeitsloser — — 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

— Das scheint Sie alles fürchterlich zu erheitern. 

(Dr. Steger [SPD] : Nein, das sind Sie, Herr 
Warnke!) 

Sie sollten sich einmal die Tatsache überlegen, daß 
wir heute in den strukturschwachen Gebieten im 
Gegensatz zu 1973 eine in die vielen Hundert-
tausende gehende Zahl von Arbeitslosen haben — 
Ihre Heiterkeit kann das überhaupt nicht stören; 
das ist mir völlig klar — und daß wir mit diesem 
Entwurf nur gefordert haben, das wiederherzustel-
len, was in Zeiten der Hochkonjunktur für die Ar-
beitsplätze in den strukturschwachen Gebieten ge-
tan wurde. Sie haben dazu nein gesagt. 

(Stahl [Kempen] [SPD] : Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

Jetzt will ich Ihnen einmal sagen, wozu Sie in Wirk-
lichkeit nein gesagt haben. Der Herr Matthöfer 
wird einen Nachtragshaushalt einbringen. Dieser 
Nachtragshaushalt wird rund 1 Milliarde DM um-
fassen, etwa 940 Millionen DM nach den Gazetten-
meldungen, durch die wir darüber unterrichtet wor-
den sind. 

(Zuruf von der SPD: Wir auch!) 

Von diesen 940 Millionen DM gehen 80 % für Kohle 
und Stahl an die Saar und an die Ruhr, Herr Kollege 
Wolfram. Wir werden das, so wie wir in der Ver-
gangenheit das mitgetragen haben, was für die 
Menschen an Ruhr und Saar notwendig war, auch 
jetzt wieder mittragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Steger? 

Dr. Warnke (CDU/CSU) : Aber sicher. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Kollege Warnke, vielleicht 
auch zur Erklärungg der Heiterkeit: Stehen Sie zu 
Ihrer Aussage, die Sie vor etwa vier Wochen vor 
der List-Gesellschaft in München gemacht haben, wo 
Sie sich leidenschaftlich gegen die Inflationierung 
von Fördertatbeständen mittels der Steuergesetz-
gebung gewandt haben? Stehen Sie zu dieser Aus-
sage oder stehen Sie nicht mehr dazu? 

Dr. Warnke (CDU/CSU) : Ich habe mich vor der 
List-Gesellschaft leidenschaftlich dagegen gewandt, 
daß die Fördergebiete von derzeit bereits 32% des 
Gebietes der Bundesrepublik auf demnächst über 
ein Drittel der gesamten Fläche ausufern. Dazu 
stehe ich. Dagegen werden wir auch alle mitein-
ander Stellung nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Worum es jetzt geht, ist, daß wir weniger als 
ein Zehntel dieses Nachtragshaushaltes, nämlich Ge-
samtmehrausgaben oder, genauer gesagt, Gesamt-
steuermehrausfälle in Höhe von 86 Millionen DM 
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für die Erhöhung der Investitionszulage von 7,5 % 
auf 10 %, d. h. nur für die Wiederherstellung des 
alten Satzes, gefordert haben. Sie kostet für den 
Bund — das sind die Zahlen aus der Aufstellung 
des Finanzministeriums, die ich Ihnen vorlege —

75 Millionen DM jährlich, beginnend im Jahre 1979. 
In diesem Jahr kostet sie überhaupt nichts. Dazu 
kommen noch einmal 11 Millionen DM für die ge-
ringfügige Verbesserung der Mittelstandsförderung. 
Diese 85 Millionen DM haben Sie uns abgelehnt. 
Herr Kollege Wolfram, ich habe Sie beobachtet, wie 
Sie bei der entsprechenden Ausführung des Bundes-
finanzministers geklatscht haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das werden wir 
uns merken!) 

Ich möchte, daß Sie sich in Zukunft das genauer 
überlegen: Wenn Sie unsere Solidarität für die 
Menschen fordern, die Ihnen anvertraut sind, dann 
haben wir Anspruch auf Ihre Solidarität für die 
Menschen, die uns anvertraut sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind maßvoll und bescheiden gewesen. Wir 
sind so bescheiden, daß wir es fast kaum vor unse-
ren Wählern vertreten können. Ich möchte Ihnen 
eines sagen, meine Damen und Herren insbeson-
dere von der Sozialdemokratischen Partei: Da sitzt 
der Herr Kollege Kühbacher, ein Mann, den ich 
fachlich durchaus schätze 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghau

-

sen] [SPD]) 

und den ich auch menschlich schätze, Herr Kollege 
Wolfram. Er hat sich im Finanzausschuß der Stimme 
enthalten. Dadurch sind unsere Anträge abgelehnt 
worden. Hätte er mit uns gestimmt, wären die An-
träge angenommen worden. Herr Kollege Küh-
bacher, Sie haben vielleicht mathematisch richtig 
kalkuliert; politisch haben Sie in der Verantwor-
tung vor Ihren Wählern in Ihrem Wahlkreis im 
Zonenrandgebiet versagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben Ihre Erkenntnis von dem, was not-
wendig ist, was berechtigt ist und was den Men-
schen, die Ihnen ihre Stimme gegeben haben, helfen 
würde, ihr Lebensrecht zu entfalten, dem Fraktions-
zwang geopfert. Sie haben sich nicht getraut, das 
an Zivilcourage aufzubringen, was jeder von uns 
aufbringen sollte, wenn mit dem Lebensrecht der 
Menschen, die uns mit ihren . Stimmen in dieses 
Haus gewählt haben, Schlitten gefahren wird. Da 
muß man auch einmal den Mumm haben, gegen 
seine eigene Regierung und gegen seinen eigenen 
Finanzminister zu stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich sehe hier manchen 
Kollegen, der aus dem Zonenrandgebiet kommt, und 
manchen, der aus den strukturschwachen Gebieten 
kommt. Unser Antrag zielt nicht aufs Zonenrand-
gebiet, er zielt auf die Gesamtheit der struktur-
schwachen Gebiete in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Überlegen Sie sich, wie Sie abstimmen, ob 

es das wirklich wert ist. Denn man wird Sie und 
Ihre Parteien an Ihre Stimmabgabe hier und heute 
erinnern, wenn Sie im Laufe dieses Jahres in Nie-
dersachsen, Hessen und Bayern wieder die Stimmen 
derjenigen Bürger haben wollen, deren Lebensrecht 
Sie hier geopfert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem hier Herr Dr. Warnke mit 
so viel Moral von dem Lebensrecht der uns anver-
trauten Bürger geredet hat, kommen wir zum Inve-
stitionszulagengesetz zurück. 

(Beifall bei ,der SPD) 

Es ist keine umfassende Reform, sondern, wie Sie 
wissen, ein Stück harter Arbeit im Finanzausschuß. 

Vielleicht darf ich ein bißchen daran erinnern, 
wie es war. Zunächst gab  es  einen Entwurf zur Än-
derung bzw. zur Begünstigung der Forschungsförde-
rung der Bundesregierung. Sein Umfang betrug 
110 Millionen DM. Das sollten die Steuerausfälle 
sein. Dann gab es nicht einen parallelen Entwurf, 
sondern Sie haben sich schlicht und einfach einen 
Monat später angehängt. Sie sollten sich einmal die 
Veröffentlichungsdaten der Bundestagsdrucksachen 
ansehen. Sie haben sich also schlicht und einfach 
angehängt. Dieses Anhängen — das ist die weitere 
Frage, die man hier stellen muß — kostet 230 Mil-
lionen DM. Nachdem Herr Windelen nicht mehr im 
Hause ist, frage ich Herrn Haase: Sind denn solche 
Anträge mit Ihnen und der Haushaltsgruppe abge-
stimmt? Es sind 230 Millionen DM zusätzlich, wäh-
rend Sie im Haushaltsausschuß mit uns gemeinsam 
dafür eintreten, daß zusätzliche Investitionen nicht 
mehr durch Kreditaufnahmen getätigt werden soll-
ten. Auf der anderen Seite wird der Betrag hier 
aber durch einen anderen Antrag ausgeweitet. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Warnke? — Bitte. 

Dr. Warnke (CDU/CSU) : Herr Kollege Kühbacher, 
sind Sie, nachdem Sie hier von „Anhängen" reden, 
bereit, zu bestätigen, daß sich die Erhöhung der 
Sonderabschreibungen von 30 auf 40 % ausschließ-
lich im Entwurf der CDU/CSU befindet und daß, 
wenn das so ist, die heute für diesen Tatbestand in 
Anspruch genommenen Lorbeeren des Bundes-
finanzministers einen ausgesprochenen Fall von 
Sich-Anhängen darstellen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kühbacher (SPD) : Herr Kollege Dr. Warnke, ich 
bin bereit, anzuerkennen, daß das in Ihrem Antrag 
aufgeführt ist. Ich bitte aber, darauf zu sehen, daß 
im Jahreswirtschaftsbericht ,der Bundesregierung 
explizit aufgeführt ist, daß diese Bundesregierung 



7174 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 90. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Mai 1978 

Kühbacher 
für das Zonenrandgebiet noch im Jahre 1978 steuer-
liche Erleichterungen vorsehen wird. Darauf kommt 
es an. Diese steuerlichen Erleichterungen sind so-
dann auch im Kabinett beschlossen worden, so wie 
wir sie heute hier ja wohl insgesamt beschließen 
werden. 

Was ,das Sich-Anhängen angeht, so will ich das 
noch vervollständigen, weil sie hier ja einen Eier-
tanz aufführen, was das Übertreffen angeht. Ange-
hängt hat sich dann auch ,der Bundesrat in seiner 
Gegenäußerung. Dieses Anhängen kostet dann nicht 
mehr 230, sondern 325 Millionen DM zusätzlich, 
d. h., es wird an Ausgaben immer noch draufgesat-
telt. Die Frage, wer die staatspolitische Verantwor-
tung für die Gesamtfinanzen zu tragen hat, bleibt 
außer acht. Dies, meine Damen und Herren, werden 
wir hier in diesem Hause tun. Wir tragen die Ge-
samtverantwortung für die Finanzen in diesem Staat. 

Was die Inflationierung von Anträgen angeht, so 
möchte ich auf folgendes hinweisen: In Ihrem An-
trag gibt es fünf Punkte, die Sie zusätzlich beantra-
gen. Einige Wochen später, in der Beratung des Aus-
schusses habe ich einen Änderungskatalog, der mitt-
lerweile zwölf Punkte zusätzlich enthielt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Nachdem wir im Ausschuß sachverständig geredet 
haben, bleiben heute fünf Punkte auf rotem Papier 
übrig. Ich frage mich: Ist dieses rote Papier „just for 
show", Herr Dr. Warnke? Denn Sie schieben ein grü-
nes Papier nach und sagen: Dies ist der letzte An-
trag, den wir eigentlich wollen. 

Nun im Ernst zu Ihrem Appell betreffend Zonen-
rand: Herr Dr. Warnke, ich befürchte — ich glaube 
es auch zu wissen —, daß Sie mit Ihrer übertriebe-
nen Forderung, mit dem Immer-Noch-Draufsatteln 
dem Zonenrand einen Bärendienst erwiesen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn dieser letzte, ernst zu nehmende Antrag, die 
Investitionszulage nur für das Zonenrandgebiet aus-
zuweiten — ein Antrag, der etwa 60 Millionen DM 
Steuerausfälle beinhaltet —, diskutiert worden wäre, 
wenn wir mit dem Finanzminister darüber geredet 
und gefragt hätten, was effektiver sei, nämlich zu-
sätzliche Sonderabschreibungen oder Investitionszu-
lage, und das mit den Berlinern abgewogen hätten, 
dann weiß ich das Ergebnis nicht. Aber mit Ihrer 
maßlosen Forderung 

(Lachen und Zurufe von ,der CDU/CSU) 

— 230 Millionen DM zusätzlich; Bundesrat 325 Mil-
lionen DM — töten Sie jede Diskussionsbereitschaft 
bei denen, die kooperationswillig sind. 

Das ist der Punkt, warum wir uns hier streiten: 
Wir müssen Dinge ablehnen, Herr Dr. Warnke, weil 
wir nicht wissen, wieviel Sie noch einmal draufsat-
teln. Aus vier Punkten werden anschließend zwölf, 
dann fünf Punkte; jetzt ist nur noch ein Punkt übrig. 
Dies ist die Widersprüchlichkeit in Ihrer Argumen-
tation. Ich behaupte, Herr Dr. Warnke: Mit dieser 
überzogenen Forderung haben Sie dem Zonenrand-
gebiet eher geschadet als geholfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. von Wartenberg? 

Kühbacher (SPD) : Ja, gern. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr von War-
tenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Kühbacher, 
verrate ich ein Geheimnis, wenn ich sage, daß Sie 
im Ausschuß den ersten Antrag, die Investitionszu-
lage für das gesamte Gebiet zu erhöhen, abgelehnt 
haben und über den zweiten Antrag, das auf das 
Zonenrandgebiet zu konzentrieren, sehr positiv ge-
dacht und ihn nicht abgelehnt haben? 

Kühbacher (SPD) : Herr Dr. von Wartenberg, Sie 
verraten gar kein Geheimnis. Ich habe ja soeben 
versucht, hier auszuführen, daß der letzte Antrag, 
der hier auf dem grünen Papier vorliegt, durchaus 
bedenkenswert, diskussionswert gewesen wäre, wäre 
er von Anfang an vorgelegt worden. Es ist eben 
eine Frage der Ehrlichkeit, eine Frage des Umgangs 
miteinander: Erst sind es 230 Millionen DM, jetzt 
sind es nur noch 60 Millionen DM. Da hätten wir 
mit dem Finanzminister sachverständig reden kön-
nen. 

(Dr. Warnke [CDU/CSU] : Sie haben doch 
die Mehrheit! Sie können doch entschei

-

den!) 

— Herr Dr. Warnke, natürlich haben wir die Mehr-
heit; wir haben auch die Verantwortung. — Und 
heute kommt dann hier dieser eine Antrag. 

(Dr. Warnke [CDU/CSU]: Den hätten Sie 
sich doch selber einfallen lassen können! 
— von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU] : Was die Opposition vor

-

schlägt, muß man ablehnen! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Das ist die Diskussion, die Ihnen nicht schmeckt. 
Sie sagen, wir hätten uns Ihre Anträge selber ein-
fallen lassen sollen. Das ist das Problem. Ihre An-
träge lauten erst einmal so: Im Zonenrandgebiet be

-

kommt jeder etwas; es bekommen alle etwas, 230 
Millionen DM. Zum Schluß, wenn man sieht, was 
machbar ist, wird man dann vorsichtiger. Sie gehen 
dann nur soweit, wie Sie es selbst wahrscheinlich 
für verantwortbar halten. Aber erst einmal stellen 
Sie Anträge für die show, für die Außenwirkung, 
um das überall zu verkaufen, um uns abzumalen. 
Im Parlament bleiben Sie dann in der dritten Lesung 
— wir werden das ja nachher erleben — bei nur 
60 Millionen DM. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wir hätten ja die Diskussion führen wollen. Herr 
Dr. von Wartenberg, Sie können es nicht wegwi-
schen, daß dieses Antragspapierchen — erst weiß, 
dann rot, jetzt grün — for show, just for show ist. 
Das ist Schaufenstergerede für das Zonenrandgebiet. 

Meine Damen und Herren, einen weiteren Punkt 
will ich hier noch ansprechen, weil dies hier er- 
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wähnt worden ist. Es ist auch ein Antrag just for 
show: Abschreibungsgesellschaften in Berlin. Herr 
Wohlrabe hat hier freundlicherweise danach ge-
fragt. Ich habe gesehen, daß die Fraktion der CDU/ 
CSU zu guter Letzt diesen Antrag betreffs Abschrei-
bungsgesellschaften in Berlin gar nicht mehr über-
nimmt. Auch das ist ein Schau-Antrag gewesen, der 
nur dokumentiert, daß erst einmal Unmögliches 
verlangt — in Berlin versprochen — und, dann hier 
nicht durchgesetzt wird. Wahrscheinlich hat Herr 
Wohlrabe dies in Berlin längst verkauft, wie man 
sich denn das vorstelle. Doch Ihre eigene Fraktion 
übernimmt das nicht mehr. Es muß aufhören, daß 
wir unseren Bürgern im Lande, in unseren Wahl-
kreisen bestimmte Dinge versprechen, die wir hier 
im Parlament nicht verantworten wollen und kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU] : Das müßt ihr gerade 

sagen!) 

Meine Damen und Herren, dieser endgültige, im 
Finanzausschuß erarbeitete Entwurf enthält drei we-
sentliche Komponenten: Forschungsförderung mit 
110 Millionen DM Steuermindereinnahmen, Zonen-
randförderung mit 50 Millionen DM Steuerminder-
einnahmen, Berlin-Förderung mit 25 Millionen DM 
Steuermindereinnahmen. Ich meine, dies ist ein ver-
nünftiger Weg, Investitionsanreize zu schaffen auf 
von uns gewünschten Gebieten. Wir werden ja nach 
gut  einem Jahr im Subventionsbericht lesen können, 
inwieweit wir tatsächlich eine effiziente Wirkung 
erzielt haben. 

Ich denke, dieses ist kein Reformwerk; dies ist ein 
harter Arbeitssieg. Ich bitte Sie — jedenfalls un-
sere Seite —um Zustimmung für dieses Gesetz. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Beratung. 
Ich rufe Art. 1 Nr. 01 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 8/1790 unter Ziffer 1 ein Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU vor. Das Wort wird dazu 
nicht begehrt. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Drucksache 8/1790 unter Ziffer 1 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Wer der aufgerufenen Bestimmung in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Herr 
Warnke hat als einziger mitgestimmt!) 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 a Doppelbuchstabe aa auf. 
Wer der aufgerufenen Bestimmung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 a Doppelbuchstabe bb auf. 
Hierzu liegt auf Drucksache 8/1790 unter Ziffer 2 
ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
vor. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer der Zif-
fer 2 des Änderungsantrags auf Drucksache 8/1790 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 1 a Doppelbuchstabe bb in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 a Doppelbuchstabe cc auf. Wer 
der aufgerufenen Bestimmung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Ziffer 3 des Änderungsantrags der Frak-
tion, der CDU/CSU auf Drucksache 8/1790 auf. Es 
wird beantragt, in Art. 1 Nr. 1 a hinter dem Doppel-
buchstaben cc einen Doppelbuchstaben cc i einzufü-
gen. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer diesem 
Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe jetzt Art. 1 Nr. 1 a Doppelbuchstabe dd, 
Nr. 1 b und Nr. 2 auf. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 3 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 8/1790 unter Ziffer 4 ein Änderungsantrag der 
CDU/CSU vor. Wer diesem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 3 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 4 auf. Hierzu liegt ebenfalls 
ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 8/1790 unter Ziffer 5 vor. Wer die-
sem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 4 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 4 a und Nr. 5, Art. 1 a, Art. 1 b, 
Art. 2 und Art. 3 in der Ausschußfassung sowie Ein-
leitung und Überschrift auf. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
 ein. 

Zu Art. 1 Nr. 01 liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/1791 vor. 
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Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Danke schön. Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Es liegt noch eine weitere Beschlußempfehlung des 
Ausschusses vor. Der Ausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 8/1765 unter Nr. 2, den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 8/1527 — das ist Ihr Gesetzentwurf — 
für erledigt zu erklären. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll 
vom 15. Dezember 1975 zum Protokoll vom 
13. April 1962 über die Gründung Europä-
ischer Schulen 
— Drucksache 8/1399 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/1722 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Bußmann 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1721 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Klein (München) 

(Erste Beratung 72. Sitzung) 

Das Wort in zweiter Beratung wird nicht begehrt. 
Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift auf. 
Die Abstimmung wird mit der Schlußabstimmung 
verbunden. Wer diesem Gesetz zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Es ist einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Statistik des Warenver-
kehrs mit der Deutschen Demokratischen Re-
publik und Berlin (Ost) 
— Drucksache 8/1488 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1777 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Männing 

(Erste Beratung 75. Sitzung) 

Der Berichterstatter wünscht nicht das Wort. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
in zweiter Beratung. Das Wort wird nicht begehrt. 
Ich rufe §§ 1 bis 6, Einleitung und Überschrift auf. 
Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig in zwei-
ter Beratung angenommen. 

Wir kommen zur 
dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Ge-
setz im ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Dieses Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen (14. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. 
Schulte (Schwäbisch Gmünd), Straßmeir, 
Dreyer, Feinendegen, Hanz, Frau Hoffmann 
(Hoya), Dr. Jobst, Lemmrich, Milz, Pfeffer-
mann, Sick, Tillmann, Dr. Waffenschmidt, We-
ber (Heidelberg), Ziegler und der Fraktion 
der CDU/CSU 

Mehrfachtäter-Punktsystem für Kraftfahrer 
gem. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu 
§ 15 b der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nund (StVO) vom 3. Januar 1974 

— Drucksachen 8/1122, 8/1653 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Daubertshäuser 

Der Berichterstatter wünscht nicht das Wort. 

Ich eröffne die Aussprache. — In der Aussprache 
wird das Wort nicht erbeten. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses auf Drucksache 
8/1653 zuzustimmen .wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Dem Ausschuß-
antrag ist entsprochen worden. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Umsatzsteuer-
gesetzes (UStG 1979) 
— Drucksache 8/1779 — 

Überweisqngsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirts chaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Wird hierzu das Wort gewünscht? — Bitte schön, 
zur Einbringung Herr Bundesminister Matthöfer. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Frau Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf eines neuen 
Umsatzsteuergesetzes soll das geltende deutsche 
Umsatzsteuerrecht an die vom Rat der Europäi-
schen Gemeinschaften am 17. Mai 1977 beschlossene 
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6. Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern 
der Mitgliedstaaten angleichen. 

Die Ratsentscheidung geht auf den Beschluß des 
Rates von April 1970 zurück, nach dem sich die 
Europäischen Gemeinschaften künftig aus eigenen 
Einnahmen finanzieren sollen. Zu diesen eigenen 
Einnahmen sollen nach dem Willen des Rates neben 
den Einnahmen aus den Zöllen und Abschöpfungen 
bei Drittlandseinfuhren insbesondere auch eigene 
Einnahmen aus der Mehrwertsteuer zählen. Solche 
eigenen Einnahmen aus der Mehrwertsteuer der 
Mitgliedstaaten können für die Europäischen Ge-
meinschaften in gerechter Weise nur dann erho-
ben werden, wenn die Regeln des materiellen Rechts 
und wesentliche Regeln des formellen Rechts über 
die Abgabe von Steuererklärungen und ,die Zahlun-
gen der  Steuerschuld hinsichtlich dieser Steuer — 
nicht gerechnet die Steuersätze — harmonisiert sind. 

Diese Harmonisierung der Umsatzsteuern der 
neun Mitgliedstaaten ist nach langjährigen und zum 
Teil schwierigen Verhandlungen durch die erwähnte 
Ratsentscheidung in Gestalt der 6. Richtlinie erfolgt. 
Diese Richtlinie schafft die Grundlage für eigene 
Einnahmen der Europäischen Gemeinschaften aus 
der Mehrwertsteuer. Sie führt damit aber zugleich 
auch die Harmonisierung der Umsatzsteuer so ent-
scheidend weiter, daß sich Vergleichbares weder in 
den Europäischen Gemeinschaften noch sonstwo in 
einer internationalen Einrichtung finden läßt. Es 
handelt sich um einen bedeutsamen Schritt vorwärts 
auf dem Wege zu einer europäischen Wirtschafts-
union. 

Am 11. April 1967 legte der Rat mit der Verab-
schiedung der ersten beiden Richtlinien über die 
Harmonisierung der Umsatzsteuern die Grundlagen 
für ein einheitliches Umsatzsteuersystem im Ge-
meinsamen Markt in Form der Mehrwertsteuer mit 
Vorsteuerabzug, wie wir sie heute praktizieren. 

Mit der Verabschiedung der 6. Richtlinie vom 
17. Mai 1977 sind die Gemeinschaften in der Har-
monisierung der Umsatzsteuern so weit fortge-
schritten, daß es nur noch einer Harmonisierung der 
Steuersätze bedarf, um dieses ehrgeizige Ziel im 
Bereich des Steuerrechts zu erreichen, wobei ich 
freilich hinzufügen muß, daß dieser letzte Schritt 
gewiß auch der schwierigste sein wird. 

Mit dem Ergebnis der Beratungen können wir, 
was unsere eigenen Interessen angeht, zufrieden 
sein. Der Bundesregierung ist es gelungen, alle aus 
deutscher Sicht wesentlichen Anliegen, wie sie auch 
Bundestag und Bundesrat in ihren Stellungnahmen 
formulierten, durchzusetzen. Daher wird die Anpas-
sung unseres nationalen Rechts an die 6. Richtlinie 
den wesentlichen Gehalt unseres geltenden Ge-
setzes nicht verändern. So haben wir insbesondere 
den Bereich unserer Steuerbefreiungen auf sozialem 
und kulturellem Gebiet erhalten können. Es ist dar-
über hinaus gelungen, national seit langem ange-
strebte Steuerbefreiungen zum Gemeinschaftsrecht 
werden zu lassen, so z. B. die Steuerfreiheit für Kran-
kentransporte sowie für Investmentanteile. Es ist 
auch auf ,die deutsche Verhandlungsführung zurück-
zuführen, daß es künftig bei der Nichtbesteuerung der 
Rundfunk- und Fernsehanstalten bleibt und daß wir 

unsere Optionsvorschrift sowie das Institut der 
Organschaft, die Pauschalierung der Land- und Forst-
wirtschaft sowie die Sonderregelung für die Frei-
häfen — wenn auch mit dem Zwang zur Besteuerung 
des öffentlichen und des privaten Letztverbrauchs — 
beibehalten können. 

Es ist auch ein Erfolg, daß es gelungen ist, für die 
umsatzsteuerliche Berlinförderung bei den Bera-
tungen über die 6. Richtlinie eine klare Rechts-
position im Hinblick auf die steuerlichen Gemein-
schaftsvorschriften zu schaffen, an der es bisher 
fehlte. 

Selbstverständlich hat die Bundesregierung im In-
teresse der europäischen Lösung auch Kompromisse 
schließen müssen. So haben wir der Mehrheit, wie 
z. B. bei der Besteuerung der Fernmeldedienstlei-
stungen der Bundespost und der Besteuerung der 
Lieferung von Neubauten und Baugrundstücken 
durch Unternehmer, nachgeben müssen. Diese Kom-
promisse sind tragbar, weil die Änderungen unseres 
Rechts erst nach Ablauf einer Übergangszeit zwin-
gend werden, die mindestens fünf Jahre dauert und 
nur mit unserer Zustimmung enden kann. 

Als Schwerpunkte des neuen Umsatzsteuerrechts 
möchte ich hervorheben: 

1. Unternehmer mit niedrigem Gesamtumsatz, so-
genannte Kleinunternehmer, fallen künftig stets un-
ter die Mehrwertsteuer, wenn ihr Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr 18 000 DM übersteigt. Damit 
läuft die gegenwärtige Sonderbesteuerung für Klein-
unternehmer mit einem Vorjahresgesamtumsatz 
zwischen 12 000 und 60 000 DM, welche die alte 
Bruttoumsatzsteuer in diesem Bereich zum Teil noch 
erhalten hat, aus. 

Die Neuregelung ergibt sich zwingend aus der 
6. Richtlinie und aus der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts, das diese Sonderbesteuerung 
wegen ihrer zum Teil wettbewerbsverzerrenden 
Wirkungen im Hinblick auf die der Normalbesteue-
rung unterliegenden Unternehmer nur als Über-
gangslösung hinzunehmen bereit war. Der Regie-
rungsentwurf sieht für Unternehmer mit einem Ge-
samtumsatz im laufenden Kalenderjahr zwischen 
18 000 und 50 000 DM eine Milderung der Steuer-
last durch Gewährung einer Steuerermäßigung vor, 
die bei 80 % der Steuerzahllast ibeginnt und mit Er-
reichung der Umsatzgrenze ausläuft. Darüber hin-
aus wird den Kleinunternehmern zur Erleichterung 
ihrer steuerlichen Pflichten ein umfassendes System 
von Vorsteuerpauschalierungen angeboten werden. 

2. Die zahntechnischen Leistungen der Zahntech-
niker unterliegen künftig ebenso wie die Leistun-
gen der Zahnärzte, die  Zahnprothesen und kiefer-
orthopädische Apparate im eigenen Labor herstellen 
oder herstellen lassen, einheitlich dem ermäßigten 
Steuersatz. Das Umsatzsteueraufkommen mindert 
sich durch diese um der Wettbewerbsneutralität der 
Umsatzsteuer willen notwendige Maßnahme immer-
hin um rund 250 Millionen DM. 

3. Die Steuerbefreiung für private Altenheime, 
Altenwohnheime und Altenpflegeheime wird we-
sentlich erweitert. 
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4. Anzahlungen müssen künftig bei der sogenann-
ten Sollversteuerung der Steuer unterworfen wer-
den. Das ist durch die 6. Richtlinie zwingend vorge-
schrieben und führt nicht etwa zu einer steuerlichen 
Mehrbelastung, wohl aber bei privaten Auftragge-
bern und bei Aufträgen der öffentlichen Hand zu 
einer vorgezogenen Steuerentrichtung. Diese Rege-
lung gilt nach dem Regierungsentwurf nicht für An-
zahlungen, die auf Verträgen beruhen, die vor dem 
Inkrafttreten des neuen Gesetzes abgeschlossen 
wurden. Sie gilt zur Vermeidung eines unangemes-
senen technischen Aufwandes der Unternehmer fer-
ner nicht für Anzahlungen, die unter 10 000 DM lie-
gen. 

Mit dieser Einschränkung halten sich die durch 
die 6. Richtlinie vorgesehenen Neuregelungen in 
einem vertretbaren Rahmen. 

Der Ort der Besteuerung einer Dienstleistung ist 
in der 6. Richtlinie festgelegt, um in der Gemein-
schaft sicherzustellen, daß diese Leistungen weder 
doppelt besteuert werden noch unbesteuert bleiben. 
Es handelt sich hier uni ein Rechtsgebiet, dessen 
Harmonisierung besondere Schwierigkeiten berei-
tete und das allen Mitgliedstaaten wesentliche 
Rechtsänderungen abverlangt. 

Darüber hinaus bringt der Gesetzentwurf auf 
Grund der 6. Richtlinie eine große Zahl von Rechts-
änderungen, auf die die Wirtschaft, Rechtsberater 
und Steuerverwaltung sich neu einstellen müssen. 

Daher ist es dringend notwendig, daß dieses Ge-
setz noch vor der Sommerpause dieses Jahres ver-
abschiedet wird; denn das neue Gesetz muß am 
1. Januar 1979 in Kraft treten. Die 6. Richtlinie 
sieht an sich den 1. Januar 1978 als spätesten Zeit-
punkt des Inkrafttretens vor. Diese Frist war je-
doch so knapp bemessen, daß nur zwei Mitglied-
staaten sie wahren konnten. Es ist dringend gebo-
ten, daß die restlichen sieben Staaten spätestens 
bis zum 1. Januar 1979 die Umstellung ihres natio-
nalen Rechts vollziehen, damit endlich die Finan-
zierung der Gemeinschaften auch aus der Mehr-
wertsteuer wirksam werden kann. 

Die sich aus dieser Zwangslage ergebende Zeit 
für die parlamentarische Beratung ist kurz. Sie ist 
so kurz, daß sich dieser Gesetzentwurf auf das Not-
wendigste beschränken muß, nämlich auf die Um-
stellung unseres Rechts auf die 6. Richtlinie. Dane-
ben hat die Bundesregierung dem Gesetzgeber vor-
geschlagen, nur noch einige dringende Fragen der 
Wettbewerbsneutralität zu regeln sowie die Ver-
waltungsvereinfachungen in das Gesetz zu über-
nehmen, die seit Einführung der Mehrwertsteuer be-
reits bestehen. Ich möchte Sie sehr dringend und 
herzlich bitten, dieser Konzeption zu folgen, um 
einerseits unsere europäischen Verpflichtungen zu 
erfüllen und andererseits Wirtschaft, Rechtsbera-
tern und Steuerverwaltung Zeit zur Umstellung auf 
das neue Recht zu gewähren. 

Der zeitliche Druck zur Durchführung der Harmo-
nisierungsrichtlinie läßt es nicht zu, in diesem Ge-
setz Anliegen zu berücksichtigen, die aus anderen 
Gründen durchaus berechtigt erscheinen mögen. 
Solche Anliegen müssen im anderen Zusammen

-

hang aufgegriffen werden, nicht hier. Es wäre nicht 
angemessen, aus der großen Zahl von Anträgen auf 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes, die mit der 
Umstellung auf die 6. Richtlinie nichts zu tun haben, 
den einen oder anderen zu berücksichtigen, ohne 
sie alle gründlich zu prüfen. Das erlaubt unsere 
Zeit aber nicht. 

Ich bedaure, daß sich der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zur Regierungsvorlage dieser Kon-
zeption nicht hat anschließen können. Keiner seiner 
Anträge, denen die Bundesregierung an sich sach-
lich sogar zustimmen könnte, ist so dringend, daß 
die Neuregelung unbedingt noch in dieses Gesetz 
aufgenommen werden müßte. Die Unausgewogen-
heit bei der Berücksichtigung solcher Anträge läge 
darin, daß man hieraus einen Anspruch herleiten 
könnte, in diesem Gesetzgebungsverfahren andere 
Anliegen zumindest eingehend zu prüfen. Eine Reihe 
von Anträgen des Bundesrates sind allerdings schon 
sachlich nicht berechtigt. Ich darf auf die Ihnen vor-
liegende Stellungnahme der Bundesregierung ver-
weisen und nur zwei Punkte hervorheben. 

Erstens. Die von der Bundesregierung vorgese-
hene Neuregelung der Steuerbefreiung für private 
Altenheime, Altenwohnheime und Altenpflegeheime 
ist großzügig und voll ausreichend. Der Vorschlag 
des Bundesrates führt im Ergebnis zu einer Befrei-
ung aller privaten Einrichtungen dieser Art. Damit 
ginge diese Befreiungsvorschrift weiter als die für 
private Krankenanstalten. Ich halte einen solchen 
Vorschlag nicht für vertretbar. 

Zweitens. Ein ermäßigter Steuersatz für Bergbah-
nen, Skilifte, Sessellifte usw., wie ihn der Bundes-
rat wünscht, kann von der Bundesregierung jetzt 
nicht befürwortet werden. Hier geht es um eine 
Begünstigung von Einrichtungen, die ganz überwie-
gend dem Tourismus dienen. Es gibt lebensnot-
wendigere Dinge, die bei dieser Steuer, die der 
letzte Verbraucher zu tragen hat, dem normalen 
Steuersatz unterliegen. 

Ich darf zum Schluß noch einmal die Bitte an den 
Deutschen Bundestag richten, dieses Gesetz noch 
vor der Sommerpause zu verabschieden, damit wir 
internationale Schwierigkeiten mit den Europäi-
schen Gemeinschaften vermeiden und Wirtschafts-
beratern und Steuerverwaltungen eine angemessene 
Umstellung auf die neue und zum Teil recht schwie-
rige Rechtsmaterie ermöglichen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
hat die Bundesregierung den Entwurf eines Umsatz-
steuergesetzes eingebracht. Wir treten in die Aus-
sprache ein. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Meyer zu Bentrup. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zur ersten 
Beratung liegt Ihnen heute der Entwurf eines Um-
satzsteuergesetzes 1979 vor. Er sieht die Anpassung 
unseres deutschen Umsatzsteuerrechts an die 6. EG-  
Richtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif-
ten über die Umsatzsteuern vor. 
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Aufgabe dieser 6. Richtlinie ist es, eine gemein-

same Bemessungsgrundlage in ,den neun Partner-
ländern zu schaffen, auf der eigene Einnahmen aus 
der Umsatzsteuer erhoben werden. Zur Zeit werden 
die europäischen Institutionen aus nationalen Bei-
trägen und aus Abgaben finanziert. Jetzt soll die 
Finanzierung also aus eigenen Mehrwertsteuerein-
nahmen geschehen. 

Meine Fraktion begrüßt die Schritte auf dem 
Weg zur Harmonisierung, auch wenn wir die 
Schwierigkeiten nicht verkennen, die auf diesem 
Wege entstehen. Dieser Gesetzentwurf, den uns die 
Bundesregierung vorgelegt hat, wird neue steuer-
liche Belastungen zur Folge haben und darüber hin-
aus vor allem zu verwaltungstechnischen und zu 
bürokratischen Mehrkosten führen. 

Unser nationales Umsatzsteuersystem gilt heute 
schon als ein abschreckendes Beispiel für Bürokra-
tismus; denn der Steuerzahler muß sich heute schon 
mit rund 3 000 Verwaltungsvorschriften bei der Um-
satzsteuer vertraut machen. 

Die immer wieder auch hier im Hause geäußerte 
Absicht, die Umsatzsteuer zu vereinfachen — die 
Umsatzsteuer liefert ca. 72 Milliarden DM von den 
insgesamt 312 Milliarden DM Steuereinnahmen im 
Jahre 1978 —, bleibt auch diesmal wieder auf der 
Strecke. Um die Harmonisierung der verschiedenen 
nationalen Regelungen zu erreichen, bedarf es im 
Gegenteil einer Fülle von Neuerungen und gesetz-
lichen Differenzierungen. Ich möchte dazu zwei Bei-
spiele als Stilblüten anführen. 

Es war schon bisher in unserem heutigen Umsatz-
steuerrecht schwierig, eine klare Formulierung für 
den Vorsteuerabzug zu finden. Nun heißt es in § 15 
Abs. 2 Nr. 2 des vorgelegten Gesetzentwurfes: 

Vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist die 
Steuer für die Lieferungen und die Einfuhr von 
Gegenständen sowie für die sonstigen Leistun-
gen, die der Unternehmer zur Ausführung fol-
gender Umsätze verwendet: 

2. Umsätze im Ausland, die steuerfrei wären, 
wenn sie im Inland ausgeführt würden; 

So weit dieses Zitat. Hinter jeder unverständlichen 
Regelung — davon gibt es sehr viele — muß man 
im Detail vermuten, daß sich die EG-Richtlinien-
Schöpfer eine neue Steuerquelle für Europa eröffnen 
wollen, 

Ich zitiere eine zweite, ich würde sagen: politisch 
vielleicht gewollte Definition, den Inlandsbegriff, 
der hier angesprochen ist, aber völlig unklar bleibt. 
In § 1 Abs. 2 des Regierungsentwurfes heißt es: 

Unter Inland im Sinne dieses Gesetzes ist der 
Geltungsbereich des Gesetzes mit Ausnahme 
der Zollausschlüsse und der Zollfreigebiete zu 
verstehen. Ausland im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Gebiet, das nicht Inland ist und nicht zur 
Deutschen Demokratischen Republik und Ber-
lin (Ost) gehört. 

Meine Damen und Herren, hier wird von ,der Bun-
desregierung das Gebiet der DDR und Berlin (Ost) 
als ein Tertium betrachtet, denn es gehört weder 

zum Inland noch zum Ausland. Die Gebiete jenseits 
von Oder und Neiße werden sogar als Ausland dar-
gestellt. Ich frage hier: Warum übernimmt die Bun-
desregierung nicht die eindeutige und verfassungs-
rechtlich unbedenkliche Formulierung aus dem gel-
tenden Umsatzsteuerrecht, in dem es heißt: 

Unter Inland im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Gebiet des Deutschen Reiches in den Grenzen 
vom 31. Dezember 1937 zu verstehen. Ausland 
im Sinne dieses Gesetzes ist das Gebiet, das 
danach nicht Inland ist. 

Meine Damen und Herren, hier geht es also nicht 
nur um eine sprachlich-begriffliche Verwirrung, ich 
würde sagen, hier geht es auch um eine politische 
Verirrung, die wir nicht mitmachen. Denn dieser In-
landsbegriff ist auch steuersystematisch problema-
tisch, und er wird auch zu finanziellen Auswirkun-
gen führen, die wir bei der Behandlung des inner-
deutschen Waren- und Dienstleistungsverkehrs nicht 
wollen. 

Zu den wesentlichen Änderungen möchte ich nur 
zwei Beispiele herausstellen. So heißt es in § 19 
zur Besteuerung der Kleinunternehmer, die Sie so-
eben, Herr Minister, angesprochen haben, daß für 
die Kleinunternehmen mit einem Jahresumsatz von 
18 000 DM das System der Mehrwertsteuer ange-
wandt werden muß. Nur, wir sind uns klar dar-
über, daß besonders für die kleineren und lohninten-
siven Betriebe, die bei ihrer hohen Wertschöpfung 
nur eine geringe Steuerbelastung tragen, der Fort-
fall dieser Steuervergünstigung dann zu einer grö-
ßeren Einnahmenminderung führt. 

Eine zweite Änderung: Die 6. Richtlinie schreibt, 
ausdrücklich vor, daß Vorauszahlungen ab 10 000 
DM für noch nicht ausgeführte Leistungen bereits 
zu versteuern sind, wenn sie beim Unternehmen 
eingehen. Diese Neuregelung in § 13 wird in der 
Praxis dazu führen, daß enorme Mehrarbeiten ge-
leistet werden müssen und daß diese Mehrfachar-
beit auch zu höheren Kosten und Belastungen für 
die verwaltungsmäßige Abwicklung der Rechnungs-
legung führen wird. 

Meine Damen und Herren, die Vielzahl von Vor-
schlägen, von Anregungen und Forderungen, die 
schon jetzt von Verbänden, Vereinigungen und 
Kammern vorgetragen wurden, werden wir im ein-
zelnen noch näher und genauer prüfen. Meine Frak-
tion hat zu diesem Gesetz eine Anhörung beantragt. 
Sie wird die dort geäußerten Verbesserungen und 
konstruktiven Vorschläge im einzelnen wohlwol-
lend prüfen und gegebenenfalls aufnehmen. 

In diesem Zusammenhang werden wir uns be-
mühen, für das steuerlich wohl schwerwiegendste 
und gewichtigste Anliegen, das wir seit Jahren vom 
Deutschen Hotel- und Gaststättenverband immer 
wieder vorgetragen bekommen, nämlich die Besei-
tigung der Ausnahmeregelung in § 12, die den Ver-
zehr an Ort  und  Stelle vom ermäßigten Mehrwert-
steuersatz ausschließt, eine Lösung zu finden. 

Im Rahmen dieser Beratung werden wir auch das 
Problem der umsatzsteuerlichen Behandlung ge-
brauchter Kraftfahrzeuge ansprechen, weil es thema- 
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tisch in diesen Gesamtkomplex hineingehört, auch 
wenn es konkret erst in der 7. Richtlinie des Rates 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuern behandelt 
wird. 

Grundsätzlich und abschließend wird man zu dem 
Entwurf sagen müssen, daß uns die gegenwärtig' 
beängstigende Finanzlage, in die uns die Koalition 
gebracht hat, nicht den Handlungsspielraum eröff-
net, den wir brauchten, um steuerliche Entscheidun-
gen treffen zu können und damit berechtigte Anlie-
gen in einem sinnvollen Ausmaß zu verwirklichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Eigentlich hatte ich eine Rede zu dieser 
schwierigen Materie vorbereitet. Aber wegen der 
fortgeschrittenen Zeit fasse ich mich ganz kurz. 

Wir sind auf Grund der EG-Richtlinie gezwungen 
— das wußten wir hier in diesem Hause —, unser 
nationales Recht an die europäischen Richtlinien an-
zupassen. Die SPD begrüßt diesen Gesetzentwurf. 
Wir werden ihn mit großer Sorgfalt beraten. 

Einen Hinweis in Richtung Regierungsbank muß 
ich allerdings geben. Seit gut einem Jahr befindet 
sich dieses schwierige Gesetz, nachdem die Richtlinie 
in ihren Strukturen zu erkennen war, in der Bera-
tung des Finanzministeriums. Herr Minister, Sie 
werden dem Parlament gestatten, daß es mit der 
nötigen Sorgfalt alle Details, die vorgetragen wer-
den, prüft. Es wird für den Finanzausschuß eine un-
geheure Kraftanstrengung bedeuten, dieses Gesetz, 
wie Sie es wünschen, vor der Sommerpause zu ver-
abschieden. Der Finanzausschuß ist dabei auf gute 
Zusammenarbeit angewiesen. Sie haben ja soeben 
schon hören können, mit welchen Detailfragen die 
Opposition in diesem Hause in das Gesetz einsteigen 
will. 

Ich denke, wir werden in guter Zusammenarbeit 
an dieses Gesetz herangehen. Ich hoffe, daß wir uns 
in bezug auf die Zeit nicht zu viel vorgenommen 
haben. Dieses Gesetz wird die Wirtschaft, was die 
Umsetzung angeht, nicht unerheblich belasten. Auch 
aus diesem Grunde müssen wir sorgsam vorgehen, 
weil das Gesetz danach nicht so schnell wieder geän-
dert werden sollte. 

Ich versichere für die SPD-Fraktion, daß wir mit 
Fleiß und Akribie an das Gesetz herangehen wer-
den, um eine notwendigen Beitrag für die Wirtschaft, 
aber auch für Europa zu leisten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Cronenberg. 

Cronenberg (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die FDP-Fraktion begrüßt den vorlie-
genden Entwurf zur Neufassung des Umsatzsteuer-
gesetzes als einen wichtigen Schritt zur Angleichung 
der umsatzsteuerlichen Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften innerhalb der Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Gemeinschaft. Mit diesem Entwurf sollen die 
am 17. Mai 1977 vom Rat der Europäischen Gemein-
schaft beschlossenen Vorschriften einer 6. Richtlinie 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuern in das na-
tionale Umsatzsteuerrecht übergeführt werden. Nach-
dem die Partnerländer in der Europäischen Gemein-
schaft auf Grund der ersten beiden Umsatzsteuer-
richtlinien aus dem Jahre 1967 das System der Mehr-
wertsteuer unter Beachtung gleichmäßiger Grund-
strukturen eingeführt haben, sollen mit der Ver-
wirklichung der 6. Richtlinie die Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften bis ins einzelne vereinheitlicht 
werden. Dies ist in den Augen der FDP-Fraktion ein 
bedeutungsvoller Schritt auf dem Wege zur ange-
strebten Aufhebung der innergemeinschaftlichen 
Steuergrenzen. 

Zur vollständigen Umsatzsteuerharmonisierung 
verbleibt aber im wesentlichen noch das Hauptpro-
blem, die Angleichung der Mehrwertsteuersätze. 
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang für meine 
Fraktion noch einmal betonen, daß wir langfristig 
die Anhebung der Mehrwertsteuer für unvermeid-
lich halten. Lassen Sie mich aber hier auch in Erin-
nerung rufen, daß wir außerordentlich großen Wert 
darauf legen, daß in diesem Zusammenhang die Fra-
gen der Gewerbesteuer erneut diskutiert werden; 
denn wir sind zutiefst davon überzeugt, daß es sich 
hierbei um eine im innereuropäischen Bereich wett-
bewerbsverzerrende Steuer handelt, und wir sind 
zutiefst davon überzeugt, daß nur über eine syste-
matische und langsame Anhebung der Mehrwert-
steuer das notwendige Finanzvolumen geschaffen 
wird, um die Gewerbesteuer abschaffen zu können 
und somit die notwendige Wettbewerbsgleichheit 
und Chancengleichheit der Industrie innerhalb Eu-
ropas herzustellen. 

Das große Ziel eines einheitlichen und geschlosse-
nen europäischen Wirtschaftsgebietes durch die Bil-
dung der Wirtschafts- und Währungsunion kann nur 
in vielen kleinen Einzelschritten erfolgen, wobei die 
unterschiedlichen wirtschaftlichen Voraussetzungen 
in den verschiedenen Ländern allmählich einander 
angepaßt werden müssen. Die Harmonisierung der 
Steuersysteme und Steuersätze ist eine wichtige 
Voraussetzung zur Erreichung dieses Zieles. 

Darüber hinaus bildet d ie se Richtlinie die Grund-
lage für die volle Verwirklichung des Finanzie-
rungssystems der EG, indem sie die Bemessungs-
grundlage für die eigenen Einnahmen der Gemein-
schaft eben aus der Mehrwertsteuer festlegt. Auch 
damit wird diegroße europapolitische Bedeutung 
dieses Gesetzes unterstrichen. 

Nachdem das Gesetz genau ein Jahr nach Verab-
schiedung der 6. Umsatzsteuerrichtlinie durch den 
Rat der Europäischen Gemeinschaft in den Bundes-
tag eingebracht wird, sollen nunmehr die Beratun-
gen aufgenommen und durchgeführt werden. Mein 
verehrter Vorredner hat hier schon einige, wie ich 
meine, richtige Ausführungen gemacht. Die Verab-
schiedung vor der Sommerpause sollte möglich sein, 
denn dies ist die Voraussetzung dafür, daß das Ge-
setz am 1. Januar in Kraft treten kann. Aber Unter

-

nehmer, Berater und Verwaltung benötigen minde- 
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stens ein halbes Jahr, um sich auf diese einzelnen 
neuen Vorschriften überhaupt einstellen zu können. 
Die  EDV-Programme müssen geändert und organi-
satorische Voraussetzungen geschaffen Werden. 

Verehrter Herr Minister, ich ,darf mir hier den kri-
tischen Hinweis erlauben, daß es  in Anbetracht der 
umfangreichen Problematik dieses Gesetzentwurfs 
eine starke Beanspruchung ,des Finanzausschusses 
bedeutet, innerhalb von nur vier Wochen diese Be-
ratungen sachgerecht und sorgfältig durchzuführen, 
nachdem die Regierung für ihre eigenen Vorberei-
tungen genügend Zeit in Anspruch genommen hat. 
Ich möchte sehr nachhaltig an den Bundesfinanz-
minister appellieren, doch in Zukunft dafür Sorge 
zu tragen, daß die Beratungszeit für das Parlament 
und für die Ausschüsse in genügendem Umfang zur 
Verfügung steht. 

Auf der  anderen Seite möchte ich aber trotzdem 
auch lobend hier erwähnen, daß die Bundesregie-
rung bei ihren Verhandlungen in Vorbereitung der 
Umsatzsteuerrichtlinien in den einzelnen Berei-
chen der Umsatzsteuer sich mit ihrer Argumenta-
tion in Brüssel hat durchsetzen können. Das war 
sicher eine schwierige Aufgabe, die viel Verhand-
lungsgeschicks und Überzeugungskraft bedurfte. 

Ich möchte einige Punkte erwähnen, in denen die 
Bundesregierung die Wünsche anderer Staaten bzw. 
die Wünsche der Kommission abwehren konnte, die 

 von der deutschen Seite als nicht sachdienlich ange- 
sehen wurden. Besonders wichtig erscheint es mir, 
daß wir unsere Befreiungsvorschriften mit ganz we-
nigen Ausnahmen haben durchsetzen können. Im 
Zusammenhang damit ist es gelungen, eine Befrei-
ung für die Kapitalanlagengesellschaften und Invest-
mentgesellschaften neu einzuführen. Dies war ein 
ausdrücklicher Wunsch  Ides  Finanzausschusses. 
Auch die Steuerbefreiung für private Krankentrans-
porte, die bisher gegenüber der öffentlichen Hand 
und dem Roten Kreuz benachteiligt waren, konnte in 
den Verhandlungen durchgesetzt werden. Gleichfalls 
konnte die Befreiung der Bank- und Finanzumsätze, 
wie es im deutschen Steuerrecht üblich ist,  auf das 
europäische Recht übertragen werden. Ebenso 
bleibt es bei der Nichtbesteuerung der Rundfunk-  
und Fernsehanstalten. 

Hervorzuheben ist weiterhin, daß die im deut-
schen Recht übliche Steuerbefreiung auf sozialem 
und kulturellem Gebiet sowie in der Jugendfürsorge 
gegen Widerstände aus anderen Ländern erhalten 
werden konnte. 

Die Absicherung der umsatzsteuerlichen Berlin

-

Förderung scheint mir in diesem Zusammenhang 
einer besonderen Erwähnung wert. Außerdem muß 
auch sehr deutlich gemacht werden, daß die Sonder-
regelungen mit der DDR fortgeführt werden können. 
Jeder weiß, daß dies im europäischen Bereich nicht 
ganz einfach durchzusetzen war. 

Die FDP begrüßt darüber hinaus, daß für die Be-
reiche, in denen sich die Bundesregierung nicht voll 
durchsetzen konnte, lange Übergangszeiten durch-
gesetzt wurden. 

Lassen Sie mich noch einige wenige Bemerkungen 
zu einigen materiellen Änderungen des Umsatz-
steuerrechts machen. Die Kleinbetriebsregelung des  
geltenden Umsatzsteuerrechts konnte leider nicht 
aufrechterhalten werden. Diese Regelung für Klein-
unternehmer war bei Einführung der Mehrwert-
steuer in der Zeit der Großen Koalition auf Antrag 
der FDP-Fraktion durchgesetzt worden, um den klei-
nen Unternehmen einen erleichterten Übergang in 
das damals neue Mehrwertsteuersystem zu ermög-
lichen. In der Zwischenzeit ist durch das Anwachsen 
der Umsätze, aber auch durch die Optionsmöglich-
keit, die in großem Umfang wahrgenommen worden 
ist, erreicht worden, daß auch in diesen Bereichen 
das normale Mehrwertsteuersystem weitestgehend 
praktiziert wird. Die FDP begrüßt daher den Vor-
schlag der Bundesregierung, die kleineren Unter-
nehmen dadurch zu entlasten, daß der Freibetrag für 
Jahresumsätze auf 18 000 DM angehoben werden 
soll und daß in der Zone bis zu 50 000 DM Umsatz-
steuerermäßigungen mit sinkenden Sätzen gewährt 
werden. Es bleibt aber zu prüfen, ob diese Beträge 
wirklich ausreichen, damit die 70 000 Kleinunter-
nehmen, die bisher 4 v. H. vom Bruttoumsatz gezahlt 
haben, durch die Überführung in die Regelbesteue-
rung nicht zusätzlich belastet werden. Damit wird 
sich der Finanzausschuß ernsthaft beschäftigen müs-
sen. 

Erlauben Sie mir, noch eine Bemerkung zu einer 
Maßnahme zu machen, die in dem vorliegenden Ge-
setzentwurf nicht enthalten ist. Die vom Rat der 
Europäischen Gemeinschaft vorgeschlagene 7. Richt-
linie zur Harmonisierung der Umsatzsteuer sieht 
eine Neuregelung für die Besteuerung von Kunst

-

gegenständen, Sammlungsstücken und Antiquitäten 
sowie von Gebrauchtgegenständen vor. Meine Frak-
tion hatte bereits bei der Einführung der Mehrwert-
steuer gefordert, daß eine Doppelbesteuerung von 
Gebrauchtgegenständen nicht stattfinden solle; denn 
es liegt ja nun einmal im System der Mehrwert-
steuer, daß lediglich der Mehrwert besteuert werden 
soll, dies natürlich in jeder Bearbeitungsstufe. Beim 
Erwerb z. B. eines gebrauchten Kraftfahrzeuges kann 
natürlich nur der Unterschied zwischen dem Über-
nahmepreis und dem neuen Verkaufspreis besteuert 
werden. Dem trägt der Entwurf der 7. Richtlinie in 
der Weise Rechnung, daß bei der Übernahme eines 
Altwagens von einem Nichtsteuerpflichtigen der 
Wiederveräußerer eine fiktive Vorsteuer geltend 
machen kann. Die FDP unterstützt diesen Vorschlag; 
denn damit würden die Konstruktionen, die heute 
ja in erheblichem Umfang praktiziert werden — 
Ausschaltung des Fachhandels, Kommissionsgeschäf-
te, Ausweichen auf das Ausland —, unnütz und 
überflüssig werden. Es stellt sich die Frage, ob die 
Vorschläge der 7. Richtlinie nicht gemeinsam mit 
dem jetzigen Gesetz beraten und verabschiedet wer-
den können. 

Mit einigem Interesse haben wir zur Kenntnis ge-
nommen, daß die Wünsche des Hotel- und Gast-
stättenverbandes von Ihnen aufgegriffen werden. 
Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, 
daß in Ihrer Fraktion offensichtlich ein Meinungs-
wandel eingetreten ist; denn der damalige Antrag 
meiner Fraktion zu diesem Fragenkomplex während 
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der Großen Koalition wurde von Ihnen abschlägig 
beschieden. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Böhme [Freiburg] 
[SPD]) 

Wir sind aber bereit, diesen Fragenkomplex in die-
sem Zusammenhang noch einmal einer objektiven 
Prüfung zu unterziehen, ohne irgendwelche Fest-
legungen für die Ausschußarbeit vorzunehmen. 

Die FDP wird sich für eine gründliche Beratung 
und zügige Verabschiedung des neuen Umsatz-
steuergesetzes einsetzen und fordert die Bundesre-
gierung — wie eben schon geschehen — noch ein-
mal auf, in Zukunft dafür Sorge zu tragen, daß uns 
genügend Zeit für solche sicher sehr notwendige 
Beratungen bleibt; das aber nicht nur im Interesse 
des beratenden Ausschusses, Herr Minister, son-
dern insbesondere im Interesse derjenigen, die die-
ses Gesetz später anwenden müssen. Es ist auf 
Grund der systematischen Änderungen mit erhebli-
chen Problemen insbesondere im Bereich der mittel-
ständischen Industrie zu rechnen, die sich ja keine 
Fachleute erlauben kann, um mit diesem neuen Ge-
setzeswerk fertig zu werden. Ich wäre Ihnen dank-
bar — ich bin sicher, daß ich im Namen vieler Mittel-
ständler spreche —, wenn Sie erreichen könnten, daß 
sich die Finanzämter im ersten Jahr weniger als 
Steuereintreiber denn als Berater der mittelständi-
schen Unternehmen betätigen und ihnen mit Rat 
und Tat zur Seite stehen, damit diese mit diesem 
neuen Gesetzeswerk dann auch fertig werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage an 
den Finanzausschuß — federführend — sowie an den 
Ausschuß für Wirtschaft — mitberatend — und den 
Haushaltsausschuß — mitberatend und gemäß § 96 
der Geschäftsordnung — zu überweisen. — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 12 bis 17 der Tagesordnung 
auf: 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
den Übereinkommen vom 3. Dezember 1976 
zum Schutz des Rheins gegen chemische Ver-
unreinigung und zum Schutz des Rheins ge-
gen Verunreinigung durch Chloride (Gesetz 
zum Chemieübereinkommen/Rhein und Chlo-
ridübereinkommen/Rhein) 
— Drucksache 8/1733 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

13. Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Än-
derung der Verwaltungsgerichtsordnung 
— Drucksache 8/1717 

— 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

14. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu den 
Änderungen vom 21. Oktober 1969 und vom 
12. Oktober 1971 des Internationalen Über-
einkommens zur Verhütung der Verschmut-
zung der See durch Öl, 1954 
— Drucksache 8/1740 

— 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 

15. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 2. September 1977 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Indonesien zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 
— Drucksache 8/1741 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

16. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 22. Juli 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Ecuador zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 
— Drucksache 8/1742 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

17. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 28. Juni 1977 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik 
Mali über die Förderung und den gegenseiti-
gen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 8/1743 

— 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Ich frage, ob das Wort begehrt wird. — Das ist 
nicht der Fall. 

Die Überweisungsvorschläge des Ältestenrates 
bitte ich der Tagesordnung zu entnehmen. Ich frage, 
ob das Haus mit den vorgeschlagenen Überweisun-
gen einverstanden ist. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur 
Ermächtigung der Kommission, Anleihen zur 
Investitionsförderung in der Gemeinschaft 
aufzunehmen 
— Drucksachen 8/1524, 8/1749 

— 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Rapp (Göppingen) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 

Wort wünscht. — Das ist nicht der Fall. Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Das Wort zur Aussprache wird nicht begehrt?  — 
Die  Beschlußempfehlung lautet: Der Bundestag 
wolle beschließen, die Vorlage zur Kenntnis zu neh-
men; des weiteren möge der Bundestag eine Ent-
schließung annehmen, die auf der Drucksache 
8/1749 unter Nr. 2 aufgeführt ist. Ich schlage vor, 
daß wir über beide Punkte gemeinsam abstimmen. 
Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der zustimmungsbedürftigen 
Verordnung der Bundesregierung zur Ände-
rung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 7/78 
— Zollpräferenzen 1978 gegenüber Entwick-
lungsländern — EGKS) 
— Drucksachen 8/1643, 8/1751 

— 

—

Berichterstatter: 

Abgeordneter Wolfram (Recklinghausen) 

Der Herr Berichterstatter wünscht keine Ergän-
zung. Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Das Wort wird in der Aussprache nicht begehrt. 
Es wird vorgeschlagen, der Verordnung zuzustim-
men. Wer dem zustimmt, bitte ich um das Zeichen. — 

Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der 

aufhebbaren Vierzigsten Verordnung zur Än

-

derung der Außenwirtschaftsverordnung 

aufhebbaren Vierundsechzigsten Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste — Anlage zum 
Außenwirtschaftsgesetz 

— 

— Drucksachen 8/1641, 8/1642, 8/1752 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Unland 

Der Herr Berichterstatter wünscht keine Ergän-
zung. Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Es folgt keine Beschlußfassung, sondern nur 
Kenntnisnahme, wenn nicht ein Antrag aus der Mit-
te des Hauses vorliegt. Ich stelle fest, daß kein An-
trag aus der Mitte des Hauses vorliegt, so daß die 
Drucksachen zur Kenntnis genommen werden. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende 
der Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Plenarsitzung auf Freitag, 
den 12. Mai 1978, 9 Uhr ein. Wir beginnen mit der 
Großen Anfrage zur Neuorientierung der Wohnungs-
baupolitik. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.32 Uhr) 
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